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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 
V o r  s i t z  e n d  e :  Präsident Benya, Zwei- ditätsfrage. Worum es beim Bundesfinanz­

ter Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident gesetz geht, sind Fragen von Finanzschulden, 
Probst. wo bestenfalls in den letzten drei Monaten 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 
Die amtlichen Protokolle der 134. Sitzung 

vom 22. Jänner und der 1 35. Sitzung vom 
23. Jänner 1 975 sind in der Kanzlei aufgelegen 
und unbeanstandet geblieben. 

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Broesigke. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: Wir beginnen mit der Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Keimel (OVP) an 
den Herrn Bundesminister für Finanzen. 

1901/M 

Welche Kredite beziehungsweise Anleihen 
haben Sie seit Jahresbeginn aufgenommen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter I Zur teil� 
weisen Bedeckung des Budgetabganges wur� 
den bisher Anleihen und Kredite in einer 
Größenordnung von 3,23 Milliarden aufge� 
nommen und zur vorübergehenden Kassen� 
stärkung, also als befristete Liquiditätsmaß� 
nahmen, 5,53 Milliarden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Dr. Keimel: Herr Finanz� 

minister! Das bedeutet also, daß Sie während 
der ersten zwei Monate - Sie nehmen ja im 
Februar, w�e ich höre, noch einmal 400 Mil· 
lionen im Ausland auf - 9,2 oder 9,3 Mil� 
1iarden Schilling aufgenommen haben. Das 
sind während der ersten beiden Monate so 
viel, wie es bisher noch nie war. Das ist offen­
sichtlich auch nicht dazu da, den Haushalt 1 975 
zu finanzieren. Sie nehmen also diese Kredite 
und AnLeihen auf, um Schulden aus dem Jahr 
1974 zu tilgen, Schulden, von denen Sie uns 
noch vor wenigen Wochen erklärt haben, daß 
sie nicht bestünden. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: Wie 
viele Schulden und wie viele Verbindlich­
keiten aus dem Jahr 1 974 werden mit den 
Krediten, auch denen der Nationalbank, und 
Anleihen der ersten beiden Monate 1 975 be­
deckt? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! Das ist eine reine Liqui-

gesagt werden kann, ob man oder ob man 
nicht mit dem Rahmen von 1 6,3 Milliarden 
Schilling auskommt. Denn nicht jedes höhere 
Defizit, das sicherlich durch Mindereinnahmen 
bei der Umsatzsteuer entstanden ist, und 
zwar Mindereinnahmen nicht nur gegenüber 
den Präliminierten - Sie haben mich vor 
einem Jahr kritisiert, daß ich bewußt zuwenig 
geschätzt habe, j etzt drehen Sie es um und 
sagen, ich habe zuviel geschätzt, Sie haben 
Ihre Argumentation um 1 80 Grad gedreht -, 
bringt ein Liquiditätserfordernis mit sich. Wie­
weit eine Verschiebung von Einnahmen vor­
liegt, kann noch nicht gesagt werden. Erste 
Anzeichen liegen dafür jedenfalls nach den 
ersten bei den Monaten vor, sodaß diese Frage 
in der Form zwar gestellt, aber sicherlich nicht 
beantwortet werden kann. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Keimel: Wir sind sdlon 
gewohnt, Herr Minister, daß Sie Fragen, die 
unangenehm sind, nicht beantworten. Es steht 
jedenfalls fest, daß Sie die Kredite und An­
leihen zur Bedeckung des größeren Budget­
defizits aus 1 974 verwenden müssen. 

Für 1975 haben Sie j edenfalls mit dem 
Bundesbudgetgesetz eine Ermächtigung vom 
Parlament zur Aufnahme von 1 6,3 Milliarden 
erhalten. Diese 1 6,3 Milliarden werden Sie 
aber etwa bis März, spätestens April voll 
ausgeschöpft haben. Selbst aber rechnen Sie 
j a  doch schon, wie ich höre, aus Mitteilungen 
gegenüber der Presse und so weiter, mit einem 
Finanzierungsbedarf von rund 28 Milliarden 
Schilling. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: Wie 
werden Sie das Defizit 1 975 finanzieren? Wer­
den Sie es finanzieren durch eine zusätzliche 
Kreditermächtigung, welche Sie sich vom Par­
lament holen, oder werden Sie es finanzieren 
durch eine Erhöhung der Verwaltungs­
schulden, das heißt, durch Sdtuldigbleiben von 
Lieferantennedlnungen, durch Sdluldigbleiben 
von Verpflichtungen, Hinausschieben viel­
leicht über den Wahltermin, oder aber werden 
Sie es durch Ausgabenrückstellungen finan­
zieren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Zunächst ein­
mal : Der Vorschlag, der von Ihrer Fraktion 
gemacht wurde, im gegenwärtigen Zeitpunkt 
Ausgaben zu kürzen und Einnahmen zu er­
höhen, wäre angesichts einer weltweiten Re-
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Bundesminister Dr. Androsdl 

zession das perfekte Rezept, Arbeitslosigkeit 
in Osterreich zu schaffen, was wir nicht tun 
werden. 

Zum zweiten geht es nicht um den Abgang 
1974, sondern um 1975, wo es eine Kredit­
ermächtigung gibt, die mit 28 Milliarden über­
haupt nichts zu tun hat. Die Zahl ist von 
Ihnen gebracht worden; sie wurde weder von 
mir noch von mir aus in der Presse gebracht, 
weil sie einfach falsch ist. Wenn es notwendig 
ist, wird es eine Erhöhung des Kreditrahmens 
geben, aber das kann im jetzigen Zeitpunkt 
und angesichts der momentanen Einnahmen­
entwicklung nicht gesagt werden. Ich bin vor­
sichtig und rede nicht schon von einer blei­
benden Einnahmenentwiddung, wie Sie es 
getan haben, indem Sie von ungeheuren Mehr­
einnahmen und bewußter Unters eh ätzung der 
Mehrwertsteuer sprachen, um dies jetzt um­
zudrehen und nun im Gegensatz zu Ihrer 
Behauptung von einer Fehleinschätzung zu 
sprechen. (Abg. GI ase r: Er hat e twas ganz 
anderes gefragt!) Der Herr Abgeordnete hat 
nach der Kreditermächtigung gefragt. Er hat 
nämlich drei Fragen gestellt, und Sie ge­
statten, daß ich, obwohl nur eine möglich ist, 
alle drei beantworte. Die eine Frage hat sich 
auf die Höhe des Ermächtigungsspielraumes 
bezogen. Der kann ausre ichen , muß aber nicht 
ausreichen. Das läßt sich erst nach mehr­
monatiger Entwicklung sehen. 

Zu den Krediten möchte ich Ihnen abschlie­
ßend folgendes sagen, Herr Abgeordneter, um 
zu zeigen, wie  wir im Vergleich zu Ihnen 
gewirtschaftet haben: Sie haben 1966 bis 1969 

31 Milliarden Schilling an Investitionen vorge­
nommen, das sind im Jahresdurchschnitt 
1,1 Milliarden ,  und haben dafür 14,2 Mil­
liarden Kredite genommen, das sind im J ah­
res durchschnitt 3,6 Milliarden, während wir 
13,6 Milliarden investiert haben und nur 
3,2 Milliarden Schilling Kredite aufgenommen 
haben. (Abg. GI as e I: Ist das gefragt wor­
de n? - Zwischenruf des Abg. Dr. K e im e 1.) 
Herr Abgeordneterl Wenn Sie drei Fragen 
in einem so weiten Bereich stellen, dann 
müssen Sie mir auch gestatten, daß ich sie auch 
in die Ordnung bringe, in die sie gehören, und 
da wollte ich Ihnen sagen, was mit den Kre­
diten im übrigen geschehen ist. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident: Anfrage 2 :  Herr Abgeordneter 
Horejs (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1937JM 

In welchmu Stadium befinden sich die Vor­
arbeiten für ein Olympiafördel'lUlgsgesetz? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Die Vorarbeiten für ein 

Bundesgesetz betreffend die Förderung der 
Olympischen Winterspiele Innsbruck. 1976 sind 
bis auf einen einzigen Punkt smon seit län­
gerem abgeschlossen. Dieser Punkt betrifft die 
Forderung des ORF, den mit den Ubertragun� 
gen der Olympischen Winterspiele Innsbruck. 
1976 in das Ausland ,entstehenden verlorenen 
Aufwand abgegolten zu erhalten. Der ORF 
beziffert diesen verlorenen Aufwand mit rund 
302 Millionen Schilling. Den mit dem ORF 
geführten Gesprächen zufolge ist dieser Auf­
wand dem Grunde und der Höhe nach vorn. 
Bundesministerium für Verklehr zu überprüfen. 
Das Ergebnis dieser Prüfung wurde dem Bun­
desministerium für Finanzen mit Note des 
Bundesministeriums für Verkehr vom 30. Jän­
ner 1915 m itgeteilt; der verlorene ORF-Auf­
wand wurde mit 262 Millionen Schilling veri­
fiziert. 

Eine weitere in diesem Zusammenhang zu 
klärende Angelegenheit betrifft die anteils­
mäßige Tragung des verifizierten verlorenen 
Aufwandes des ORF durch den Bund, das 
Land Tirol und die Stadt Innsbruck. Die beiden 
zuletzt genannten Gebietskörperschaften 
haben es bisher abgelehnt, sich an diesen 
Kosten zu beteiligen. Es werden jedenfalls 
darüber mit den Genannten am 3. März neuer­
liche Besprechungen stattfinden. Sobald der 
verifizierte verlorene Aufwand des ORF vor­
liegt, müssen deshalb diese Verhandlungen 
zum Abschluß gebracht werden. Ich nehme an, 
daß die Bundesregierung spätestens bis Ende 
März dem Hohen Haus eine Regierungsvor­
lage betreffend ein Olympiaförderungsgesetz, 
in dem auch diese Frage eine entsprechende 
Regelung finden wird, vorlegen wird können. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Horejs: Herr Minister! Hängt 
die bereits angekündigte Herausgabe einer 
Zuschlags-Olympiasondermarke ebenfalls mit 
dem Olympiaförderungsgesetz zusammen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Wenn ich 
richtig informiert bin, soll es da einen Zu­
schlag geben - aber das wird genauer der 
Herr Verkehrsminister beantworten kön­
nen -, weil es darum geht, dem Olympischen 
Comite eine Reihe von Einnahmequellen zu 
erschließen, damit es die entstehenden Auf­
wendungen decken kann, möglichst in einer 
Form decken kann, die zu keinem Abgang 
führt, beziehungsweise wenn ein solcher ent­
steht, s o  ist er zwischen dem Bund, dem Land 
und der Gemeinde entsprechend zu teilen. 
Wobei die entscheidende Frage ist, daß sozu­
sagen auch die verlorenen Aufwendungen im 
Zusammenhang mit der Ubertragung hier 
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Bundesminister Dr. Androsch 

- weil sie in einem unmittelbaren Zusammen­
hang stehen - entsprechend eingebunden 
werden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Horejs: Herr Minister! Wie 
hoch werden die voraussichtlichen Aufwen­
dungen des Bundes für die Anlagen der Olym­
pischen Spiele 1 976 sein? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Der Bund 
trägt die überwiegenden Kosten, wobei viele 
der Aufwendungen Dinge betreffen, die ohne 
Zweifel früher oder später auf jeden Fall vor­
genommen worden wären, aber simerlich nicht 
schon zu diesem Zeitpunkt. ICh erinnere an den 
Westast bei der Brennerautobahn, ich erinnere 
an die Schulbauten, um nur einige Beispiele 
zu nennen. Das bewegt sich in einer Größen­
ordnung - ich bitte um Verständnis, wenn im 
die Zahlen im Detail nicht auswendig weiß -
von gut 1 ,5 Milliarden Schilling. 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Dr. Kohlmaier (OVP) an den Herrn Minister. 

1902/M 

"Tie hoch waren die sogenannten "Über­
schüsse" des Familienlastenausgleichsfonds im 
Jahre 1974? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Der Uber-
schuß des Ausgleichsfonds für Familienbei­
hilfen, der seit 1 97 1  nicht nur ein rechnerischer 
ist, sondern auch geldmäßig bei der Post­
sparkasse zur Verfügung steht, wird für das 
Jahr 1974 2389 Millionen Schilling betragen 
haben. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes­
minister! Wann wurde dieser Betrag an den 
ReSlervefonds abgeführt? Sie wissen, daß Sie 
das Bundesfinanzgesetz verpflichtet, das bis 
25. Jänner 1975 zu tun. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Das richtet 
sich nam der Liquiditätssituation. Zum Unter­
schied von der Zeit vor 1970 wird das abge­
führt und nicht in einer Größenordnung von 
nahezu 5 Milliarden nur als eine Erinnerungs­
post rechnerisch festgehalten. Es wurden im 
vergangenen Jahr - das habe ich bei früherer 
Gelegenheit schon erklärt - 500 Millionen 
akontiert, und der Restbetrag, der Scheck über 
1,8 Milliarden liegt bereits bei der Postspar­
kasse. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier : Herr Präsi­
dent! Ich bedauere, daß ich mit der dritten 

Frage bitten muß, die zweite zu beantworten. 
Der Herr Minister hat einerseits polemisiert. 
was frühere Regi..erungen gemacht haben, und 
andererseits die Frage, ob der Artikel IV 
Abs. 3 des Bundesfinanzgesetzes 1974, der 
die Uberschußabfuhr bis 25. Jänner 1975 vor­
schreibt, erfüllt wurde oder nicht, nicht beant­
wortet. Es ist hier von ScheCks und geteilren 
Beträgen gesprochen worden. 

Ich muß daher eindringlich noch einmal 
bitten - und bitte das nicht mißzuverstehen, 
wenn ich hier ersuche, die Frage mit ja oder 
nein zu beantworten -: Ist Artikel IV Abs. 3 
des Bundesfinanzgesetzes 1974 erfüllt, wonach 
die Uberschußabfuhr - das kann sich wohl 
nur auf den gesamten Betrag beziehen - bis 
zum 25. Jänner 1975 durchgeführt werden 
muß? Ist das bis 25. Jänner 1 975 geschehen -
ja oder nein, Herr Bundesminister? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androscb:  Zunächst, 
Herr Abgeordneter, kann die Feststellung von 
Tatsachen, die Sie auch nicht bestreiten, keine 
Polemik sein. Und zum zweiten liegt der 
Scheck bei der Postsparkasse. Ob er schon 
verrechnet ist, kann iCh niCht beantworten, 
denn da müßte ich in die Budlhaltung bei der 
Postsparkasse einsehen. (Abg. Dr. K 0 h 1-
ma i e r: Das ist eine Pflanzerei! - Weitere 
Zwischenrufe.) 

Präsident: Anfrage 4 :  Abgeordneter Köck 
(SPU) an den Herrn Bundesminister. 

1938/M 

Unter welchen Bedingungen werden Privat­
unternehmer zur Beförderung von Schulkindern 
herangezogen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Grundlegende Vorausset­
zungen für ein Verkehrsunternehmen zur 
DurChführung von Schülerbeförderungen sind 
der Besitz ,einer entsprechenden Konzession 
und eines für solche Transporte geeigneten 
Fahrzeuges. Die näheren Modalitäten sind 
durch jährliche Richtlinien des Bundesmini­
steriums für Finanzen geregelt, die insbeson­
dere audl die zu zahlenden Fahrpreise ent­
halten. Aufgabe der Schulerhalter ist es, an 
der Vorbereitung der Schülertransporte mit­
zuwirken, indem sie insbesondere die in Be­
tracht kommenden Schüler erfassen und ein 
geeignetes Verkehrsunternehmen namhaft 
machen. Die Verträge selbst werden durch die 
Finanzlandesdirektionen abgeschlossen. Nach 
Vertragsabschluß werden die Gemeinden er­
sucht, die ordnungsgemäße Durchführung der 
Schülertransporte zu überwachen und Miß­
stände zwecks Abstellung zu melden. 
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Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Köm: H err Bundesminister! 
Ich möchte trotzdem noch einmal auf die 
ganze Problematik kurz eingehen, denn man 
hört immer wieder seitens der Kinder bezie­
hungsweise der Eltern, daß es sich die Privat­
unternehmer beziehungsweise die Fahrer die­
ser Busse sehr leicht machen. 

So hört man zum Beispiel, daß vertraglich 
vereinbarte Fahrten, die l etztlich auch bezahlt 
werden, zusammengelegt werden, daß in der 
Folge natürlich die Busse überbesetzt sind, 
und man hört auch davon, daß sich die Fahrer 
des öfteren nicht an die Zeit halten und sie 
darüber hinaus auch in der Richtung vorgehen, 
die Fahrten immer wieder auch zu privaten 
Zwecken zu benutzen. 

Es erhebt sich also die Frage, Herr Bundes­
minister, ob es diesbezüglich Sanktionen gibt 
und ob hier Einrichtungen, Kontrollorgane, 
existieren, die die Verträge mit den Privat­
unternehmungen bezüglich Schulbusfahrten 
überprüfen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Die Kom­
petenz hiefür liegt bei den Finanzlandesdirek­
tionen, die jede Meldung darauf überprüfen, 
ob die Verträge, die mit den Unternehmungen 
geschlossen wurden, eingehalten wurden oder 
nicht. 

Wurden sie nicht eingehalten, muß es zur 
Vertragslösung kommen, wenn es sich um 
gravierende Dinge handelt. Wenn also Miß· 
stände dieser Art bekannt werden, an die 
Finanzlandesdirektionen herangetragen wer­
den und gravierenden Inhalts sind, werden sie 
überprüft und wird erforderlichenfalls eine 
Vertragsauflösung wegen Nichteinhaltung des 
Vertrages herbeigeführt. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: Anfrage 5 :  Herr Abgeordneter 
Zeillinger (FPO) an den Herrn Bundesminister 
tür Verkehr. 

1952/M 

Warmn wurde die Herausgabe der 1. Tranche 
der Sonderpostmarkenserie "XII. Olympische 
Winterspiele in Innsbruck 1976" verschoben ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Lane: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Die Verschiebung 
des Ausgabetermins der ersten Tranche der 
Olympiabriefmarken wurde seitens der Post 

mit betriebsdienstlichen Schwierigkeiten zur 
rechtzeitigen Versandvorbereitung begründet. 

Präsident: Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Zeillinger: In einem FadI­
mitteilungsblatt stand als Grund angegeben, 
daß eine gesetzliche Grundlage, die erst be­
schlossen werden müsse, notwendig sei. Ich 
kann es derZieit nidIt b eurteilen, ob der Grund, 
der in diesem Mitteilungsblatt stand, oder der 
von Ihnen jetzt angegebene richtig ist. 

Ich habe versucht, die  gesetzliche Grundlage 
auf Grund dieser Mitteilung zu suchen. Ich 
habe sie - ehrlich g esagt - nicht gefunden. 
Ich darf in diesem Zusammenhang die Frage 
an Sie richten: Welche gesetzliche Grundlage 
bestimmt, wie viele Marken mit Zuschlägen 
Sie herausgeben können, w�e hoch die Zu­
schläge sind und wer die Zuschläge bekommt. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lane: Für die Herausgabe 
Von Marken mit Zuschlägen durch ein spezi­
fisches Bundesgesetz gibt es keine Regelung. 

Das hat auch bei Juristen der Postverwal­
tung zu der Auffassung, die Sie in einern sol­
chen MHteilungsblatt gefunden haben, daß 
man deswegen die Olympiamarke mit Zuschlag 
nicht herausgeben könne, geführt. 

Ich habe mir daraufhin die Sache angesehen 
und festgestellt, daß auch früher Briefmarken 
mit Zuschlägen herausgegeben worden sind, 
ohne daß für die spezielle Marke mit dem 
speziellen Zuschlag ein Bundesgesetz, das die 
Höhe dieses Zuschlages regelt, dagewesen 
wäre. Daher habe ich die Auffassung ver­
treten, daß man im Sinne der mit den Marken­
erlösen beabsichtigten Teilfinanzierung der 
Olympischen Winterspiele 1916 keinerlei Ver­
anlassung hat, die Marken nicht heraus­
zugeben, denn solange keine gesetzliche 
Regelung für dte Verwendung der Gelder da 
ist, werden sie einfach deponiert. Wenn das 
Olympiaförderungsgesetz erlassen ist, werden 
sie nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
vergeben. Würden wir aber weiter zugewartet 
haben, dann hätte das ja bedeutet, daß die 
Marken nicht mehr in guter Zeit, nämlich in 
einer Zeit, wo der Philatelistenmarkt dafür 
aufnahmefähig ist, hätten herausgebracht wer­
den können. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundes­
ministerl Um mit meiner Frage nicht miß­
verstanden zu werden : Ich anerkenne die hohe 
Qualität der österreichischen Briefmarke. Ich 
bin mir auch vollkommen bewußt, daß Sie 
keinen neuen Weg gegangen sind. Wenn ich 
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Zelllinger 

Ihre Antwort jetzt riChtig verstanden habe, 
dann ist es so, daß es bisher eigentliCh für die 
Herausgabe von Sonderbriefmarken mit Zu­
schlägen keine gesetzliche Deckung gab und 
auch derzeit noch nicht gibt. 

Das heißt, es bleibt dem Zufall, dem Mini­
ster überlassen, für wen er herausgibt. Bei 
dieser Marke gibt es einen" Zuschlag von 
1,90 S, Sie hätten genauso 1,50 S oder 3,90 S 
als Zuschlag bestimmen können. 

Ich habe mir die letzte erreichbare Marke 
gekauft, darauf ist der SChutzpatron Erzengel 
Gabriel abgebildet, Zuschlag 1 S. Ich weiß 
nicht, ob der Erzengel Gabriel oder jemand 
anderer den Schilling bekommt, das scheint 
auCh im Budget nirgends auf. 

Meine Frage war: Wer nimmt noch Anteil? 
Denn ein Hinweis in Ihren Arbeitsunterlagen 
zeigt, daß 10 Prozent einem Hilfsfonds zu­
gehen. Es fehlt bisher jede gesetzliche Grund­
lage. Ich halte das für einen unhaltbaren 
Zustand. 

Meine Frage lautet daher: Sind Sie bereit, 
für die Zukunft Vorsorge zu treffen, daß die 
Herausgabe von Briefmarken hinsiChtlich ihrer 
Zahl, ihrer Zuschläge und wer diese Zuschläge 
bekommt - denn das sind Einnahmen, die der 
Staat bekommt und die irgend jemand nach 
Gutdünken weitergibt, ohne daß das Par­
lament eingreifen kann - gesetzliCh geregelt 
wird. Sind Sie bereit, für die Zukunft dafür 
Sorge zu tragen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Wir arbeiten an einem neuen 
Postgesetz. Ich glaube, daß in diesem Post­
gesetz sinnvollerweise auch diese Materie, 
die bisher nicht ganz einwandfrei geregelt 
war, geregelt Wlerden soll. Nach den Aussagen 
der Postverwaltung ist mit diesem Gesetzent­
wurf gegen Ende dieses Jahres zu rechnen. 

Präsident: Anfrage 6 :  Herr Abgeordneter 
Nittel (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1951/M 

ist. Es hätte nun die MögliChkeit bestanden, 
unmittelbar nach dem vorgesehenen Termin 
- zweite Jännerhälfte - im ersten Teil des 
Februar mit der Marke herauszukommen. Dies 
schien uns aber im Interesse der Olympiade 
Innsbruck im Hinblick auf die möglichen Er­
löse der ZusChläge nicht geboten zu sein, weil 
im Februar die Philatelisten mit anderen Neu­
erscheinungen finanziell so stark belastet sind, 
daß man ihnen nicht hätte zumuten können, 
diese Belastung plus der ersten Olympia­
markentranche auszuhalten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Nittel: Herr Bundesministerl 
Es war doCh bisher in der jüngeren Geschichte 
Osterreichs so, daß Zuschläge - von Kata­
strophenfällen wie Lawinenunglück abge­
sehen - in der Regel zugunsten philatelisti­
scher Zwecke verwendet wurden, weil man 
von der TatsaChe ausging, daß diese Sonder­
marke samt den dazugehörenden Zuschlägen 
in der Regel von den Philatelisten aufgebracht 
wurden. Das ist auch der Grund, warum Zu­
sChlagsmarken oder -serien nicht besonders 
populär sind, weil der Teil des dafür zu ent­
richtenden Betrags ja nicht postalischen 
Zwecken zugeführt wird. Und" es ist zum 
Beispiel die WIPA-Serie, die WIPA-Vorserie, 
lange Zeit nicht ausverkauft gewesen. 

Ich frage Sie deshalb, Herr Bundesminister, 
ob Sie dafür sorgen werden, daß in Zukunft, 
wenn solche Serien wie die jetzt angekündigte 
und die zweite Serie zum gleiChen Anlaß 
herauskommen, die Termine, die ja auffi mit 
den Philatelistenvereinen vereinbart sind, tat­
sächlich eingehalten werden, um auf diese 
Weise zumindest den Kunden entgegen­
zukommen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Ich bin absolut dieser 
Auffassung. Ich glaube nicht, daß hier eine 
wesentliChe Deroutierung der Einkaufsplanung 
der Philatelisten durCh diese eineinhalb­
monatige Ausgabeverschiebung eingetreten 
ist. Die zweite TranChe der Olympiamarken 
kommt ja erst gegen Jahresende zur Aus­
gabe. Welche Gründe waren maßgebend, daß die 

für Jänner 1975 angekündigte Zuschlagsonder­
markenserie "Olympische Winterspiele in Inns- Präsident: Anfrage 7 :  Herr Abgeordneter 
bruck" nicht termingerecht ausgegeben wurde? Dr. Lanner (OVP) an den Herrn Bundes· 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter I Wie schon erwähnt, hat die 
Postverwaltung die Verzögerung der Heraus­
gabe der ersten Tranche der Olympiabrief­
marke damit begründet, daß sie mit den V OI­
bereitungsarbeiten für den Versand an die 
Abonnenten nicht rechtzeitig fertig geworden 

minister. 

1911/M 

Wie ist die enorme Anhebung der Telephon­
grundgebühren gerade in ländlichen Gebieten 
mit dem Wortla.ut Ihres kostspieligen Inserates 
vom 29. Mai 1974 vereinbar, in dem es wörtlich 
heißt: "Auf den ländlichen Raum haben wir 
besondere Rücksicht genommen"? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

136. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 93

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 136. Sit:lung - 19. Feber 1975 13257 

Bundesminister lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sie fragen nach der Berechti­
gung des in der seinerzeitigen Insertion über 
Sinn und Zweck der Telephongebühren­
erhöhung verwendeten Satzes: "Auf den länd­
lichen Raum haben wir besondere Rü<kskht 
genommen." Ich darf hier einige Beispiele 
dafür anführen. 

Die Vergebührung der Ferngespräche erfolgt 
als ein Vielfaches der Ortsgesprächsgebühr. 
Dieses Vielfadle wurde für Gespräche in der 
ersten Zone, also in der Zone von Ortsnetz­
grenze bis 25 Kilometer, im neuen Tarif vom 
früheren Fünffachen auf das Vierfache und 
bei Nacht vom Dreieinhalbfachen auf das 
Zweie inhalbfache Vlermindert. Während also 
beispielsweise bei der Ortsgesprächsgebühr 
eine Erhöhung um 33 Prozent eingetreten ist, 
ist in dieser Zone, die für den ländlichen Raum 
die bedeutungsvollste Fernsprechlleiation ist, 
bei der Taggebühr nur eine Erhöhung um 
etwas über 6 Prozent, bei der Nachtgebühr 
sogar eine Senkung eingetreten, wobei diese 
Nadltgebühr ja bereits ab 19 Uhr wirksam 
ist, also gerade in der Landwirtschaft, wo 
ja untertags im Freien gearbeitet wird, diese 
verbilligte Zeit besonders gut und reichlich 
in Anspruch genommen werden kann und 
auch tatsächlich in Anspruch genommen wird. 

Wir haben ferner die Zuschlagsgebühren für 
längere Amtsleitungen über 5 Kilometer, die 
gerade in den kleineren Ortsnetzen des länd­
lidlen Raumes häufig zum Tragen kommen, 
aufgelassen. Diese Gebühr hat seinerzeit beim 
alten Tarif für nur 2 Kilometer Uberschreitung 
dieses 5-Kilometer-Kreises zum Beispiel schon 
50 S ausgemacht. Wir meinten, daß diese Spe­
zialgebühr in dem Maße wegzufallen hätte, 
als audl auf der anderen Seite ein e  Einheit 
in den Grundgebühren zwisdlen dem städti­
schen und dem ländlichen Raum eingetreten 
ist. 

Das sind nur zwei Beispiele dafür, daß die­
ser Satz in unserer seinerzeitigen Informa­
tionsinsertion einer Berechtigung nicht ent­
behrt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Lanner: Herr Ministerl Ich 
halte Formulierungen, wie sie vorhin zitiert 
wurden, für nicht glücklich, denn Site wissen 
sehr genau, wie die Situation im ländlidlen 
Raum ist. Die Menschen sind, was die Tele­
phongebühren anlangt, ich würde sagen in 
dreifadler Hinsicht benachteiligt. Es wurden 
durch die letzte Tarifregulierung die Grund­
gebühren verdoppelt, ja in gewissen Fällen 
verdreifadlt. Das wissen Sie sehr genau. SiJe 
wissen zweitens, daß gerade im ländlichen 
Raum die Entfernungen größer sind, man da-

her öfter gezwungen ist, Ferngesprädle zu füh­
ren und nicht um 1 S telephonienen kann. Und 
Sie wissen drittens sehr genau, daß gerade 
die Anschlußgebühren nidlt in einer Größen­
ordnung von 1000 S wie in der Stadt - wir 
vergönnen es diesen Leuten herzlich - mög­
lich sind, sondern daß die Leute dort 10.000 S, 
20.000 S, ja bis zu 50.000 S bezahlen müssen. 

Meine konkrete Frage an Sie wäre: Was 
unternehmen Sie in der nächsten Zeit, um 
wenigstens die Ansmlußkosten im ländlichen 
Bereich für diese MensChen etwas erträglicher 
zu machen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr g eehrter Herr 
Abgeordneter! In dieser Angelegenheit sind 
im Verein mit dem Landwirtschaftsministe­
rium Uberlegungen im Gange; eine budgetäre 
BedeckungsmögliChkeit in anderer Form be­
steht derzeit nicht. Im Unternehmensplan der 
Postverwaltung ist jedom vorgesehen, daß bei 
der künftigen Entwicklung der Fernsprechge­
bühren die Unterschiede zwischen der 25-Kilo­
meter-Zone und dem Ortsnetz sukzessive, so 
wie das jetzt schon in einem ersten Schritt 
getan wurde, eingeebnet werden sollen. Ich 
verhehle nicht, daß dieser Teil des Unterneh­
mensplanes durdlaus mein Billigung findet. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Lanner: Herr Minister! Ich 
habe eigentUdl gehofft, daß Sie mir neben der 
Absidltserklärung, die ich positiv zur Kienntnis 
nehme, einiges Konkretes sagen könnten, was 
für diese Leute nun wirklich getan wird. Diese 
Mensdlen werden schon zu lange vertröstet. 
Ihr Vorgänger, Herr Minister FrühbaUler, hat 
1973 auf eine diesbezügliche Anfrage geant­
wortet, er prüfe derzeit die Möglichkeit eines 
zumutbaren pauschalierten Anschlußsatzes. 
Auf meine Frage, wie lange diJese Prüfung 
dauern werde, meinte er: Die Untersuchungen 
sind im Gange, sie werden bis Ende 1973 ab­
geschlossen sein. 

Da wir jetzt das Jahr 1975 schreiben, muß 
ich annehmen, daß diJese Untersuchungen im 
Ergebnis vorliegen, und ich würde Sie daher 
fragen: Welcher Anschlußbetrag, glauben Sie, 
wäre nach den vorliegenden Untersuchungen 
für die Menschen im ländlidlen Raum zumut­
bar, wenn sie einen neuen Telephonanschluß 
erwerben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Die Untersuchungen haben er­
geben, daß die tatsächlichen Herstellungs­
kosten zwischen ein paar hundert und in 
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Bundesminister Lane 
Extremfällen einigen zehntausend Schilling 
schwanken. Wenn ein Pauschal satz für An­
schlußkosten geschaffen wird, dann geht das 
nur in der Form, daß die Mehrzahl - und 
zwar die überwiegende Mehrzahl - der Tele­
phonteilnehmer für den Telephonanschluß von 
Extremlagen bezahlen muß. Ich sage offen: 
Das scheint mir nicht zumutbar zu sein. Dafür 
gibt ,es auch im gegenwärtig gültigen Fern­
meldegebührengesetz keine gesetzliche 
Deckung. In diesem Gesetz ist lediglich fest­
gehalten, daß beim Fernmeldeausbau die Er­
fordernisse des ländlichen Raumes besondere 
Berücksichtigung finden sollen. Das geschieht, 
indem bei Ortsnetzinvestitionen - denn Fern­
kabel brauchen alle, ob sie im städtischen 
oder im ländlichen Raum telephonieren -
70 Prozent der Mittel in den ländlichen Raum 
gelegt und nur 30 Prozent im städtischen Be­
reich verbaut werden, während das Aufkom­
men der Mittel aus den Gebühren genau um­
gekehrt ist. 

Eine weitere, über das bestehende Gesetz 
hinausgehende Förderung des ländlichen Rau­
mes von den übrigen Telephonkunden her 
scheint mir einfach nicht vertretbar. Das ist 
eine Frage der Landwirtschaftsförderung oder 
der Raumordnung, und diese ist Landessache. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundesminister! 
Ich habe erwartet, daß Sie in irgendeiner 
Form reagieren werden, weil meine Frage lau­
tete, welche Gebühren- und Tariferhöhungen 
seitens des Ressorts - iCh habe niCht gesagt: 
von Ihnen persönlich - bis 1978 geplant seien. 

Ich weiß genauso wie Sie, daß die Legisla­
turperiode in wenigen Monaten enden wird. 

Sie haben aber gerade zuvor dem Abgeord­
neten Zeillinger unter anderem geantwortet, 
daß seitens Ihres Ressorts zu Ende dieses Jah­
res in der Frage Sonderbriefmarken lein Ge­
setzentwurf kommen wird. 

Der wesentliche Teil meiner Zusatzfrage ist 
aber: Sowohl der Generaldirektor der Bundes­
bahnen als auch der Generaldirektor der Post­
und Fernmeldeverwaltung haben vor wenigen 
Wochen gegenüber der Offentlichkeit Kon­
zepte vorgelegt, Konzepte, in denen vorgese­
hen ist, daß für näChstes und auch für über­
nächstes Jahr zum Teil sehr gewaltige Ge­
bühren- und Tariferhöhungen vorgeseben sind. 
Es ist an und für sich außergewöhnlich, daß 
das nicht der Ressortminister, sondern zwei 
Generaldirektoren, die iCh in keiner Weise 
hier kritisiere, machen. 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter Meine sehr konkrete Frage: Warum haben 
Glaser (OVP) an den Herrn Bundesminister. Sie diese Konzepte nicht selbst gegenüber der 

1912/M OffentliChkeit vertreten, beziehungsweise fin­
den diese Konzepte Ihre Deckung? 

Welche Tarif- und Gebührenerhöhungen sind 
seitens Ihres Ressorts bis 1978 beabsichtigt? Präsident: Herr Minister. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter I Sie fragen, welche Tarif- und 
Gebührenerhöhungen bis 1978 im Ressort be­
absichtigt sind. Da diese Legislaturperiode mit 
Herbst dieses Jahres kraft Gesetzes endet, 
fühle ich mich - obwohl ich sicher bin, daß 
wir in der nächsten Legislaturperiode hier 
nicht schwächer vertreten sein werden (Wider­
spruch bei der OVPj - doch nicht berechtigt, 
über eine künftige Periode Auskünfte zu 
geben. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich habe die Osterreichischen 
Bundesbahnen ebenso wie die Generalpost­
direktion gebeten - zum Teil tat dies schon 
mein Herr Amtsvorgänger -, auf diesem Ge­
biet Konzepte auszuarbeiten und in der Offent­
lich.keit zur Diskussion Zu stellen. Wenn ich 
etwas zur Diskussion stelle, dann hat das nur 
einen Sinn, wenn es noch. etwas darüber zu 
diskutieren - unter Umständen im Sinne von 
Abänderung:en - gibt. Ansonsten wäre das ja 
keine Diskussion, sondern eine Farce. 

Das Ressort beabsichtigt in diesem Verant- Daher ist in diesem Zeitpunkt eine Identifi-

wortungszeitraum auf Grund eines Antrages kation des Ressortministers mit jedem Detail 

des Vorstandes der Osterreich.ischen Bundes- dieser Pläne rein von dieser AufgabensteIlung 

b ahnen, der in dieser WoChe auch vom Ver­
waltungsrat behandelt werden wird, die Vor­
nahme einer Tariferhöhung für inländisChe 
Gütertransporte auf der Bahn im Ausmaß von 
ungefähr - die Endverhandlungen laufen 
noch - 10 bis 11 Prozent, ausgehend vom 
jetzt gültigen Tarifsatz. Ich habe diese Gebüh­
renerhöhung bereits in der Budgetdebatte, am 
17. Dezember 1974, dem Hohen Hause ange­
kündigt. 

her nicht möglich. 

Wenn Sie mim fragen, warum das über­
haupt geschehen ist - und das haben Sie ja 
getan -, dann ist meine Antwort darauf die, 
daß es sich hier zum Teil um Monopol- oder 
zumindest um Quasimonopolbetriebe handelt, 
für die es kein Marktkorrektiv gibt. Daher 
muß schon aus diesem Grunde die Offentlich­
keit in einem sehr frühen Stadium damit be­
faßt werden, was dort geplant ist. Es geht 
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Bundesminister Lane 

darum, festzustellen, ob die Offentlichkeit be· rund sechs Wochen seit Inkrafttreten der 
ziehungsweise die Kundschaft dieser Betriebe neuen Befreiungsbestimmungen für die Tele­
mit diesen Entwiddun91en einverstanden ist phon-Grund- und die Rundfunk- und Fernseh­
oder nicht beziehungsweise was sie anderes gebühr vor. Nach diesen Erfahrungen ist die 
oder Vordringlicheres wünscht. Genau dieser Anzahl der Anträge ungefähr um ein Drittel 
Abs timmung zwischen Kunden und Bundes- höher, als wir das bisher gewohnt waren. 
dienstleistungsbetrieben dienen diese Ver-
öffentlichungen. Präsident :  Zusatzfrage. Bitte. 

Präsident:  Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Tarife wie die der 
Post- beziehungsweise Fernmeldegebühren, 
Tarifie im Bahnverkehr, insbesondere im 
Frachtverkehr, beeinflussen ja sehr maßgeblich 
das Preisgefüge. 

I s t  Ihnen bekannt, in welchem Ausmaß die 
Tarife von Post und Bahn beziehungsweise 
die Gebühren dieser Unternehmungen den 
Preisindex beeinflussen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Da die Postgebühren 
seit 1967 unverändert sind, haben sie den 
Preisindex so positiv beeinflußt wie wenige 
andere Preise oder Gebühren in Osterreich. 

Bei  den Bahngebühren ist es mit Ausnahme 
der Erhöhung 1972 nicht anderes. Auch hier 
sind die Preise für diese Dienstleistungen 
wesentlich weniger stark gestiegen als in 
anderen Dienstleistungsbereichen, gar nicht zu 
reden von anderen Bereichen der Preisent­
wicklung, die von Osterreich aus überhaupt 
nicht beeinflußbar sind. 

In diesem Sinne hat die bisherige Tarif- und 
G ebührenpolitik einen wesentlichen Stabili­
sierungsbeitrag geleistet. 

Wenn für künftige Jahre in den Unterneh­
mensplänen beziehungsweise in ihren Finan­
zierungsteilen auch Uberlegungen darüber an­
gestellt werden, wie man das Geld für das, 
was man in den künftigen Jahren leisten will, 
aufbringt, dann muß man offen und ehrlich 
den österreichischen Staatsbürgern sagen, daß 
es entweder über höhere Steuerleistungen 
oder über höhere Gebühren geht. Einen Weih­
nachtsmann, der höhere Leistungen für uns 
bezahlt, gibt es nicht. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundes­
minister ! Es handelt sich um einen Personen-
kreis, der von den Gebührenbefreiungen be­
troffen wäre, der vielfach sehr schlecht infor­
miert ist. Ich möchte Sie daher fragen, ob alle 
Vorkehrungen g.etroffen wurden und laufend 
weiter getroffen werden, damit möglichst viele 
Menschen auf die Möglichkeit dieser Gebüh­
renbefreiung aufmerksam gemacht werden. 

Präside nt :  Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Wir haben den Telephonrech­
nungen vor Einführung der neuen Befreiungs­
bestimmungen entsprechende Aufdrucke bei­
gelegt, in denen auf die in den Postämtern auf­
l iegenden Merkblätter speziell hingewiesen 
worden ist.  Damit ist bisher eine Informations­
streuung erzielt worden, die es früher in dieser 
Frage nicht gegeben hat. 

Das hat sicherlich auch zum Ansteigen d er 
Zahl der Ansuchen um Befreiung geführt. Die 
Anzahl der Ansuchen allein sagt aber noch 
nichts darüber aus, was bei Erledigung der 
Ansuchen dann an tatsächlich vermehrten Be­
freiungen zum Tragen kommen wird. Darüber 
wird es erst Ende März einigermaßen faßliche 
Ziffern geben können. - Ich glaube, das war 
im wesentlichen die Frage. 

Präside nt:  Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Es ist außer­
ordentlich erfreulich, daß die Postverwaltung 
von sich aus und auf Grund der Debatten, die 
wir hier im Haus geführt haben, eine Informa­
tion über die Möglichkeit der Befreiung von 
der Telephon-Grundgebühr vor allem im Wege 
über die Gebührenrechnungsformulare veran· 
l aßt hat. 

Präsident: Anfrage 9: Herr Abgeordneter Es scheint aber so, daß viele Menschen vor 
Dr. Schranz (SPO) an den Herrn Bundesmini- allem noch nicht über die Möglichkeit unter­
ster. richtet sind, daß sie sich von der Rundfunk­

und Fernsehrundfunkgebühr befreien lassen 
1950jM könnten. Könnten Sie versuchen, im Einver-

Ist die Zahl der Anträge auf Befreiung von nehmen mit dem ORF zu einer besseren Infor­
der Telephongrundgebühr, der Rundfunk- und mation auch über diese Frage zu gelangen? 
der Fernsehgebühr auf Grund der verbesserten 
Bestimmungen in letzter Zeit gestiegen ? 

Präsident: Herr Minister. 
Präsident:  Bitte, Herr Minister. Bundesminister Lane: Wir haben das schon 
Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr versucht. Die Post- und Telegraphenverwal­

Abgeordneter! Es liegen erst Erfahrungen von tung hat sich darüber mit dem ORF in Ver-
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Bundesminister Lane 
Präsident: I:-Ierr Minister. bindung gesetzt. Man stand dort auf dem 

Standpunkt, daß es in Nachridltensendungen 
mehrfach erwähnt worden sei und daß dies Bundesminister Dr. Bielka: Herr Abgeord-

neter! Ich bin Ihnen sehr dankbar für den genüge. 

Ob es genügt, ist nicht eine Frage, die ich 
zu beantworten habe, auch nicht eine, für die 
ich verantwortlich bin. Aber ich möchte fest­
halten, daß das der freien Entscheidung des 
ORF obliegt, ob und inwieweit er zusätzliche 
Informationen über Möglichkeiten der Gebüh­
renbefreiung gibt oder nicht. 

Bundesministe rium für Auswärtige Ange­
legenheite n 

Präsident : Anfrage 1 0 :  Herr Abgeordneter 
Peter (FPO) an den Herrn Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten. 

1955/M 

Sind Sie bereit, dem Nationalrat jährlich 
einmal einen Bericht über die Tätigkeit der 
österreichischen Kulturinstitute vorzulegen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Bielka: Sehr geehrter Herr Abge­
ordneterl Zur Frage, ob das Außenministe­
rium in der Lage wäre, über die Tätigkeit der 
österreichischen Kulturinstitute allj ährlich 
einen Bericht dem Nationalrat zuzuleiten, 
möchte ich Ihnen sagen, daß das ohne weiteres 
möglich ist, wenn das gewünscht wird, denn 
wir bekommen halbjährlich - das ist eine 
generelle Weisung - von den Kulturinstituten 
immer einen Ubersichtsbericht, sodaß wir 
jederzeit durdl Zusammenfassung dieser zwei 
Berichte dem Nationalrat leinen ausführlichen 
Bericht über diese Tätigkeit zukommen lassen 
können. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Peter:  Herr Bundesminister! 
Ich habe diese Frage nicht zuletzt deswegen 
gestellt, weil es der Bundesminister für Unter­
richt und Kunst aus eigenem Ermessen für 
notwendig erachtet hat, alljährliCh dem Parla­
ment einen Bundestheaterbericht und einen 
Kunstbericht vorzulegen. 

Auf Grund der Bedeutung der österreichi­
schen Auslandskulturpolitik bin iCh der Mei­
nung, daß es zweckmäßig wärte, wenn sich Ihr 
Ressort entsChließen würde, dem Haus den 
Bericht sogar als einen solchen der Auslands­
kulturpolitik Ihres Ressorts zu unterbreiten. 

Glauben Sie, daß das noch in dieser Gesetz­
gebungsperiode, das heißt, in der Frühjahrs­
session des Nationalrates, vor seiner Auf­
lösung möglich ist? 

Hinweis hinsiChtliCh des BeriChtes über die 
Tätigkeit des UnterriChtsministeriums betref­
fend die Aktivität der Theater in OsterreiCh. 

Ich glaube, daß es ohne weiteres möglich 
ist, daß wir das noch in der jetzigen Legisla­
turperiode machen, und ich glaube, daß das 
auch sehr nützlich sein wird. Ich bin Ihnen 
für die Anregung sehr dankbar, weil dadurCh 
einem größeren Kreis bekanntwerden wird. 
was diese Kulturinstitute alles leisten. 

Präside nt :  Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Pe ter: Das heißt, Herr Bun­
desminister: Ich darf Ihre bisherigen Ausfüh­
rungen so verstehen, daß wir diesen Bericht 
noch in dieser FTÜhjahrssession der XIII. Ge­
setzge bungsperiode bekommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Bielka: Ja, Herr Abge­
ordneter, Sie können das in dem Sinn ver­
stehen: bis zum Ende der Frühjahrssession 
wird Ihnen ein Bericht zukommen. 

Präsident: Anfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Stix (FPO) an den Herrn Bundesminister. 

1956/M 

Welche konkreten Anstrengungen werden 
derzeit unternommen, um die Europäischen 
Gemeinschaften in der Frage des österreichischen 
Rinderexportes zu einer Haltungsänderung zu 
bewegen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Bielka: Herr Abgeord­
neter! Infolge der ernsten Auswirkungen der 
im Juli 1 974 von der Europäischen Gemein­
schaft verhängten Importsperre für Schlacht­
rinder und Rindfleisch auf die österreichische 
Landwirtschaft und insbesondere auf die Berg­
bauernschaft hat sich Osterreich seit Verhän­
gung dieser Maßnahmen sehr intensiv be­
müht, eine LoCkerung beziehungsweise Auf­
hebung dieSler Einfuhrsperre zu erwirken. 
Mehr als 40 Mal wurde auf allen in Frage 
kommenden Ebenen, sowohl bei der Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaft als auch 
direkt bei den Regierungen der Mitgliedslän­
der der Europäischen Gemeinschaft, interve­
niert, und es wurden in diesem Zusammen­
hang auch Lösungsvorschläge unterbreitet. Es 
handelt siCh hiebei insbesondere um die An­
regung einer Selbstbeschränkung der österl1ei­
chischen Ausfuhren sowie der Einhaltung ge­
wisser Mindestpreise. 
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Bundesminister Dr. Bielka 
Nach den jüngsten Äußerungen aus Kom­

missionskreisen besteht die Hoffnung, daß es 
in den nächsten Monaten für die traditionel­
len Exportländer in die Europäische Gemein­
schaft und somit auch für Ost erreich zur teil­
weisen Aufhebung dieser Importsperre kom­
men wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Sehr verehrter Herr 
Bundesminister ' Da diese Rinderexportsperre 
der österreichismen Volkswirtschaft einen 
Schaden von j ährlich etwa 1 ,5 Milliarden Schil­
ling zufügt, d a  weiters gerade ein besonders 
wirtschaftlich schwer ringender Stand darunter 
am meisten zu leiden hat, nämlich unsere 
Bergbauern, erhebt sich die Frage, ob die 
Bundesregierung tatsächlich alle politischen 
Möglichkeiten, die ihr zur Verfügung stehen, 
ausgeschöpft hat, um in dieser Sache weiter­
zukommen. 

Ich habe nun eine konkrete Frage zu diesem 
besonderen Teilaspekt. Sie sagten, Herr Bun­
desminister, daß die Sache sehr häufig - bis 
zu 40 Mal - auf den verschiedensten Ebenen 
behandelt und weiterbetrieben worden ist. 

Meine Frage : Ist schon auf der höchsten 
Regierungsebene diesbezüglich etwas unter­
nommen worden, und zwar nicht nur in Brüs­
seI, sondern d irekt bei den Regierungen der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein­
schaften? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminis ter Dr. Bielka: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I Es sind zahlreiche Inter­
ventionen und GespräChe über dieses Thema, 
auch auf RegiJerungsebene, erfolgt. Insbeson­
dere hat sich auCh der Herr Landwirtschafts­
minister, an den Sie, glaube ich, die gleidle 
Frage gestellt haben oder der zumindest die 
gleiche Frage gestellt bekommt, mit seiIllen 
Kollegen der Europäischen Gemeinschaften 
eingehendst über dieses Thema unterhalten. 
Wir haben auch auf höchster Ebene in den 
Vierschiedenen EG-Staaten interveniert und 
auch auf die Folgen, die das für die öster­
reichische LandwirtsChaft beziehungsweise für 
die österreichische Bergbauernschaft hat, hin­
gewiesen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Wenn alle Versuche, 
im guten zu einer Einigung zu gelangen, fehl­
schlagen sollten, Herr Bundesminister: Sind 
Sie dann auch bereit, im Einvernehmen und 
in Zusammenarbeit mit Ihnen jeweils 
zuständigen Ressortkollegen zu prüfen. 
bei welchen Importgütern, die Osterreich aus 

dem Raum der EWG bezieht, eine EWG-Emp­
findlichkeit gegeben ist, um allenfalls dort 
Konsequenzen zu ziehen, die der EWG - oder, 
richtiger ausgedrüdt, den Europäischen Ge­
meinschaften - deutlicher als nur durch Worte 
zu verstehen geben, daß das eine Haltung 
ist, die dem vielfach beschworenen europä­
ischen Geist in keinster Weise gerecht wird? 

Präsident:  Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Bielka: Herr Abgeord­
neterl Ich bin selbstverständlich sehr gerne 
bereit, das mit meinen zuständigen Ressort­
kollegen zu prüfen. Ich möchte nur darauf 
hinweisen, daß die als Schutzmaßnahme ge­
troffene Importsperre der EWG-Staaten für 
Schlachtrinder und für Rindfleisch keinem Ab­
kommen mit Osterreich widerspricht und so­
mit nicht rechtswidrig ist. Die Möglichkeit 
einer Art Gegenmaßnahme, einer Art Retor­
sion, wie Sie  sie andeuten. besteht daher nicht. 
Eine Gegenmaßnahme dürfte somit keines­
wegs gegen Vereinbarungen verstoßen, die 
Osterreich gesChlossen hat, weil sich sonst 
Osterreich dem Vorwurf aussetzen würde, 
rechtswidrig zu handeln. Das sind die Gren:nen, 
die uns dabei gesetzt sind. (Abg. M j n k 0-
w i t s c h: Ich empfehle die Lektüre des Agrar­
berichtes auf diesem Sektor!) 

Bundesministerium für Lande sverteidigung 

Präsident: Anfrage 12:  Herr Abgeordneter 
Dr. König (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster für LandesvertJeidigung. 

1913jM 

Welche Konsequenzen ergeben sich für Sie 
aus der Ta.tsache, daß sich bisher bereits 
4000 Wehrpßichtige für den Zivildienst ge­
meldet haben und zu erwarten ist, daß sich 
diese Zahl bis Jahresende noch verdoppelt ? 

Präside nt: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendorf: Herr Präsident! Hohes Hausl Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter I Auf Grund ver­
schiedener Zeitungsberichte in den letzten 
Tagen, wonach pro Jahr mit 4000 bis 8000 Zivil­
dienstpflichtigen zu rechnen sein Wlerde, wur­
den von sämtlichen Militärkommanden Mel­
dungen angefordert, um festzustellen, wie 
viele Wehrpflichtige anläßlich des Stellungs­
verfahrens 1975 einen Antrag auf Befreiung 
'Von der Wehrpflicht gemäß § 5 Abs. 1 des 
Zivildienstgesetzes gestellt haben. 

Nach den übermittelten Unterlagen ergibt 
sich nunmehr folgendes Bild : Der gegenwärtig 
der Stellung unterzogene Geburtsjahrgang 
1956 umfaßt insgesamt 52.700 männliche öster­
reichische Staatsbürger. Mit Stichtag 18. Feber 
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Bundesminister Lütgendorf 

wurden von den Stellungskommissionen be­
reits 20.227 Wehrpflichtige gemustert, von 
denen insgesamt 145 Anträge auf Befreiung 
von der Wehrpflicht abgegeben wurden. Sollte 
sich dieser Trend im weiteren Verlauf der 
Stellung 1975 fortsetzen, so wären beim Ge­
burtsjahrgang 1956 schließlich insgesamt 380 
derartige Anträge zu erwarten. 

Es wird wohl davon auszugehen sein, daß 
die genannte Zahl von rund 400 Anträgen pro 
Geburtsjahrgang eher als Untergrenze anzu­
nehmen ist, zumal die Möglichkeit besteht, 
einen Antrag auf Anerkennung als Zivildienst­
pflidltiger auch noch nach der Stellung, und 
zwar bis zehn Tage nach Zustellung des Ein­
berufungsbefehles zum Grundwehrdienst, zu 
stellen. 

Darüber hinaus sind auch Wehrpflichtige 
früherer Geburtsjahrgänge, die den Grund­
wehrdienst noch nicht abgeleistet haben, be­
rechtigt, einen Antrag auf Befreiung von der 
Wehrpflicht zu stellen. Verläßlkbe Prognosen 
über die Zahl dieser weiteren Anträge sind 
aber ebenso sdlwierig wie die Beantwortung 
der Frage, wie viele dieser Wehrpflichtigen 
letztlich von der Zivildienstkommission tat­
sächlich vom Wehrdienst befreit werden. 

Wenn dennoch der Versudl unternommen 
werden soll, die Zahl der pro Jahr zu erwar­
tenden Anträge auf Befreiung von der Wehr­
pflicht zu schätzen, so erscheint mir auf Grund 
der Anzahl jener Wehrpflichtigen, die im Jahr 
1914 Anträge auf Freistellung vom Wehrdienst 
mit der Waffe eingebracht haben, eine Zahl 
um 1000 Anträge pro Jahr am ehesten wahr­
scheinlich. Hingegen bestehen für die An­
nahme von 4000 bis 8000 Anträgen pro Jahr 
keinerlei konkrete Anhaltspunkte, sodaß der 
Frage nach allfälligen Konsequenzen daraus 
keine Aktualität zukommt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König : Herr Bundesmini­
ster! Die Diskrepanz zwischen den Zahlen, 
die die Zeitungen berichtet haben, und den 
Ziffern der Anträge, die Sie zum Stichtag vor­
liegen haben, I1esultiert offenbar aus dem Um­
stand, daß wir ja erst am Anfang des Jahres 
stehen, daß eine wesentlich größere Zahl von 
Antragsformularen behoben wurde und man 
heute noch nicht sagen kann, was im Jahr 
insgesamt kommt. Das haben Sie ja selbst 
zum Ausdruck gebracht. 

Nun, Herr Bundesminister, mit den gerin­
gen Zahlen, die derzeit vorliegen, steht aller­
dings eine Tatsache in deutlichem Wider­
spruch, nämlich die Tatsache, daß im zustän­
digen Innenministerium bereits eine Abtei­
lung mit sage und schl1eibe 14 Beamten aufge­
baut wurde, darunter drei Akademiker, fünf 

B-Beamte, zwei B-Wertigej dieser Personal­
stand soll noch erweitert werden. 

Also eines von beiden kann wohl nicht 
zutreffen: Eine Abteilung mit 1 4  Personen für 
eine Zahl von 1 00 Zivildienern wäre ja wohl 
in keiner Relation. 

Herr Bundesminister! Deshalb möchte ich 
Sie folgendes fragen: Am 6. Juli 1 912 haben 
Sie auf meine Frage : "Wie hoch kann denn 
die Zahl der Zivildiener jährlich sein, ohne 
daß die Funktionsfähigkeit des Bundesheeres 
dadurch beeinträchtigt würde?", laut steno­
graphischem Protokoll geantwortet : "Auf Ihre 
konkrete Frage hin möchte ich sagen, daß 
die Zahl 1000 die äußerste Grenze darstellt, 
die das Bundesheer verkraften könnte." Herr 
Bundesminister! Halten Sie diese Auffassung 
nadl wie vor aufredlt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütge ndorf: Herr Abgeord­
neter! Ich gebe Urnen vollkommen recht, daß 
ich diese Antwort mit 1000 gegeben habe. 
Sie liegt auch vollkommen auf der Linie des 
nach den bisherigen Ergebnissen zu erwar­
tenden Trends. Wir kommen jetzt ab dem 
Geburtsjahrgang 1956 in starke Jahrgänge 
hinein, und ich bin überzeugt, daß wir weder 
die Zahl 1000 überschreiten werden noch daß 
wir, wenn diese Zahl überhaupt erreicht wird, 
irgendwelche Schwierigkeiten mit der Gesamt­
auffüllung des BundJesheeres haben würden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundesmini­
sterl Ich glaube, wir sind uns gemeinsam dar­
über einig, daß das Zivildienstgesetz ja nicht 
als Fluchtweg vor der allgemeinen Wehrpflicht 
dienen soll, sondern lediglich als Ausweg für 
jene, die aus Gewissensgründen den Dienst 
mit der Waffe, den Dienst im Heer ablehnen. 

Nun, Herr Bundesminister, unter den Orga­
nisationen, die sich. um Zivil diener bewerben, 
findet man nicht nur Organisationen wie das 
Rote Kreuz, Spitäler, die das klassische Feld 
für Zivil diener sind, sondern interessanter· 
weise· auch immer mehr Organisationen, wie 
etwa die sozialistischen Kinderfreunde, die 
sich Zivildiener tür den Bürodienst in ihren 
Sekretariaten holen wollen. Da besteht natür· 
lich dann schon die Gefahr, daß eine solche 
Ausweitung des Zivildienstes sehr bald zu 
ganz anderen Zahlen führen könnte. 

Herr Bundesminister! Ich darf noch einmal 
auf Ihre Antwort laut stenographischem Pro­
tokoll vom 6. Juli 1 912 zurückkommen. Damals 
haben Sie erklärt: 

"Sollten diese Zahlen der freiwilligen Mel­
dungen zum Zivildienst darüber hinausgehen, 

136. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 93

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 136. Sitzung - 19. Feber 1 975 13263 

DDr. König 

so müßten wesentliche organisatorische Än� Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittel­
rungen in der Heeresstruktur vorgenommen bewirtsmaftungsgesetz 1 952 geändert wird 
werden: '  ( 1382 der Beilagen) . 

Herr Bundesminister! I ch hoffe mit Ihnen, 
daß die Zahlen nicht darüber hinausgehen, 
aber da wir ja das Ergebnis des heurigen Jah­
res bis Jahresende vorliegen haben werden, 
muß es dom wohl schon in Ihrem Ressort 
Uberlegungen geben, falls diese Zahl dom 
überschritten würde, die Sie neuerlich als abso­
lutes Maximum bestätigt haben, welme orga­
nisatorischen Änderungen dann vom Ressort 
ins Auge ge faßt werden. Darf ich Sie um 
Beantwortung dieser Frage bitten? 

Präsident: Hert'Minister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wir haben uns natürlich 
mit dieser Frage befaßt, zu einem Zeitpunkt 
allerdings - das möchte ich aum sagen -, 
in dem noch nidlt eine so erfreuliche Zunahme 
an sogenannten Durchdienern und freiwillig 
Vlerlängerten Grundwehrdienern zu beobam­
ten war, als dies gegenwärtig der Fall ist. Ich 
sehe keine Notwendigkeit, selbst wenn wir 
in Zukunft durch einen zu großen Andrang 
zum Zivildienst in organisatorische Schwierig­
keiten im Bundesheer kommen könnten, jetzt 
schon entsprechJend strukturelle Vorsorgen 
treffen zu müssen. 

Präsident: Die Fragestunde ist be endet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Den in der letzten Sitzung ein­
gebrachten Antrag 14 1 /A der Abgeordneten 
Dr. Schleinzer und Genossen betreffend die 
vorzeitige Beendigung der XIII. Gesetzge­
bungsperiode des Nationalrates weise ich dem 
Verfassungsausschuß zu. 

Ein diesbezügliches Schreiben wurde bereits 
an alle Abgeordneten zum Nationalrat ver­
teilt. 

Ich ersume nun den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Haberl, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

Schriftführer Haber!: Von der Bundesregie­
rung sind folgende Regierungsvorlagen ein­
gelangt: 

Abkommen zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Sozialistismen Föderativen Republik Jugosla­
wien über die Grenzabfertigung im Eisenbahn­
personenverkehr vom 8. April 1967 in der 
Fassung des Abkommens vom 5. März 1969 
(1 425 der Beilagen) i 

Ubereinkommen über die Verminderung der 
Fälle mehrfamer Staatsangehörigkeit und über 
die Militärdienstpflicht in Fällen mehrfacher 
Staatsangehörigkeit s amt Anlage und Vorbe­
halt der Republik Osterreich sowie interpre­
tative Erklärung (1 438 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die  Gewährung von Vor­
schüssen auf den Unterhalt von Kindern 
(Unterhaltsvorschußgesetz) ( 1454 der Beila­
gen) ; 

Bundesgesetz, mit dem die Exekutionsord­
nung an das Unterhaltsvorsdmßgesetz ange­
paßt wird ( 1455 der B eilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Gesetz über das 
gerichtlime Verfahren in Rechtsangelegenhei­
ten außer Streitsachen an das Unterhaltsvor­
schußgesetz angepaßt wird ( 1456 der Beila­
gen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Rechtspflegerge­
setz an das Unterhaltsvorschußgesetz ange­
paßt wird ( 1457 der Beilagen) i 

Ich gebe bekannt, daß die Bundesregierung 
mit Beschluß vom 14. Jänner 1 975 folgende 
Regierungsvorlagen z u r  ü c k g e z o g  e n 
hat : Bundesgesetz, mit dem das Familienlasten­

Bundesgesetz über Maßnahmen zur Eindäm- ausgleichsgesetz 1 967 geändert wird ( 1458 der 
mung des Preis auf triebes (Preisgesetz) ( 1376 Beilagen) ; 
der Beilagen), Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßen­

Bundesgesetz, mit dem das Lastverteilungs- gesetz 1971 geändert wird ( 1459 der Beilagen) ; 
gesetz 1 952 geändert wird ( 1377 der Beila­
gen) , 

Bundesgesetz über die Leistungen eines zu­
sätzlichen österreichischen Beitrages an den 

Bundesgesetz, mit dem das Rohstofflen- Fonds des Umweltprogramms der Vereinten 
kungsgesetz 1951 geändert wird (Rohstofflen- Nationen (1460 der Beilagen) ; 
kungsgesetznovelle 1 974) ( 1318 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Marktordnungs­
gesetz 1967 geändert wird (Marktordnungs­
gesetz-Novelle 1974) ( 1 380 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Landwirtschafts­
gesetz geändert wird (Landwirtschaftsgesetz­
Novelle 1974) ( 1381 der Beilagen), und 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1 929 durch die Einfügung von Bestimmungen 
über die umfassende Landesverteidigung ge­
ändert wird ( 1461 der Beilagen) i 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der Deutschen Demokratischen Republik 

136. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 93

www.parlament.gv.at



13264 Nationalrat XIII. GP - 1 36. Sitzung - 19. Feber 1975 

SduiftfOhrer 

über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Den Dritten Bericht des Unvereinbarkeits-
Gesundheitswesens (1462 der Beilagen) i aussChusses vom 22. Jänner 1975 habe ich 

Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter- allen Abgeordneten übermitteln lassen. 

Schlechtwetterentschädigungsgesetz 1 957 ge-
ändert wird ( 1478 der Beilagen) i Behandlung der Tagesordnung 

Vertrag zwisChen der Republik Osterreich 
und der Tschemoslowakischen Sozialistischen 
Republik zur Regelung bestimmter finanzieller 
und vermögensrechtlicher Fragen samt Anla­
gen und Briefwechsel ( 1479 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Einkommen­
steuergesetz 1 972 geändert wird (Einkommen­
steuergesetznovelle 1975) (1480 der Beilagen) j 

Bundesgesetz über eine Amnestie aus An­
laß der dreißigsten Wiederkehr des Tages, an 
dem die Unabhängigkeit Osterreichs wieder­
hergestellt wurde, und der zwanzigsten Wie­
derkehr des Tages, an dem der österreidlische 
Staatsvertrag unterzeichnet wurde (Amnestie 
1975) ( 1481  der Beilagen) ; 

Präsident: Da es sich bei Punkt 2 der heuti­
gen Tagesordnung um den selbständigen An­
trag eines Ausschusses handelt, lasse im zu­
nächst darüber abstimmen, ob über diesen 
Antrag gemäß § 19 Geschäftsordnung unmittel­
bar in die zweite Lesung einzugehen ist oder 
ob er einem anderen Ausschuß zur neuerlichen 
Vorberatung zugewiesen werden soll. 

Nur wenn beschlossen wird, unmittelbar in 
die zweite Lesung dieses Antrages einzugehen, 
kann er in die Verhandlungen einbezogen 
werden. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die ihre Zustimmung geben, daß über den 
Antrag des Verfassungsausschusses betref­
fend den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

Bundesgesetz, mit dem das Heimarbeitsge- dem das Gehaltsüberleitungsgesetz geändert 
setz 1 960 geändert wird ( 1482 der Beilagen) . wird ( 1477 der Beilagen) , unmittelbar in die 

Präsident: Danke. - Ich werde die vom zweite Lesung eingegangen wird, sich von den 

Schriftführer soeben als eingelangt bekannt- Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig an­

gegebenen Regierungsvorlagen gemäß § 4 1  genommen. 
Abs. 4 Geschäftsordnung in der nächsten Sit- Im Einvernehmen mit den Parteien smlage 
zung zuweisen. ich vor, die Debatte über die Punkte 1 und 2 

Die eingelangten Berichte weise ich wie wie aum über die Punkte 5 und 6 der heuti-

folgt zu : gen Tagesordnung jeweils unter einem abzu­

Bericht des Bundesministers für Landesver­
teidigung über die Tätigkeit des UN-Kontin­
gentes des österreichischen Bundesheeres im 
Jahre 1974 (III-165 der Beilagen) dem Landes­
verteidigungsausschuß i 

Vorausbericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit 
des Ministerkomitees des Europarates im 
Jahre 1 974 (111-166 der Beilagen) , 

führen. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be­
rimte geben ; sodann wird die Debatte über 
die jeweils zusammengezogenen Punkte unter 
einem abgeführt. Die Abstimmung erfolgt 
selbstverständlim - wie immer in solmen 
Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagenen Zusam­
menfassungen ein Einwand erhoben? - Das 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
ist nicht der Fall. Die Debatte wird daher über 

Angelegenheiten über die wichtigsten Ergeb-
die Punkte 1 und 2 wie auch über die Punkte 5 

nisse der XXIX. Generalversammlung der 
und 6 jeweils unter einem abgeführt. 

Vereinten Nationen sowie der VI. Sonderta-
gung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (111- 168 der Beilagen) und 

Zusammenfassender Bericht des Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten über 
die österreichisdle Mitgliedsmaft im Sicher­
heitsrat der Vereinten Nationen in den Jahren 
1973 und 1974 (111-169 der Beilagen) 

dem Außenpolitischen Ausschuß; 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
betreffend Verfügungen über bewegliches Bun­
desvermögen im Zeitabschnitt 2. Viertel 1 970 
bis einschließlich 4. Viertel 1973 (111- 1 67 der 
Beilagen) dem Finanz- und Budgetaussmuß. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Prä'sident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, gemäß § 73 Geschäftsordnung über 
den Gegenstand der in der heutigen Sitzung 
eingebrachten Anfrage der Abgeordneten Dok­
tor Mock. und Genossen an den Bundesmini­
ster für Finanzen betreffend Budgetverschleie­
rung und unseriöse Finanzpolitik vor Eingang 
in die Tagesordnung eine Debatte abzufüh­
ren. Das bedeutet, diese Anfrage als dring­
lich zu behandeln. Da dieser Dringlimkeits­
antrag von 20 Abgeordneten unterstützt ist, 
ist ihm ohne weiteres stattzugeben. 
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Präsident 
Gemäß § 73 Abs. 2 zweiter Satz der Ge­

schäftsordnung werde ich jedoch die Behand­
lung dieser dringlichen Anfrage an den Schluß 
der Sitzung, nicht aber über die fünfte Nach­
mittagsstunde hinaus, verlegen. 

1. Punkt: Be riebt de s Verfassungsausscbusses 
übe r die Regie rungsvorlage (1295 der Beila­
gen) : Bunde sgese tz, mit dem eine Ve rwal­
tungsakademie des Bundes erricbtet wird (Ver­
waltungsakademie ge setz) (1470 de r Beilagen) 

Durchführung der von ihr abzuhaltenden Lehr­
gänge. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage erstmals am 15. November 1 974 
in Verhandlung gezogen und einen Unteraus­
schuß gewählt, dem von der SPO die Abge­
ordneten Dr. Heinz Fiseher, Dr. Fleischmann, 
DDr. HeSlele und Dr. Tull, von der  OVP die 
Abgeordneten Dr. Blenk, Dr. Ermacora und 
Dr. Gaspersdlitz und von der FPO der Abge­
ordnete Dr. Schmidt angehörten. 

2. Punkt: Bericht und Antrag de s Verfassungs- Der Unterausschuß hat die Vorlage in ins-
ausscbusse s übe r den Entwurf eine s  Bundes- gesamt drei Sitzungen beraten. 
gese tze s, mit dem das Gehaltsübe rleitungsge­

se tz geändert wird (1477 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 und 2, 
über die die Debatte unter einem abgeführt 
wird. 

Es sind dies: 

Bericht des Verfassungsausschusses  über 
die Regierungsvorlage (1295 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem eine Verwaltungsaka­
demie des Bundes erriChtet wird (Verwaltungs­
akademiegesetz) (1470 der Beilagen) , und 

Bericht und Antrag des Verfassungsaus­
schusses über den Entwurf eines Bundesgeset­
zes, mit dem das Gehaltsüberleitungsgesetz 
geändert wird ( 1 477 der Beilagen). 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Ing. Hobl. Ich ersuche ihn 
um seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Ing. HobI: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herrenl Im 
Auftrag des Verfassungsausschusses bringe ich 
den Bericht über die Regierungsvorlage (1295 
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem eine 
Verwaltungsakademie des Bundes errichtet 
wird (Verwaltungsakademiegesetz) . 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht die Er· 
richtung einer Verwaltungsakademie des Bun­
des als unselbständige Bundesanstalt, die un­
mittelbar dem Bundeskanzler untersteht, vor. 
Die Verwaltungsakademie dient der Ausbil­
dung von Bundesbediensteten, und zwar im 
Rahmen einer Grundausbildung, ferner - für 
bestimmte im Gesetz genannte Bereiche -
einer Ausbildung für den Aufstieg in höhere 
Verwendung, einer berufsbegleitenden Fort­
bildung und schließlich in Form einer Schulung 
von Führungskräften. Führungskräfbelehr­
gänge sind nach Maßgabe des vorhandenen 
Platzes auch Bediensteten der Länder und Ge­
meinden sowie In- und Ausländern zugäng­
lich, die keine öffentlich Bediensteten sind, 
sofern sie die gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Der Entwurf regelt im einzelnen ins­
besondere die Organisation der Verwaltungs­
akademie und enthält Bestimmungen über die 

Am 5. Feber 1975 hat der Verfassungsaus­
schuß den Gesetzentwurf neuerlich in Ver­
handlung gezogen und den Bericht des Unter­
ausschusses durch Abgeordneten DDr. Hesele 
entgegengenommen. 

Nach einer Debatte, in der die Abgeordne­
ten Dr. Prader, Dr. Ermacora, Dr. Fleischmann, 
Dr. Schmidt, Ofenböck und Dr. Gasperschitz 
sowie Staatssekretär Lausecker das Wort er­
griffen, hat der Ausschuß - hin sichtlieh des 
Abschnittes 3 mit Stimmenmehrheit, im übri­
gen einstimmig - beschlossen, dem Hohen 
Hause die Annahme des Gesetzentwurfes in 
der vom Unterausschuß vorgeschlagenen Fas­
sung und unter Berücksichtigung eines Ab­
änderungsantrages der Abgeordneten DDr. He­
sele und Dr. Gasperschitz zu empfehlen. 

Zu einzelnen Punkten des vorliegenden Ge­
setzentwurfes ist zu bemerken: 

Zu § 1 2 :  Nach Meinung des Verfassungs­
ausschusses sollen die Lehrgänge zur Weiter­
bildung der Mitglieder des Lehrkörpers inner­
halb der Verwaltungsakademie stattfinden. 

Zu § 1 3 :  Die Grundausbildung soll möglichst 
allen interessierten Bediensteten zugänglidl 
sein. 

Zu § 19 :  Die Teilnahme an der Grundausbil­
dung an der Verwaltungsakademie gilt als 
Dienst. 

Im Namen des Verfassungsausschusses habe 
ich somit den Antrag zu stellen, der National­
rat wolle dem angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be­
auftragt, den Antrag zu stellen, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Ich berichte weiter namens des Verfassungs­
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Gehaltsüberleitungsge­
setz geändert wird. 

Im Zuge seiner Beratungen über die Regie­
rungsvorlage in 1 295 der Beilagen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem eine Verwaltungs­
akademie des Bundes errichtet wird (Verwal­
tungsakademiegesetz) , hat der Verfassungs-

9 1 6  
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Ing. Hobl 
ausschuß am 5. Feber 1 915 über Antrag der 
Abgeordneten DDr. Hesele und Dr. Gasper� 
schitz mit Mehrheit beschlossen, dem Hohen 
Hause gemäß § 19 Abs. 1 Geschäftsordnungs­
gesetz einen selbständigen Antrag vorzulegen, 
der eine Novelle zum Gehaltsüberleitungsge� 
setz zum Gegenstand hat. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Ergänzung de:r 
Bestimmungen der Dienstzweigeordnung fü:r 
Beamte der Allgemeinen Verwaltung entspre­
chend den Vorschriften des Verwaltungsaka� 
demiegesetzes über die Ausbildung für den 
Aufstieg in höhere Verwendung vor. Nadl 
der vorgeschlagenen Novelle kann für be� 
stimmte Studienrichtungen das Anstellungser­
fordernis des Abschlusses eines Hochschulstu­
diums durch die erfolgreiche Absolvierung 
eines für den, betreffenden Bereidl von der 
Verwaltungsakademie veranstalteten Auf� 
stiegskurses ersetzt werden, wenn die im Ge­
setz genannten übrigen Voraussetzungen hin­
sichtlich einer bestimmten Dauer der Bundes­
dienstzeit sowie bezüglidl Art und Erfolg der 
Verwendung gegeben sind. 

Im Namen des Verfassungsausschusses 
stelle ich somit den Antrag, der Nationalrat 
wolle dem dem Ausschußberidlt angeschlos­
senen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, habe ich 
den Antrag zu stellen, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. - Ich danke. 

Bediensteten, einer laufenden SdlUlung zu 
unterziehen, nicht neu; denn die Schulung 
wird ja in manchen Ressorts schon seit lan­
gem betrieben. 

Der vorliegende Entwurf eines Ver­
waltungsakademiegesetzes beinhaltet nun 
eine gewisse Erneuerung auf diesem Gebiet 
der Schulung, eine - wenn Sie wollen -
Reform dieses Schulungsgedankens, indem 
hier eine zentrale Institution geschaffen wer­
den soll für die Ausbildung und Fortbildung 
der öffentlich Bediensteten des Bundes. Auch 
dieser Gedanke ist ja schon seit langem in 
Diskussion, denn eine modern:e fortschrittliche 
Verwaltung muß ein Interesse haben nidlt nur 
an einer guten, sondern audl an einer nadl 
einheitlichen Grundsätzen ausgerichteten Aus� 
bildung, sie muß ein Interesse haben an 
einer laufenden Fortbildung ihrer Bedien­
steten. Sie muß darüber hinaus auch inter­
essiert sein, durch besondere Sdlulung von 
Führungskräften und durch einen in gleicher 
Weise intensivierten ständigen inter­
nationalen Gedankenaustausch die Leistungen 
der Verwaltung auf einem vergleichbaren 
internationalen Niveau zu halten. In diesem 
Sinne begrüßen wir Freiheitlichen diese Idee 
der Schaffung einer Verwaltungsakademie. 

Wir bedauern aber zugleich - das muß 
ich sagen -, daß diese Idee in einem nicht 
ganz ausgegorenen Gesetzentwurf realisiert 
wird. Dieser Gesetzentwurf wird in einem 
wesentlichen und für uns entscheidenden 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General- Punkt nicht unsere Zustimmung finden. 
und Spezialdebatte unter einem abzuführen, 

Hohes Haus ! Man merkt es dem Entwurf 
ein Einspruch erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. Wir gehen so vor. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Ab­
geordnete Dr. Sdlmidt. 

Abgeordneter Dr. Sdunidt (FPO) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Meine Damen und Her­
ren ! Die enormen Fortschritte der Wissen­
schaft und Technik und die immer mehr zu­
nehmende Bedeutung der Wirtschaft und des 
wirtschaftlichen Denkens in unserer Zeit brin­
gen natürlich auch eine Umgestaltung und oft 
auch eine Neugestaltung der staatlichen Auf­
gaben und ihrer Bewältigung mit sich. Es ist 
daher klar und selbstverständlich, daß sich die 
Träger der Organisation, die sich mit der 
Bewältigung der staatlichen Aufgaben zu be­
fassen haben, daß sich die Organe der Ver­
waltung also, die sich - ich möchte fast 
sagen - täglich mit neuen Situationen, Pro­
blemen und Fragen konfrontiert sehen, einer 
Weiterbildung, einer Fortbildung, einer Aus­
bildung unterziehen werden müssen. 

Es ist daher der Gedanke, die Träger dieser 
Verwaltungsorganisation, also die öffentlich 

des VerwaltungsakademiJegesetzes an, daß er 
nicht aus einem Guß ist, daß er einem Mini­
sterialentwurf entstammt, der im Begut­
achtungsverfahren einer geradezu vernidlten­
den Kritik ausgesetzt war, was zu einer völ­
ligen Umarbeitung des Entwurfes führte. 

DiJeses uns vorliegende Verwaltungs­
akademiegesetz ist ein Resultat vieler, oftmals 
entgegengesetzter Uberlegungen. Ich darf mir 
erlauben, nur einige schwache Punkte aufzu­
zeigen. 

So wird der Entwurf dem angestnebten Ziel 
einer Vereinheitlichung der Grundausbildung 
der öffentlich Bediensteten des Bundes nicht 
gerecht. Dieser Entwurf erscheint uns als 
wenig zielführend. Denn es ist ja nicht so, 
daß es bisher kleine Ausbildungsstätten gege­
ben hätte oder gibt. Im Gegenteil, idl habe 
es schon erwähnt: In versdliedenen Ressorts 
gibt es ressorteigene, durchaus bewährte 
Sdlulungseinrichtungen, und diese Schulungs­
einrichtungen werden jetzt neben der künf­
tigen Verwaltungsakademie bestehen bleiben. 
Die Verwaltungsakademie wird sich daher bei 
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der G rundausbildung nur auf eInIge wenige 
Dienstzweige beschränken können, von einer 
Konzentration der Ausbildung an der Ver­
waltungsakademie kann also keine Rede sein. 
Es entsteht vielmehr eine mehrgeleisige, auf­
gesplitterte Grundschulung so wie bisher. 

zahlt jetzt alles. Dafür düriien die Kammerräte 
und die Ländervertreter bei der Lehrplan­
gestaltung mitreden. 

Ich weiß nicht, ob das der tiefere Sinn 
gewesen ist und ob das überhaupt dem Ge­
danken einer Bundesschulung, einer Schulung 
der Bundesbeamten, förderlich ist. Daß die Verwaltungsakademie eine unselb­

ständige Bundesanstalt sein wird und als 
solche dem Bundeskanzler unterstehen wird, 
erscheint uns richtig, denn irgendwer muß j a  
ressortzuständig sein. 

Nicht ganz logisch hingegen erscheint uns 
d�e Zusammensetzung des aus 15 Mitgliedern 
bestehenden Beirates, der der Beratung des 
Bundeskanzlers und des Direktors der Ver­
waltungsakademie dienen soll. 

In diesem leitenden Gremium, das sich unter 
anderem auch mit der Gestaltung der Unter­
richtspläne und Stundenpläne, der Bestellung 
von Vortragenden, der Bestellung der Prü­
fungskommissäre, der Einführung neuer Lehr­
gänge und vor allem mit der Bestellung und 
Abberufung des Direktors befassen soll, sitzen 
neben Bundesbeamten, die vom Bundeskanzler 
berufen werden, neben - selbstverständlich ­
Vertretern der Gewerkschaft des öffentlichen 
Dienstes, neben Homschullehrern auch Ver­
treter des Arbeiterkammertages, der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft und der 
Bundesländer. Ich darf sagen, ohne daß ich da 
irgendeinen bösartigen Unterton hinein­
bringen will:  Es ist irgendwie ein bunt­
gemischtes Gremium. 

Man fragt sich nun unwlllkürlich: Wie 
kommt es zu dieser Zusammensetzung? Die 
Erläuterungen dieser Regierungsvorlage be­
gründen diese bunte Mischung mit der als 
wünschenswert erachteten Meinungsvielfalt. 
In Wirklichkeit gibt es eine ganz andere Ur­
sache. In Wahrheit 'entstand nämlich dieses 
Gremium dadurch, daß ursprünglich zwei lei­
tende Gremien für die Verwaltungsakademie 
vorgesehen waren: Ein Kuratorium, das aus 
24 Mitgliedern bestehen und sich lediglich 
mit finanziellen und administrativen Aufgaben 
beschäftigen sollte, ein Kuratorium aus Mit­
gliedern, entsandt von Einrichtungen, die diese 
Verwaltungs akademie finanzieren sollte : 
die B undesländer zum Beispiel , die Kammern 
und so weiter. 

D aneben war ein wissenschaftlicher Beirat 
geplant, der sich mit grundsätzlichen Fragen 
des Schulbetriebes und der Lehrplangestaltung 
befassen sollte. 

Aus diesen beiden, ursprünglich mit völlig 
verschiedenen Aufgaben zu befassenden Gre­
mien, hat man nun ein einziges Gremium, 
den Beirat, gebildet, nachdem man die Finan­
zierungsfrage anders gelöst hat ; der Bund 

Die künftige Verwaltungsakademie soll 
also, wenn wir den Entwurf lesen, 

, , 1 .  der Grundausbildung von Bundesbedien­
steten; 

2. der Ausbildung . "  für den Aufstieg in 
höhene Verwendung ; 

3. der berufsbegleitenden Fortbildung von 
Bundesbediensteten ; 

4. der Schulung von Führungskräften" 
dieDJen. 

Im Zusammenhang mit der Ausbildung für 
den Aufstieg in eine höhere Verwendungs­
gruppe liegt nun dem Hohen Hause auch ein 
Gesetzesantrag der Abgeordneten DDr. Hesele 
und Dr. Gasperschitz vor, der auch eine Ände­
rung des Gehaltsüberleitungsgesetzes, und 
zwar der Dienstzweigeordnung für die Be­
amten der allgemeinen Verwaltung, vorsieht. 

Worum geht es hier? Es geht hier darum, 
d aß es in der allgemeinen Verwaltung des 
Bundes, und zwar im höheren Dienst, bei sol­
chen Dienstzweigen, in denen als Anstellungs­
erfordernis der Abschluß eines Hochschul­
studiums - auf dem Gebiete der Rechts­
wissenschaft, der Sozial- und Wirtschafts­
wissenschaften mit den TteilbereiChen Soziolo­
gie, Politikwissenschaft, Sozialwissenschaft, 
Sozial- und Wirtschaftsstatistik, Volkswirt­
schaft, Betriebswirtschaft, Handelswissenschaft 
und Wirtschaftspädagogik, aus dem Bereich 
der Psychologie, der Pädagogik und für die 
akademische Dolmetscher- und Ubersetzeraus­
bildung - Voraussetzung ist, um in den 
höheren Verwaltungsd�enst, also in die Ver­
wendungsgruppe A zu gelangen, es ab nun 
genügen soll, dieses Hochschulstudium durch 
einen Aufstiegskurs an der Verwaltungs­
akademie in diesen, von mir nun genannten 
Studienbereichen zu ersetzen. 

. 

Mit anderen Worten: Wenn jemand bisher 
zum Beispiel in den Höheren Auswärtigen 
Dienst, in den Höheren Betriebsprüfungsdienst 
im Finanzressort oder in den Höheren Finanz­
dienst, in den Höheren Dolmetsch- und Uber­
setzungsdienst im Bundeskanzleramt, in den 
Höheren Ministerialdienst und Höheren Ver­
waltungsdienst beim Rechnungshof, beim Ver­
fassungs gerichtshof, beim Verwaltungs­
gerichtshof, in den Rechtskundigen Dienst der 
Parlamentsdirektion oder in den Rechtskun­
digen Dienst bei den Bundespolizeidirektionen 
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aufgenommen werden wollte, mußte er das 
entsprechende Hochschulstudium absolvilert 
haben. Das war bisher die Voraussetzung, 
und so haben sich auch zahlreiche Maturanten, 
B-Beamte der Bundesverwaltung, veraniaßt 
gesehen, im Sinne der Erbringung einer Lei­
stung neben ihrer Tätigkieit in der Verwaltung 
das Studium als Werkstudent aufzunehmen 
und erfolgreich abzuschließen, und durch diese 
Leistung das Anstellungserfordernis für den 
höheren Dienst erbracht. Das war nicht immer 
leicht, meine Damen und Herren. 

Der vorHegende 3. Abschnitt dieses Ent­
wurfes für das Verwaltungsakademiegesetz 
sieht nun an Stelle der Absolvierung eines 
Hochschulstudiums sogenannte " Aufstiegs­
kurse" an der Verwaltungs akademie vor i Auf­
stiegskurse in Rechtswissenschaft, in Sozial­
und Wirtschaftswissenschaften und so weiter; 
ich habe es vorhin erwähnt. Es sind dies Auf­
stiegskurse für die Dauer von zwölf Wochen­
stunden durch drei Semester hindurch. Diese 
Aufstiegskurse werden natürlich außerhalb 
der Dienstzeit, also abends, zu absolvieren 
sein. Sie gelten nicht als Dienst. Di!e erfolg­
reiche Absolvierung eines solchen Aufstiegs­
kurses - sagen wir in Rechtswissenschaften -
soll also künftig ein volles Jusstudium an 
der Hochschule ersetzen und dem Absolventen 
dieses Aufstiegskurses, sofern er mindestens 
zehn Jahre Bundesdienstzeit hat, davon min­
destens zwei Jahre ohne Unterbrechung in 
einem höheren Dienstzweig mit ausgezeich­
netem Erfolg tätig war, die Möglichkeit geben, 
in den höhellen Dienst überstellt zu werden. 

Meine Damen und Herren I Hier setzen 
unsere Bedenken ein. Es erhebt sich die Frage, 
<>b ein dreisemestriger Aufstiegskurs mit zwölf 
Wochenstunden, ,erfolgreich absolviert, ein 
entsprechendes Hochsdmlstudium wirklich er­
setzen kann, ob man sich wirklich durch den 
Besuch eines solchen Aufstiegskurses das 
theoretische Wissen aneignen kann, das einem 
eine Hochschulausbildung vermittelt. 

Hohes Haus ! Man darf doch nicht vergessen, 
daß die Probleme der öffentlichen Verwaltung 
vielschichtig sind. Gerade im Bewußtsein die­
ser Vielschichtigkeit und Vielseitigkeit der 
Verwaltung und im Interesse einer immer 
wieder geforderten Mobilität der öffentlich 
Bediensteten müßte man eigentlich daran 
interessiert sein, daß unseren höheren Be­
amten eine breite Wissensgrundlage ver­
mittelt wird, um sie möglichst vielseitig ver­
wenden zu können. Wenn ich aber im § 24 
Absatz 2 dieses Verwaltungsakademie-Gesetz­
entwurfes lese, daß die Gegenstände der Prü­
fung für die Aufstiegskurse durdl Verordnung 
des Bundeskanzlers festzulegen sind, wobei 
sowohl auf die entsprechenden Studienvor-

schriften als auch auf die Anforderungen der 
Verwaltung und die künftige Verwendung der 
Kandidaten Bedacht zu nehmen ist, so bin ich 
doch sehr im Zweifel, ob hier eine Ausbildung 
stattfinden wird, in der der von allen Seiten 
und nicht zuletzt von Regierungsseite so sehr 
gewünschten vielseitigen Verwendbarkeit des 
höheren Bundesbeamten Redlnung getragen 
wird. 

Sdlaffen diese Aufstiegskurse mit ihren Ab­
schlußprüfungen, die auf die künftige Ver­
wendung des Kandidaten Bedacht zu nehmen 
haben, nicht vielmehr einen Typ von Beamten, 
der in einer Dienststelle seine Laufbahn be­
ginnt und womöglidl auch dort in Pension 
geht? Das ist ein Umstand, Herr Staats­
sekretär, der gerade in der seinerzeitigen 
Studie, die, glaube ich, vom Bundesminister 
für Unterricht und Kunst angefordert worden 
ist, in der Studie "Struktur eines Mini­
steriums" als eine der größten Schwächen die­
ser Verwaltung angeprangert wird. Hier in 
diesem Entwurf wird dieses Ubel der man­
gelnden Mobilität geradezu versteiIllert. 

Ich darf sagen, meine Damen und Herren 
und Herr Staatssekretär: Reden Sie bitte nicht 
mehr von Verwaltungsreform und von Mobili­
tät, denn hier, in diesem Gesetz, in diesem 
Punkt setzen Sie einen entscheidenden Punkt 
dagegen. 

Auf der Hochschule wird bei Staatsprüfun­
gen nicht darauf Bedacht genommen, welchen 
Beruf der Kandidat später ergreifen wird be­
ziehungsweise, um in der Diktion dieses Ge­
setzentwurfes zu bleiben, die künftige Ver­
wendung der Kandidaten spielt dort keine 
Rolle. 

Es erhebt sich wirkHch die Frage, ob man 
unserer Bundesverwaltung etwas Gutes tut, 
wenn man sie künftig mit höheren Beamten 
ausstattet, denen nur eine begrenzte Ausbil­
dung zuteil wird und denen dann die Gesamt­
schau der Materie, der gesamte Uberblkk, 
wie sie doch nur ein Hochschulstudium ver­
mitteln kann, fehlt. 

Meine Damen und Herren! Nehmen wir 
nur das Jusstudium. Glauben Sie wirklich, 
daß sidl ein vollwertiges Jusstudium auf der 
HochsdlUle mit mindestens acht Semestern 
durch einen Aufstiegskurs von dIlei Semestern 
mit zwölf Wochenstunden ersetzen läßt? 

Herr Staatssekretär I Sie haben ursprünglich 
in Ihrem Entwurf auch Aufstiegskurse für 
technische Studien - besser gesagt, konkret 
hat es geheißen "Bauingenieurwtesen, Grund­
züge" - vorgesehen gehabt. Das wurde dann 
wieder herausgestrichen, weil es zu gefährlich 
schien, die Absolvierung der technischen Hoch-
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schul studien als Anstellungserfordernis für 
den höheren technischen Dienst etwa durch 
einen dreisemestrigen Aufstiegskurs zu er­
setzen. Es war Ihnen, Herr Staatssekretär, 
zu gefährlich. Es könnte einmal ein technisches 
Malheur passieren auf Grund der Ent­
sd1eidung eines nicht vollausgebildeten 
höheren Aufstiegsbeamten. Das wollte man 
nicht riskieren. Daher blieben die technischen 
Beamten im Bundesdienst von dieser Art Auf­
stieg in höhere V erwendung ausgesChlossen. 

Und bei den Juristen nimmt man solche 
Pannen in Kauf? Und bei den Volkswirtschaft­
lern und bei den Betriebsprüfern und bei den 
Pädagogen? Muß man nicht geradezu hier 
eine Diskriminierung dieser Studienrichtungen 
erkennen? Den höheren technischen Diensten 
in der Bundesverwaltung muten Sie keine 
kurzausgebildeten höheren Beamten zu, dem 
reChtskundigen höhenen Diensten aber schon? 

Glauben Sie wirklich, daß es möglich ist, 
in einem dreisemestrigen Kurs juristisdl 
logisches Denken, Handeln und Entscheiden 
vermitteln zu können? 

Nun kann man natürlich einwenden, daß der 
Beamte, der auf Grund eines Aufstiegskurses 
in höhere Verwendung kommen will, sdlOn 
mindestens zwei Jahre lang mit ausgezeich­
netem Erfolg überwiegend ohne Unter­
brechung - wie e s  im Gesetzentwurf heißt -
im höheren Dienst tätig gewesen sein mußte. 
Bitte, was heißt "überwiegend"?  Bei zwei Jah­
ren heißt "überwiegend" etwas mehr als ein 
Jahr. Das genügt also schon. Aber abgesehen 
davon, daß praktische Erfahrung allein nicht 
eine umfassende Grundausbildung im Wegle 
eines Hochschulstudiums ersetzen kann, weiß 
man doch auch, wie das mit den Dienstbeurtei­
lungen vor sim geht. Hier ist doch nicht immer 
die Leistung das Ausschlaggebende. Im 
könnte Ihnen, meine Damen und Hernen, mit 
konkreten Beispielen dienen, wo tatsächlich 
ausgezeichnete Beamte deswegen ihr "ausge­
zeichnet" nicht erhalten, weil sie d�e verkehrte 
politisChe Gesinnung haben. Und wenn nun 
die Dienstbeschreibung "ausgezeichnet" mit 
zum Kriterium dafür wird, ob einer in den 
höheren Dienst gelangen kann, dann - im 
bitte um Verzeihung - erscheint mir aber dom 
ein erfolgreich absolviertes Hochschulstudium 
als ein objektiverer Beurteilungsfaktor als eine 
von verschiedenen Umständen manchmal ab­
hängige Dienstbeurteilung. ICh glaube, ich 
habe mich hier deutlich genug ausgedrückt. 

Aus diesen Gründen haben wir Freiheit­
lichen schwere Bedenken gegen dieses Ver­
waltungsakademiegesetz, vor allem, was die­
sen 3. Abschnitt betrifft, und gegen die No­
vellierung des Gehaltsüberleitungsgesetzes. 

Aber auch aus anderen Erwägungen er­
scheint uns die Tendenz, die in dieser Art 
von Aufstieg in höhere Verwendung steckt, 
nicht begreiflich. Wir glauben nämlich, daß es 
direkt widersinnig ist, einerSieits in Osterreich 
eine SChulpolitik zu betlieiben, die darauf ge­
richtet ist, alle Barrieren jedweder Art, die 
dem Zustrom zu den Hochschulen nom im 
Wege stehen sollten, wegzuräumen, das Stu­
dium mit RJecht allen Begabten zugänglich 
machen zu wollen und andererseits im glei­
chen Augenblick in der Allgemeinen Verwal� 
tung den HochsChulabsolventen im öffentlichen 
Dienst geradezu zu diskriminieren, indem in 
der neuen Verwaltungsakademie sozusagen 
eine Hochsdlulkonkurrenz eröffnet wird. 

Wir Freiheülirnen sind der Meinung, daß es 
viel zielführender gewesen wäre, faChlich ge­
eigneten Maturanten im Verwaltungsd�enst 
durrn besondere Maßnahmen, durdl Erleich­
terungen, wie DienstfreisteIlung, Bildungs­
urlaub, gleitende Arbeitszeit, die Möglirn­
keiten zu geben, ein entsprechendes Hoch­
schulstudium zu absolvieren. 

Ich kann, meine Damen und Herren, aus 
eigenem Erleben sagen, daß wir Werkstuden­
ten, die wir neben unserem Beruf stud�ert 
haben, uns seinerzeit viel leiChter getan 
hätten, wenn uns der Dienstgeber Staat damals 
etwas mehr entgegengekommen wäre und uns 
mehr in unserem Leistungsstreben gefördert 
hätte. 

Es gibt, wie gesagt, eine ganze Reihe von 
Möglichkeiten,  das Hochschulstudium neben 
dem Beruf zu erleichtern. Das wäre viel ziel­
führender, als für die höhere Verwaltung 
Beamte in Kauf zu nehmen, die - und daran 
kommen wir nirnt vorbei - nicht voll ausge­
bildet sind. Denn es erscheint uns, um es norn 
einmal zu s agen, völlig ausgeschlossen, daß 
ein Maturant in drei Semestern bei je 
1 2  Wochenstunden auch nur eine annähernd 
gleichwertige Ausbildung erhalten kann wie 
ein Hochschulabsolvent. 

Handelt es sich vielleicht da und dort um 
einen ausgezeichneten und wirklich hochquali­
fizierten Beamten, dessen Ubernahme in den 
höheren Dienst an den mangelnden Anstel­
lungserfordernissen scheitern würde, so haben 
wir ja im § 1 9  des Gehaltsüberleitungsgesetzes 
die MögliChkeit, ihn in diesen höheren Dienst 
durch Ministerratsbeschluß zu überstellen, eine 
Möglichkeit, von der in den letzten Jahren 
relativ selten, aber immer - und das möChte 
iCh hier feststellen - berechtigt GebrauCh 
gemacht worden ist. Dieser § 1 9  wird ja nirnt 
durCh das Verwaltungsakademiegesetz ersetzt, 
er bleibt bestehen. 

Hohes Haus ! Unsere Vorschläge, dem auf­
strebenden, tüchtigen und fähigen Beamten, 
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dem Maturanten durch Diensterleichterung 
den Weg zum Hochschulstudium zu ermög­
lichen, und unsere Anregungen tragen dem 
Gedanken des Leistungsprinzips, dem Gedan­
ken der Förderung des leistungswilligen Auf­
steigers vollinhaltlich Rechnung. Ihre Gesetz­
entwürfe bauen Leistungsbarrieren ab und er­
möglichen dadurch einen Niveauverlust an 
höchsten und entscheidenden Stellen der Bun­
desverwaltung, einen NiVieauverlust, von dem 
wir glauben, daß ihn Osterreich sich nicht 
leisten kann. 

Wir werden daher gegen beide Gesetze 
stimmen; beim Verwaltungsakademiegesetz 
werden wir in zweiter Lesung nur den Ab­
schnitten zustimmen, die unserer Auffassung 
entsprechen. Idl bitte den Herrn Präsidenten 
daher, bei der Regierungsvorlage 1295 der 
Beilagen über den dritten Abschnitt, das sind 
die §§ 21 bis 26, getrennt abstimmen zu lassen. 
(B e ifall b e i d e r  FPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete DDr. Hesele. 

Abgeordneter DDr. Hesele (SPO) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus ! Ich kann an die Worte 
meines Vorredners ansdlließen, der gesagt 
hat, daß der Gedanke der Schulung in der 
Bundesverwaltung nicht neu ist. Wenn der 
Wert eines Gesetzentwurfes danadl beurteilt 
wird, wie lange er vorberaten und diskutiert 
wird, dann können wir sagen, daß dieses 
Verwaltungsakademiegesetz ein sehr moder­
nes und ein sehr gutes Gesetz sein muß, denn 
es sind gerade fünf Jahre her, daß es einen 
Beamtenentwurf über ein Verwaltungs­
akademiegesetz gegeben hat, der zur Stellung­
nahme und Begutachtung an die einzelnen 
Ressorts und Interessenvertretungen ver­
sendet wurde. 

Die Initiative zu einer zusammenfassenden 
Regelung des Bildungswesens beziehungs­
weise einer Neugestaltung des Bildungs­
wesens kommt zum erstenmal in der Regie­
rungserklärung des Bundeskanzlers Doktor 
Kreisky vom 27. April 1970 zum Ausdruck, 
in der die Einführung moderner Führungs- und 
Planungstechniken in der Verwaltung nor­
miert und die Errichtung einer Verwaltungs­
akademie in Aussicht glestellt wird, die jedoch 
hauptsächlich der Ausbildung von Führungs­
kräften in der Verwaltung im Hinblick auf 
moderne Managementmethoden dienen 
sollte. 

Ich gebe diesen geschichtlichen Rückblick 
deshalb, weil die Diskussion in den letzten 
fünf Jahren über die Gestaltung, den Bildungs­
wert und die Zielvorstellung der Verwaltungs­
akademie einen großen Wandel durch prak­
tische Erfahrungen, theoretische Erkenntnisse 

und auch durch internationale Vergleiche er­
fahren hat. 

Die Verwaltungsakademie der Regierungs­
erklärung 1 970 hat sich noch hauptsächlich auf 
die Ausbildung von Führungskräften bezogen, 
in der Regierungserklärung vom 5. November 
1971  wird unter dem Titel "Rationalisierung 
der Verwaltung" ein sehr wesentlicher Ab­
schnitt der Ausbildung und Fortbildung der 
Bundesbeamten gewidmet. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky hat damals aus­
geführt : "Die Ausdehnung des wissensdlaft­
lichen und technischen Fortschrittes und die 
zunehmende internationale Wirtschaftsver­
flechtung bewirken vielgestaltete zukunfts­
orientierte Verwaltungsaufgaben, die den ver­
mehrten Einsatz mittel- und längerfristiger 
Planungs- und Prognosetechniken und die Zu­
hilfenahme von Kommunikations- und 
Kooperationsmethoden des modernen Wirt­
schaftsmanagements geboten erscheinen 
lassen. 

Zur VerwirklidlUng dieser Erfordernisse 
wird die Bundesregierung eine Verwaltungs­
akademie des Bundes ins Leben rufen, die 
nach den Grundsätzen der Freiwilligkeit und 
Allgemeinzugänglichkeit der gründlichen 
und praktischen Ausbildung, der Vertiefung 
der Kenntnisse der bereits in der Laufbahn 
stehenden Beamten sowie der Vergrößerung 
der Aufstiegschancen für tüchtige Beamte zu 
dienen haben wird." 

Entsprechend diesen Ausführungen in der 
Regierungserklärung hat der Bundeskanzler 
schon im Jahre 1970, aber auch 1971 eine 
Kommission, die sogenannte Verwaltungs­
akademiekommission, mit dem Auftrag einge­
setzt, Vorschläge zur zweckmäßigen Gestal­
tung einer solchen Verwaltungsakademie des 
Bundes auszuarbeiten. Diese Kommission 
rekrutierte sich nicht nur aus Beamten des 
Bundes, sondern auch aus Gewerkschaftsver­
tretern und auch aus sonstigen Persönlich­
keiten des Wirtschaftslebens, die berufen 
waren, an Vorschlägen für eine Schulung der 
Beamten und der öffentlich Bediensteten mit­
zuwirken, wie zum Beispiel Professor Bruck­
mann vom Institut für höhere Studien. 

In zahlreichen Sitzungen, Subkomitees und 
Kommissionen wurde die internationale Ent­
wicklung des Schulungswesens und des Aus­
bildungssystems der Beamten studiert. Es 
wurde auch auf die Problemstellung im Bil­
dungswesen in der Industrie eingegangen. 

Meine Damen und Herren! Dabei hat sich 
gezeigt, daß verschiedene Erkenntnisse aus 
der Privatwirtschaft eben nicht auf das Aus­
bildungs- und das Fortbildungssystem der Be­
amten zu übertragen sind. Dies geht auch 
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aus den versdliedenen Zielsetzungen der Ver­
waltung und eines Industriebetriebes hervor. 
Hie d�e öffentliche Serviceleistung, auf der 
anderen Seite, beim Industriebetrieb, ist das 
Wesentliche der Kosten- und Nutzeneffekt. 

Diese Verwaltungsakademiekommission hat 
noch eine weitere Studie betrieben. Sie hat 
eine ausführliche Untersuchung der öster­
reichischen Verwaltungsorganisation durchge­
führt, und auf Grund des Ergebnisses des 
Studiums der Verwaltungsorganisation und 
auch des Dienstrechtes und der Laufbahnen der 
Beamten wurde dann letztli ch  ein erster Ent­
wurf über ein umfassendes Ausbildungs­
system für die Beamten ausgearbeitet. 

Noch eine wesentliche Sache, meine Damen 
und Herren! Alle diese Vorschläge wurden 
immer mit der Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten besprochen, weil man der Auf­
fassung war, daß ein so entscheidendes Gesetz 
für so eine große Anzahl von Beamten und 
öffentlich Bediensteten eben nicht ohne den 
Konsens mit der zuständigen Interessenver­
tretung verabschiedet werden kann. DLese 
überministerielle In teres senvertretung ist 
eben die Gewerkschaft der öffentlich Bedien­
steten. 

Wenn man heute die Schaffung einer Ver­
waltungsakademie und damit ein umfassendes 
Ausbildungsprogramm für die Beamten be­
schließt, muß man auch fragen, warum die 
Dringlichkeit dieser Angelegenheit gerade in 
den letzten fünf Jahren so eklatant war, 
warum man sich mit der Bildung des Beam�en 
so intensiv beschäftigt hat. Ein wesentlicher 
Punkt der Regierungserklärung war im all­
gemeinen und im besonderen die Bildungs­
politik, und da ist es selbstverständlich, daß 
auch jene 300.000 Menschen, die als Beamte 
und Angestellte im Dienste des Bundes stehen, 
und letztlich auch die Bediensteten der Länder 
und der Gemeinden in diesen Bildungsprozeß 
eingebaut werden müssen. 

,Aber auch ein zweiter Grund war maßgeb­
lim, und das ist, wie dies bereits in der 
Regierungserklärung zum Ausdru<k. kommt, 
die Ausdehnung des wissenschaftlichen und 
des temnischen Fortschrittes, der die Ver­
waltung immer stärker mit zusätzlichen Auf­
gaben belastet und die Staatsfunktionen 
immer mehr in Anspruch nimmt. Die Haupt­
last dieser Uberinanspruchnahme der Staats­
funktionen trifft eben naturgemäß die Ver­
waltung. Wir selbst können ja,  wenn wir die 
Gesetzgebung des Hohen Hauses in den 
letzten 20 Jahren überblicken und studieren, 
sehen, daß imme 1- mehr Aufgaben dem Staat 
und der öffentlichen Hand zugewiesen werden: 
die Preisregelung, die Steuerung des Agrar-

marktes, die Konjunkturpolitik. Letztlith muß 
eben diese ständig zunehmende Verwaltungs­
tätigkeit durch die Beamten ausgeführt 
werden. 

Dazu kommt noch ein Funktionswandel des 
Staates von der hoheitlichen Eingriffsverwal­
tung, vom Ordnungsstaat zum sozialen Lei­
stungsstaat, zur Servicelieistung der Verwal­
tung für den einzelnen Staatsbürger. 

Meine Damen und Herren I Auf Grund ver­
smiedener Versume hat siro die Erkenntnis 
durchgesetzt, daß man verschiedene Vorgänge 
rationalisieren, automatisieren 

·
und verein­

fachen kann, daß durch den Einsatz kompli­
zierter technischer App arate verschiedene Vor­
gänge vereinfacht werden können. 

Aber es hat sich auch, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, die Erkenntnis durch­
gesetzt, daß der Mensch in der Verwaltung 
eben nicht zur Gänze· ersetzt werden kann. 
Die öffentlich Bediensteten sind nun einmal 
die Träger der Verwaltung. Für das Leben 
im Staate sind eben die öffentlich Bediensteten 
und deren Tätigkeit maßgebend. 

Daher stellt sich auch in diesem großen 
Zusammenhang die Frage nach der Qualifizie­
rung im öffentlichen Dienst, die Frage nach der 
Eignung des Beamten in bezug auf seine 
Persönlichkeit. Letztlich muß jener Grundsatz, 
der Jahrzehnte hindurch vertreten wurde, 
nämlich daß "Wissen Macht ist" , dom auch 
für den Beamten beziehungsweise für den 
öffentlich Bed�ensteten gelten. 

Das, glaube ich, sind die tieferen gesell­
schafts- und wirtschaftspolitischen Strömun­
gen beziehungsweise Gründe, warum gerade 
in den letzten fünf Jahren die Schaffung einer 
Verwaltungs akademie so stark vorangetrieben 
wurde. Es hat sich eben die Erkenntnis durch­
gesetzt, daß nicht nur die Ausbildung als 
Voraussetzung für den Eintritt in den äffent­
limen Dienst zu überprüfen und an den Er­
fordernissen der Praxis zu messen sein wird, 
sondern daß die ,Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes auch bereit sein müssen, sich wäh­
rend ihrer gesamten Dienstzeit fort- und wei­
terzubilden und Verantwortung zu überneh­
men. Sie müssen aber auch in der Lage sein, 
das Vlerwaltungshandeln nach modemen Er­
kenntnissen zu bestimmen. Nur so kann auch 
der Beamte dazu beitragen, dem Staat ein 
menschenwürdiges und auch wirklichkeits­
nahes Profil zu geben. 

Da heute Herr Abgeordneter Dr. Schmidt 
auch die Verwaltungsreforrnkommission 
zitiert hat, möchte ich sagen: Auch die Ver­
waltungsreformkommission, die siCh schon seit 
Jahren mit der Rationalisierung, mit der 
Modernisierung und der Neugestaltung der 
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Verwaltung befaßt, trägt der Schaffung einer 
Verwaltungsakademie durch ihre Schwer­
punktbildung Rechnung. Neben den Schwer­
punkten : Reform des Rechtsgutes, Reorgani­
sation der Dienststellen und Rationalisierung 
der Arbeitsweise der Dienststellen, ist die 
Verbesserung des P,ersonalsystems e-iner der 
wesentlichen Schwerpunkte der Arbeiten der 
Verwaltungsreformkommission. 

Die Erkenntnisse dieser Akademie-
kommission, die seinerzeit vom Bundeskanzler 
eingesetzt wurde, haben ja gezeigt, daß es in 
der Bundesverwaltung weder ein geschlos­
senes Ausbildungssystem für neu eintretende 
Bedienstete noch Weiterbildungsinstitutionen 
im allgemeinen - mit Ausnahme der Ausbil­
dungsinstitutionen beim Bundesministerium 
für Finanzen, bei der Justiz oder in der 
Arbeitsverwaltung - gegeben hat und daß 
die systematische Schulung meistens der 
Initiative einzelner Dienststellen überlassen 
wurde. 

Schon in den letzten fünf Jahren haben 
einzelne Dienststellen, ohne ein Akademie­
gesetz, ohne gesetzliche Vorschriften zu haben, 
die InitiatiV'e ergriffen, so zum Beispiel das 
Bundesministerium für Inneres, das für die 
leitenden Beamten des Ministeriums Fortbil­
dungskurse auf dem Gebiet des Managements 
durchgeführt und die einzelnen Abteilungs­
leiter, Sektionsleiter, Gruppenleiter in ver­
schiedenen Kursen im Hinblick auf moderne 
Führungsmethoden in der Verwaltung ge­
schult hat. Auch der Bundesminister für In­
neres hat sich, wie wir einmal gehört haben, 
einer solchen Schulung in einem Kurs unter­
zogen. 

Oder: Im Bundeskanzleramt wurde - ich 
erwähne das, weil Abgeordneter Dr. Schmidt 
von der Zersplitterung gesprochen hat - die 
Initiative insofern ergriffen, als ein all­
gemeiner Ausbildungslehrgang für den Rechts­
kundigen Verwaltungsdienst und ein solcher 
auch für den Gehobenen Rechnungsdienst zur 
Vorbereitung auf die Fachprüfung geschaffen 
wurden. 

In der Generaldirektion für die öffentliche 
Sicherheit wurde eine Zentralstelle für die 
Ausbildung der Exekutivbeamten gerade auf 
dem Gebiet der Psychologie geschaffen, weil 
der Exekutivbeamte nicht nur die Gesetze 
zu kennen hat, sondern auch - was sehr 
wesentlich ist - psychologisch den Menschen 
verstehen muß. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Die Grundsätze, die in der Regierungs­
erklärung vorn 5. November verkündet wur­
den, haben ebenfalls in dieses Gesetz Eingang 
gefunden. Wesentlich erscheinen der Grund-

satz der Allgemeinzugänglichkeit aller Bil­
dungsinstitutionen dieser Verwaltungs­
akademie, die Freiwilligkeit und die Unent­
gel tlichkeit. 

Damit, Hohes Haus, wurde die Chancen­
gleichheit, die heute in allen Bildungsinsti­
tuten besteht, die durch die Abschaffung der 
Hochschultaxen, durch das freie Schulbuch, 
durch die SchüLerfreifahrten geschaffen wurde, 
audl im öffentlichen Dienst eingeführt. 

Vor allem soll durch das Prinzip der All­
gemeinzugänglichkeit eine elitäre Ausbildung 
an dieser Akademie vermieden werden. Es 
sollte jeder Beamte im Laufe seiner Karriere, 
die rund 35 bis 40 Jahre dauert, von der 
Grundausbildung über die Fortbildung bis zur 
Führungskräfteausbildung die Möglichkeit 
haben, sein Wissen zu mehren, sich dem 
Studium an der Akademie zu unterziehen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, bevor 
ich mir erlaube, doch die Schwerpunkte dieses 
Gesetzes zu behandeln, alle , die mit der Ver­
waltung zu tun haben, auch noch auf folgendes 
hinweisen: Als Vorbild einer Ausbildungs­
institution ist immer die französische ENA, 
Ec01e Nationale d'Administration, hingestellt 
worden, als Beispiel dafür, wie man in der 
Verwaltung Spitzenkräfte, Fachkräfte aus­
bildet. Auch diese ENA wurde von der Kom­
mission, die zur Ausarbeitung des Akademie­
gesetzes berufen war, studiert. (Präsident 
Dr. M a l  e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Man ist zu der Erkenntn-is gekommen, daß 
diese ENA, diese Ecole Nationale d'Admini­
stration, doch nicht in unser Verwaltungs­
system paßt und auch nicht ganz mit den 
Laufbahnen, mit unserem Dienstrecht zu ver­
einbaren ist. 

Nadt diesem französischen Ausbildungs­
system für Spitzenkräfte in der Verwaltung 
sind befähigte Beamte, die zu Beginn ihrer 
Laufbahn, das ist zwischen 23 und 25 Jahren, 
eine solche Akademie nicht besucht haben, 
von der Erlangung von Spitzenfunktionen 
überhaupt ausgeschlossen. Dadurch würden 
aber das Niveau der anderen Kräfte gesenkt 
und gute Kräfte, die eine solche Akademie 
nicht besucht haben, vom Zugang zum Staats­
dienst ferngehalten. Man kann eben, Hohes 
Haus, in einem Alter von 23 bis 25 Jahren 
sicherlich die Intelligenz eines Beamten fest­
stellen, aber nicht die Fähigkeit, leitende Auf­
gaben, Mensdtenführung und Organisation zu 
beherrschen. Man benötigt j a  neben der Aus­
bildung und neben der Intelligenz auch die 
notwendige Lebenserfahrung in der Verwal­
tung. 

Dite Akademie, die heute beschlossen wird, 
gleicht eher der Bundesakademie für öffent-
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liChe Verwaltung in Bonn, die auf eine seChs­
jährige Erfahrung zurückblicken kann, die 
ebenfalls als eine unselbständige Anstalt ein­
gerichtet ist und in der Bundesrepublik 
Deutschland dem Bundesminister des Inneren 
untersteht. 

ICh darf noCh, weil wir der Auffassung sind, 
daß es ein großes Programm ist, das sich die 
Bundesregierung mit diesem Akademiegesetz 
ges.etzt hat, auf die vier großen Schwerpunkte 
der Ausbildungsmöglichkeiten eines B eamten 
eingehen. 

Von meinem Vorredner wurde bereits die 
Grundausbildung zitiert und bedauert, daß 
sich hier nichts geändert hat, daß n ich t  die 
Möglichkeit glegeben wurde, eine zentrale 
Grundausbildung für die Beamten zu s chaffen. 

Meine sehr verehrten Damen und He rren l 
Erstens sind nach diesem Gesetz die Bestim­
mungen über die Grundausbildung nur sub­
sidiär, es gelten dte einzelnen Dienstrechts­
vorsChriften, es werden bisherige Institutionen 
der Grundausbildung beim Finanzministerium, 
beim Justizministerium und im Sozialmini­
sterium beibehalten. 

Ich glaube aber doch, daß drei wesentliche 
Ansatzpunkte geg,eben sind, um diese Grund­
ausbildung des Beamten in Hinkunft verein­
heitlichen zu können. Diese Bestimmungen 
über die Grundausbildung schließen doch eine 
praktische Lücke. 

Wer mit der Grundausbildung von Beamten 
zu tun glehabt hat, weiß, wie notwendig diese 
Bestimmungen, wenn sie auch noCh nicht für 
alle Bundesdienststellen gelten, sind. Es hat 
einzelne Dienststellen : Finanzministerium, 
Justizministerium, die Arbeitsverwaltung im 
Rahmen der sozialen Verwaltung, gegeben, 
die Kurse für ihre Bediensteten abgehalten 
haben .  Aber ein größerer Teil der Vertrags­
bediensteten und der jungen Beamten ,  die vor 
der Definitivstellung eine Prüfung abl egen 
mußten, haben zwar vom Staat, also in dem 
Fall vom Bund, seit Jahren eine FaChprüfung 
vorgesChrieben bekommen, aber es hat sich 
der Staat beziehungsweise der Bund nicht 
darum gekümmert, ob es Kurse oder Lern­
behelfe, das heißt Skripten, gibt. Daher war 
ein Großteil der jungen Bediensteten - das 
trifft hauptsächlich auf Wien zu - gezwungen, 
in Paukerkurse zu gehen, wo die Prüfungs­
fragen gepaukt und besprochen wurden, wo 
man die notwendigen Skripten bekommen hat, 
dafür aber Geld bezahlen mußte. 

Das, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, wird grundsätzlich durch die Bestimmun­
gen über die Grundausbildung des Beamten 
abgeschafft. 

Neben dem subsidiären Charakter dieser 
Bestimmungen, daß bisherige Einrichtungen 
bestehen bleiben, gibt es - wie ich bereits 
erwähnt habe - drei Bestimmungen. 

Eine Dienststelle kann die Verwaltungs­
akadernie zur Herstellung von Lernbehelfen 
und Skripten für eine bestimmte Fachprüfung 
ersuchen. Das hat den Vorteil, daß die Skrip­
ten von erstklassigen Fachleuten unentgeltlich 
ausgearbeitet und den Bediensteten zur Ver­
fügung gestellt werden. 

Zweitens können Dienststellen, bei denen 
nicht die Möglichkeit besteht, Kurse abzu­
halten, sofern dies seitens dieser Dienststelle 
gewünscht wird, beantragen, die Abhaltung 
der Kurse der Verwaltungsakademie zu über� 
tragen. Auch das, Hohes Haus, hat den Vorteil, 
daß durch die große Erfahrung des Lehr­
körpers der Akademie auf jeden Fall eine 
Erhöhung des Niveaus der FaChprüfungskurse 
stattfinden wird. 

Drittens kann durch Verordnung der Bun­
desregierung bestimmt werden, b estimmte 
Grundausbildungslehrgänge wegen ihrer Be­
deutung an der VerwaItungsakademie abzu­
halten. 

Die Erläuterungen sprechen j a  bereits 
davon, daß für den Gehobenen Rechnungs­
dienst, für den Rechtskundigen Verwaltungs­
dienst und auch für den mittleren Ver­
waltungs- und Kanzleidienst solche zusam­
menfassende Grundausbildungslehrgänge an 
der Akademie voraussichtlich vorgesehen 
werden. 

Man darf zur Grundausbildung, weil sie so 
wesentlich ist und den jungen Beamten und 
den jungen Bediensteten überhaupt zuerst mit 
den Fragen des öffentlichen Dtenste s ,  mit den 
Rechten und Pflichten vertraut macht, sagen : 
Es ist ein großer Fortschritt, den dieses Aka­
demiegesetz bringt, weil es den Beamten vom 
Paukerkurs wegbringen und dem g,eregelten 
Ausbildungslehrgang einer Dienststelle über­
geben soll. 

Ich darf zu dem zweiten großen Schwer­
punkt dieses Gesetzes dom einige Ausfüh­
rungen bring,en, weil die FPO in dieser Frage 
leider nicht den Konsens mit den zwei großen 
Parteien gefunden hat. 

Diese spezielle lAusbildung für den Aufstieg 
in eine höhere Verwendung sieht vor, daß in 
Hinkunft ein Beamter des Gehobenen Ver­
waltungsdienstes unter bestimmten Voraus­
setzungen ohne den Nachweis einer Absol­
vierung des Hochsmulstudiums in den 
höheren Dienst aufsteigen kann. Das Hoch­
schulstudium kann, wie bereits erwähnt 
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wurde, durch die Absolvierung eines Auf­
stiegskurses an der Akademie ersetzt Wierden. 

Es wurde auch zitiert, daß es bisher bereits 
eine Bestimmung gegeben hat, nämlich den 
§ 19 des Gehaltsüberleitungsgesetzes, wonach 
man befähigten Beamten die Nachsidlt der 
Hochsdlulbildung durch Beschluß der Bundes­
regierung gewähren konnte. 

ICh glaube, meine Damen und Herren, die 
derzeitige Konstruktion über die Fortbildung 
und die Aufstiegskurse stellt eine Verremt­
lidlung dieses Problems des Aufsteigers dar. 
Der Beschluß der Bundesregierung und die 
Nachsichtserteilung waren doch nur ein reines 
Ermessen. Wenn es auch durch die Absol­
vierung bestimmter im Gesetz vorgesdlIie­
bener Voraussetzungen, die hier schon zitiert 
wurden, für den Beamten keinen Rechts­
anspruch gibt, aufzusteigen , so hat er dom 
die Möglichkeit, auf seine Anstellungserfor­
dernisse hinzuweisen, auf die zehn Jahre Bun­
desdienst, auf die zwei Jahre probeweise A­
Verwendung auf sein "Ausgezeichnet" und 
letztlich auf die Absolvierung dieses Auf­
stiegskurses. 

Meine Damen und Herren ! Zwei Punkte 
werden diesen Aufstiegskursen entgegen­
gehaltenj sie wurden bereits von meinem 
Vorredner zitiert. Das eine ist, daß es genug 
Beamte gibt, die das Hochschulstudium haben 
und in den A-Dienst übernommen Wierden 
könnten. Auf der anderen Seite sollen die Auf­
stiegskurse , wie das auch im Begutadltungs­
verfahren und in der Diskussion gesagt wurde, 
eine Diskriminierung der Beamten des 
höheren Dienstes darstellen, die eine Hoch­
schulbildung nachweisen können. 

Ich glaube, man muß diesen Meinungen 
doch grundsätzlich eines entgegenhalten 
- damit darf ich Ihnen , Dr. Sdunidt, ant­
worten -: Es wird sich bei den Bestimmungen 
über die Aufstiegskurse sicherlich um Aus­
nahmefälle handeln. Es wird nidlt zur Regel 
werden, daß jeder B-Beamte jetzt vIersuchen 
wird, durch einen eineinhalbjährigen Kurs das 
Hochsdlulstudium zu ersetzen, was ja nicht 
die einzige Voraussetzung ist, sondern es 
wird fähigen und leistungsstarken Beamten 
in der V,erwaltung vorbehalten bleiben, diese 
Aufstiegschancen zu ergreifen. 

niken anderer Disziplinen aus dem Bereich 
der Verwaltung und Sozialwissenschaften ver­
langen. Und letztlich wird nicht das eintreten, 
was Sie sagen: kein Leistungsanreiz, sondern 
eine Niveausenkung. Gerade das Gegenteil! 
Die gesetzliche Möglichkeit eines Aufstieges 
in den Höheren Dienst soll eben ein Leistungs­
anreiz für hochqualifizierte Beamte sein, die­
sen Aufstieg in den Höheren Dienst zu ver­
suchen. 

Dazu möchte ich noch folgendes sagen: Für 
den A-Beamten ist das HochsChulstudium er­
forderlich. Wenn er das Hochschulstudium ab­
solviert hat und in die Laufbahn des Höheren 
Dienstes, also in die A-Laufbahn eintritt, ist 
alles erledigt. 

Die Voraussetzungen für den Aufstiegskurs 
sind nach meinen Begriffen und aus meiner 
zwanzigjährigen Erfahrung sehr strenge. Der 
§ 19-Antrag des Verfassungsausschusses, der 
heute auch zur Debatte steht und eine Novel­
lierung des Gehaltsüberleitungsgesetzes vor­
sieht, normiert, wann man überhaupt zu die­
sem Aufstiegskurs kommen kann: Die Voll­
matura, also die erfolgreiche Ablegung einer 
Reifeprüfung an einer höheren Schule ist er­
forderlich, zehn Jahre Bundesdienst, davon 
zwei Jahre eine ununterbrochene probeweise 
A-Verwendung - bei dieser zweijährigen 
A-Verwendung ausgezeichnete Qualifi­
kation - und die Absolvierung des Auf­
stiegskurses durch drei Semester mit zwölf 
Wochenstunden. Und, was Sie nicht dazu­
gesagt haben, der Absrnluß dieses Kurses 
durch eine schriftliche und eine mündliche 
Prüfung. Vor Zulassung zu dieser Prüfung 
muß der Kandidat drei Klausurarbeiten nadl­
weisen, und dann, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, hat er noch die Fach­
prüfung für diesen höheren Dienstzweig, in 
den er eingestellt wird, zu erbringen. 

Man soll auch die zweijährige Vor­
bereitungszeit nicht unterschätzen, in der der 
Beamte probeweise bereits im Höheren Dienst 
verwendet wird. Sie soll dazu dienen, zu 
überprüfen, ob er die geistigen, die charakter­
lichen und auch die fachlichen Voraussetzun­
gen für diesen Dienstzweig mitbringt. Ich 
glaube, ich kann feststellen: Wenn ein Bedilen­
steter zu seinem normalen Dienst hinzu, zu 
den sonstigen Voraussetzungen noch einein­
halb Jahre außerhalb der Dienstzeit durch den 

Es ist doch auch zu berücksichtigen, daß die Besuch dieses Aufstiegskurses diesen Fleiß 
quantitative, aber auch die qualitative Aus- und dieses Durchhaltevermögen zeigt, läßt 
weitung des öffentlichen Dienstes in einem dies sicherlich einen positiven Schluß 
Industriestaat es mit sich bringt, daß für die auf den Charakter, die Leistungsfähigkeit 
Laufbahn des Höheren Dienstes das Hoch- und das Interesse für den öffentlichen 
schul studium nicht das einzige Kriterium sein Dienst zu. Ich glaube, daß ein 
kann. Man wird von solchen Kandidaten auch Mann, der diesen zweiten Bildungsgang 
die Beherrschung von Kenntnissen und Tech- - wenn ich das so nennen kann - für den 
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Aufstieg in den Höheren Dienst durchlaufen 
hat, sicherlich mit manchem Akademiker im 
Höheren Dienst konkurrieren kann. 

Weil der Höhere Auswärtige Dienst heute 
a.uCh zitiert wurde: Als der heutige Bundes­
kanzler Dr. Kreisky noch Außenminister war, 
wurde im Rahmen des Außenministeriums der 
sogenannte B-Konsul geschaffen, wodurch sehr 
verdienten und sehr qualifizierten, sehr be­
fähigten B-Beamten die Leitung von Kon­
sulaten übertragen wurde. Diese Bestimmung 
hat sich sehr gut ausgewirkt, und wer den 
Höheren Auswärtigen Dienst und das 
Außenministerium kennt, weiß : Es hat 
genug Konsuln gegeben in Chicago, in 
Istanbul, in Hamburg das ist ein 
Vize direktor bei der Donaukommission , 
die alle aus diesem B-Status herauskommen 
und mit A-VIerwendungen betraut wurden. 
Diese Bediensteten und diese Beamten, meine 
Damen und Herren, hatten aber bisher nur 
einen Bezug des Gehobenen Dienstes, obwohl 
SLe Funktionen übertragen bekommen haben, 
die dem A-Status entsprechen. Diesen Leuten 
soll, wenn sie die sonstigen Voraussetzungen 
noch erfüllen werden, die Möglichkeit gegeben 
werden, nicht nur die Funktionen des Höheren 
Auswärtigen Dienstes zu übernehmen oder 
des Konsulardienstes - es gibt ja keinen 
eigenen Konsulardienst -, sondern sie sollen 
auch die Möglichkeit haben, nach Absolvie­
rung dieses Aufstiegskurses in die Verwen­
dungsgruppe A überstellt zu werden. 

Wir alle wissen aus der Praxis, daß B­
Beamte als Budgetreferenten sich weit mehr 
bewährt haben, weil eben nicht nur die Bil­
dung und die Ausbildung, sondern auch die 
Erfahrung und die Praxis eine sehr große 
Rolle im öffentlichen Dienst spielen. Aus der 
Arbeitsverwaltung, aus dem großen Kreis der 
Landesarbeitsämter kennen wir sehr viele 
Fälle, d aß B-Beamte als Leiter von Landes­
arbeitsämtern verwendet wurden, die im Hin­
blick auf ihre Praxis, ihre Erfahrung, aber 
auch auf ihr Fachwissen sich genauso bewährt 
haben wie A-Beamte, denen aber auf Grund 
der bisherigen Bestimmungen der Aufstieg 
- mit Ausnahme der Nachsicht durch die 
Regierung - nicht möglich war. Diesen Leu­
ten s oll  jetzt geholfen werden. Es soll ein 
Leistungsanreiz sein, und es soll ihnen die 
Möglichkeit gegeben werden, nach entspre­
chender Absolvierung der Prüfungen und der 
sonstigen Voraussetzungen aufsteigen zu 
können. 

Dritter Schwerpunkt - und ich darf das 
kürzer machen - ist die berufsbegleitende 
Fortbildung. Auch hier wurde durch das 
Akademlegesetz Neuland betreten, weil auch 
die rein fachliche Fortbildung bisher in den 

meisten Ressorts entweder nur dem Zufall 
oder der Initiative eines Vorgesetzten über­
lassen war. Was mit dieser berufsbegLeitenden 
Fortbildung gemeint ist, das könnte auch eine 
Ergänzung zu diesem zweiten großen Schwer­
punkt - nämlich dem Aufsteiger - sein, daß 
man hier dem Bundesbeamten die Möglichkeit 
eröffnen will, seine Kenntnisse und Fähig­
keiten über die reine Fachbildung hinaus unter 
Berücksichtigung anderer Verwaltungszweige 
zu ergänzen. Die reine fachliche Fortbildung 
über neue Gesetze und über neue Erlässe 
ist zwar unbedingt notwendig, aber die Fort­
bildung über das engere Berufserfordernis 
hinaus und auch das Bekanntmachen des Be­
amten mit internationalen Entwicklungen sol­
len dem Beamten das Bewußtsein geben, daß 
er sich in einem permanenten Ausbildungs­
prozeß befinden muß, und auch eine weitere 
Folge wird die Schaffung dieser berufsbeglei­
tenden Fortbildung haben: Der Beamte wird 
heute im Image der Bevölkerung immer als 
verknöchert beurteilt. Das resultiert daraus, 
daß die Folgen der Spezialisierung auf ein 
Fachgebiet oder auf -eine Sparte eines Fach­
gebietes eben diesen Nur-Spezialisten heraus­
bilden , der sachliche Details, die Routine be­
herrscht, der eine gute Beherrschung der 
Durchführungsmethodik hat, der aber anderer­
seits,  wenn neue Schwierigkeiten auftreten, 
nicht in der Lage ist, mit eigenem Kombina­
tionsvermögen oder aus sicherer Verantwor­
tungsbereitschaft heraus diese neue Situation 
zu meistern. Und das ist der Sinn dieser berufs­
begleitenden Fortbildung, daß man eine Uni­
versalität des Blickfeldes für diesen Beamten 
schaffen muß. Diese Fortbildung der Verwal­
tungsbeamten ist doch erst die Voraussetzung 
dafür, daß die Leistung der öffentlichen Ver­
waltung erhalten und gesteigert wird. Denn 
je mehr Aufgaben anfallen und je schwieriger 
sie werden, desto wertvoller sind eben jene 
BediJensteten, die sich ständig bemühen, ihr 
allgemeines Wissen und ihr Fachwissen zu 
vermehren und zu vertiefen. Durch die Er­
höhung des Bildungsstandes soll der einzelne 
eben mit den inneren Zusammenhängen der 
V,erwaltung vertraut gemacht werden. Er soll 
für das Wesentliche und die Fähigkeit geschult 
werden, Wesentliches vom Unwesentlichen 
unterscheiden zu können. 

Was wir von einem Beamten in Zukunft 
letztlich verlangen müssen, speziell von einem 
des gehobenen Dienstes und des höheren 
Dienstes, das ist, daß er auch die Fähigkeit 
zu richtiger Beurteilung hat. 

Ich habe heute die Verwaltungsreformkom­
mission zittert und überhaupt über Reform 
der Verwaltung gesprochen. Meine Damen 
und Herren! Ein Punkt wird bei der Reform 
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der Verwaltung immer wieder in den Mittel­
punkt gestellt, nämlich die Delegierung von 
Aufgaben, daß der Vorgesetzte bestimmte 
Arbeitsbereiche und bestimmte Vorgänge an 
seinen Mitarbeiter weitergibt. Wir, die wir 
aus der Praxis kommen, wissen auch, wie 
schwierig es oft ist, den Mitarbeiter davon zu 
überzeugen, daß er selbständig handeln, daß 
ihm eine :Aufgabe delegiert werden soll, weil 
die dienstrechtlichen Vorschriften eben noch 
aus der Zeit und vom Beamtenbild des 19. Jahr­
hunderts her stammen, von der Uberordnung 
und von der Unterordnung. 

Es wird eine Aufgabe gerade dieser Fort­
bildung im Beruf sein, daß man dem Beamten 
durch die Weite des Blicks auch die Einsicht 
in verschiedene Vorgäng.e gibt und daß das 
Delegieren für den Vorgesetzten leichter ge­
macht wird und daß man Mitarbeiter weiter 
davon überzeugt, daß er mehr Verantwortung 
tragen soll. 

Noch eine Bestimmung, die sich erst in 
J ahren herauskristallisieren kann : daß man 
die berufsbegleitende Fortbildung nicht nur in 
einem Kurs abgeschlossen hat, sondern man 
hofft vom Gesetzgeber her, daß sich der Be­
amte in Zukunft weiterbilden wird und er 
wieder Kurse besuchen wird. Vielleicht könnte 
so ähnlich, wie das seinerzeit auf einer 
anderen Ebene bei der Konsularakademie war, 
die Möglichkeit bestehen, daß sich eine große 
Gruppe von Beamten immer wieder trifft, die 
diese Kurse besudü haben und ihre Erfah­
rungen austauscht. 

Meine Damen und Herren I Auch darüber 
wurde bereits g,esprochen : Der größte und 
der wichtigste Punkt - das war eigentlich 
seinerzeit der Ausgangspunkt, als man an die 
Schaffung einer VerwaItungsakademie gedacht 
hat - war die Führungskräfteschulung, das 
heißt die Schulung von leitenden Beamten in 
der Verwaltung. Auch dabei wird ein Um­
denken notwendig sein. Das bisherige Be­
stellungsverfahren von Sektionsleitern, Grup­
penleitern, Abteilungsleitern und Referenten 
wird sicherlich bestehen bleiben. Es wird nur 
etwas dazukommen. Zum Dienstalter, zur 
Qualifikation und Einstufung in eine be­
stimmte Dienstklasse wird noch dazukommen, 
daß der Betreffende ein Zeugnis oder eine 
Bescheinigung der Akademie über die Füh­
rungskräfteschulung hat. In dieser Beziehung 
hat schon das Dienstpostenausschreibungs­
gesetz die Sache etwas aufgelockert, das vor­
sieht, daß die Posten für Abteilungsleiter, 
Sektionsleiter, Gruppenleiter öffentlich aus­
geschrieben werden sollen, sodaß das Vor­
handensein eines Dienstpostens oder einer 
derartigen Funktion einem größeren Kreis von 
Leuten bekannt wird. Es sollen dann eben die 

Führungskräfteschulungskurse und -lehrgänge 
besser besucht werden. 

Die Bestimmung über die Schulung der Füh­
rungskräfte geht von dem Grundsatz aus, daß 
einmal die bisherigen Führungskräfte, die es 
bereits gibt, geschult werden und daß anderer­
seits - das ist für den Nachwuchs an leiten­
den Beamten gedacht, wenn man das Wort 
"Führungskraft" so übersetzen kann - künf­
tige und vorgesehene Führungskräfte oder 
leitende Beamte sich bereits schulen lass!en, 
skh einem Lehrgang unterziehen, sodaß dann 
bei der Bestellung durch den zuständigen 
Ressortchef ein wesentliches Moment ist, was 
das Zeugnis dieses Lehrganges aussagt. 

Und noch eines - damit kann man das 
Problem der Schulung der Führungskräfte ab­
schließen -: Neben all den Dingen, die in 
modernen Management-Methoden und -Kur­
sen gelehrt werden, wird es auch gerade in 
der öffentlichen Verwaltung notwendig sein, 
die leitenden Beamten auf dem Gebiet der 
Menschenführung und Menschenbehandlung 
zu schulen. Neben all den Kenntnissen über 
das Verständnis von wirtschaftlichen Zusam­
menhängen, dLe es noch zu vermitteln gibt, 
scheint mir, daß die Schulung der Beamten 
gerade auf diesem Gebiet der Menschen­
führung und der Menschenbehandlung sehr 
wesentlich sein wird, und ich glaube, daß 
auch in der Bundesverwaltung ein großer 
Nachholbedarf vorhanden sein wird. 

Noch zwei wesentliche Punkte : Im Schu­
lungsprogramm, im Lehrgangsprogramm für 
die Führungskräfte und leitenden Beamten ist 
die Pflege der Fremdsprachenkenntnisse das 
eine , und das andere ist die Abhaltung und 
Veranstaltung von internationalen Lehrgän­
gen, weil in einer Zeit, in der es so viieie inter­
nationale und supranationale Organisationen 
gibt, in denen Osterreich vertreten ist, in der 
in allen dioesen Institutionen die Möglichkeit 
besteht, österreichische Beamte in inter­
nationale Funktionen als internationale 
Beamte zu entsenden, ein N ad1holbedarf be­
steht. Diese Entsendung und die Vertretung 
in diesen Organisationen soll nicht nur dem 
Höheren Auswärtigen Dienst vorbehalten sein, 
sondern es soll auch anderen Beamten die 
Möglichkeit gegeben werden, durch den Be­
such dieser Lehrgänge zu lernen, wie man siro 
auf dem internationalen Parkett bewegt und 
wie dort verhandelt wird. 

Daher muß die Verwaltungsakademie die 
Möglichkeit suchen, ausländisroe Vortragende 
zu gewinnen, und auch danach trachten, inter­
nationale Thernenstellungen auf den Lehr­
plan zu setzen. Nur so wird eine Popularisie­
rung der Verwaltungsakademie eintreten kön­
nen, national und international. Die Führungs-
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kräftelehrgänge sind ja diejenigen Lehrgänge, körpers hat, stehen ein kleiner Stab haupt­
die nicht nur den B eamten offenstehen - die- beruflicher Vortragender zur Verfügung und 
sen allerdings vorzugsweise -, sondern im nebenberuflich Vortragende sowie wissen­
Rahmen der finanziellen und der platzmäßigen schaftliche Mitarbeiter. 
Möglichkeiten auch. anderen. 

Meine Damen und Herren I Diese vier 
Schwerpunkte in Ausbildung, Fortbildung und 
Führungsschulung der Beamten sollen sich in 
der Verwaltungsakademie abspielen. Leider 
ist diese Verwaltungsakademie - auch das 
wurde von meinem Vorgänger bereits 
zitiert - nur eine Verwaltungsakademie des 
Bund€s. Die ursprüngliche Konzeption der 
Bundesregierung war ja weitergehend. Man 
hat an eine Integration aller Gebietskörper­
schaften in dieser Akademie gedacht, mit einer 
Beteiligung der Länder und der Gemeinden, 
um eine einheitliche Ausbildung aller 
Beamtenkategorien zu sichern. Die Länder sind 
dem nicht beigetreten. Zum Teil haben sie, wie 
das Land Steiermark, eine eigene Ver� 
waltungsakademie errichtet, oder sie haben, 
wie das Land Niederösterreich, eine eigene 
Kommunalakademi e  ins Leben gerufen. 

Zum Schluß noch etwas zu jenem Personen­
kreis, der diese Akademie tragen wird. Das 
Ansehen und der Ruf der Akademie steht und 
fällt mit der Person des Direktors. Dieser ist 
die Zientrale Figur, die mit ihrer ganzen Per­
sönlichkeit das Geschehen an der Akademie 
durcbdringen muß und durchdringen soll. Es 
ist hier eine Ähnlichkeit zum Direktor an der 
Diplomatischen Akademie gegeben, und es 
sind deshalb die Voraussetzungen, dte Bestel­
lungserfordernisse für diesen Direktor im Ge­
setz so streng gefaßt : er soll ein Fachmann 
auf dem Gebiet der öffentlichen Verwaltung 
sein, er muß eine wissenschaftliche Tätigkeit 
auf einem Verwaltungsgebiet nachweisen, und 
er soll eine praktische Erfahrung in der öffent� 
lichen Verwaltung haben. 

Diesem Direktor steht zur Beratung der 
schon zitierte Beirat zur Seite, dem neben 
Beamten auch Ländervertreter, Vertreter der 
Interessenvertretungen und Vertreter der 
Hochschulen angehören und der den Zweck 
hat - das ist nicht nur eine Phrase, wie Sie, 
Dr. Schmidt, es gesagt haben -, daß diese 
Meinungsvielfalt ermöglicht werden soll. Die­
ser Beirat, der einen so wesentlichen Einfluß 
auf die Gestaltung der Lehrpläne und des 
Unterrichtsplanes hat, soll doch aus diesen 
Erfahrungen der einzelnen Vertreter schöpfen. 
Man soll es den Beamten nicht allein über­
lassen, sich zu schulen, sondern man soll 
auch die Erfahrungen der Interessenvertretun­
gen der Länder und auch der Hochschulen 
hören. 

Diesem Direktor, der auch einen wesent­
lichen Einfluß auf die Bestellung des Lehr-

Ein vielleidlt noch wesentlicher Aufgaben­
bereich, den die Verwaltungsakademie über 
die Schulung hinaus hat - und das erscheint 
mir sehr wesentlich -: Die Verwaltungs­
akademie soll nicht nur Wissen vermitteln, 
sondern hat auch für die Aus- und 
Weiterbildung des Lehrkörpers zu sorgen und 
hat die Entwicklungen in der Verwaltung zu 
beobachten, systematisch zu erfassen und die 
gewonnenen Ergebnisse der Ausbildungstätig­
kieit nutzbar zu machen. - Das ist die eine 
Seite. 

Die zweite Seite : Der Direktor hat dafür zu 
sorgen, daß die Mitglieder des Lehrkörpers 
Gelegenheit haben, sich in pädagogischer Hin­
sicht - durch Vermittlung moderner Lehr­
methoden und in bezug auf Prüfungstechnik -
weiterzubilden. Wir alle, die wir aus der 
Praxis kommen, wissen : Hochgeistige Leute 
sind oft nicht in  der Lage, dieses Wissen 
jungen Beamten, aber auch älteren Beamten 
zu vermitteln. 

Letztlich geht es auch um die Methodik 
- das ist auch. ein Programmpunkt dieses 
Gesetzes -: Es wird vom Frontalvortrag, wie 
die Erläuterungen sagen, weggegangen. Es 
sollen der mitarbeitsbetonte Unterricht, die 
Gruppenarbeit, die Fallstudien und all diese 
Dingle, wie es der moderne Unterricht vorsieht, 
dort gehandhabt werden. 

Das Gesetz wird am 1 .  Juli 1 915 in Kraft 
treten. NaCh dem 1 .  Juli 1915 ist noch sehr vie1 
zu tun: Es wird das Gebäude und es werden 
die Räume gesucht werden müssen, es werden 
das Lehrpersonal und lein Direktor bestellt 
werden müssen, um die bildungspolitisChen 
Grundsätze für die Beamten, die in diesem 
Gesetz angeführt sind, auch realisieren zu 
können. 

Mit Ausnahme der Grundkurse und der 
Grundausbildung wird die Akademie sicher 
in erster Linie den Beamten des gehobenen 
Dienstes und des höheren Dienstes zur Ver­
fügung stehen. 

Das Verwaltungsakademiegesetz - damit 
soll der größene Zusammenhang aufgezeigt 
werden - ist auCh eines jener Reformgesetze 
für die Gestaltung eines modernen Oster­
reich, das sich die sozialistische Bundesregie­
rung zu einem großen Programmpunkt ge­
macht hat. Wenn von Demokratisierung aller 
Lebensbereiche geredet wird, dann muß audl 
die Verwaltung in diesen Prozeß einbezogen 
werden. Denn Mitwirken, Mitbestimmen und 
Mitverantworten kann leben nur derjenige Be-
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amte, der auch Einsicht in diesen komplizier­
ten Entwicklungsprozeß, der eine Gesamtschau 
aller Geschehnisse in der Verwaltung hat, 
der aber auch bereit ist, sich weiterzubilden. 

Es ist Sinn dieses Verwaltungsakademie­
gesetzes, nicht nur Wissen zu vermitteln an 
die Beamten und an die Vertragsbediensteten, 
sondern auch die Persönlichkeit der Beamten 
zu entwickeln und ihnen Selbstbtewußtsein 
durch mehr Wissen und Weitung des Hori­
zonts zu geben. Nur so können wir das 
Beamtenbild. das noch in der Dienstpragmatik 
vorhanden ist, ein Beamtenbild, das noch dem 
1 9. Jahrhundert entspricht, überwinden. 

Wir sind stolz darauf, daß dieses Reform­
gesetz der Verwaltungsakademie noch in die­
ser Legislaturperiode verabschiedet werden 
konnte, und zwar zum Wohle der österreidli­
schen Verwaltung, aber auch zum Wohle der 
österreicbischen Beamten und Vertragsbedien­
steten. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Blenk. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP) : Herr Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren ! Die Osterreichische Volkspartei sagt 
grundsätzlich ja zum vorliegenden Gesetz über 
die Errichtung einer Verwaltungsakademie. 
Sie sagt nicht nur deswegen ja, weil sie sich 
grundsätzlich zur Schaffung von Aufstiegs­
möglidlkeiten für Beamte nach Maßgabe ihrer 
Leistungsbereitschaft und ihrer Fähigkeiten 
bekennt. Sie sagt auch deswegen ja, weil 
bereits unter der Regierung Klaus im Jahre 
1969 ein erster Entwurf für ein Gesetz über 
die Verwaltungs akademie vorgelegt wurde. 

Wir sind allerdings der Meinung, Hohes 
Haus, daß eine Verwaltungsakademie, wie sie 
hier mit diesem Gesetz geschaffen worden ist, 
nur dann sinnvoll und richtig ist, wenn sie 
Teil einer umfassenden Konzeption einer Ver­
waltungsreform schlechthin ist. Nun müssen 
wir leider sagen, daß uns die sozialistische 
Regierung diesbezüglich bisher so ziemlich 
alles schuldig geblieben ist. Das Fazit, die 
Bilanz der sogenannten Verwaltungsreform 
dieser Regierung sind bekannt: In den Jahren 
ihrer Tätigkeit haben sich die Ministerien um 
2, die Staatssekretäre um 4 vermehrt; es wur­
den 9 neue Sektionen und 93 neue Ministerial­
abteilungen geschaffen; es wurden insgesamt 
über 1 3.000 Beamte neu eingestellt. Das unter 
dem Motto der sogenannten Verwaltungs­
reform. 

Daß das nicht sein müßte, meine Damen 
und Herren, hat die Regierung Klaus in ihrer 
vierj ährigen Alleinregierungszei t bewiesen. 
Damals wurden, wie hinlänglich bekannt ist, 

die Beamten in der Gesamtzahl um rund 
5000 zurückgeschraubt. 

Was heißt das, Hohes Haus? - Das heißt, 
daß wir praktisch vor einer Aufblähung des 
Personalapparates. daß wir vor einer Auf­
blähung des Dienstpostenplanes, daß wir vor 
einer - das erleben wir bei jeder Budget­
debatte und werden wir heute vielleicht noch 
im Zuge der zu behandelnden DringliChen 
erfahren - Personalisierung des Budgets 
stehen, wie das überhaupt nicht mehr vertret­
bar ist. 

Ich möchte ein Beispiel aus der derzeitigen 
aktuellen politischen Diskussion als Beweis 
für diese These bringen : Ich meine die Dis­
kussion um das neue Universitäts­
organisationsgesetz. 

Ich entnehme der heutigen "Arbeiter-Zei­
tung", daß die Frau Bundesminister der Mei­
nung ist und festhält, daß sie allein mit der 
SPO dieses Gesetz beschließen werde. Nur am 
Rande möchte ich dazu vermerken, daß die 
Punkte, die sie als Gründe für ihre Nicht­
bereitschaft zu Konzessionen anführt. zum Teil 
absolut neben den Fakten liegen. Wenn etwa 
gesagt wird, daß die OVP - das möchte ich 
nur der Ordnung halber .einfügen - die Insti­
tutsvorstände von einem Kollegialorgan wäh­
len lassen wolle, dann mödlte ich nur fragen, 
wodurch denn die Frau Bundesminister den 
Institutsvorstand wählen lassen will ; nämlich 
genauso durch ein Kollegialorgan. Und schluß­
endlich : Wenn sie meint, daß die Assistenten 
den Professoren, wie sie sagt, als Leibeigene 
erhalten bleiben sollen. dann möchte ich das 
auch nur mit einem Satz kommentieren: Es ist 
offenbar auch hier wieder das klassische, für 
das ganze UOG typische Gruppen- oder 
Klassendenken im Vordergrund. - Das nur 
dazu. 

Aber was ich zum VOG sagen will, ist etwas 
anderes. Es ist dieses UOG von uns immer 
wieder unter dem Prätext einer Verbürokrati­
sierung der Hochschulen kritisch betrachtet 
worden. Wir haben darauf hingewiesen, daß 
statt der Straffung und der Reform der Ver­
waltung praktisch eine unwahrscheinliche 
Ausweitung der administrativen Belastung 
Platz greifen wird, daß nicht nur die ganzen 
Universitätsgruppen, von den Professoren 
über die Assistenten bis zu den Studenten, 
mit Verwaltungs- und Administrations­
problemen überhäuft werden, sondern daß 
darüber hinaus die Durchführung dieses Uni­
versitätsorganisationsgesetzes zusätzlich 
Dienstposten in der Höhe von 100 bis 200 Be­
amten bedingen wird. 

Meine Damen und Herren ! Diese brauchen 
Platz, diese brauchen Geld, diese müssen be-
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zahlt werden, und das alles in einer Zeit, 
in der wir wissen, vor welch kritischer Per­
sonal- und vor allem vor welch nicht mehr 
überschaubarer finanzieller Misere wir stehen. 

Was bisher, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, von dieser sozialistischen Bundes­
regierung an Maßnahmen zur Veränderung 
der Verwaltungsstruktur gesetzt wurde, das 
hat leider zum Teil rein politische, lies : partei­
politische Hintergründe. 

Ich beweise Ihnen das an einem Beispiel! 
das ich auf das Bundesministeriengesetz be­
ziehe. Es ist bekannt, daß das Bundes­
ministeriengesetz unter anderem, neben der 
ganzen Umorganisation oder Neuorganisation 
gewisser Verwaltungsbereiche, auch im mini­
steriellen Bereich die Schaffung von Gruppen 
dann vorsieht. wenn dies im Interesse einer 
besseren Zusammenarbeit. des besseren Zu­
sammenwirkens notwendig ist. 

Nun behaupte ich. daß diese Formulierung 
"der Gruppen und ihrer Leiter" in der Praxis 
zu einer echten Verpolitisierung im Sinne der 
sozialistischen Personalpolitik führt. 

Beispiel : Wir haben mit Beginn dieses Jah­
res eine neue Geschäftseinteilung des Wissen­
schaftsministeriums vorgelegt bekommen. in 
dem eine neue Gruppe für Grundsatzange­
legenheiten aufsmeint. Ich habe schon er­
erwähnt: Gruppen dann, wenn verschiedene 
Abteilungen im Interesse des besseren Zu­
sammenwirkens koordiniert werden müssen. 
Diese neue Gruppe Grundsatzangelegenheiten 
soll verschiedene Abteilungen, so eine Rechts­
abteilung. eine Abteilung für Planung und 
Statistik, eine Abteilung für Raumordnung 
und eine Abteilung für Auslandsangelegen­
heiten, schließlich auch noch eine Abteilung 
für Organisation und Verwaltung einschließen. 

Wie sieht das nun aus? Alle Abteilungen 
bis auf die Abteilung Planung und Statistik, 
die bisher direkt dem Ministerium unterstand, 
sollen neu geschaffen werden. Was vorge­
sehen und was damit gemeint ist. wird klar, 
wenn man die "Wiener Zeitung" vom 
7. Februar dieses Jahres liest. Sie enthält eine 
große Ausschreibung des Wissenschaftsmini­
steriums für leitende Funktionen innerhalb 
des Ressorts. Da wird ausgeschrieben: erstens 
der Posten des Leiters der Gruppe Grundsatz­
angelegenheiten, des Leiters der Rechtsabtei­
lung, des Leiters der Abteilung Auslands­
angelegenheiten und auch eines Leiters einer 
Abteilung EDV und Großgeräteverwaltung. 
Meine Damen und Herren ! Es ist ein offenbar 
trauriges Faktum, daß diese Ausschreibungen, 
wie schon manche hier kritisierte Ausschrei­
bungen dieser Regierung, maßgeschneiderte 
Ausschreibungen für einen ganz bestimmten 
politischen Zweck sein sollen. 

Wir hören - Herr Bundeskanzler. ich wäre 
sehr daran interessiert, wenn Sie oder die 
Frau Bundesminister diese Vermutung wider­
legen könnten -, daß mit der Leitung dieser 
neuzuschaffenden Gruppe, die einer Art 
"Supersektion" gleiChkommt. der Sekretär der 
Frau Bundesminister, der HochsChulassistent 
Dr. Frühauf, betraut werde n  soll. 

Wenn man die Ausschreibung liest, wundert 
einen das nicht, nein, sie ist  nämlich so maß­
geschneidert, daß die Voraussetzungen, die 
für den Leiter dieser Gruppe verlangt werden, 
in keiner Weise etwa in die dieser Gruppe 
zu unterstellenden, erst neuzuschaffenden Ab­
teilungen hineinfallen, sondern daß die Vor­
aussetzungen ganz spezifisch - man möge 
mir das bitte widerlegen, wir wären glücklich 
darüber - auf die Person dieses jungen, der 
Frau Bundesminister speziell vertrauten Uni­
versitätsassistenten, der nie im Ministerial­
dienst tätig war, zugeschnitten sind. 

Das würde heißen, meine Damen und Her­
ren - und das ist einer jener Punkte, die wir 
mit der Verpolitisierung dieser ganzen Ad­
ministration meinen -, daß für die nächsten 
mindestens 30 Jahre die gesamte Super­
sektionsChefinstanz in diesem Wissenschafts­
ministerium durch einen Vertrauten der der­
zeitigen Frau Bundesminister besetzt werden 
soll. 

Ich möchte nur bitten und hoffen, daß diese 
- ich würde sagen - symptomatische Lei­
stung dieser Regierung im Sinne der soge­
nannten Verwaltungsreform hier widerlegt 
wird. Vor solchem Mißbrauch, meine Damen 
und Herren, müssen wir hier  warnen, weil wir 
diesen mit Recht bei dieser Regierung be­
fürchten. 

ICh komme ganz kurz auf elmge Bestim­
mungen des Gesetzes selbst, die diese Be­
fürchtungen leider unterstreichen und zusätz­
lich argumentieren. Ich stelle fest, daß bei­
spielsweise der Herr Bundeskanzler in der 
ganzen Organisationsform dieser Ver­
waltungsakademie sehr entscheidend die Hand 
im Spiele hat. Er bestellt den Akademiedirek­
tor, er bestellt den Beirat, ohne an irgendwel­
che Ausschreibungsgrundsätze gebunden zu 
sein - wahrscheinlich auch eine maßgesChnei­
derte Geschichte -, einen B eirat übrigens, der 
kaum ein Mitspramerecht hat, der praktisCh 
eine verlängerte Funktion des Bundeskanzlers 
ist. 

Das, meine Damen und Herren, sind Fakten, 
die uns bei aller grundsätzlimen Zustimmung 
zu der von uns geborenen Idee der Ver­
waltungsakademie vorsichtig und hellhörig 
sein lassen. Das sind Fakten, die uns auch 
dazu geführt haben, daß wir dem Abschnitt 
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drei dieses Gesetzes die Zustimmung im Aus­
schuß versagt haben, nämlich jenem Absdmitt 
drei, wo der Aufstieg in die höhere Verwen­
dung geregelt wird, und zwar nicht deswegen, 
Hohes Haus - das, glaube ich, ist an Hand 
der kurzen Beispiele klar -, weil wir die 
Aufstiegsmöglichkeiten für Beamte verhindern 
wollen, und schon gar nicht deswegen, weil 
wir nicht grundsätzlich für jeden Beamten, 
der leistungswillig und aufstiegsfähig ist, jede 
Chance offenlassen wollen, sondern eben nur 
deswegen, weil wir den politischen Mißbrauch 
der Möglichkeiten, die dahinterstec:ken, ken­
nen und täglich neu erfahren. 

Mit der grundsätzlichen Zustimmung, Hohes 
Haus, zu dieser Regierungsvorlage verbinden 
wir daher die Ankündigung, daß wir mit 
wacher und kritischer Sorge die objektive 
Handhabung der durch dieses Gesetz zu schaf­
fenden Ausbildungs- und Aufstiegsmöglich­
keiten der öffentlich Bediensteten verfolgen 
werden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat siCh Staatssekretär Lausecker. Ich erteile 
es ihm. (Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y und 
Staatssekretär L a u  s e c k e r  schicken sich an 
zu sprechen. - Ruf bei der OVP: Ein kleines 
Mißverständnis auf der Regierungsbank! -
Bundeskanzler Dr. K r e i s  k y verläßt den 
Saal. - Abg. P e t e r: Die OVP will den 
Kreisky nicht von der Regierungsbank ver­
treiben/) 

Es bleibt beim Herrn Staatssekretär. 

Herr Staatssekretär! Beginnen Sie, damit die 
"amüsante" Unterhaltung in den Bänken ein 
Ende findet. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Laus­
ecker: Herr Präsident I Hohes Haus l Ich bin 
glücklich, daß meine Wortmeldung zu diesem 
launigen MeinungsaustausCh geführt hat, wird 
es mir doch leichter, die Ausgangsposition, 
die Behandlung des Verwaltungsakademie­
gesetzes im Lichte der Wortmeldungen, die 
hier erfolgt sind, noch einmal kurz anzu­
sprechen. 

Ich darf sagen, daß die Verwaltungs­
akademie, wie sie hier nach der Vorlage ent­
stehen soll, ein altes, ein sehr altes Anliegen 
realisiert; ein Anliegen, das auch in die Regie­
rungserklärung dieser Bundesregierung Ein­
gang gefunden hat. 

Wenn hier gefragt wurde - Herr Abge­
ordneter Schmidt war es -, warum bei der 
Grundausbildung vorhandene Einrichtungen 
nicht in die Akademie als Ganzes übernommen 
werden, so darf ich sagen, das war zu keinem 
Zeitpunkt die Absicht und wäre auch keine 

realistische Möglichkeit für die Akademie ge­
wesen. 

Die Akademie, wie sie hier entstehen soll, 

versteht sich nidlt als ein Konkurrenzunter­
nehmen zu Bewährtem und Vorhandenem, sie 
will auf der Ebene der Grundausbildung eine 
Lücke in der Ausbildung schließen. Es ist kein 
Geheimnis, daß die bestehenden, bewährten 
Einrichtungen - sie wurden ja genannt: Exe­
kutive, Finanz und viele andere auch - ihren 
Aufgaben gerecht geworden sind und daß auch 
Wert darauf gelegt wurde, daß sie als solche 
ihre Tätigkeit weiterentwickeln sollen. Die 
Akademie wird also dort, wo heute keine 
Ausbildungseinrichtungen, die zur Dienst­
prüfung führen, existieren, solche entwickeln. 
Es ist zwischen den ressortinternen Einrich­
tungen und zwischen dem Ins-Leben-Treten 
der Akademie bereits einiges als Brücken­
maßnahme gestaltet worden. Ich darf die Ver­
waltungsschule nennen, wo Kurse für den 
rechtskundigen Dienst und B-Prüfungskurse 
bereits jetzt gelaufen sind und auch derzeit 
laufen. 

Es wurde in dankenswerter Weise gesagt, 
daß durch die Verwaltungs akademie ein Bei­
trag zur Chancengleichheit, anknüpfend an 
das Ausschreibungsgesetz, geleistet wird. Wir 
begrüßen das sehr, denn es soll hier nicht eine 
Erschwernis bestehender Anstellungserforder­
nisse erfolgen, sondern es soll - wie schon 
gesagt - die solide Grundausbildung siCher­
gestellt werden. 

Eine weitere Aufgabe ist die Frage der 
berufsbegleitenden Fortbildung. Damit soll ein 
Einfrieren auf einen einmal erreiChten Aus­
bildungsstand vermieden werden. Es soll mit 
den Mitteln der Akademie nicht versuCht wer­
den, die Fortentwicklung im engeren Auf- . 
gabenbereich, etwa in der Rechtsentwicklung, 
zu vollziehen. Das kann als gegeben voraus­
gesetzt werdenl Vielmehr soll über das engere 
Aufgabengebiet hinaus zum Beispiel ein Tech­
niker, bei dem man solide Ausbildung und 
technisches Rüstzeug voraussetzen kann, auch 
mit Fragen des Umweltschutzes vertraut ge­
macht werden. 

Es wurde dann auch gemeint, daß die Füh­
rungskräftesdmlung und daß ein Organ der 
Akademie, nämlich der Beirat, über den Bereich 
des öffentlichen Dienstes hinaus offen sei. 
Warum denn hier die anderen Gebietskörper­
schaften, warum denn hier Kammern und 
andere Institutionen des In- und des Aus­
landes bei den Führungskräfteschulungen Zu­
gang hätten und warum Gebietskörperschaften 
und Kammern in diesem Führungsgremium 
der Akademie säßen. Ich glaube, daß das voll­
auf zu begrüßen und erwünschenswert ist, 
weil sich ja die Akademie in ihrer Meinungs-
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bildung, in ihrer Gestion, nicht abschließen 
soll. Gerade bei der Führungskräfteschulung, 
in der es doch darum geht, sich mit Fragen 
und Erkenntnissen moderner Gruppen­
psychologie, der Menschenführung und ähn­
lichem, auseinanderzusetzen, soll man die Mit­
einbeziehung von Führungskräften anderer 
Institutionen in diesen Prozeß nicht verhin­
dern. 

Es hat ein Vorredner bereits gesagt, daß 
die Ursprungskonzeption viel weiter gegangen 
wäre, nämlich auch bei anderen Veranstaltun­
gen der Akademie eine derartige Offnung 
vorzunehmen, aber daß dann die zu erwar­
tende Kostenbeteiligung nicht entsprechend 
erfolgt wäre. 

Nun zur Frage der Aufstiegsveranstaltun­
gen, die die meiste Kritik in der Diskussion 
hervorgerufen haben. Diese Aufstiegskurse 
- das ist auch in den Erläuternden Bemerkun­
gen gesagt worden - sind nicht so zu ver­
stehen, daß in eine Waagschale das Hoch­
schulstudium, in eine andere Waagschale ein 
Ersatzweg in eine A-wertige Einstufung gelegt 
werden soll. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Dieser Gesetzentwurf versucht, der Realität 
gerecht zu werden. Wenn Sie sich bitte die 
Voraussetzungen, die im gleichzeitig vorlie­
genden GUG-Änderungsantrag vorliegen, an­
sehen: Jemand, der zehn Jahre im öffentlichen 
Dienst gestanden ist, der nach der Reife­
prüfung auch zwei Jahre in einer mit aus­
gezeichnetem Verwendungserfolg absolvierten 
A-wertigen Verwendung tätig war, der, und 
n u r  der, hat zwar nom nicht einen An­
spruch, aber er hat die Voraussetzung dafür, 
über die dreisemestrige Ausbildung in die Ver­
wendungsgruppe A zu kommen. 

Es gibt doch auch heute im öffentlichen 
Dienst vielfach eine Entfremdung späterer 
A-wertiger Verwendungen zu dem ehedem 
durchgeführten Studium. Jedem Eingeweihten 
sind Beispiele bekannt, bei denen das einmal 
absolvierte Studium nicht der späteren Ver­
wendung entspricht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Wenn immer von Mobilität gesprochen wird, 
dann soll man am Beispiel der Verwaltungs­
akademie einmal mehr aufzeigen, daß die 
wünschenswerte Mobilität im öffentlirnen 
Dienst nicht immer nur gleichgesetzt werden 
soll und darf mit dem sogenannten Beamten­
schutz und den VertretungSbestimmungen. Es 
steht uns doch gut an zu sagen, daß ein 
öffentlich Bediensteter, der beispielsweise das 
50. lebensjahr erreicht hat, der bewiesen hat, 
daß er akademikerwertigen Verwendungen 
gerecht werden kann, in der Bezahlung nicht 

immer nur danach beurteilt werden soll, was 
er als 20- oder 22jähriger an Ausbildung 
absolviert hat. Das ist eine Selbstverständlich­
keit in der Industrie, das ist eine Selbst­
verständlichkeit überall dort, wo man sagt, 
daß dem Tüchtigen eine Gasse offen sei. Diese 
Gasse zu öffnen, ist der, wie ich glaube, sehr 
maßvolle Versum, der hier unternommen 
wird. 

Erlauben Sie mir, mit einer kurzen Bemer­
kung auf das einzugehen, was der Herr Abge­
ordnete Blenk hier gesagt hat! Er hat einmal 
mehr Fragen des öffentlichen Dienstes und der 
Einsparungen angeschnitten. Ich darf darauf 
verweisen, daß ich bereits in der Budget­
debatte Gelegenheit hatte, zu sagen: Die 
immer wieder und auch heute gerühmten Ein­
sparungen von 1966 bis 1970 in der Zeit der 
OVP-Regierung unter Bundeskanzler Klaus 
waren doch wahrlim nicht so groß und so 
effektiv, wie das immer behauptet wird. 

Die 3733 Posten, um die es hier gegangen 
ist, sind vielfach durch StreidlUng unbesetz­
barer, im Dienstpostenplan vorhandener und 
mangels an Bewerbern nicht besetzbarer 
Posten in den Folgejahren "eingespart" wor­
den. Es sind - ich sagte das schon - die 
Reinigungsaufgaben an Reinigungsfirmen 
übertragen worden, das waren allein 
300 Posten. Ich darf wieder einmal die Kritik 
zitieren, die der Rechnungshof daran geübt 
hat, weil man gleiche und höhere Kosten dann 
über den Sachaufwand zu leisten hatte. 

Zur Dienstpostenentwiddung, die gleich­
falls in der Budgetdebatte schon erwähnt 
wurde : Es sind in den Jahren 1 970 bis 1974 
insgesamt 13.354 Dienstposten dazu gekom­
men. Davon niCht weniger als 1 1 .241 für den 
Sektor Unterricht und Wissenschaft und für 
den gesamten anderen Bereich 21 13. Das in 
einer Zeit, in der die Arbeitszeitverkürzung 
hin auf die 40-Stunden-Wome erfolgt ist, für 
die - iCh zitiere gleichfalls eine frühere Aus­
sage - Herr Staatssekretär Dr. Gruber in 
seiner Eigenschaft als seinerzeitiger Vorsitzen­
der der Verwaltungsreformkommission einen 
Mehrbedarf an Dienstposten von nicht weniger 
als 23.500 prognostiziert hatte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Es wurde behauptet, diese Regierung habe 
beim öffentlichen Dienst ihre Verheißungen 
nicht in die Tat umgesetzt. Das Bundes­
ministeriengesetz wurde in diesem Zusammen­
hang genannt. Das Bundesministeriengesetz 
ist Wirklichkeit geworden, Kompetenzabgren­
zungen sind geklärt, eine neue Kanzleiord­
nung ist erlassen. Der durch das Gesetz vor­
gegebenen Auskunftspflicht, daß der Staats­
bürger zu den ZentralstelIen und den anderen 
Dienststellen gehen kann und dort Auskünfte 
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begehren kann, ist durch entsprechende Ein­
richtungen Rechnung getragen worden. Ge­
schäftseinteilungen in den Ressorts sind er­
lassen worden, Geschäftsordnungen, also der 
Geschehensablauf in den Ressorts, stehen in 
Ausarbeitung. Hier ist wahrlich alles erdenk­
liche geschehen. Das Ausschreibungsgesetz ist 
Wirklichkeit geworden, es hieße, ihm unrecht 
zu tun, wenn so wenige Tage nam seinem 
Wirksamwerden bereits darüber gerechnet 
würde. Es ist jedenfalls ein Gesetz, das das 
Freiwerden von Funktionen transparent 
macht. Wir stehen hier mit der Verwaltungs­
akademie vor einem dritten bedeutungsvollen 
Punkt. 

Im möchte absmließend sagen : Wenn der 
öffentliche Dienst als das verstanden werden 
soll, was ihm seine Aufgabe vorgibt, nämlich 
den Menschen zu dienen, dann möge diese 
Verwaltungsakademie den öffentlim Bedien­
steten, die in ihrer überwiegenden Mehrzahl 
dieser Aufgabe mit Hingabe und Einsatz ge­
redü werden, ein Hilfsmittel sein; eine Er­
leichterung durch eine verbesserte Ausbildung 
in der Grundausbildung, in der Berufsbeglei­
tung, in der Führungskräfteschulung und 
damit eine Voraussetzung, um ihrer Aufgabe 
besser gerecht werden zu können. Die Auf­
stiegskurse mögen als das verstanden werden, 
was sie sein sollen : bewährten Frauen und 
Männern unter Bedachtnahme auf die Auf­
gaben des öffentlichen Dienstes mehr Chancen 
zu bieten. Die Verwaltungsakademie wird ent­
stehen als ein ausschließlich positiv gedachtes 
Instrument zur Bewältigung der Aufgaben des 
öffentlichen Dienstes. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. -
Der Herr Berichterstatter verzkbtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g, 
die ich über jeden der beiden Gesetzentwürfe 
getrennt vornehmen werde. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurt " in 1 410 der Beilagen (Ver­
wal tungsakademiegesetz) . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mehrheit. Angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile des Gesetzentwurfes 
sowie Titel und Eingang. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung g,eben, sim von den 
Sitzen zu erheben. - Ich stelle die Ein­
stimmigkeit fest. Damit ist die zweite Lesung 
beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein� 
wand. 

Im bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf aum in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sieb 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
M e h r  h e i t. Der Gesetzentwurf ist somit 
auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem das Gehalts­
überleitungsgesetz geändert wird, sowie Titel 
und Eingang in 1477 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sim von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sidl. 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
M e h r  h e i t .  Der Gesetzentwurf ist somit 
auch in dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

3. Punkt: Be richt de s Ve rfassungsausscbusses 
über die Re gierungsvorlage (1421  der Bei­
lagen) :  Bundesgesetz, mit dem das Bunde s­
gesetz über das Bundesgesetzblatt 19'12 ge-

ändert wird (147 1  der Beilage n) 

Da getrennte Abstimmung verlangt ist, gehe Präsident Dr. Male ta: Wir gelangen zum 
ich so vor. 3. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit 

dem das Bundesgesetz über das Bundesgesetz­
Ich lasse zunächst über das 1. und 11. Haupt- blatt 1 912 geändert wird. 

stück bis einschließlich § 20 abstimmen. 
Berichterstatter ist der Abgeordnete Glaser. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu Ich bitte um den Bericht. 
ihre Zustimmung geben, sim von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
3. Abschnitt des II. Hauptstückes, der die 
§§ 21 bis 26 umfaßt und hinsichtlich dessen 
getrennte Abstimmung verlangt ist. 

Berichterstatter Glaser (OVP) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Die Bundes­
Verfassungsgesetznovelle 1 974, verlautbart im 
Bundesgesetzblatt Nr. 444, macht eine Ände­
rung des Bundesgesetzes über das Bundes­
gesetzblatt 1 972 notwendig. 
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Glaser 

Bei der vorher erwähnten Novelle des Bun- dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sidl 
desverfassungsgesetzes geht es darum, daß von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
darin auch die Länder zur Mitwirkung bei der E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetz­
Durchführung von Staatsverträgen verpflichtet entwurf ist somit audl in dritter Lesung 
werden. a n g e n  0 m m e n. 

Nun ist in dieser zur Beratung stehenden 
Gesetzesnovelle vorgesehen, daß solche Lan­
desgesetze, die der Durchführung von Staats­
verträgen dienen, im Bundesgesetzblatt ver­
lautbart werden beziehungsweise daß, wenn 
ein Land nicht zeitgerecht ein derartiges Ge­
setz beschließt oder überhaupt nicht beschließt, 
der Bund die Pflicht übernimmt, hier einzu­
greifen, und daß auch dann dieses Eingreifen 
beziehungsweise das vom Bund zu beschlie­
ßende Gesetz im Bundesgesetzblatt zu ver­
lautbaren ist. Ebenso ist zu verlautbaren, 
wenn später das Land den übernommenen 
Verpflichtungen nachgekommen ist. 

Schließlich benützt diese Novelle auch die 
Gelegenheit, einen weiteren Fragenkomplex 
zu regeln, ebenfalls im Zusammenhang mit 
der Änderung des Bundesverfassungsgesetzes 
1974, worin vorgesehen ist, daß es Verein­
barungen zwischen dem Bund und den Län­
dern geben kann, die im Bundesgesetzblatt 
kundzutun sind. 

Schließlich wird geregelt, daß auch Verein­
barungen, die zwischen dem Bund und einem 
Land zustandekommen, aber nimt der Geneh­
migung des Nationalrates unterliegen, im 
Bundesgesetzblatt verlautbart werden können. 

Der Verfassungsausschuß hat die zur Be­
ratung stehende Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 5. Februar in Verhandlung ge­
zogen und einstimmig beschlossen. 

Namens des Verfassungsausschusses stelle 
ich hiemit den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorgeleg­
ten Gesetzentwurf ( 1 42 1 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Soferne Wortmeldungen vorliegen bean­
trage ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen, sowie die dritte Lesung 
im unmittelbaren Ansmluß an die zweite 
Lesung durchzuführen. 

4. Punkt: Beridlt des Verfassungsaussdtusses 
über die Regierungsvorlage (1328 der Bei· 
lagen) : Abkommen zwischen der Republik 
Usterreidl und der Französischen Republik 
über den Aufenthalt von Fliichtlingen im 
Sinne der Konvention über die Redttsstellung 
der Flüchtlinge (Genfer Konvention vom 
28. Juli 1951 und Protokoll über die Rechts­
stellung der Flüdltlinge vom 31.  Jänner 1961) 

(1412 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Abkommen zwi­
schen der Republik Osterreich und der Fran­
zösischen Republik über den Aufenthalt von 
Flüdltlingen im Sinne der Konvention über 
die Redltsstellung der Flüchtlinge ' (Genfer 
Konvention vom 28. Juli 1 951  und Protokoll 
üb er die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 
31 . Jänner 1 967) (1 472 der Beilagen) . 

Beri chterstatter ist der Abgeordnete Neu­
mann. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Neumann: Hohes Haus! Der 
vorliegende Staatsvertrag hat eine Auslegung 
der Konventionsbestimmungen zur Frage, 
wann bei Flüdltlingen, die von einem in einen 
anderen Mitgliedstaat gereist sind und sich 
dort niedergelassen haben, die Zuständigkeit 
für die Ausstellung eines neuen Reise­
dokumentes und damit die Verpflichtung, dem 
Flüchtling alle Rechte nach der Konvention 
einzuräumen, vom früheren auf den nunmeh­
rigen Aufenthaltsstaat übergeht, zum Inhalt. 
Diese zwischenstaatliche Vereinbarung er­
weist sich als notwendig, da die genannten 
Bestimmungen der Konvention sehr unbe­
stimmt sind und in der Praxis zu erheblichen 
Auslegungsschwierigkeiten führen. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage am 5. Feber 1975 in Verhandlung 
gezogen und nach Wortmeldungen des Abge­
ordneten Dr. Ermacora sowie des Bundes-
ministers Rösch einstimmig beschlossen, dem 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen He- Hohen Hause die Genehmigung des Ab­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A b- schlusses dieses Staatsvertrages zu empfehlen. 
s t i m  m u n g .  Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte im, 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben . - Einstimmig angenommen. 

General- und Spezialdebatte in einem abzu­
führen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so· 
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Wir kommen somit zur A b s t i m m u n g  
über den Antrag des Aussmusses, dem Ab­
schluß des vorliegenden Staatsvertrages in 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 1 328 der Beilagen die Genehmigung zu 
die dem vorliegenden Gesetzesentwurf audl in erteilen. 
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Präsident Dr. Maleta 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m­
m e n. 

5. Punkt: Beridlt des Justizaussdlusses über 
die Regierungsvorlage (1336 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Gebühren der Zeugen, 
Sachverständigen, Dolmetsmer, Gesdlwornen 
und Schöffen in gerlchtlldlen Verfahren und 
der Vertrauenspersonen (Gebührenansprucbs-

gesetz 1974) (1463 der Beilagen) 

6. Punkt: Berimt des Justizaussdlusses iiber 
die Regierungsvorlage (1335 der Beilagen): 
Bundesgesetz über den allgemein beeideten 
gerichtlichen Sachverständigen und Dol-

metsdler (1464 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zu den Punkten 5 und 6, über die die 
Debatte unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies : 

Gebührenanspruchsgesetz 1 914 und 

Bundesgesetz über den allgemein beeideten 
geriehtlidlen Sachverständigen und Dolmet­

scher. 
Berichterstatter zu Punkt 5 ist die Frau Ab­

geordnete Lona Murowatz. Im bitte sie, zu 
berimten. 

Berichterstatterin Lona Murowatz: Hohes 
Haus ! Ich bringe den BeriCht des Justizaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1336 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Gebühren 
der Zeugen, Samverständigen, Dolmetsmer, 
Geschwomen und Schöffen in gerkhtlichen 
VerfahIien und der Vertrauenspersonen. 

Das derzeit in Geltung stehende Gebühren­
anspruchsgesetz entspricht nicht mehr dem 
derzeitigen Einkommens- und Preis gefüge. 

Durch die gegenständliche RegierungsvorlagJe 
sollen die Gebühren den geänderten wirt­
sChaftlichen Verhältnissen angepaßt werden. 
Die Gebühren müssen aber darüber hinaus 
angehoben werden, um zu gewährleisten, daß 
sich auch hochqualifizierte Sachverständige 
den Gerichten zur Verfügung stellen. Dies ist 
besonders deshalb erforderlich, weil die Sach­
verhalte , die die Sachverständigen zu beurtei­
Len haben, zunehmend schwieriger geworden 
sind. Außerdem soll das Gebührenanspruchs­
recht neu gestaltet werden, indem die einzel­
nen Bestimmungen übersichtlicher gemacht 
und systematische Verbesserungen vorgenom­
men werden. Die wesentlichen Grundzüge des 
Entwurfes des Gebührenanspruchsgesetzes be­
ruhen auf den Ergebnissen der Erörterungen 
des im Bundesministerium für Justiz einge­
richteten Arbeitskreises zur Neugestaltung des 
Gebührenrechts der Sadlverständigen und Dol-

metsdlerj an diesem Arbeitskreis haben neben 
den Vertretern der einzelnen Sachverständi­
g,engruppen und der Dolmetscher die Vertre­
ter der wiChtigsten Kammern sowie der in 
Betracht kommenden ZentralstelIen teilgenom­
men. 

Der Justizaussmuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
3 1 .  Jänner 1 975 in Vierhandlung genommen. 
An der Debatte beteiligten sidl außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten DDr. König, 
Kern, Skritek, Wilhelmine Moser, Dr. Iro, 
Dipl.-Ing. Berl,  Dr. Hauser und Kostele<ky 
sowie der Ausschußobmann Abgeordneter 
Zeillinger und der Bundesminister für Justiz 
Dr. Broda. 

Im Zuge der Beratung brachten die Abge­
ordneten Skritek, Dr. Hauser und Zeil1.inger 
neun gemeinsame Abänderungsanträge ein. 

Der Justizaussmuß stellt zum dritten Ab­
satz der Erläuterungen der Regierungsvorlage 
zum § 1 fest, daß der Anwendungsbereich 
des entworfenen Bundesgesetzes nur dann 
über den im § 1 genannten Personenkreis 
hinausreicht, wenn in gesonderten Rechtsvor­
schriften oder Vereinbarungen Bestimmungen 
für andere, bei der Erfüllung öffentlidler Auf­
gaben tätig werdende Personengruppen aus­
drücklich für anwendbar erklärt worden sind. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung der erwähnten 
neun Abänderungsanträge einstimmig ange­
nommen. 

Zu den vom AussChuß vorgenommenen Ab­
änderungen beziehungsweise Ergänzungen 
darf im auf den schriftlimen Bericht verwei­
sen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Justizausschuß somit den A n  t r a g, der Natio­
nalrat wolle dem vorliegenden Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
durmzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 6 ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Berl. 
Ich bitte um seinen BeriCht. 

Berichterstatter Dipl .-Ing. Berl: Herr Präsi­
dentl Sehr geehrte Damen und Herrenl Ich 
bringe den Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage ( 1335 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über den allgemein beeideten 
gerichtlichen Sachverständigen und Dolmet­
scher. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage 
regelt die Eintragung in die Listen der allge-
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Dlpl.-Ing. Berl 
mein beeideten Sachverständigen beziehungs­
weise Listen der beeideten gerichtlichen Dol­
metscher. Dadurch soll die derzeit unzuläng­
liche und verstreute Regelung in diesem Be­
reich beseitigt werde n  und der Uberlegung 
Rechnung getragen werden, daß die geltende 
Rechtslage nicht ausreicht, um nur erstklassige 
Fachleute in die S achverständigen-(Dolmet­
scher-)listen aufzunehmen. 

Der Justizausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
3 1 .  Jänner 1975 in Verhandlung genommen. 
An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Skritek, 
Dr. Hauser, DDr. König und Dr. Jolanda Offen­
beck sowie der Bundesminister für Justiz Dok­
tor Broda. 

Von den Abgeordneten Skritek, Dr. HauS/er 
und Zeillinger wurden gemeinsame Abände­
rungsanträge zu § 2 Abs. 2 Z. 1 Buchstabe b, 
§ 4 Abs. 1 und 2 sowie zu § 6 Abs. 3 und zu 
§ 1 5  Abs. 1 gestellt. Weiters wurde im § 4 
Abs .  2 eine Druckfehlerberidltigung vorge­
nommen: In der ersten Zeile des Abs. 2 hat 
die Zitierung "der Abs. 1 "  richtig "des Abs. I "  
zu lauten. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücks ichtigung der obgenann­
ten Abänderungsanträge sowie der erwähnten 
Druck.fehlerberichtigung in der dem Bericht 
angeschlossenen Fassung einstimmig ange­
nommen. 

Zu den vom Ausschuß vorgenommenen Ab­
änderungen verweise ich auf den Bericht. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Justizausschuß somit den A n  t r a g, der Natio­
nalrat wolle dem vorliegenden Gesetzent­
wurf ( 1335 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Sp ezialdebatte in einem ab­
zuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Die Berichterstatter 

Verfahren zu garantieren. Sie alle - Schöffen, 
Geschworne, Zeugen, Sachverständige, aber 
natürlich auch d i e  Richter - wirken mit an 
der Rechts- und Wahrheitsfindung. Sie alle 
tragen maßgebliche Verantwortung und schaf­
fen wesentliche Voraussetzungen für die 
Sicherheit des einzelnen Staatsbürgers und die 
Ordnung in unserem Staate. 

Jeder Staatsbürger ist nun verpflichtet, als 
Zeuge oder Laienrichter an der Rechtsfindung 
mitzuwirken. Es soll ihm aber daraus kein 
wirtschaftlicher Nachteil entstehen, und es sol­
len ihm die Kosten, die ihm aus der Erfüllung 
dieser staatsbürgerlichen Verpflichtung ent­
stehen, ersetzt w erden. In diesem Sinne erfolgt 
nun auch die Anhebung der Gebühren für die 
Zeugen und für die Laienrichter. 

Eine ganz wesentliche Anhebung der Ge­
bühren erfolgt aber für die Sachverständigen. 
Im Durchschnitt werden diese Gebühren um 
100 Prozent, für außerordentliche Leistungen 
sogar um 300 Prozent erhöht. Die Gebühren 
der Dolmetscher für Ubersetzungen werden 
um rund 180 Prozent erhöht, für die Teilnahme 
an Gerichtsverhandlungen auch um rund 
100 Prozent. D as sind also beachtliche Erhö­
hungen der G ebühren für die Sachverständi­
gen. 

Maßgebend für diese Erhöhungen war der 
Gedanke, daß die Besten ihres Faches als 
Sachverständige bei Gericht wirken sollen. 
Hänqt doch vom Gutachten eines Sachverstän­
digen oft die wirtschaftliche Existenz eines 
Menschen ab, j a  im Strafverfahren hängt da­
von sogar der Entzug der FIieiheit ab. 

Dem Sachverständigen kommt auch deshalb 
heute eine so große Bedeutung zu, weil die 
Wissensgebiete immer unübersichtlicher, 
immer spezialisierter, immer komplizierter 
werden, sodaß kein Richter mehr in der Lage 
ist - und mag er noch so gebildet sein -r 

alle Wissensgebiete zu überschauen. Kein 
Richter ist daher in der Lage, auf Sachvierstän­
dige aus den verschiedenen Spezialgebieten 
zu verzichten. 

beantragen, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzunehmen. _ Einwand wird nicht Wir haben heute die Situation, daß der 

Richter, wenn er auch dominus liti des Ver-erhoben. Wir gehen somit in die Debatte ein. 

Als erste zu Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Dr. Jolanda Offenbeck. Ich er­
teile es ihr. 

Abgeordnete Dr. Jolanda Offenbedl (SPO) : 
Hohes Hausl Meine Damen und Herren I Nur 
das Zusammenwirken von Richtern, Zeugen, 
Sadwerständigen, Dolmetschern und Uberset­
zern, von Schöffen und Geschwornen, den so­
genannten Laienrichtern, ist imstande, eine 
funktionierende Rechtsprechung sowohl im 
Strafverfahren als auch im zivilgerichtlichen 

fahrens bleibt, im hohen Maß auf die Mithilfe 
der Sachverständigen angewiesen ist, wenn 
er gewissenhaft seine Aufgaben erfüllen will. 
Ich denke besonders an technische und medi­
zinische Fragen, die der Richter oft nur klären 
kann, wenn der Sachverständige in der Lage 
ist, komplizierte Vorgänge allgemein ver­
ständlich zu erläutern. 

Die Verantwortung der Sachverständigen ist 
also tatsächlich riesengroß. Eine Unterbezah­
lung der Sachverständigen würde daher 
zu einer Negativauslese führen, zumal 

136. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 93

www.parlament.gv.at



13286 Nationalrat XIIT. GP - 136. Sit�ung - 1 9. Feber 1975 

Dr. Jolanda OffenbeCk 

sim hochqualifizierte Fachleute nicht der dritte ist verzogen I - So sehen also 
mehr den GeriChten zur Verfügung stellen unsere SaChverständigenlisten oft aus. 
würden, wenn ihre Tätigkeit bei G e­
rimt nicht zumindest ähnlich entlohnt wird 
wie in ihrem Beruf. Eine Negativauslese muß 
also gerade bei den Sachverständigen auf 
jeden Fall vermieden werden. 

Freilich mußte auch - und das war sicher 
ganz, ganz wesentlich - auf die Interessen 
der rechtsuchenden Bevölkerung Rücksicht ge­
nommen werden. Ich denke da besonders an 
das zivilgerichtliche Verfahren. Die Gerichts­
gebühIien dürfen keinesfalls so hoch sein. daß 
die Bevölkerung im Hinblick auf die Höhe der 
Gebühren darauf verzichtet, ein Gericht anzu­
rufen, um zu seinem Recht zu kommen. Wir 
glauben, daß wir in diesem Gesetz einen trag­
ba ren Kompromiß zwischen den InteresSten der 
rechtsuchenden Bevölkerung und den Forde­
rungen der Sachverständigen gefunden haben. 

Die Gebührenerhöhung wird für die Sach­
verständigen aller Bereiche vorgenommen. 
zum Beispiel für Ärzte. für Tierärzte, für Den­
tisten, für Chemiker, für die Sachverständigen 
aus dem Kraftfahrzeugfach, für die Buchsach­
verständigen. für Sachverständige für die 
Schätzung von Häusern und Baugründen und 
- wie ich ja schon gesagt habe - für Uber­
setzer und Dolmetscher. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, wie 
groß die Verantwortung der Samverständigen 
ist. Deshalb liegt uns gleichzeitig mit dem 
Gesetz, das die Erhöhung der Gebühren vor­
sieht, auch der Entwurf eines Gesetzes vor, 
der das erste Mal die Bestellung der Sach­
verständigen regelt ; bisher war das nur in 
Erlässen und Verordnungen festgelegt. 

Oftmals sind in diese Listen der Sachverstän­
digen Personen eingletragen, die gar nicht be­
reit sind, bei Gericht aufzutreten, die nur aus 
Prestigegründen in diese Listen ,eingetragen 
sind, nur deshalb, weil sie den Adler auf ihr 
Briefpapier aufdrucken wollen. Diese Perso­
nen sind neben den tatsächlich toten Sach­
verständigen, die man auch nom bei manchen 
Gericht,en in den Sachverständigenlisten findet, 
die toten Seelen in den Sachverständigenlisten, 
die eben bei Gericht nicht auftreten wolleI!. 

Dieser Unfug führt manchmal dazu, daß 
Sachverständige bestellt werden, die gar nicht 
bereit sind, ,ein Gutachten abzugeben, oder 
die es gar nicht können. Ich erinnere mich noch 
daran, wie ich als junge Konzipientin hoff­
nungsvoll, daß alle diese Sachverständigen­
listen stimmen, zum Landesgericht gekommen 
bin und mir dort Sachverständige herausschrei­
ben wollte. Da hat mir ein ,erfahrener Amtsrat 
gesagt : Aber Frau Doktor, der lebt ja nicht 
mehr, der andere ist schon 90 Jahre alt, und 

Nun haben freilich unsere Richter darin 
schon eine glewisse Erfahrung und bestellen 
immer wieder die gleichen Sachverständigen, 
von denen sie mit Sicherheit wissen, daß sie 
brauchbar sind und daß sie ein Gutachten 
erstellen können. Aber ob das ein Idealfall 
ist, weiß ich nicht. 

Das neue Gesetz sieht vor, daß die Eintra­
gung in die Sachverständigenlisten vorerst nur 
auf fünf Jahre erfolgen soll, es sieht also eine 
Befristung vor. Eine weitere Eintragung in die 
Sachverständigenlisten soll nur über Antrag 
erfolgen und nachdem die Richter über die 
BrauchbarkJeit des Sachverständigen berichtet 
haben. 

Ziel dieser Maßnahme ist erstens eine Aus­
lese, damit wirklich nur die Besten in den 
Listen der Sachverständigen eingetragen blei­
ben, daß es sich zweitens um Sachverständige 
handelt, die tatsächlich bereit sind, Gutachten 
abzugeben, und daß sich Richter und Parteien 
darauf verlassen können, daß die Listen der 
Sachverständigen geeignete Personen enthal­
ten und nicht tote oder bereits altersschwache 
Sachverständige, die bei Gericht überhaupt 
nicht mehr auftreten können. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat im 
Ausschuß angekündigt, daß er sich gegen die 
Maßnahme der befristeten Eintragung ausspre­
chen wird. Er meinte, es sei keine Verwal­
tungsvereinfachung, wenn eine befristete Be­
stellung erfolgt, wenn neuerlich ein Antrag 
gestellt werden muß und wenn die Richter 
berichten sollen, ob der Sachverständige geeig­
net ist. 

Herr Abg!eordneter Zeillinger, ich frage Sie : 
Ist es nicht doch besser, den Verwaltungs auf­
wand in Kauf zu nehmen und zu verhindern, 
daß Parteien Zeit und Geld verlieren, weil 
Sachverständige bestellt werden, die dann gar 
kJein Gutachten abgeben können? Da nehme 
ich lieber die Mehrarbeit der Verwaltung in 
Kauf, es muß ja sonst oft eine zweite Ver­
handlung ausgeschrieben werden, und das er­
fordert Zeit und Geld der Parteien. 

Ich glaube, alle an der Rechtsprechung Be­
teiligten sollten überhaupt bestrebt sein, ein 
Gerichtsverfahren gewissenhaft und schnell 
abzuwickeln, denn hinter jedem Gerichtsakt 
steht doch ein menschliches Schicksal, oft dte 
wirtschaftliche Existenz des einzelnen, j a  sogar 
von Betrieben oder von Personengruppen. Es 
steht überhaupt das Wohl von Menschen hinter 
jedem Gerichtsakt. Das bitte ich die Gerichte 
immer wieder zu bedenken, hier gilt wirklich 
der Grundsatz : Wer schnell hilft, hilft doppelt. 
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Die Besdlleunigung von Gerichtsverfahren 
wäre in manchen Fällen durchaus möglidl. Es 
wäre wünschenswert, daß die Gerichte zwar 
gewissenhaft, aber noch schneller arbeiten. 

Nun zurück zur Rolle der Sachverständigen. 
Die Rolle der Sachverständigen ist heute, wie 
wir sehen, vielfältig und wichtig.  Das Wirken 
der Sachverständigen trägt wesentlich dazu 
bei, daß Verbrechen aufgedeckt werden, daß 
unsere Bevölkerung vor gefährlichen Rechts­
brechern geschützt wird und daß Sicherheit 
in unserem Lande herrscht. Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit sind in vielen europäischen 
Städten, aber auch in vielen amerikanischen 
Städten gar nicht so selbstverständlich. 

Wir in Osterreich leben hier gewissermaßen 
noch auf einer Insel der Seligen. Wir sind in 
der glücklichen Lage, Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit in unserem Lande zu haben. Das 
danken wir neben vielen anderen Faktoren 
dem Wirken der Gerichte, aber auch allen an 
einem Verfahren beteiligten Personen - wie 
ich schon anfangs angeführt pabe -: Den 
Richtern, den Zeugen, den S achverständigen, 
den Laienrichtern. 

Aber - und das muß auch gesagt werden -
Sicherheit hat eben ihren Preis, und dafür 
geben wir Sozialisten gerne um voraussicht­
lich 60 Millionen Schilling jährlich mehr aus, 
als das bisher der Fall war. (BeiJall bei der 
SPO.) 

stung sind, für Mühewaltung zumindest, dann 
fällt uns schon auf, daß der Staat in der 
Säumigkeit solcher fallweiser Anpassungen 
eigentlich anders handelt als im sonstigen 
Bereich unserer Gesellschaft. Das Streben nadl 
dem geredlten, jleweils richtigen Lohn ist dort 
stark ausgebildet. Starke Interessenkräfte 
sichern auch eine rasche Anpassung der Ent­
lohnung. Wir müssen also erkennen, daß diese 
staatliche Bemühung um Anpassung eigent­
!idl recht hinkend vor sich geht, Vierständlicher­
weise, weil ganz einfadl ein organisiertes 
Interesse offenbar hinter diesen Fragen nicht 
her ist. Zeugen kann man überhaupt nicht 
organisieren, und die einzige Gruppe, die sich 
da in1leressenmässig etwas zusammenschließt, 
sind die Sachverständigen, die zum Teil oft 
schon Berufssachverständige sind und sich 
einen Hauptverband geschaffen haben, um ihre 
Interessen geltend zu madlen. 

Als Gesetzgeber sollten wir jedenfalls er­
kennen, daß wir eigentlich einer moralischen 
Verpflichtung nachkommen, solche Gebühren 
wirklich fallweise neu zu regeln und die Ent­
lohnung für solche für die Gerichtsbarkeit 
wichtige Dienstleistungen nicht j ahrelang 
nachhinken zu lassen. Wir haben ja ähnliche 
Probleme und Beschlüsse schon in der jüngsten 
Vergangenheit gefaßt, etwa für die Notare, 
für die Rechtsanwälte, wo ebenfalls Gebühren­
ordnungen zu beschließen wanen. Wir tun in 
diesem Gesetz ebenfalls wieder etwas, was 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet wir in anderen Bereichen schon beschlossen 
ist der Abgeordnete Dr. Hause r. Ich erteile haben. Wir wollen uns nämlich in Hinkunft 
es ihm. im Plenum mit diesen Fragen nicht mehr be-

Abgeordneter Dr. Hauser (OVP) : Hohes fassen. EillJe Verordnungsermächtigung soll 

Haus ! In den Erläuterungen zur Regierungs- den Justizminister instandsetzen, auf Verord­

vorlage betreffend das Gebührenanspruchsge- nungsstufe die Anpassung dieser Gebühren 

setz ist wohl mit Recht einleitend ausgeführt, jeweils vorzunehmen, und ich lade den jeweils 

daß es nidlt nur genüge, Vorkehrungen zu amtierenden Justizminister ein, sich dieser 

treffen, daß Zeugen, Sadlverständige, Dolmet- Aufgabe nun doch vielleicht rascher als bis-
her zu widmen. scher in der Rechtssprechung zur Verfügung 

stehen. daß man also ihre Mitwirkung sidlere, 
sondern es müsse auch vorgekehrt Wierden, 
daß diese Personen für ihre Mühewaltung ent­
sprechend angemessen entlohnt werden. 

Es liegt nun in der Natur der Sache, daß 
staatliche Lohnfestsetzungen - und um so 
etwas handelt les sich eigentlich bei diesen 
Gebühren - nur fallweise und von Zeit zu 
Zeit neu festgelegt werden. In inflatorischen 
Zeiten wäre es eigentlich notwendig, diese 
Anpassungen selbstverständlich häufiger zu 
machen. Es handelt sich ja im Regelfall um 
feste Schillingbeträge, Gebühren, die der Geld­
entwertung besonders unterworfen sind. 

Wenn wir nun bedenken, daß alle diese 
Gebühren in Wahrheit ihrer Natur nach Ent­
lohnung für Arbeits- oder g.eistige Dienstlei-

Die jetzt zu beschließenden Gesetze beruhen 
eigentlich auf umfassenden Gesprächen mit 
den Hauptbeteiligten - mit dem Hauptver­
band der Sadlverständig,en wurde j ahrelang 
verhandelt - und sie sind sicherlich ein Kom-
promiß. Wir haben zwar die Vorlage in man­
chen Punkten im Ausschuß in Verfolgung ge­
wisser Punkte, die die Sachverständigen uns 
noch aufgezeigt haben, noch verändert, aber 
in vollem Maße sind sie mit ihflen Wünschen 
sicher nicht durchgekommen. Da muß man da­
zusagen, daß die Kompromißbereitschaft die­
ser Gruppe auch darin begründet war, daß sie 
sich sagen : Wenn nur endlich überhaupt die­
ses Gesetz zustandekommt; es drohen Neu­
wahlen, und Wienn diese Beschlußfassung nicht 
erfolgt, würden wir noch länger als bisher auf 
Neufestsetzung der Gebühren warten müssen. 
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Zur Höhe dieser Gebühren kann man wohl 
sagen, es geschieht j etzt wieder etwas für diese 
Personenkreise. Man wird wohl wieder eine 
Weile mit diesen neuen Gebühren das Aus­
langen finden können. 

Was das zweite Gesetz betrifft, das von uns 
kurz als Bestellungsgesetz bezeichnet wurde, 
das sich mit einer Neuregelung des Vorgan­
ges, wie man Sachverständiger wird, befaßt, 
hat schon meine Vorrednerin dargestellt, daß 
der Sachverständige zunehmende Bedeutung 
in der Rechtsprechung gewinnt, was ganz ein­
fach darauf zurückzuführen ist, daß die Lebens­
sachverhalte in unserer Welt von heute immer 
komplizierter werden und das Erfahrungswis­
sen des Richters - seine Rechtskenntnis ist 
ohnedies vorausgesetzt - nicht ausreicht, um 
Beurteilungen von Streitfragen immer allein 
vorzunehmen. 

Dieser wachsenden Bedeutung des Sachver­
ständigen muß man in der Rechtsordnung 
irgendwo begegnen, und es ist von der Vor­
lage her erkannt, daß die bisherig,e Rechtslage 
eher dürftig war. Das Hauptziel wäre also, 
eine Verbesserung der Qualifikation der Sam­
verständigen sicherzustellen. Denn nach wie 
vor halten wir ja an unserem System fest, 
daß Recht vom Richter glesprochen wird, daß 
der Sachverständige nur im Beweisverfahren 
eine Rolle. spielt und daß die freie Beweiswür­
digung des Richters nach wie vor geltend 
bleibt. Wenn aber der Richter RIecht zu spre­
chen hat, faktisch aber sehr oft an die Beurtei­
lung des Sachverhaltes durch Sachverständige 
und Gutachter gebunden ist, dann taucht, 
glaube ich, für den Staat, der eine gute Rechts­
sprechung garantieren will, doch die Frage 
auf, mit welcher Sicherheit er sich denn die 
Voraussetzungen schafft, daß hochqualifizierte 
Sachverständige bestellt werden. Wir haben 
für den Bereich der Richter als Gesetzgeber 
eine sehr einläßliche Rechtslage geschaffen, 
um sicherzustellen, daß qualifizierte Richter 
Recht sprechen. Wir setzen voraus, daß der 
Richter juristische Studien zurückgelegt hat. 
Wir setzen aber auch voraus, daß er eine 
eigene Prüfung, die Richterdienstprüfung, ab­
gelegt hat und Erfahrungen in seinem Beruf 
gesammelt hat. 

Es taucht nun die Frage auf, wenn das Sach­
verständigenwesen so zunehmende Bedeutung 
bekommt, ob sich nicht mit der gleichen Gründ­
lichkeit der Staat die Gewißheit verschaffen 
soll, daß im Vorfeld des Rechtssprechens beim 
Sachverständigen genau die gleiche Qualifi­
kation gesichert wird. Eigentlich wäre es nötig, 
die Frage aufzuwerfen: Soll man Sachverstän­
dige ebenfalls, bevor sie bestellt werden, prü­
fen? Wir haben diese Frage im lAusschuß 
aufgeworfen und wissen, daß viele technische 

und praktische Schwierigkeiten dem entgegen­
stehen. Wie soll sich der Staat die Gewißheit 
der besonderen Eignung eines Menschen zum 
Sachverständigen verschaffen? Im glaube, es 
wäre doch erwägenswert, eine Erfahrungszeit 
abzuwarten, wie sim das neue Gesetz be­
währt. 

Was mamt den guten Sachverständigen aus? 
Er soll eine besondere Samkunde haben. Aber 
das genügt nicht, er muß aum die Fähigkeit 
haben, ein Gutamten zu erstatten. Es gibt 
Leute, die von der Same etwas verstehen, 
aber sehr oft nicht sehr begabt sind, es dar­
zustellen. Die gutachterliche Fähigkeit ist ent-. 
scheidend für einen guten Sachverständigen. 
So etwas kann man, glaube ich, schon kurs­
mäßig vermitteln. 

Selbstverständlim bedarf der Samverstän­
dige auch einer gewissen Vertrautheit mit 
den Verfahrensvorschriften, die im Gerichts­
wesen eine Rolle spielen. Im habe das Emp­
finden, daß dj,e j etzige Vorlage vielleicht nom 
ungenügend ist. Schon im Text des Bestel­
lungsgesetzes hat es zunächst unter den "Vor­
aussetzungen für die Sachverständigenbestel­
lung" geheißen, er müßte Sachkunde haben. 
Warum sagen wir nimt "besondere Sam­
kunde"? Vielleicht mag das weniger wichtig 
sein. 

Aber beim nächsten Punkt hieß es : er muß 
auch eine zehnjährige berufliche Tätigkeit auf 
einem bestimmten Fachgebiet nachweisen kön­
nen; bei Studien entsprechend kürzer. Diese 
Formulierung hätte bedeutet, es genügt irgend­
eine berufliChe Tätigkeit. Soll aber nicht die 
Sachkunde, die er nachweisen muß, aus einer 
qualifizierten Berufserfahrung stammen? 

Wir haben vorgeschlag'en, diese Bestimmung 
etwas zu verschärfen und haben uns darauf 
geeinigt, wenigstens zu sagen: "in verant­
wortlicher Stellung" muß er diese Berufser­
fahrung gesammelt haben. 

Ob das alles reicht, den Sachverständigen 
dann zutage zu fördern, der in der Remt­
sprechung gebraucht wird, ist nom die Frage. 

Der zweite Akt, der nom stattfindet, ist, 
daß er von dem Präsidenten der Gerimtshöfe 
erster Instanz bestellt wird. Aum da war die 
Formulierung der Vorlage vielleimt etwas zu 
schmal. Darnach war er zu vlernehmen und 
zu belehren. Wir wissen alle, wie sim das 
bis j etzt in der Praxis abgespielt hat. Das ist 
halt ein Pflichtverfahren. Man vertraut auf 
die Sachkunde des Mannes, wechselt einige 
Belehrungsworte. Die Gewißheit, daß der 
SamvIerständige in gerichtsmäßiger Hinsicht 
mit den Vorschriften vertraut ist , '  war in der 
Vorlage eigentlich nicht direkt verlangt. Wir 
hatten also auch hier gebeten, diesen Text 
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etwas zu verändern, also den Gerichtsp räsi­
denten doch aufzufordern, daß er sich Gewiß­
heit Vierschafft, ob diese gewünschten Kennt­
nisse auch vorliegen. Das ist in einer etwas 
anderen Fonnulierung jetzt auch festgelegt. 
Nach wie vor wird es aber darauf ankommen, 
wie die Gerichtspräsidenten praktisch vorge­
hen. 

Vielleicht - und das mag uns noch einigen 
Trost bieten - ist es aber auch so, daß weni­
ger durch den Bestellungsvorgang selbst als 
in der Möglichkeit, daß man einen schlechten 
Sachverständigen abberufen kann, die Sicher­
heit für die Güte der Rechtsspredmng gewähr­
leistet wird. Die Befristung der Bestellung 
auf fünf Jahre ist, glaube ich, ein positives 
Bemühen in dieser Richtung. 

Wir möchten zu den beiden Vorlagen nur 
kurz sagen: Sie stellen keine radikale Ver­
änderung der jetzigen Rechtslage dar, es wird 
aber das verstärkte Bemühen des Staates er­
kennbar, im Bestellungswesen der Sachver­
ständigen doch mehr auf Qualifikation zu drän­
gen. Ob es ausreichend gelungen ist, dieses 
Ziel zu .erreichen, wird die Erfahrung lehren. 
Wir wollen gerne bei dem Versuch mitmachen 
und den beiden Gesetzen auch von unserer 
Seite die Zustimmung geben. (Beifall b ei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Nachdem 
sich zwei Juristen mit der Materie befaßt 
haben, darf ich auch als Mediziner und vor 
allem als einer, der mehr als ein Vierteljahr­
hundert Freud und Leid des Daseins eines 
beeideten Sachverständigen aus der Praxis 
kennt, einige Anmerkungen zu den beiden 
in Behandlung stehenden Gesetzesvorlagen 
machen. 

Es wäre verlockend, gerade im Hinblick auf 
das Schicksal des Gebührenanspruchsgesetzes 
ein wenig über die Situation von Minderhei­
ten in der Republik Osterreich zu reden, von 
jenen Minderheiten, die kraft Zählung im p oli­
tischen Raum kaum zur Kenntnis genommen 
werden, die aber, wenn man sie wiegt, in 
diesem Gemeinwesen Republik Osterreich 
doch eine sehr wichtige und verantwortliche 
Aufgabe zu erfüllen haben. 

Ich glaube, es dürfte keine Gruppe, gleich­
gültig, ob unselbständig oder selbständig, in 
Osterreich geben, deren Bezüge trotz der radi­
kalen Geldentwertung, die im Laufe der letz­
ten zehn Jahre eingetreten ist, faktisch keine 
Bezugserhöhung erfahren haben. Und das , ob-

wohl, im Vergleich mit europäischen die 
österreichischen Sachverständigengebühren 
miserabel und beschämend waren. 

Aber die - ich weiß nicht, wie viele es 
sind - vielleicht 1 500 oder 2000 eingetragenen 
Sachverständigen, von denen man forderte, 
daß sie zu jeder Zeit zur Verfügung stehen, 
daß sie sehr häufig Terminarbeit leisten, daß 
sie oft und oft, um an Lokalaugenscheinen, 
an Verhandlungen, an Tagsatzungen und so 
weiter teilzunehmen, ihre berufliche oder son­
stige Tätigkeit unterbrechen, daß sie Hun­
derte von Kilometern anreisen, ware n  hin­
sichtlich des Entgeltes wirklich Stiefkinder der 
Republik. 

Aber das sCheint eben das Los einer Min­
derheit zu sein, wenn sie sich nicht l autstark 
zu Wort melden kann, wenn sie vielleicht 
dazu auch zu anständig ist, zu bescheiden, 
wenn sie nicht iTgendeine Pressure-group 
darstellt, dann darf sie sich ganz hinten an­
stellen. Das war das Los der österreichischen 
Sachverständigen aller Berufsrichtungen. 

Wir begrüßen es deshalb, daß nun mit der 
Novelle zum Gebührenanspruchsgesetz die 
Situation der Sachverständigen verbessert 
Wird. Es sind da und dort durchaus anerken­
nenswerte Verbesserungen, die aber weit da­
von entfernt sind, den österreichischen Sach­
verständigen, die einen guten Ruf genießen 
und unter denen es eine ganze Reihe her­
vorragender Fachleute gibt, die auch das Aus­
land als Sachverständige heranzieht - nur 
im eigenen Vaterland wird das weniger ge­
sChätzt -, nunmehr audl eine entspreChende 
finanzielle Anerkennung zu zollen. Sie ent­
spricht in weiten Bereichen nicht. 

Das ist aber niCht nur eine Frage der Ein­
kommensgerechtigkeit für die Betroffenen, 
sondern das ist auch eine Frage der Verbesse­
rung der RechtssiCherheit. Hier darf iCh an­
knüpfen an das, was Kollege Dr. Hauser ge­
sagt hat, und mich durchaus zu dem Grund­
satz bekennen, daß nach wie vor die Wahr­
heitsfindung, die Rechtsprechung, die Bildung 
des Urteiles beim unabhängigen Richter liegen 
und auch dort bleiben sollen. 

Aber ich möchte gerade diese beiden Novel­
len zum Anlaß nehmen, einen kleinen Denk­
anstoß zu geben, von dem ich annehme, daß 
er auch im Justizministerium, beim Justiz­
minister, zweifellos unter dem Eindruck von 
Sachnotwendigkeiten schon lange angestellt 
wird, das ist die Frage: Bedürfen wir nicht 
bei der zunehmenden Komplizierung der 
Rechtssprechung, bei der immer größer wer­
denden Rolle der detailliertesten Spezialfra­
gen in der Wahrheitsfindung, bei der Urteils­
findung, bei der Bemessung eines Schadensan-
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spruches eines neuen Typus des Richters, der 
nicht ausschließlich darauf angewiesen ist -
auch bei sehr großem Bemühen wird ihm das 
nicht immer möglich sein -, das Sachverstän­
digengutachten oder mehrere Gutachten, die 
allenfalls vorliegen , zu werten, zu würdigen 
und dann seine Schlüsse zu ziehen, sondern 
der in jenen Bereichen, wo es heute ohne 
spezielle Sachkenntnis eben nicht mehr mög­
lich ist, Recht zu sprechen, vielleicht auf Spe­
zialgebieten durch eine Spezial ausbildung, 
allenfalls durch ein Doppelstudium auch in 
der Lage ist, das, was ihm dann der unabhän­
gige beeidete Sachverständige vorlegt, seiner­
seits nicht nur mit dem kritischen Verstand 
des Juristen, sondern auch mit dem Wissen 
des Fachmannes zu beurteilen? 

Das wäre für eine ganze Reihe von Gebieten 
nachzuweisen. Ich darf es nur von einem Ge­
biet hier sagen, das, wie ich glaube , für uns 
alle zusammen eine große Rolle spielt. Das 
ist die ganze Sozialschiedsgerichtsbarkeit , so­
weit sie etwa medizinische Belange betrifft, 
doch das trifft ja dort meistens, in 95 Prozent 
der Fälle, zu. 

Natürlich gibt es Fälle, bei denen es darum 
geht, rein rechtlich festzustellen, ob ein An­
spruch erwachsen ist oder wie er abzugelten 
ist, und so weiter, aber im wesentlichen han­
delt es sich um die Beurteilung von Leistungs­
kalkülen, und diese Beurteilungen sind heute 
zwangsläufig in die Hände der Sachverständi­
gen gelegt. Der Richter - wir erleben das ja 
tagtäglich, dies ist auch für den Sachverstän­
digen nicht sehr angenehm - muß dann dem 
Klagenden immer wieder sagen : Tut mir leid, 
Sie haben die Gutachten der Ärzte gehört. Wir 
Richter können nicht darüber hinweg und müs­
sen, gestützt auf diese Gutachten, Ihren An­
spruch verneinen, Ihre Klage abweisen. 

Wir, wir die Sachverständigen, sind Ihnen, 
Herr Bundesminister, aber schon ein wenig 
böse, da Sie Ihr im März 1 97 1  abgegebenes 
Versprechen nicht hielten. Ich habe einen 
stenographischen Auszug hier. Sie hatten uns 
damals den Entwurf noch bis zum Ende des 
gleichen Jahres angekündigt. Wir sind Ihnen 
also ein wenig böse, weil es nun fast vier 
Jahre gedauert hat, bis Sie diese Zusage er­
füllt haben. Ich weiß, Sie sind, wie ich an­
nehme, nicht aus der Problematik der Sub­
stanz, sondern offensichtlich unter dem Druck 
der Budgetsituation mit diesem Ihren Vorha­
ben ins Hintertreffen geraten. 

Das bedeutet, daß vor allem die Sachver­
ständigen der Gerichte mit die Zahler jener 
inflationären Entwicklung waren, die nicht zu­
letzt die Bundesregierung zu verantworten hat. 

Ich glaube, daß die bisherigen Tarife unzu­
mutbar waren, daß es unzumutbar ist, einen 
vielbeschäftigten Baumeister etwa von einem 
Bauplatz kilometerweit heranzuholen und ihm 
dann eine Bruttostundenentlohnung von 
67,50 S zu zahlen, einen Tarif, den sich kein 
Friseur, kein Bäcker, kein Hilfsarbeiter mehr 
gefallen lassen würde. Darüber brauchen wir 
kein Wort zu verlieren. 

Wir stellen mit Befriedigung fest, daß es 
in den Ausschußverhandlungen in sehr zähen 
Auseinandersetzungen doch gelungen ist, die 
Regierungsvorlage in ein paar Bereichen zu 
verbessern, die vor allem die Ärzte und Tier­
ärzte betroffen haben, denn die dort angebo­
tenen Grundleistungen lagen weit unter dem, 
was sich die beteiligten Vertreter der Sach­
verständigen vorgestellt hatten, was auch die 
Stand es vertretungen als angemessen aner­
kannt haben. Denn in vielen Fällen war es 
ja so, daß etwa ein Arzt, der als Zeuge zu 
Gericht berufen wurde, für das bloße Erschei­

Ich habe seit Jahren immer wieder auch nen und den ihm damit erwachsenen Ver-
in schriftlichen Arbeiten zu diesem Thema 
Stellung genommen und meine, es wäre sicher 
überlegenswert, ob wir nicht entsprechend der 
Wandlung der Rechtsprechung versuchen soll­
ten, auch in der Richterausbildung dieser Ent­
wicklung Rechnung zu tragen. Dazu ist natür­
lich in diesen beiden Gesetzen kein Ansatz 
zu finden. Es war natürlich auch gar nicht die 
Aufgabe des Gebührenanspmchsgesetzes, hier 
neue Wege zu beschreiten. 

Ich sage noch einmal : Herr Bundesminister! 
Mein Beitrag zu diesem Thema möge als ein 
gewisser Denkanstoß gewertet werden. 

Wir werden dem Gesetz, wenn es auch in 
vielen Belangen nicht die uns vorschwebenden 
Vorstellungen erfüllt, unsere Zustimmung 
geben , weil es, wie schon ausgeführt, gewisse 
Verbesserungen bringt. 

dienstentgang ein Vielfaches dessen erhalten 
hat, was der dort tätige Sachverständige, ein 
gleichqualifizierter Arzt oder Tierarzt, für Zeit­
versäumnis,  für Verhandlungsteilnahme und 
meinetwegen für die mündliche Erstattung 
eines Gutachtens bekommen hat. Ein geradezu 
grotesker Zustand ! 

Daß es nicht möglich war, im Zivilverfahren 
den Gutachtenanspruch des Arztes an der Höhe 
des Streitwertes zu orientieren, halte im nach 
wie vor für eine schwere Diskriminierung ein­
zelner Sachverständigengruppen. Gewiß, wir 
bekennen uns dazu, daß die Rechtsfindung, 
daß zum Beispiel das Einklagen eines Schaden­
ersatzanspruches nicht daran sCheitern darf, 
daß der Betreffende nicht in der Lage ist, die 
Gerichtsgebühren, die Sachverständigengebüh­
ren, die Anwaltsgebühren zu berappen. Aber 
wenn ich mir die Situation auf dem Sektor 
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der Schadenersatzprozesse anschaue, wo der 
Sachverständige häufig natürlich gar nicht zur 
Freude des Klagswerbers über Hunderttau­
sende von Schillingen, über Millionen ent­
sdleiden muß und damit auch eine wichtige 
wirtschaftliche Funktion ausübt, dann muß ich 
sagen : Da i st im Vergleich zu anderen Sach­
verständigen mit fixen Tarifen, die allerdings 
durrn das sehr verständnisvolle Entgegenkom­
men der meisten Richter eine gewisse Varia­
bilität nach oben aufweisen, nach wie vor ein 
Mangel des Gebührenansprurnsgesetzes fest­
zustellen. 

Herr Bundesminister! Gar nichts außer 
einem vermehrten Verwaltungsaufwand ver­
spreche ich mir von dem relativ komplizierten 
Eintragungs- und Kontrollverfahren. Denn 
auch ohne die j eweilige turnusmäßige perio­
disrne Uberprüfung ergibt dorn die Praxis 
folgendes : 

Jene Sachverständigen, die aus welchen 
Gründen immer keine befriedigenden, keine 
vollwertigen Leistungen erbringen, werden 
von den Richtern, die aus der meist langjähri­
gen Zusammenarbeit ihre entsprechenden Er­
fahrungen ziehen, einfach nicht mehr heran­
gezogen. Da braucht man also gar kein kom­
pliziertes Evidenz- und Kontrollverfahren. 
Diese Sachverständigen werden einfach nirnt 
mehr herangezogen. 

Wir leiden ja in Osterreich nicht darunter, 
daß wir zu viele und zu schlechte Sachverstän­
dige haben,  sondern vielmehr darunter, daß 
wir über viel zu wenige qualifizierte Sach­
verständige verfügen. 

Wenn es mit dieser gewissen Aufwertung 
der Bezüge gelingen sollte, profilierte Fach­
leute dazu zu bringen, die Tätigkeit eines 
Sachverständigen auszuüben, und damit einem 
echten Mangel abzuhelfen, dann hat das Ge­
setz im Sinne und im Dienste der verbesser­
ten Rechtssicherheit gewiß seine Aufgabe teil­
weise erfüllt. 

Ich glaube, man hätte sich den Mehrauf­
wand, der zweifelsohne mit der Neuregelung 
verbunden ist, ohneweiters ersparen können, 
ohne daß dadurch etwa die Qualifikation ge­
litten hätte. 

Auch von dort her, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, sollen Sie, die Sie ja 
alle diesen beiden Novellen zustimmen wer­
den, das Problem sehen. Es geht nicht darum, 
daß gerade die Sachverständigentätigkeit etwa 
eine Angelegenheit ist, die von den Sachver­
ständigen primär von der Frage des Salärs 
her gesehen wird, sondern es geht in erster 
Linie darum, daß wir nicht ausreichend und 
genügend qualifizierte Sachverständige bei 
den bisherigen Gebühren bekommen haben, 

daß viele Sachverständige nicht mehr mitge­
macht h aben wegen dieser unzumutbaren Ge­
bühren und daß halt doch da und dort auch 
der A nreiz zu jener qualifizierten Leistung 
gefehlt hat, die in vielen Fällen erforderlich 
ist. 

Die Sachverständigen entscheiden für jeden 
einzelnen, über den sie mit ihrem Sachverstän­
digengutarnten doch mit zu Gericht zu sitzen 
haben, über viele, auch menschliche Probleme, 
über menschliche Fragen. Die Abweisung, gar 
die ungerechtfertigte Abweisung etwa eines 
Rentenanspruches aus einem Unfall oder aus 
einer behaupteten frühinvalidität ist mensch­
lich eine Tragödie, und selbst dort, wo der 
Sachverständige mangels an Befunden solchen 
Leuten nicht helfen kann, ist er oft in einem 
echten Gewissenskonflikt. Und daß diese 
Tätigkeit natürlich nicht beiträgt, wenn ein 
solcher Sachverständiger zugleich auch etwa 
als Arzt, Tierarzt, Ingenieur, Baumeister tätig 
ist, ihn beliebt zu machen, will ich nur am 
Rande vermerken. Das ist auch einer der 
Gründe, warum viele qualifizierte Fachleute 
sich nicht zur Verfügung stellen, weil hclufig 
der Rechtswerber - meistens geht es ja um 
Schadensersatzfragen oder um Rentenfragen 
und ähnliches, um Schmerzensgeld, dem man 
eben im Gutachten nicht entsprechen kann 
- nicht interessiert ist, dem betreffenden 
Sachverständigen auch als Fachmann eine gute 
Nachrede zu halten. Vielfach sind wir Sach­
verständigen hier in der Rolle von Rekrutie­
rungs- und Assentierungsärzten beim Militär 
gewesen, wo gesagt wurde : Na, das ist eine 
üble KV-Mascbine, wenn es immer geheißen 
hat : tauglich, tauglich, tauglich. 

Hier wird vielleicht das Gesetz eine ge­
wisse Abhilfe schaffen, eine gewisse Locke­
rung herbeiführen und aurn uns, den Sam­
verständigen, jenen zeitlichen Spielraum 
geben, den man oft in einem scheinbar ganz 
simplen Straffall braucht. Es geht vielleicht 
nur um ein paar Wochen sozusagen, aber 
es geht für den Betroffenen um sehr viel, 
und da ist es unter Umständen notwendig, 
viele, viele Stunden und auch Tage aufzuwen­
den. Nach den bisherigen Richtsätzen konnte 
eine s olche wissenschaftlich qualifizierte Lei­
stung, die viele, viele Stunden an Zeitauf­
wand erfordert hat, nur mit einem Maximal­
satz von brutto 520 S abgegolten werden. 
(Präsident P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Herr Bundesminister ! Sie wissen selber, daß 
eine Reihe von Interessensvertretungen schon 
angekündigt haben, daß sie mit Teilen der 
Lösung absolut unzufrieden sind, daß sie mit 
allen Mitteln auf Novellierung und auf Valo­
risierung drängen werden, und wenn wir auch 
im Ausschuß in der Lage waren, da und dort 
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Verbesserungen durChzusetzen, dann haben 
wir leider niCht das erreicht, was unserer Mei­
nung nach recht und billig gewesen wäre. Und 
eine Gruppe, die praktisch 12 Jahre zum Still­
halten verurteilt war, heute damit beruhigen 
zu wollen, daß in der Zeit der Inflation und 
der Budgetnot von jedem ein Opfer verlangt 
werden muß, ist natürlich wenig - sagen 
wir - annehmbar für die Betroffenen. 

Wir werden aber trotzdem den beiden Vor­
lagen zustimmen, aus der Uberlegung, daß 
sie einerseits gewisse Verbesserungen bringen 
und daß sie andererseits einen weiteren SChritt 
zur Erhöhung und Verbesserung der Rechts­
sicherheit aller Bürger dieses Landes beitra­
gen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Worte gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Broda. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich möchte zu einigen 
Debattenbeiträgen kurz Stellung nehmen. 

Vorweg darf ich sagen, daß wir im Justiz­
ressort sehr froh darüber sind, daß die Spre­
cher aller drei Fraktionen hier so ausführlidl 
zu den Problemen der Sachverständigen Stel­
lung genommen und damit zu erkennen gege­
ben haben, wie hoch sie die Bedeutung dieser, 
wenn auch kleinen Gruppen hochqualifizier­
ter Mitwirkender an gesellschaftlichen Auf­
gaben und an der Lösung gesellsdlaftlicher 
Aufgaben einschätzen. Wir wollen es ja nidlt 
so halten, daß wir nur für die ganz großen 
Gruppen der Gesellschaft da sind, die ihre 
Interessen mit Nachdruck vertreten können, 
sondern wir wollen, daß hochqualifizierte gei­
stige Arbeit, die wir für das Funktionieren 
der rechts staatlichen Einrichtungen brauchen, 
auch entsprechend gewertet und gewürdigt 
wird. 

Ich möchte, Hohes Haus, sagen, daß auch 
wir im Justizministerium nicht der Meinung 
sind, daß durch die Verabschiedung der bei­
den bedeutsamen Gesetzesbeschlüsse heute 
hier schon ein Endpunkt in der Entwicklung 
des modernen Sachverständigenwesens er­
reicht worden ist, sondern es wird dadurch 
eine weitere Entwicklung zur Modernisierung 
unseres Sachverständigenwesens und der ver­
schiedenen Verfahrensvorschriften eingeleitet 
werden können. 

Ich möchte nun noch folgendes sagen : Gewiß 
haben die Betroffenen nicht in allen Punkten 
den Gesetzentwürfen in dem Sinn zugestimmt, 
daß sie nicht noch andere Forderungen, vor 
allem materieller Natur, gern bewilligt gese­
hen hätten. Aber wir haben doch eine grund­
sätzlich positive Stellungnahme - deshalb 
haben wir ja auch solange verhandelt - aller 
bedeutenden Sachverständigengruppen erhal-

ten, der Ärzte und der Gerichtsmediziner, der 
Gerichtsdolmetscher und vor allem der großen 
Organisation der Sachverständigen, des Haupt­
verbandes der ständig beeideten gerichtlichen 
Sachverständigen und Scbätzmeister Oster­
reichs. 

Dem Herrn Primarius Dr. Scrinzi möchte ich 
sagen, daß gerade die Gerichte das Sadwer­
ständigenbestellungsgesetz positiv beurteilt 
haben und daß wir doch versuchen sollen, nun 
in der Praxis die Bestimmungen des neuen 
Gesetzes zu erproben. Der Oberste Gerichtshof 
meinte in seiner Stellungnahme, daß es sich 
um gründlich durchdadlte und sorgfältig aus­
gearbeitete Bestimmungen handelt und daß 
er diese Bestimmungen begrüßt. Das Ober­
landesgericht Linz hat in seiner Stellungnahme 
die Bestimmungen des neuen Sachverständi­
genbestellungsgesetzes als eine optimale Lö­
sung bezeichnet. Die Kammer der Wirtschafts­
treuhänder hat zugestimmt, die Redüsanwalts­
kammern haben zugestimmt. Also ich glaube, 
wir sollten nun in der Praxis diese gesetz­
lichen Bestimmungen sich erproben lassen. 

In einem Punkt möchte ich Ihnen absolut 
beistimmen, Herr Primarius. Wir werden vom 
Justizministerium aus das interdisziplinäre 
Gespräch zwischen Richter und Staatsanwälten 
und Sachverständigen sehr fördern. Das ist 
eine absolute Notwendigkeit und liegt im Zuge 
der modernen Erfordernisse sowohl der zivil­
gerichtlichen wie der strafgerichtlichen V er­
fahren. Ich begrüße es sehr, daß zum Beispiel 
nächste Woche die Osterreichische Richterver­
einigung wieder eine ihrer schon sehr bewähr� 
ten Fortbildungstagungen eine ganze Woche 
hindurch in Ottenstein in Niederösterreich 
durchführen und sich dort auch dem Gesprädl 
mit Sachverständigen der verschiedensten 
Fachrichtungen widmen wird. 

Ich möchte nun, Hohes Haus, noch ein paar 
Worte auch über das Problem der Dauer der 
Verfahren, sowohl der zivilgerichtlichen wie 
der strafgerichtlichen Verfahren, sagen. Auch 
hier gilt ganz gewiß der Grundsatz: Wer rasch 
gibt, gibt doppelt. Wir sind immer bemüht, 
und ich bitte hier die Richterschaft und auch 
die Sacb.verständigen immer wieder, daß sie 
uns helfen mögen, daß wir nicht zu lange 
Verfahrensverzögerungen haben. Ich möchte 
diesen Appell heute auch von dieser Stelle 
aus an die Sachverständigen, die uns bei der 
Durchführung der Verfahren helfen, richten. 
Denn nichts belastet die rechtssuchende Be­
völkerung mehr als zu lange Verfahren. Es ist 
nur natürlich, daß man gerade die negativen 
Erfahrungen besonders diskutiert und jene 
Verfahren, die tatsäcblich sehr lange dauern 
und nach unserer Auffassung zu lange dauern, 
dann im Mittelpunkt der öffentlichen Kritik 
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stehen, obwohl es, wie ich gleiCh zeigen werde, 
sich nur um eine verschwindende pro­
millemäßige Anzahl der Verfahren handelt, 
die tatsächlich überlange Dauer haben. Wir 
können eigentlich auch mit Befriedigung und, 
ich möchte fast sagen, mit Stolz sagen, daß 
wir gegenüber anderen europäischen Ländern 
durchaus bestehen können, aus denen beridl­
tet wird, daß die Verfahrensdauer viel mehr 
kritisiert und beklagt wird als bei uns in 
Osterreich. 

Wir haben über Anregung des früheren 
Oberlandesgerichtspräsidenten von Linz, eines 
unserer erfahrensten Ridlter, Dr. Sdluster, seit 
einiger Zeit, seit 1 .  Jänner 1 914, für ganz 
Osterreich ein neues betrieblidles Informa­
tionssystem in der Justiz eingeführt. Es hat 
sich schon im Oberlandesgeridltssprengel Linz 
sehr bewährt, und wir haben auch gute Erfah­
rungen für die ganze österreimische Justiz 
damit gemacht. Wir haben ja immerhin mehr 
als 300 Justizdienststellen - Geridlte aller 
Art und andere Justizdienststellen -, sodaß 
wir dieses betriebliche Informationssystem 
sehr gut brauchen können. 

Hier ergeben sich s ehr interessante Daten. 
Ungeachtet der personellen Behinderung, die 
ja bekannt ist, und ungeachtet auch sehr 
schwieriger ,Aufgaben, die die Gerichte zu 
lösen haben, hat die Justiz im Verhältnis zur 
Gesamtzahl der im Jahre 1913 angefallenen 
neuen Rechtssamen 99,7 Prozent erledigt. 

Ähnliche Gesamterledigungszahlen weisen 
die Oberlandesgerichte, die Landes- und Kreis­
gerichte und die Arbeitsgerichte in der Zäh­
lung nach Geschäftsanfällen aus. Noch darüber 
liegen mit 99,8 Prozent der Erledigung inner­
halb eines Jahres die B ezirksgeriChte. 

In Zivilprozeßsachen gibt es bei den Landes­
und Kreisgerichten 1973 bei 99. 1 47 neu ange­
fallenen Rechtssachen 61 1 über zwei Jahre 
anhängig verbliebene SaChen. Das sind immer­
hin nicht mehr als nur 6 Promille des gesamten 
Geschäftsanfalls. 

Bei den Bezirksgerichten gibt es bei 226.588 
Neuanfällen 1 128 über ein Jahr anhängig ver­
bliebene RechtssaChen, das sind 5 Promille. 

Bei den Arbeitsgerichten stehen 9187 neuen 
Rechtssachen 162 über ein Jahr dauernde Ver­
fahren gegenüber, das s ind 1 ,8 Prozent. 

Bei den Strafsachen waren 1973 bei 28.056 
neu zur Verhandlung anfallenden Verbrechen 
und Vergehensfällen 892, das sind 3 Prozent, 
und bei 296.437 UbertretungssaChen 3633, das 
sind 1 ,2 Prozent, länger als sems Monate an­
hängig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Ich möchte in keiner Weise hier behaupten, 

daß bei jener geringen Anzahl von Fällen, 
in denen es eine Erledigungsdauer von mehr 
als einem Jahr oder in wenigen Fällen auch 
von mehr als zwei Jahren gibt, das die Redlt­
suchenden nidlt außerordentlidl bedrückt. 
Aber Sie ersehen daraus doch, daß es sich 
hier nur um Promille-Ziffern beziehungsweise 
um geringwertige Prozentziffern handelt. 

Die provisorischen Ziffern für das Jahr 1914 
ergeben, daß sich auch hier die Erledigungs­
dauer sowohl bei Zivilprozeßangelegenheiten 
als audl bei Strafredltssachen nidlt ungünstig 
verändert hat. Auch im Jahr 1974 haben wir 
bei den Zivilrechtssachen nur eine unter einem 
Prozent liegende Anzahl von Fällen, die län­
ger als ein Jahr unerledigt geblieben sind, 
und bei den Strafsachen verhält es sidl ähn­
lich. Wir haben im Jahr 1 974 - wenn ich 
die Zahl für die Strafsachen nom nennen 
darf - bei 27.767 neu zur Verhandlung ange­
fallenen Verbrechen und Vergehensfällen 682, 
das sind 2,4 Prozent, länger als sechs Monate 
anhängig gehabt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich wollte Ihnen diese Ziffern aus Anlaß der 
heutigen Debatte nennen, um damit zu unter­
streichen, wie sehr unsere Gerichte und staats­
anwaltschaftlidlen Behörden, Zivilgeridlte und 
Strafgerichte, bemüht sind, so rasdl wie mög­
lieh zur Erledigung anhängiger Reehtssadlen 
zu kommen. Ich kann nur noch einmal die 
Bitte aussprechen, daß die Sachverständigen 
uns dabei so wie bisher mit all ihrer Kraft 
helfen mögen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir konnten die bedeutenden Verbesserun­
gen - das wurde ja in der Diskussion aner­
kannt - der Entlohnung der Sachverständi­
gen, die bei Gericht tätig sind, überhaupt nur 
dem Hohen Haus vorschlagen, weil wir in 
dieser Gesetzgebungsperiode durch unser Ver­
fahrenshilfegesetz, das ja an die Stelle des 
alten und obsolet gewordenen Armenrechts 
getreten ist, sehr viel getan haben, um mittel­
losen oder minderbemittelten redltsudlenden 
Parteien zu helfen. Das Institut der Teilver­
fahrenshilfe, durch das Kosten von Sadlver­
ständigen für rechtsuchende Parteien, die min­
derbemittelt sind oder ein weniger gutes Ein­
kommen haben, übernommen werden, ermög­
licht es uns jetzt, diese bedeutende Erhöhung 
der Entlohnung d er Sachverständigen vorzu­
schlagen. Das wird eine sehr beträchtlidle bud­
getäre Belastung bedeuten. Wir werden im 
Justizbudget auf Grund der heute zur Diskus­
sion stehenden Gesetzentwürfe unsere Auf­
wendungen aus dem Justizbudget für Sam­
verständigengebühren zu verdoppeln haben. 
Das ist also ein sehr beträchtlicher Beitrag, 
den die Gemeinschaft für die Prozeßführung 
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von rechtsuChenden Parteien, die aus eigenem 
für SaChverständigenkosten nicht aufkommen 
können, trägt. 

Ich darf daher zum Schluß, Hohes Haus, 
sagen: Wir alle sind überzeugt, daß auch der 
demokratische Rechtsstaat seinen Preis hat. 
Wir alle sind der Meinung, daß die Oesell­
schaft wissen muß, was ihr das Funktionieren 
der rechtsstaatlichen Einrichtungen wert ist. 
Ein geordnetes Sachverständigenwesen ist 
sicherlich ein Erfordernis der Rechtssicherheit, 
und hochqualifizierte geistige Arbeit bedarf 
auch der Anerkennung durch die Gesellschaft. 

Hohes Haus ! Ich glaube, daß es nicht un­
wichtige Gesetzesbeschlüsse für die Praxis 
unseres demokratischen Rechtsstaates und 
unserer Rechtspflege sind, denen Sie j etzt ein­
stimmig Ihre Zustimmung erteilen wollen. Ich 
bin sehr froh, daß sie noch in dieser Gesetz­
gebungsperiode Wirklichkeit werden und be­
schlossen werden können. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht einer der Berichterstatter ein Schluß� 
wort? - Kein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g, die ich über beide Gesetzentwürfe 
getrennt vornehme. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf sowie Titel und Eingang 
in 1463 der Beilagen (Gebührenanspruchsge­
setz 1 974) . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Einstimmig angenom-
men. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetzent­

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetzent­
wurf ist auch in dritter Lesung e i n  s t i m­
m i g a n g e n  0 m m e n. 

1. Punkt: Beridlt des Aussdlusses fUr Land­
und Forstwirtsmaft über die Regierungsvor­
lage (1269 der Beilagen) : Abkommen· zwischen 
der Republik Usterreldl und den Vereinigten 
Mexikanlscben Staaten über die Errichtung 
einer Famsmule für Forsttemnik in den Ver­
einigten MexlkanisdIen Staaten ( 1461 der Bei-

lagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 7. Punkt 
der Tagesordnung : Abkommen zwischen der 
Republik Osterreirn. und den Vereinigten 
Mexikanischen Staaten über die Erridltung 
einer Fachschule für Forsttechnik in den Ver­
einigten Mexikanischen Staaten. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Brandstätter. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Brandstätter: Herr Präsident! 
Hohes Haus l Die in der Strategie der zweiten 
Entwick.lungsdekade der Vereinten Nationen 
festgelegten Ridltlinien, nadl denen nidlt mehr 
Wachstumsziele, sondern vielmehr die Ver­
mittlung von Wissen und Können sowie die 
Realisierung von sozialen und infrastrukturel­
len Projekten die Schwerpunkte der Entwick.­
lungshilfe darstellen sollen, bestimmen auch 
die Zielsetzung der österreichismen Entwick­
lungshilfe. 

wurf ist somit auch in dritter 
s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Mexiko wandte sich schon früh mit dem Er­
suchen an Ost erreich, ihm bei der Vermittlung 
von Know-how auf dem Gebiet der forstlichen 
Technologie behilflich zu sein. In den Jahren 
1969 und 1 970 wurde gemeinsam ein entspre­
chendes Entwick.lungshilfeprogramm ausgear­
beitet, wonach Osterreich und Mexiko in einem 
waldreichen Gebiet des nordwestlichen Mexiko 
gemeinsam eine Fachschule für ForsUechnik 
und Säge betrieb, welche der Heranbildung von 

Lesung e i n· mexikanischen Fadl.kräften dienen soll, errich-

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf betreffend den allge­
mein beeideten gerichtlichen Sachverständigen 
und Dolmetscher sowie Titel und Eingang in 
1464 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Der Gesetzentwurf ist 
einstimmig angenommen. 

ten. 

Mangels gesetzlicher Grundlagen für eine 
solche österreichisme technische Hilfe bedarf 
es des gegenständlichen Abkommens, für des­
sen Abschluß gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bundes­
Verfassungsgesetz die Genehmigung des 
Nationalrates notwendig ist. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat diese Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
am 5. Feber 1915 der Vorberatung unterzogen. 
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Nach Wortq1eldungen des Abgeordneten Dipl.­
Ing. Dr. Leitner und des AusschuBobmannes 
Abgeordneten Minkowitsch sowie des Bundes­
ministers für Land- und Forstwirtschaft Dipl.­
lng. Dr. Oskar Weihs wurde einstimmig be­
schlossen, dem Nationalrat die G enehmigung 
des Abschlusses des vorliegenden Staatsver­
trages zu empfehlen. Außerdem war der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft der Mei­
nung, daß im gegenständlichen Fall die Er­
lassung eines Bundesgesetzes im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
zur Erfüllung dieses Abkommens entbehrIidl 
ist. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtsmaft somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich und den Vereinigten 
Mexikanischen Staaten über die Errichtung 
einer Fachschule für Forsttechnik in den Ver­
einigten Mexikanischen Staaten wird verfas­
sungsmäßig genehmigt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, beantrage ich, General- und Spezialde­
batte unter einem durchzuführen. 

Präsident Probst: Die Debatte entfällt, da 
niemand zum Wort gemeldet ist. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über den Ausschußantrag, dem Ab­
schluß des gegenständlichen Staatsvertrages 
in 1 269 der Beilagen die Genehmigung zu 
erteilen. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. E i n  s t i m  m i g a n­
g e n o m m  e n. 

8. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor� 
lage (1296 der Beilagen) : Abkommen zwischen 
der Republik österreich und der Republik 
Tunesien über die Tedmische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete der Tierzucht (genetisChe 
Verbesserung durCh Lieferung von Zudllstie-

ren) (1468 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 8. Punkt 
der Tagesordnung: Abkommen zwischen der 
Republik Osterreich und der Republik Tune­
sien über die Technische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der Tierzucht (genetische Verbes­
serung durch Lieferung von Zuchtstieren) . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Maderthaner. Ich bitte ihn zu b erichten. 

hältnismäßig begrenzten Möglidlkeiten und 
die schmale Kapitalbasis Osterreichs, die Kon­
zentration der eingesetzten Mittel auf be­
stimmte Schwerpunkte. D i esem Grundsatz 
Rechnung tragend, soll durch dieses von Oster­
reich und Tunesien gemeinsam durchzufüh­
rende Tierzuchtprogramm e ine schnellwir­
kende Erhöhung der Milcherzeugung und eine 
unmittelbare Vergrößerung des Kuhbestandes, 
insbesondere die Schaffung neuer Reinzucht­
herden herbeigeführt werden. Für die öster­
reichischerseits zu liefernden Tiere wurde die 
Rasse Braunvieh gewählt; durch die Verwen­
dung von Zuchtstieren dieser Rasse ist eine 
Verdrängungskreuzung auf der Basis einhei­
mischer Rinder beabsichtigt, die relativ rasch 
ein neues Verbreitungsgebiet der Braunvieh­
rasse schaffen wird, wodurch wieder für die 
Zukunft ein Absatzmarkt für den österreichi­
schen Zuchtviehexport besteht. 

Der Abschluß des gegenständlichen Abkom­
mens, das im engen Zusammenhang mit dem 
Abkommen zwischen der Republik Osterreich 
und der Republik Tunesien über die Technische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Tier­
zucht (genetische Verbesserung durch liefe­
rung von weiblichen Zuchtrindern) steht, be­
darf gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bundes-Verfas­
sungsgesetz der Genehmigung des National­
rates. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat diese Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
am 5. Feber 1 975 der Vorberatung unterzogen. 
Nach Wortmeldungen der Abgeordneten Dipl.­
lng. Tschida und Dipl . -lng. Hanreidl sowie 
des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs wurde ein­
stimmig beschlossen, dem Nationalrat die Ge­
nehmigung des Abschlusses des Abkommens 
zu empfehlen. Weiters war der AussChuß für 
Land- und Forstwirtschaft der Meinung, daß 
im vorliegenden Fall die Erlassung eines Bun­
desgesetzes im Sinne des Artikels 50 Abs . 2 
Bundes-Verfassungsgesetz zur Erfüllung die­
ses Abkommens entbehrlich i st. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Abkommens zwischen deI 
Republik Osterreich und der Republik Tune­
sien über die TechnisChe Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der Tierzucht (genetische Ver­
besserung durCh Lieferung von Zuchtstieren) 
wird verfassungsmäßig genehmigt. 

Berichterstatter Maderthaner: Herr Präsi- Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie-
dent ! Hohes Haus ! Ziel der ästerreichischen gen, beantrage ich,  General- und Spezialde� 
Entwicklungshilfe ist, bedingt durch die ver- batte in einem abzuführen. 
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Präsident Probst: Die Debatte entfällt, da 
niemand zum Wort gemeldet ist. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Antrag des Aussdlusses, dem Absdlluß 
des vorliegenden Staatsvertrages in 1296 der 
Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 

Im bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
.:ihre Zustimmung geben, sich. von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist e i n  s t i m  m i g 
a n g e n  0 m m e n. 

9. Punkt: BeridIt des Ausschusses für Land­
und ForstwirtsdIaft über die Regierungsvor­
lage (1297 der Beilagen) : Abkommen zwischen 
der Republik OsterreidI und der Republik 
Tunesien über die Technische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete der Tierzucht (genetische 
Verbesserung durch Lieferung von weiblidlen 

Zuchtrindern) (1469 der Beilagen) 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat diese Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
am 5. Feber 1975 der Vorberatung unterzogen. 
Nach Wortmeldungen der Abgeordneten Dipl.­
Ing. Tsmida und Dipl.-Ing. HanreiCh sowie 
des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs wurde ein­
stimmig beschlossen, dem Nationalrat die Ge­
nehmigung des Abschlusses des Abkommens 
zu empfehlen. Weiters war der Ausschuß für 
Land- und Forstwirtschaft der Meinung, daß 
im vorliegenden Fall die Erlassung eines Bun­
desgesetzes im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz zur Erfüllung die­
ses Abkommens entbehrlich ist. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich und der Republik Tune­
sien über die Technische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der Tierzucht (genetische Ver­
besserung durch Lieferung von weiblidlen 
Zuchtrindern) wird verfassungsmäßig geneh­
migt. 

Präsident Probst:  Wir gelangen zum 9. Punkt 
der Tagesordnung: Abkommen zwischen der 
Republik Osterreidt. und der Republik Tune­
sien über die Technische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der Tierzucht (genetische Verbes­
serung durch Lieferung von weiblichen Zucht­
rindern) . 

Auch hier beantrage ich für den Fall, daß 
Wortmeldungen vorliegen, General- und Spe­

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete zialdebatte in einem abzuführen. 
Maderthaner. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Maderthaner: Bedingt durch 
die verhältnismäßig begrenzten wirtschaft­
liChen Möglimkeiten und die schmale Kapital­
basis Osterreims erwies sim bei der Konzi­
pierung der östeneichischen Entwick.lungshilfe 
die Konzentration auf bestimmte Schwer­
punkte als zweckmäßig, um dadurdl eine 
größtmögliche Effizienz der eingesetzten Mit­
tel zu erreichen. 

Diesen Grundsätzen entsprechend soll durch 
ein von Osterreich und Tunesien gemeinsam 
durchzuführendes Tierzuchtprogramm eine 
smnellwirkende Erhöhung der Milmerzeugung 
und eine unmittelbare Vergrößerung des Kuh­
bestandes, insbesondere die Schaffung neuer 
Reinzuchtherden, herbeigeführt werden. Für 
die österreichischerseits zu liefernden Tiere 
wurde die Rasse Braunvieh gewählt, wodurdt 
wieder für die Zukunft ein Absatzmarkt für 
den österreimismen Zuchtviehexport besteht. 

Der Absmluß des gegenständlichen Abkom­
mens, das in einem engen Zusammenhang 
mit dem Abkommen zwismen der Republik 
OsterreiCh und der Republik Tunesien über 
die Tedmisdte Zusammenarbeit auf dem Ge­
biete der Tierzumt (genetische Verbesserung 
durch Lieferung von ZUchtstieren) steht, be­
darf gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bundes-Verlas­
sungsgesetz der Genehmigung des National­
rates. 

Präsident Probst: Es ist niemand zum Wort 
gemeldet. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, dem Abschluß 
des gegenständlichen Staatsvertrages in 1297 
der Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. E i n  s t i m  m i g a n­
g e Ii o m m  e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Mock, Dr. Koren und 
Genossen an den Bundesminister für Finanzen 
betreffend BudgetversCbleierung und unseriöse 

Finanzpolitik 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr zur 
Behandlung der dringlichen Anfrage. 

Ich bitte zunämst den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Haberl, die Anfrage zu verle­
sen. 

Schriftführer Haberl: Dringliche Anfrage der 
Abgeordneten Dr. Mock., Dr. Koren und Ge­
nossen an den Bundesminister für Finanzen 
betreffend Budgetverschleierung und unseriöse 
Finanzpolitik. 
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Sduiftführer 

Ende 1 973 hat der Finanzminister dem Natio­
nalrat den Bundesvoranschlag 1974 vorgelegt. 
D i eser wies Gesamtausgaben von 1 59,4 Mil­
l iarden Schilling und ein Defizit von 10,9 Mil­
liarden Sdlilling aus. 

Die Abgeordneten der OVP haben schon 
damals darauf hingewiesen, daß wesentliche 
Ausgabenpositionen beträchtlich unterbudge­
tiert seien. So sagte Professor Koren am 7. No­
vember 1 973 im Nationalrat unter anderem 
wörtlich: 

"Zu den dort ausgewiesenen 159 Milliarden 
Schilling Gesamtausgaben . . .  muß noch der 
größte Teil der sogenannten Stabilisierungs­
quote von knapp 5 Milliarden Sdlilling hin­
zugezählt werden, weil in diesem neuen Bud­
getteil . . .  zum erheblichen Teil völlig unver­
meidbare Ausgaben enthalten sind, die nur 
aus optisdlen Gründen, um eine geringere 
Ausgabensteigerung und ein kleineres Defizit 
auszuweisen, aus dem normalen Haushalt aus­
geklammert worden sind." 

Diese Feststellung wurde vom Finanzmini­
ster in der Budgetdebatte heftig bestritten, 
aber in der Folge durch die von ihm getrof­
fenen Maßnahmen im Laufe des Jahres 1 974 
eindeutig bestätigt. Durch zwei Budgetüber­
s chreitungsgesetze und durch großzügige 
Handhabung seiner Uberschreitungsermächti­
gung hat der Finanzminister nach eigenen 
Angaben im Laufe des Jahres 1974 Mehraus­
gaben - über den Bundesvoranschlag hin­
aus - von rund 1 1  Milliarden Schilling durch­
geführt. Diese zusätzlichen Ausgaben sollten 
überwiegend durch erhoffte Mehreinnahmen 
bedeckt werden. 

Ab den Sommermonaten stellte sich. jedoch 
immer deutlicher heraus, daß die Einnahmen 
aus Steuern und öffentlichen Abgaben im 
Jahre 1 974 die Zahlen des Voranschlages nicht 
über-, sondern untersrnreiten werden. Schon 
im September und Oktober zeidJ.nete sich ab, 
daß die Mindereinnahmen ein Ausmaß (brutto) 
von mindestens 7 Milliarden Schilling errei­
chen würden. Dies wird durch den vor kurzem 
veröffentlichten Abgabenerfolg des Bundes 
über das Jahr 1 974 bestätigt. 

Ungeachtet dieser alarmierenden Tatsache 
hat der Finanzminister noch. im Oktober das 
2. Budgetüberschreitungsgesetz eingebracht, in 
dem er neuerlich Mehreinnahmen, mit denen 
keinesfalls mehr geredlnet werden konnte, zur 
Bedeckung von Mehrausgaben heranzog. 
Wider besseres Wissen versuchte er bis zu­
letzt, auch bei zwei dringlichen Anfragen der 
Osterreichisch.en Volkspartei, die tatsächliche 
Entwicklung der Staats einnahmen zu ver­
schleiern und den Eindruck zu erwecken, als 
könnten die Mehrausgaben des Budgets 1 914 
ordnungsgemäß bedeckt werden. 

Mit dieser Verhaltensweise wollte der 
Finanzminister offenbar der von den avp­
Abgeordneten geäußerten Befürchtung ent­
gegenwirken, daß das Budgetdefizit 1 974 nicht 
wie vorgesehen 1 0,9 Milliarden Schilling, son­
dern wahrscheinlich 18 bis 20 Milliarden Sdlil­
ling betragen würde. Durch die inzwisdlen vor­
liegenden Zahlen ist die Befürchtung eindeu­
tig bestätigt worden. 

Der Finanzminister hat es demnadl bewußt 
verabsäumt, die notwendigen gesetzlidlen 
Maßnahmen herbeizuführen, die entweder eine 
ordnungsgemäße Finanzierung des zusätz­
lichen Budgetdefizits ermöglicht oder das Ent­
stehen eines solchen Defizits verhindert hät­
ten. Er hätte entweder gemäß Artikel lI des 
Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1 914 gene­
relle Ausgabenrückstellungen verfügen müs­
sen oder aber vom Parlament in einer Finanz­
gesetznovelle die Berechtigung zur Finanzie­
rung eines höheren Budgetdefizits anspremen 
müssen. Da der Finanzminister keine der bei­
den Möglichkeiten angewendet hat, konnte 
er vor Jahresende Rechnungen nicht bezahlen 
und mußte Ausgaben des Jahres 1 974 im Be­
trag von 6 bis 7 Milliarden Schilling in das 
Haushaltsjahr 1 975 überwälzen. Die Finanzie­
rung dieser im Jahr 1 914 nicht bedeckten Aus­
gaben belastet nun das Budget 1 915. Deshalb 
mußte unmittelbar nach. Jahresbeginn die Kre­
ditaufnahme hektisch ausgeweitet werden. 
Innerhalb weniger Wochen hat der Finanz­
minister mehr als 7 Milliarden Schilling neue 
Kredite aufgenommen. 

Ein erheblicher Teil des für 1915 vorge se­
henen Kreditrahmens für die Deckung des 
Budgetdefizits von 1 6,3 Milliarden Sdlilling 
mußte daher unmittelbar zu Jahresbeginn für 
die Finanzierung der Schulden aus dem Vor­
j ahr verwendet werden. Es stellt sidl damit 
die Frage, wie der präliminierte Haushalts­
abgang für 1915 finanziert werden soll. 

Die Situation wird noch dadurch. verschärft, 
daß auch das Budget 1 915 in seiner vorlie­
genden Form weder auf der Einnahmen- no ch  
auf der Ausgabenseite den tatsächlidlen Gege­
benheiten entspricht. Die Einnahmen an 
Steuern und Abgaben für 1 915 sind ohne Be­
rücksich.tigung der in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1 974 eingetretenen Verschledlterung 
der Abgabensituation erstellt worden. Auf der 
Ausgabenseite werden erhebliche Uberschrei­
tungen notwendig sein, weil auch hier bei 
der Budgeterstellung vom Voransch.lag 1914 
ausgegangen worden i st und die im Laufe 
des Jahres eingetretenen Ausgabenüberschrei­
tungen offensichtlich nich.t berücksichtigt wur­
den. 

Da der Finanzminister bisher nidlt bereit 
war, seine Verschleierungstaktik aufzugeben 

9 18 
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SChriftführer 

und der österreichischen Offentlidlkeit und 
dem Parlament die Wahrheit über die Ent­
wicklung der Staatsfinanzen zu sagen, besteht 
1915 die unmittelbare Gefahr, daß eine wei­
tere Absenz in der Finanzpolitik und eine 
weitere Verschleierung der Lage bis zum 
Herbst dieses Jahres eine ausweglose Situa­
tion entstehen lassen. 

Soweit diese Versdtleierungstaktik nicht 
länger aufrechtzuhalten war, versuchte der 
Finanzminister abzulenken und die Schuld auf 
andere zu schieben. So schidüe er beispiels­
weise Hunderte Beamte aus , die nach Steuer­
hinterziehern unter den Wirtschaftstreibenden 
fahnden sollen. 

Gleichzeitig kündigte er eine Erhöhung des 
Mehrwertsteuersatzes an, den er als zu nied­
rig bezeimnete. Daß dies jedoch keineswegs 
der Fall ist, beweist ein vor kurzem veröffent­
lichtes Gutachten des Institutes für Wirt­
schaftsforschung. Dieses bestätigt, daß die 
Mehrwertsteuer infolge des überhöhten Satzes 
dem Finanzminister zusätzliche Einnahmen von 
jährlich etwa 2 Milliarden Schilling gegenüber 
der alten Umsatzsteuer bringt. Das Mehrwert·· 
steuerloch des Jahres 1 914 in Höhe von 5 Mil· 
liarden Schilling ist also vielmehr in den all· 
zu optimistischen Erwartungen des Finanz·· 
ministers, in Gesetzesmängeln, in einer Pha·· 
senverschiebung der Mehrwertsteuereinnah­
men bei längerfristigen Vorhaben und in der 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Situa­
tion begründet. 

minister, wie bereits erwähnt, dem Artikel 11 
des Bundesfinanzgesetzes 1914 zuwider gehan­
delt. 

Aus all diesen Gründen richten die unter­
fertigten Abgeordneten an den Bundesmini­
ster für Finanzen folgende 

d r i n g l i c h e  A n f r a g e  

1 .  Wie hoch ist das vorläufige Budgetdefizit 
des Jahres 1914? 

2. Wie hoch sind die Gesamtausgaben des 
Bundes im Jahr 19141 

3. Wie hoch sind die Gesamteinnahmen des 
Bundes im Jahr 19141 

4 .  Wie hoch waren jene Ausgabenverpflich­
tungen, die noch im Jänner 1 915 zu Lasten 
des Budgets 1 914 zu verrechnen waren, aber 
aus Einnahmen oder Krediten des laufenden 
Jahres finanziert werden mußten (Artikel IV 
Abs. 3) ? 

S. Wie hoCh ist die Summe der fälligen 
Verbindlichkeiten des Bundes (Zahlungs- und 
Anweisungsrückstände) per 3 1 .  Dezember 
1 974? 

6. Welme Kredite beziehungsweise Darle­
hen haben Sie seit 1 .  Jänner 1 975 aufgenom­
men? 

Wie verteilen siCh diese Kreditaufnahmen 
auf das Inland und das Ausland? 

7. Welche Kreditaufnahmen haben Sie dar­
über hinaus für das erste Halbjahr 1 915 vor-

Wie optimistisch die Schätzungen des bereitet oder angebahnt, und zwar 

a) im Inlande, 

b) im Auslande 1 

8. Wie hoch ist die Gesamtsumme, die Sie 
gemäß § 41 Abs. 1 Nationalbankgesetz als 
Kassenstärkungskredit der Oesterreichischen 
Nationalbank beanspruchen können? 

Bis zu welcher Höhe haben Sie diesen Kre-

Finanzministers sind, zeigt unter anderem die 
Tatsache, daß die Umsatzsteuer von 1 912 auf 
1915 um 26 Milliarden oder 14 Prozent an­
steigen müßte, während das nominelle Brutto­
nationalprodukt, das sich bisher immer fast 
parallel dazu entwickelt hat, im selben Zeit­
raum um lediglich 48 Prozent zunehmen wird. 
Darüber hinaus ist der Anteil der Umsatz­
steuer am Bruttonationalprodukt von knapp 
7 Prozent im Jahr 1 910 auf mehr als 8,1 Pro- dit derzeit in Anspruch genommen? 

zent im Jahr 1 975 angestiegen. Diese Zu­
wachsraten gehen auch aus nachfolgenden 
Tabellen hervor. (S. 13299 bis S. 13301) 

Um die Optik zu wahren, smeut der Finanz­
minister nicht einmal davor zurück, Gesetze 
zu mißamten. So hat er beispielsweise im 
Vorjahr durch mittelbare Aufnahme . von 
2 Milliarden Schilling bei der Nationalbank 
den § 41 des Nationalbankgesetzes verletzt. 
Diese Ansicht, die von einer Reihe unabhän­
giger Wirtschaftsexperten vertreten wird, hat 
nun aum der sozialistische Generaldirektor 
der . Oesterreichischen Nationalbank, Doktor 
Kienzl, bestätigt. Außerdem hat der Finanz-

9. Mit welchen Gesamteinnahmen an öffent­
lichen Abgaben rechnen Sie nach den einge­
tretenen Mindereinnahmen des Jahres 1 974 
nun im Jahr 1 975? 

1 0. Wie hoch waren die Einnahmen aus 
öffentlichen Abgaben im Jänner 19151 

1 1 . Wie hoch ist der Stand der Finanzschul­
den per 3 1 .  Dezember 1914? 

12 .  Wie hoch ist der Stand der Verwal­
tungsschulden per 3 1 .  Dezember 1 9741 

13. Welche Steuererhöhungen planen Sie 
in den Jahren 1975 und 1916? 
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Antei l der Um satzsteuer 

( i ncl , Invest i t ionssteuer) 

am Bruttonationa lprodukt 
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SduiftfUhrer 
14. Wann werden Sie dem Nationalrat das budgetären und staatsfinanziellen Sackgasse 

1. Budgetüberschreitungsgesetz des Jahres im vergangenen Jahr völlig gerechtfertigt 
1975 vorlegen? waIien. 

1 5. Haben Sie dem Beirat für Wirtsmafts­
und Sozialfragen den Auftrag für eine neuer­
liche Budgetvorschau erteilt? 

- Wenn nein, warum nicht? 

1 6. Im Zusammenhang mit der Umsatzsteuer­
umstellung wurde der Bundesminister für 
Finanzen ermächtigt, Anleihen, Darlehen und 
sonstige Kredite zusätzlich aufzunehmen. Wie 
hoch sind derzeit die Schuldverpflichtungen 
nach diesem Bundesgesetz (BGBl. NI. 224/ 
1972) ? 

1 7. In welchem Ausmaß haben Sie die Er­
löse aus der Selbstverbrauchsteuer bis Ende 
1 974 für 

a) die Vorratsentlastung, 

b) die Tilgung und Zinsenzahlung der nach 
dem Bundesgesetz vom 30. Juni 1 972 (BGBl. 
Nr. 224/1 972) entstandenen Schuldverpflichtun­
gen verwendet? 

18. In welchem Ausmaß werden Sie die 
Erlöse aus der Selbstverbrauchsteuer im Jahr 
1 975 für 

a) die Vorrats entlastung, 

b) die Tilgung und Zinsenzahlung der nam 
dem Bundesgesetz vom 30. Juni 1972 (BGBl. 
Nr. 224/1 972) entstandenen Smuldverpflichtun­
gen verwenden? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 73 der Geschäftsordnung 
dringlich zu behandeln und dem Erstunter­
zeiduler Gelegenheit zur Begründung zu 
geben. 

Präsident Probst: Ich erteile nunmehr dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Mock als erstem An­
fragesteller zur Begründung der Anfrage 
gemäß § 73 der Geschäftsordnung das Wort. 

Abgeordneter Dr. MoCk (OVP) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und HerI1enl Die Grund­
sätze der Budgetwahrheit, der Budgetklarheit, 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit sind aner­
kannte Grundsätze der budgetpolitischen 
Praxis beziehungsweise sie finden sich auch 
in unserer BundesVlerfassung im Artikel 126 b, 
der die Uberprüfung der ganzen Staatswirt­
schaft, insbesondere auch der Ausgabenwirt· 
schaft des Staates regelt. 

Die Entwicklung des Budgets 1 974, die jetzt 
nom besser absehbar ist, als dies ohnehin in 
den letzten Monaten des vergangenen Jahres 
schon der Fall war, zeigt, daß unsere Befürch­
tungen - und nicht nur die Befürchtungen 
der Osterreichismen Volkspartei ! - einer 

Meine Damen und Herren! Das Parlament 
beschäftigt siCh in immer kürzeren Abständen 
mit dieser staatsfinanziellen Entwicklung, weil 
die Voranschläge des Budgets 1 974 endgültig 
als völlig unrealistisch angesehen werden kön­
nen, weil die StaatssChulden immer größer 
werden, weil die schlechte Zahlungsmoral 
immer mehr an eine Zahlungsunfähigkeit des 
Staates in Einzelfällen herankommt und weil 
das Parlament und die Offentlichkleit über 
diese Entwiddung des Budgets 1974 und der 
Ausgabenwirtschaft 1 975 systematisch in die 
Irre geführt werden. 

Die Gefahr für die wirtschaftliche Entwick­
lung, die Gefahren für die Investitionsmög­
lichkeiten in unserer Wirtschaft, für die Sicher­
heit der Arbeitsplätze stehen sicherlich im 
Vordergrund. Aber wir werden uns, Herr 
Bundesminister für Finanzen, die Mißachtung 
des Parlaments, die in Ihren Auskünften oder 
Nichtauskünften liegt, nicht mehr läng.er bie­
ten lassen. (Beifall bei der tJVP.) Ihre Infor­
mationen, Herr Finanzminister, widerspiegeln 
ein systematisches Bemühen, sich der Kon­
trolle des Parlaments zu entziehen. 

Ich begründe die Anfrage der Osterreichi­
schen Volkspartei wie folgt: 

Das Budget 1974 weist Ausgaben in der 
Höhe von 1 59 Milliarden auf und sieht rund 
1 48 Milliarden Einnahmen, das heißt ein 
Defizit von 10,9 Milliarden, vor. 

In Beantwortung einer Anfrage des Kol­
legen Staudinger vom 22. Oktober 1 974 mußte 
der Finanzminister dieses Defizit schon auf 
1 2,2 Milliarden Schilling hinaufrevidieren. 

Wenn wir uns die Situation nach den Ge­
barungserfolgen oder, viel besser gesagt, den 
Gebarungsmißerfolgen der letzten Monate an­
sehen, so liegt heute ein Mindereinnahmen­
ergebnis von 7 Milliarden Schilling vor. Das 
bedeutet, wenn ich das zum Defizit von 
1 2 ,2 Milliarden hinzuzähle, ein vorläufiges 
Defizit auf Grund der budgetären Entwicklung 
1974 in der Höhe von 18 bis 20 Milliarden 
Schilling! 

Diese Zahl, meine Damen und Herren, liegt 
um rund 80 Prozent über dem ursprünglich 
präliminierten Defizit von 1 0,9  Milliarden 
Schilling. Ihre Schätzungen, Herr Finanzmini­
ster, Ihre Erwartungen waren falsch, der 
Grundsatz der Budgetwahrheit wurde syste­
matisch mißachtet. 

Trotz dieser absehbanen Entwicklung 
brachte die Bundesregierung noch am 23. Ok­
tober ein 2. Budgetüberschreitungsgesetz ein, 
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worin die Rede davon war, daß 2,8 Milliarden das Budget 1 975 ja hier im Haus nirnt einmal 
Mehrausgaben durch 2,5 Milliarden Mehr- vor den eigenen Kollegen mehr vertreten 
einnahmen abgedeckt werden solLen. können. 

Am 27. November, Herr Finanzminister, 
haben Sie als Abgeordneter, wenn schon Ihre 
Kollegen von der sozialistischen Fraktion das 
nicht gewußt haben, diesem 2. Budgetüber­
sdueitungsgesetz, in dem noch die Rede war 
von der Abdeckung der Mehrausgaben durch 
2,5 Milliarden Mehreinnahmen, zugestimmt. 
Sie mußten spätestens zu diesem Zeitpunkt 
bereits die bedenkliche Entwicklung der Ein­
nahmensituation kennen. Zu leiner dringlichen 
Anfrage unseres Klubobmannes Koren am 
13 .  Dezember 1974 haben Sie in der Beant­
wortung der Frage 7 vom aufkommenstarken 
Monat Dezember gesprochen und auch davon, 
daß die ersten Dezembertagle günstiger seien. 

In Beantwortung der Frage 4 sprachen Sie 
noch von Mehreinnahmen von 3,5 Milliarden 
Schilling. Davon, meine Damen und Herren, 
1 Milliarde Mehreinnahmen bei der Ein­
kommensteuer, 1 ,6 Milliarden Mehreinnahmen 
bei der Lohnsteuer, 200 Millionen Mehrein­
nahmen bei der Kapitalertragsteuer, um nur 
einige Beispiele zu zitieren. Und am 19.  1 2 . 
1974 wurde hier von der sozialistischen Frak­
tion ein Budget beschlossen, wo in der Beilage 
nom immer von einem Mehrertrag bei der 
veranlagten Einkommensteuer von 1 Milliarde 
Schilling und bei der Lohnsteuer von 2,5 Mil­
liarden Schilling die Rede war. Am Jahresende 
sehen wir j,etzt Mindereinnahmen von 7 Mil­
liarden Schilling. 

Herr Bundesminister, diese Minder-
einnahmen sind ja nicht während der 
Weihnachtsfeiertage passiert. Sie mußten doch 
auf Grund der Abgabenerfolge diese Entwick­
lung schon längst gekannt haben. Entweder 
Sie haben jede Ubersicht verloren, oder Sie 
haben die tatsächliche Entwicklung dem Par­
lament und der Offentlichkeit bewußt ver­
schwiegen. (Be if a ll be i de r OVP.) 

Hier, meine Damen und Herren, erscheint 
die Tatsache interessant, daß die Veröffent­
lichung der Abgabenerfolge oder Mißerfolge, 
die sonst immer ungefähr vier bis fünf 
Wochen nach dem Abgabenmonat erfolgt, auf 
einmal um zw,ei bis zweieinhalb Monate 
hinausgeschoben worden ist. 

In einem gewissen Sinn würde ich sagen, 
Herr Bundesminister, Sie mußten das hinaus­
schieben. Sie mußten ja diese katastrophale 
Entwicklung verheimlichen, sonst hätten Sie 
eine Beschlußfassung über das 2. Budgetüber­
schreitungsgesetz, wo die Rede von Mehr­
einnahmen war, eine Beschlußfassung über 

Nun, meine Damen und Herren, hier zwei 
Klarstellungen: Es ist ja  nicht so, daß die 
Steuereinnahmen des Herrn Finanzministers 
absolut abgesunken wären. Die Gesamtein­
nahmen aus öffentlichen Abgaben werden 1974 
um 22 ProZient brutto oder um 2 1 ,5 Prozent 
netto steigen. Das sind immerhin rund 25 Mil­
liarden Schilling. 

Nur hat der Finanzminister falsch auf eine 
27prozentige Steigerung geschätzt. Ihre Schät­
zung war falsch, und jedes Bemühen, den 
Eindruck zu erwecken, der Steuerzahler zahle 
wenig,er Steuern, entspricht überhaupt nicht 
der tatsächlichen Situation. Im Gegenteil :  Sie 
können sim darauf verlassen, wir werden jede 
Gelegenheit benützen, zu zeigen, daß das 
Bruttonationalprodukt um 13 Prozent gestie­
gen ist, die Summe der Löhne und Gehälter 
zum Beispiel UIp rund 16 Prozent und daß 
Ihre Einnahmen trotz der Fehlschätzungen 
noch immer um 22 Prozent steigen. 

Die zweite KlarsteIlung. Der Finanzminister 
spricht in diesem Zusammenhang jmmer von 
dem ersten VIersuch mit der Mehrwertsteuer, 
es sei das erste Jahr gewesen, wo man nicht 
jedes Auswirken des neuen Mehrwertsteuer­
systems voraussehen konnte, man müsse Er­
fahrungen sammeln. 

Hohes Haus ! Idl darf hier in Erinnerung 
ruten, daß sicherlich auch die Erwartungen 
bezüglich der Einnahmen an Mehrwertsteuer 
beträchtlich zurückgeblieben s ind. Aber Sie 
haben sich auch bei einem Großteil der anderen 
wesentlichen Steuern völlig verschätzt. Von 
diesen 7 Milliarden Mindereinnahmen belau­
fen sich die Mindereinnahmen an Mehrwert­
steuer auf rund 5 Milliarden Schilling, an Ein­
kommensteuer auf 325 Millionen SChilling. 
Während uns der Herr Finanzminister noch im 
Dezember hier wissen ließ, er rechne mit Mehr­
einnahmen bei der Einkommensteuer von 
1 Milliarde, ist der tatsächliche Erfolg 300 Mil­
lionen unter dem präliminierten Ansatz, also 
eine Fehlschätzung noch in letzter Zeit von 
1300 Millionen. 

Die Körpersmaftsteuer ist um 133 Mil­
lionen zurückgeblieben, die Gewerbe-, die 
Bundesgewerbesteuer um j e  450 Millionen, 
die Mineralölsteuer um 270 Millionen, die 
Bundesmineralölsteuer um 1 063 Millionen. 
Ein neuerdings klarer Hinweis, daß Ihre 
Schätzungen und Erwartungen falsch. waren 
und daß Sie uns diese Entwicklung hier nicht 
nur durch Tage, sondern durch Wochen, ja  
durch Monate verheimlicht hatten. 
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Was erwarten wir vom Finanzminister, 
wenn die Entwicklung völlig anders kommt, 
als sie prognostiziert ist? Ich würde sagen, 
daß er das Parlament zumindest dann um­
fassend informiert, wenn er um eine Infor­
mation gebeten wird. Sie haben das Parlament 
nicht informiert, sondern bewußt in die Irre 
geführt. (Zustimmung bei der OVP. - Abg. 
S t e i n  i n g e l: Das ist eine Frechheit!) Bitte, 
ob das eine Frechheit ist oder nicht, das zu 
beurteilen überlassen Sie dem Herrn Präsi­
dentenl 

Präsident Probst: Bitte, ich muß den Aus­
dru ck "Frechheit" zurückweisen. 

Abgeordneter Dr. Mode (fortsetzend): Wir 
erwarben, Herr Finanzminister, daß Sie wenig­
stens in einer solch ausweglosen Situation 
den Grundsatz des Artikels 126 b der Bundes-

meisterei nicht bieten lassen. (Beifall bei der 
OVP.) Das ist gen au das Gegenteil des 
kooperativen Stils, den wir fordern, zu dem 
wir uns bekennen, den wir praktizieren müs­
sen, den wir aber auch von Ihnen verlangen. 

Meine Damen und Herren I Ich habe hier 
sicherlich den schwerwiegenden Vorwurf er­
hoben, daß Sie sich nicht an die wesentlichen 
gesetzlichen Bestimmungen gehalten haben, 
sondern eben entgegen einer Anzahl wich­
tiger gesetzlicher Bestimmungen gehandelt 
haben. 

In dieser Situation, Herr Finanzminister, 
darf ich daran erinnern, daß Sie nach Artikel II 
des Bundesfinanzgesetzes 1974 im Falle von 
Mindereinnahmen generelle Ausgaben zurück� 
stellen hätten sollen, oder Sie hätten dem Par­
lament dann eben eine Novelle zum Finanz­

v�rfassung betreffend Sparsamkeit prakti- gesetz vorlegen müssen, das Sie in die Lage 
ZIeren. i versetzt, das Defizit, das über den Höchst-

Aber, meine Damen und Herren, der Begriff rahmen von 1 2,3 Milliarden Schilling hinaus� 
Sparsamkeit hat es wirklich bei dieser Regie- g,eht, zu finanzieren. Sie haben weder das 
rung höchstens zum Wort, aber nie zur Tat eine noch das andere gemacht, sondern die 
gebracht. Das kennen wir schon sehr lange. 7 Milliarden Schilling einfach in das neue Jahr 
Wir erwarten, Herr Finanzminister, daß Sie hinübergeschoben. 
zumindest in dieser Situation die hiefür vor-
gesehenen gesetzlichen Bestimmungen ge­
nauestens einhalten. Ste haben das Gegenteil 
gemacht. 

Der Herr Präsident des Gewerkschafts­
bundes Benya hat heute in der Offentlidlkeit 
den Appell an alle Gruppen des Staates ge­
richtet, doch zusammenzuarbeiten bei der Be­
wältigung der sChwierigen wirtschaftlichen 
Situation. Dazu kann man nur positiv und 
mit einem Ja Stellung nehmen. Aber zu einer 
solchen Zusammenarbeit nicht nur der Sozial­
partner, sondern auch der politischen Parteien 
gehören mehiiere, gehören zumindest zwei, 
Herr Finanzminister, dazu gehört auch ein 
kooperativer und informationsfreudiger 
Finanzminister. Ohne ihn geht das eben nicht. 
(Beifall bei der OVP.) 

Im Zusammenhang mit der Beantwortung 
der Anfrage des Kollegen Keimel heute mor­
gen eine persönliche Bemerkung. Ich weiß 
nicht, ob hier auch in meiner Fraktion jeder 
diese Auffassung teilt. Herr Finanzministerl 
Bei Ihrem Amt und in dieser Situation hätte 
ich menschlich durchaus Verständnis dafür, 
wenn Sie gelegentlich einmal in eine gewisse 
Emotion verfallen oder auch siro sozusagen 
durch die Hornhaut einer gewissen Uber­
heblichkeit von dieser Entwicklung isolieren. 
Dafür hätte ich durchaus Verständnis. Nur 
wenn diese Lehrmeisterei eben zur ständigen 
Methode wird und die Abgeordneten so ab­
qualifiziert werden in der Beantwortung der 
Anfragen, wile das heute dem Kollegen Keimel 
passiert ist, werden wir uns diese Lehr-

Zweitens darf ich daran erinnern, daß schon 
im Rechnullgsabschluß über das Jahr 1 973 
der Rechnungshof festgestellt hat, daß der 
Bundesminister für Finanzen Ausgaben in der 
Höhe von rund 300 Millionen Schilling ohne 
gesetzliche Ermächtigung getätigt hat. Ich darf, 
Herr Finanzminister, an den Artikel 17 des 
VerwaltungsentlastungsgesetZaes erinnern, wo� 
nach Sie zum Bruttoprinzip verpflichtet sind, 
das heißt, die Einnahmen und Ausgaben, die 
Sie tätigen, in der Regel in absoluten Zahlen 
anzugeben. Sie gehen immer häufiger und in 
immer kürzeren Abständen von diesem Brutto­
prinzip ab, indem Sie von den Einnahmen, 
bevor Sie sie ansetzen, die Ausgaben sofort 
abziehen und dadurch natürlich den gesamten 
Ausgabenrahmen selbständig ge� 
nommen -, die Defizitberechnung reduzieren 
und bedeutend verschönern, eine Vorgangs­
weise, die ,eindeutig in Widerspruch zu dem 
steht, was das Verwaltungsentlastungsgesetz 
vorschreibt. 

Die gravierendste GesetZlesverletzung ist im 
vergangenen Jahr passiert, als sich der Herr 
Finanzminister in der ausweglosen Situation 
2 Milliarden Schilling entgegen den Bestim­
mungen des Nationalbankgesetzes bei der 
Nationalbank beschafft hat. Hier ist bereits 
einmal kurz darüber diskutiert worden, und 
ich darf nochmals daran erinnern, daß der 
§ 41 des Nationalbankgesetzes dem Bund so­
wohl eine mittelbare als auch eine unmittel­
bare Kreditaufnahme bei der Nationalbank 
verbietet mit Ausnahme der Kassenstärker 
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von 5 Prozent der Bruttoeinnahmenergeb­
nisse des Vorjahres, und das hatten Sie be­
reits zu dem Zeitpunkt, da Sie sich zusätzlidl 
2 Milliarden ausgeborgt haben, in Ansprudl 
genommen. 

Hier haben Sie eindeutig versucht, mit 
einem Trick im Wege der Postsparkasse die 
Bestimmungen des Nationalbankgesetzes zu 
umgehen. Sie haben uns ja in der Beantwor­
tung der Fragen 12 bis 16 der dringlichen 
Anfrage von Professor Koren gesagt, es be­
stehe keine diesbezügliche Vereinbarung. 
Natürlich haben Sie keinen Briefwechsel mit 
der Nationalbank gehabt. Das ist bekanntlidl 
über die Postsparkasse gelaufen. 

Meine Damen und Herren I Wir haben ja  
am selben Tag dankenswerterweise durch ein 
Komrnunique der Postsparkasse die Bestäti­
gung für diesen Vorgang erhalten, als es dort 
geheißen hat, daß das eine durchaus normale 
Maßnahme der Refinanzierungstätigkeit der 
Notenbank sei. Es hat uns das gleiche audl 
der Präsident der Nationalbank bestätigt, als 
er in einem Interview gemeint hat, die Kassen­
lage des Bundes sei recht angespannt - wie 
das so diplomatisch heißt -, und man hätte 
daher diese 2 Milliarden zur Verfügung stellen 
müss en. Das entspreche eben auch der nor­
malen Refinanzierungstätigkeit der Noten­
bank. Ich halte meine Feststellung aufrecht, 
daß Sie damit das Nationalbankgesetz ge­
brochen haben. 

Denn, meine Damen und Herren, wenn dem 
Bundesminister für Finanzen verboten ist, bei 
der Nationalbank direkt oder auf Umwegen 
Kredit zu nehmen, er aber trotzdem ohne 
weiteres seinen Agenten, die Postsparkasse, 
ersuchen kann, doch Schulden in der Höhe von 
2 Milliarden Schilling zu übernehmen und das 
von der Nationalbank finanzieren zu lassen, 
so frage ich mich, welchen Sinn die ganze 
Bestimmung überhaupt hat. 

Das sind einmal 2 Milliarden Schulden ge­
wesen, das nächste Mal sind es 4 Milliarden 
Schulden. Da können Sie doCh das Defizit 
ausweiten, wie es Ihnen beliebt. Daher 
existiert auch die Passage, daß auch jeder 
m i t  t e l  b a r  e Weg der Kreditaufnahme ver­
boten wird. Wir bleiben daher bei unserer 
Feststellung, daß erstens diese Transaktion 
stattgefunden hat und daß sie zweitens im 
Widerspruch zu den Bestimmungen des 
Nationalbankgesetzes steht. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Ihre kurze Antwort, hier sei keine dies­
bezügliche Velleinbarung getroffen worden, 
widerspiegelt, daß es Ihnen immer wieder nur 
darum geht, die Situation zu verheimlichen, 
nicht in irgendeiner Form die Zusammenarbeit 

zu suchen und offen die Offentlidlkeit darüber 
zu informieren. Wenn Sie uns den Vorwurf 
machen, wir würden die Offentlichkeit ver­
unsichern, dann haben Sie ja die Möglidlkeit, 
die Dinge genauso darzustellen, wie sie sind, 
und aUenfalls der einen oder anderen Uber­
treibung, wenn Sie sie beweisen können, die 
Basis zu nehmen. Aber Sie lavieren, Sie 
kaschieren, Sie improvisieren, Sie fatieren 
nicht! Sie einbekennen nicht die tatsächliche 
Situation ! 

Herr Finanzminister! In anderen Ländern 
würde ein Ressortchef bei einer soldlen Ent­
wicklung wahrscheinlidl schon von sich aus 
entsprechende Konsequenzen ziehen. (Abg. 
DI. K 0 h 1 m a i  e I: EI wÜIde den Hut neh­
men!) 

Es hat ja der Herr Generaldirektor der 
Nationalbank selbst dankenswerterweise 
zweimal dazu Stellung genommen, als er in 
einem Interview gemeint hat, das sei natürlich 
eine Verl,etzung des § 41 des Nationalbank­
gesetzes, aber das sei früher auch schon ge­
schehen. Als er gesehen hat, was er damit 
angerichtet hat, hat er gemeint, das sei falsch 
von der "Arbeiter-Zeitung" wiedergegeben 
worden, und hat sich der These angeschlossen, 
das sei ein normaler Refinanzierungsvorgang. 

Wie kann die Nationalbank ihrer Aufgabe, 
Hüter der Währungsstabilität zu sein, nach­
kommen, wenn der Generaldirektor der 
Nationalbank sich für ein solches Manöver 
auch noch in der Offentlichkeit argumentativ 
zur Verfügung stellt? 

Meine Damen und Herren! Bei dieser 
Situation ist man in die Realisierung des 
Budgets 1 975 eingetreten. Wir können heute 
sagen, daß zu dem 16 Milliarden-Defizit des 
Budgets 1 975 ein Schuldenübertrag von 7 Mil­
liarden Defizit vom Vorjahr kommt. Da liegen 
wir schon bei ungefähr 23 Milliarden. Sie 
haben die Zahl von 25 Milliarden vor kurzem 
noch als Horrorziffer der Opposition bezeich­
net. (Abg. DI. K 0 h 1 m a i  e I: HOIlor-Mini­
s ter!) Jetzt im Jänner, Februar können wir 
diese Entwicklung schon absehen. Wie wird 
die Situation erst im Sommer oder im Spät­
herbst aussehen? Dabei, meine Damen und 
Herren, habe ich gar nicht davon gesprochen 
- das war ja auch ein Trick, der schon 
gelegentliCh behandelt wurde -, daß es neben 
dem sogenannten Grundbudget noCh eine 
Stabilisierungsquote von 3,3 Milliarden Schil­
ling gab, ein Konjunkturbelebungsprogramm 
von 2,7 Milliarden Schilling, ein Sofortbau­
programm, das auch noch in diJesem Jahr mit 
1 ,4 Milliarden Schilling fällig wäre. Das heißt, 
wenn man diese Zusatzbudgets in Anspruch 
nimmt, müßte man zu den 23 Milliarden, da 
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Sie ja kaum mit Mehreinnahmen rechnen kön­
nen, nochmals rund 7 Milliarden dazurechnen, 
Sie dürfen sich also nicht wundern, Herr 
Finanzminister, wenn wir davon sprechen, daß 
Sie in einer Sackgasse sind, daß Ihre Budget­
politik Pleite gemacht hat. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier 
abschliteßend feststellen: Wir haben die Pflicht 
zur Kontrolle. Herr Finanzminister, Sie haben 
die Pflicht zur Information des Parlaments 
und der Offentlichkeit. Die Offentlichkeit hat 
ein Recht zu wissen, wie es um die Zahlungs­
fähigkeit des Staates steht. Davon hängen 
Investitionen ab, davon hängt zum Beispiel 
auch die Sicherheit der Arbeitsplätze ab. 

Ihrer Tätigkeit wissen, im Landwirtschafts­
ministerium etwa die Bundesforste, und dann 
muß die Ein- und Aufarbeitung vorgenommen 
werden. 

Das Gesamtdefizit wird in der Größenord­
nung von etwa 6 Milliarden Schilling höher 
liegen, als im Bundesfinanzgesetz vorgesehen 
war. Diese Ausweitung ist im wesentlichen 
durch die Mindereinnahmen bei den öffent­
lichen Abgaben, und zwar fast zur Gänze 
bei der Umsatzsteuer, sowie durch Mehraus­
ga ben im Personalaufwand und bei den Sozial­
aufwendungen bedingt. 

Zur Klarstellung, meine Herren: Wenn Sie 
mir bewußte Irreführung vorwerfen, was im 

Wir werden aum den Arbeitnehmern drau- zurückweise, so ist es aber Irreführung, wenn 
ßen sagen, daß die einzig,e Steuer, bei der Sie Sie die 7 Milliarden, die brutto sind, an denen 
skh nicht verschätzt haben beziehungsweise die anderen Geb1etskörperschaften und Fonds 
wo ein höheres Ergebnis als im Budgetvor- beteiligt sind, dem Bundesbudget, wo nur die 
anschlag 1 974 enthalten war, die Lohnsteuer Nettoabgaben einfließen, zurechnen. Es sind 
war. Sie wird um 1 ,2 Milliard�n Schilling nämlich netto 4 Milliarden. Das ist immerhin 
über Ihrem Ansatz liegen. Das heißt, Sie haben eine Irreführung von 75 ProZient, die Sie vor­
im Jahr 1 974 Ihre Einnahmen aus der Lohn- hin gerade gemacht haben. (Zustimmung bei 
steuer um rund 30 Prozent gesteigert, Herr der SPO.) 
Finanzminister. Dafür werden sich die Men-
sehen auch interessieren. Hier sieht man näm­
lieh, was die Opposition im Herbst und im 
Sommer festgestellt hat: die innerhalb kurzer 
Zeit wieder progressionssteigernde Wirkung 
Ihrer sogenannten Steuersenkung. Das hat mit 
einer sozialen Politik und einer Steuersen­
kungspolitik überhaupt nichts mehr zu tun, 
höchstens mit einer sozialistischen Politik. 

Herr Finanzminister ! Wir wollen wissen, 
wie die Dinge liegen, nicht nur das Parlament, 
sondern vor allem auch d1e Offentlichkeitl 

Sie wissen genau, daß es einen Finanz­
ausgleich gibt und daß die Abgaben geteilte 
Abgaben sind, und je nachdem, nach wlelchem 
Schlüssel die Abgabenteilung erfolgte, richtet 
sich das, was der Bund bekommt und im Fall 
von Mindereinnahmen nicht bekommt. Da der 
Bund bei der Mehrwertsteuer einen sehr 
hohen Anteil, nämlich 70 Prozent, hat, trifft 
ihn ein Minderaufkommen dort besonders 
kräftig. Das ist der Grund, warum der über­
wiegende Teil der Mindeneinnahmen für den 
Bund auf die Mehrwertsteuer zurückzuführen 

Wir sind zu jeder Zusammenarbeit bereit, ist. 
zur Zusammenarbeit auch über die Grenzen Was die Bundesmineralölsteuer anlangt, so 

kann ich nur sagen: Gott sei Dank!,  weil es 
beweist, daß die österreichische Bevölkerung 
angesichts der Energieverteuerung und

' 
der 

Konsequenzen für die Zahlungsbilanz sehr 
vernünftig vorgegangen ist und weniger ver­
braucht hat, was sich auch bei der Bundes­
mineralölsteuer niederschlägt. (Beifall bei der 
SPO.) 

von Opposition und Regierungspartei hinweg, 
um aus dieser fatalen Sackgasse heraus­
zufinden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zur Beantwortung der 
dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bundes­
minister für Finanzen Dr. Androsch gemeldet. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androscb: 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Zu den Fragen 1 
bis 3, weil zusammengehörig, stelle ich fest, 
daß zusammengefaßte Daten mir noch nicht 
vorliegen und zu diesem Zeitpunkt nie vor­
gelegen haben, was Ihnen sicherlich bekannt 
ist. Ich stelle fest, daß am 19. Februar der 
vorläufige Gebarungserfolg noch nicht vor­
liegt, sehr geehrter Herr Abgeordneter, aber 
ich rechne damit, daß die Gesamteinnahmen 
etwa 149 Milliarden und die Gesamtausgaben 
etwa 1 67 Milliarden betragen werden. Die 
Betriebe brauchen in der Regel länger, bis sie 
d�e Unterlagen liefern können. Sie haben eine 
eigene Verrechnung, wie Sie sicherlich aus 

Zur Frage 4 :  Im Sinne des Artikels IV Abs. 3 
des Bundesfinanzgesetzes 1 974 wurden in der 
Zurechnungsfrist, also im Jänner, für das Jahr 
1 974 im Jänner 1975 Ausgabenbeträge in der 
Höhe von rund 6 Milliarden verrechnet. Hie­
von entfallen rund 1 ,9 Milliarden auf die 
Uberschußabfuhr. 

Ich darf hier, Herr Abgeordneter Dr. Kohl­
maier, Ihre Feststellung von heute früh hin­
sichtlich des 25. Jänner korrigieren. Sie haben 
gesagt, es bestünde eine Abfuhrfrist bis 
25. Jänner. Das ist falsch, denn gemäß § 40 
Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 
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1 967 in der Fassung des Bundesgesetzes vom 
12. Juli 1 974.  BGBl. Nr. 41 8174, ist dies bis 
spätestens End e  April 1 975 vorzunehmen. Sie 
haben offenbar diese Novelle übersehen. 
(BeifalI bei der SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Das ist  ein DerogationsprobJem!) Das 
ist deswegen kein Derogationsproblem, weil 
erstens einmal die Regelung. auf die Sie Bezug 
genommen h aben, eine Regelung des Bundes­
finanz9lesetzgebers ist und der Bundesgesetz­
geber nach dem Stufenbau unserer Rechts­
ordnung dem Bundesfinanzgesetzgeber vor­
geht, ganz abg esehen davon, daß die von mir 
zitierte Bestimmung die spätere und sChon 
aus diesem Grunde vorrangig ist. 

Ich wollte das also nur wegen des Vor­
wurfs der "Irreführung" hier mit aller Deut­
lichkeit klarstellen, weil in der Früh dieSier 
Eindruck erweckt wurde. Ich wollte das eben 
eindeutig klarstellen. 

Ein zweiter Punkt zu 4,  Fragen hinsichtlich 
Irreführung. Wie gesagt : Hievon entfallen 
rund 1 ,9 Milliarden auf die Uberschußabfuhr 
an den Reservefonds für Familienbeihilfen, 
deren Höhe naturgemäß erst nach Ende des 
Haushaltsjahres fiestgelegt werden konnte, 
und der größte Teil - jedenfalls hinsichtliCh 
der Einzelpost - der Uberschreitungen des 
Jahres 1 974 geht darauf zurück, daß so große 
Beträge dem Reservefonds an Uberschuß zug1e­
führt werden konnten, dank einer entsprechen­
den Wirtschaftsentwicklung und dank des Um­
standes, daß wir nicht die Budgetsituation um 
die 2,3 Milliarden Schilling verbessert haben, 
wie das vor 1 970 der Fall war, sondern dies 
eben dem Fonds zweckgebunden zur Ver­
fügung bleibt. (Abg. Dr. K 0 h J m a i  e r: Was 
haben die Familien davon?) Wenn Sie fragen, 
was den Familien bleibt, so muß ich sagen: 
Sie haben in vier Jahren die Kinderbeihilfe 
um 40 S erhöht, wir haben in fünf Jahren 
die Kinderbeihilfe um 1 40 S erhöht, die freien 
Schulfahrten, die freien Schulbücher einge­
führt und die Geburtenbeihilfe von 1700 S 
auf zweimal 8000 S erhöht. (Beifall bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Ich darf zur Frage 4 fortsetzen . . . (Neuer­
liche Zwischenrufe bei der avp.) Ja, Herr 
Abgeordneter Leitner, ich bekenne mich dazu, 
daß ich als Finanzminister 4 Milliarden Schil­
ling Uberschüsse im Familienlastenausgleichs­
fonds übernommen habe, von denen auf einem 
Konto kein einziger Schilling war, sondern 
das war nur eine nachrichtliche Post, während 
wir heute über 5 Milliarden Reserven ver­
fügen ! Dazu bekenne ich mich. (Beifall bei der 
SPO. - Ruf bei der OVP: Was haben die 
Familien davon?) Und zwar in Geld, in 5 Mil­
liarden Geld ! (Abg. Dr. K 0 h J m a i  e r: Davon 

hat ja niemand etwas! Außer Ihnen hat nie­
mand etwas davon in diesem Land! - Abg. 
S t e  i n i n  g e r: Ihr seid ja Diebe! - Wider­
spruch bei der OVP. - Ruf bei der OVP: Was 
erlauben Sie sich denn?! - Abg. S t e i n  i n­
g e r: Das sind ja Diebe!) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Herr Abgeordneterl Ich muß den Aus­
druck "Diebe" zurückweisen und erteile den 
o r d n u n  g s r u f. Bitte sich zu mäßigen! (Ruf 
bei der avp: Was heißt "zurückweisen"?) Ich 
habe einen Ordnungsruf erteilt. Hören Ste zu, 
bitte ! (Ruf bei der OVP: Haben Sie schon 
etwas von einem Ordnungsruf gehört? -
Abg. G r a i: "Zurückweisen" is t in der Ge· 
schäftsordnung nicht angegeben!) 

Bundesminister Dr. Androsch (fortsetzend) :  
Die Bunde sfinanzgesetze seit 1962 sehen vor, 
daß die im Haushaltsjahr eingelangten Rech­
nungen und anerkannten sonstigen Verbind­
lichkeiten jeweils im Jänner des NaChjahres 
noch angewiesen werden können. Diese 
finanzgesetzliche Bestimmung ist zwangsläufig 
durch die gegen Jahresende sich verdichtende 
Rechnungslegung sowie aus arbeitstechnischen 
und zeitlichen Gründen, die zum Teil auch 
für die Privatwirtschaft zutreffen, erforderlich. 
- Wie glesagt: eine Regelung aus 1 962, von 
der meine Amtsvorgänger, unter ihnen Herr 
Professor Koren, auch gern Gebrauch gemadlt 
haben. 

Die Zahlungen im Jänner für das Vorjahr 
werden ebenso wi:e die Zahlungen im Jänner 
für das laufende Haushaltsjahr aus den jewei­
ligen Kassenbeständen, die sich aus Ein­
nahmen des Vorjahres und des laufenden 
Jahres zusaIDIIlJ€nsetzen, durchgeführt, wobei 
die jeweilige Kassenreserve gebarungsmäßig 
nicht aufscheint, weil unser Budget ein Ge­
barungsbudget ist und der Liquiditätshaushalt 
in keiner Weise hier aufscheint und daher 
gebarungsmäßig Kassenreserven auch nicht 
als Bedeckung gelten, obwohl sie natürlich 
als liquiditätsmäßige Möglichkeit zur Ver­
fügung stehen. Das war etwa der Grund, 
warum man - ich komme darauf später noch 
zurück - bei der Einführung der Mehrwert­
steuer viel weniger von der Ermächtigung 
in Anspruch nehmen mußte, als vorgesehen 
war, weil wir damals über so hohe Kassen­
reserven verfügten. 

Zu Frage 5: Aus den vorliegenden Ge­
barungsübersichten, die jedoch, wie ich schon 
erwähnte, bezüglich der Bundesbetriebe noch 
nicht die endgültigen Ergebnisse aufzeigen 
können, ergeben sich per Jahresende 1 974 
Zahlungsrückstände von 2,2 Milliarden, An­
weisungsrückstände von 2,7 und Verbindlich­
keiten bei Bahn und Post von 1 , 1 ,  zusammen 
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also rund 6 Milliarden Schilling. Diesen stehen Gebietskörperschaften und Fonds -, an Ein­
Steuerruckstände von 7,7 Milliarden gegen- nahmen aus den öffentlichen Abgaben 
über. 4925 Millionen. 

Zum Unterschied von früheren Jahren, 
Hohes Haus, sind die SteuerrüCkstände an 
den Staat größer als die AnWieisungs- und 
Zahlungsrückstände. Ich lege Wert darauf, daß 
diese Umkehrung das Hohe Haus, bitte, zur 
Kenntnis nimmt. (Beifall bei deI Spö.) Wäh­
rend früher also der Bund der Wirtschaft zum 
Jahresende mehr schuldete als die Wirtschaft 
ihm, ist es jetzt umgekehrt. Ich komme dann 
noch auf die Gründe zu sprechen, die im 
Zusammenhang mit der Umstellung und den 
eingeräumten Fristen, Mehrwertsteuer, EG­
Arrangement stehen. 

Zu 6 und 7 :  Mit dem Stichtag 1 9. Februar 
1975 wurden zur teilweisen Bedeckung des 
Budgetabganges 1975 und zur vorübergehen­
den Kassenstärkung - idl habe auf die Zahlen 
heute verwiesen, es sind ungefähr 3,5 Mil­
liarden zur Bedeckung des Abganges und 
5,5 Kassenstärker - Schuldverpflichtungen in 
der Gesamthöhe von rund 1 0, 1  Milliarden 
aufgenommen. Hievon entfallen rund 4,3 Mil­
liarden auf das Inland und rund 5,8 auf das 
Ausland. 

Zu Frage 8: Gemäß § 41 Abs. 1 können von 
der Republik österreich Kassenstärkerkredite 
bis zu einer Gesamthöhe von 7073,6 Mil­
lionen Sdlilling aufgenommen werden. Dieser 
Rahmen wurde derzeit bis zu einer Höhe von 
5,8 Milliarden in Anspruch genommen, wobei 
hier die Sonderregelung von 4 Milliarden im 
Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer aus 
einem eigenen Verredmungskreislauf bis Ende 
1977 enthalten ist. 

Zu Frage 9: Die Mindereinnahmen 1974 
waren - worauf ich schon verwies - im 
wesentlichen auf den geringen Ertrag an Um­
satzsteuer zurückzuführen. Die Gründe des 
Mindererfolges - ich darf darauf später noch 
eingehen - 1974 an Mehrwertsteuer werden 
derzeit untersucht. Mit Rücksicht auf diese 
Untersudlung, auf die für eine fundierte Pro­
gnose und für sich darauf gründende Entschei­
dungen zu kurze Zeitspanne seit Beginn des 
laufenden Haushaltsjahres und auf die ins­
besondere im Februar 1 975 bisher günstigere 
Einnahmenentwicklung, die auf eine 
eventuelle zeitliche Verschiebung im Abgaben­
aufkommen schließen läßt, besteht im jetzigen 
Zeitpunkt kein Anlaß, eine Nichterreichbarkeit 
der Ansätze des Bundesvoranschlages 1 975 
anzunehmen. 

Zu Frage 10 :  Dem Bund verblieben im 
Monat Jänner 1 975 an Einnahmen - also 
netto, nicht das, was brutto hereinkommt, 
denn da ist wieder abzuführen an die anderen 

Zu Frage 1 1 :  Die FinanzsdlUlden betrugen 
am 31 . Dezember 1974 6 1 ,4 Milliarden. 

Zu Frage 1 2 :  Die genaue Höhe der Ver­
waltungsschulden mit Jahresende 1 974, die 
zum größten Teil nichtfälliger Natur sind, 
ist noch nicht bekannt, da insbesondere von 
den Bundesbetrieben noch entsprechende 
Daten fehlen. Derzeit liegen folgende Daten 
vor: 

Zahlungsrückstände von 2,2 Milliarden, An­
weisungsrückstände von 2,7 Milliarden und 
nidlt fällige Verwaltungsschulden von 
26, 1 Milliarden. 

Aus Gebarungsübersichten der Bahn und 
Post: Verbindlichkeiten 1 , 1  Milliarden, nicht 
fällige Buchschulden 3,1 Milliarden. 

Diesen Schulden, nämlich Verwaltungs schul­
den, sind aber bitte zur Beurteilung auch die 
Verwaltungsforderungen gegenüberzustellen. 
Einfaches Beispiel : Die Verpflichtung des Bun­
des bei der UNO-City ist brutto, und im 
Anteil, den die Gemeinde Wien zu leisten 
hat, hat der Bund in dieser Höhe eine Ver­
waltungsforderung, sodaß man dies nicht mit 
FinanzsdlUlden, aber auch nicht mit Anwei­
sungs- und Zahlungsrückständen vergleichen 
kann. 

Hier liegen insgesamt 1 8,7 Milliarden Ver­
waltungsforderungen vor, wozu noch For­
derungen der Post und Bahn in Höhe von 
1 ,4 Milliarden kommen. 

Zu Frage 1 3 :  Für das Jahr 1 975 sind keine 
Steuererhöhungen geplant, und für 1976 kann 
ich nur, was ich schon mehrfach in der Offent­
lichkeit getan habe, feststellen, daß, wenn es 
notwendig ist, ein aufkommensneutrales 
Mehrwertsteueraufkommen zu garantieren, 
beim vollen Satz eine Anpassung nicht aus­
geschlossen werden kann. 

Aber, Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren, wenn es in der Anfrage lautet: "Welche 
Steuererhöhungen planen Sie in den Jahren 
1975 und 1976?", so darf ich doch feststellen, 
daß das sehr bemerkenswert ist, weil es einen 
großen Pessimismus bei Ihnen zum Ausdruck 
bringt und für meine Person einen ent­
sprechenden Optimismus, nämlich den, daß 
ich auch 1976 Finanzminister bin. (Beifall bei 
der SPO.) 

Jedenfalls werden wir uns bei den Wahlen 
um dieses Vertrauen bemühen. (Abg. Doktor 
S c h I  e i n  z e r: Sie werden sich wundern/) 
Für den VertrauensvorsdlUß Ihrer Fraktion, 
Herr Abgeordneter Dr. Schleinzer, möchte ich 
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mich aber in aller gebührenden Form schon 
jetzt bedanken. (Neuerlicher Bei/all bei der 
SPO.) - Es ist nicht die Frage des "Wun­
dems" j ich entnehme das Ihrer Anfrage. 

Was die Frage 14 hinsichtlich eines Budget­
überschreitungsgesetzes anlangt, so sind der­
zeit diesbezüglich Vorarbeiten noch nicht in 
Angriff genommen. Ich kann auch nicht sagen, 
wann und ob und ob und wann ein Uber­
schreitungsgesetz notwendig ist. Ich kann es 
aber zum Beispiel für die Entwicklung im 
Kohlenbergbau nicht ausschließen. Ich nehme 
an, daß hier eine übereinstimmende Ansicht 
herrscht, daß es gilt, gerade in dieser Energie­
situation unseren Kohlenbergbau zu erhalten. 
Jedenfalls ist das die Meinung der Bundes­
regierung. (Beifall bei der SPO.) 

Zu Frage 15:  Ein Auftrag wurde dem Beirat 
mit Rücksicht auf die seit der Fertigstellung 
- vor sechs Monaten im September - der 
letzten Budgetvorschau vergangenen Zeit­
spanne, auf die noch in zu geringem Ausmaß 
vorliegenden neuen Erfahrungswerte und auf 
die derzeit noch nicht überschaubaren Entwick­
lungstendenzen nicht erteilt. 

Zu Frage 16: Die im Bundesgesetzblatt 
Nr. 224/1 972 vorgesehene Ermächtigung von 
1 0  Milliarden - nämlich zur Finanzierung 
des Mehrwertsteuerloches - wurde mit Rück­
sicht auf die zum Zeitpunkt der Inanspruch­
nahme gegebene, günstig gewesene Kassen­
lage nur mit einem Betrag von 4 Milliarden 
ausgenützt, der nach den B estimmungen der 
Ubergangsregelungen zur Mehrwertsteuer bis 
spätestens Ende 1 977 zurückzuzahlen ist, 
wobei kh in Erinnerung rufen darf, daß die 
zweckgebundene Investitionssteuer zur Be­
deckung des Mehrwertsteuerloches in den Jah­
ren 1973/74 zunächst einmal 5 Milliarden Min­
dereinnahmen gebracht hat gegenüber der 
Veranschlagung und diese 5 Milliarden minus 
dem, was die Vorratsentlastung weniger aus­
gemacht hat, also eine Größenordnung von 
etwa 3, 4 Milliarden, aus allgemeinen Kassen­
mitteln - denn gebarungsmäßig war es nicht 
das Problem - zu bedecken waren. 

Zu Frage 1 7 :  In den Voranschlägen 1973 
und 1974 wurde mit Eingängen an Investi­
tionssteuer von 15 Milliarden gerechnet, ein­
gegangen sind jedoch um 5, 1 Milliarden 
weniger, was, wie schon erwähnt, zusätzlich 
aus allgemeinen Budgetmitteln bedeckt wer­
den mußte. Den Gesamteingängen von 
9,8 Milliarden stehen Vorratsentlastungen in 
Höhe von 9,5 Milliarden und 1 13 Millionen 
an Zinsenzahlungen für die Zwischenfinan­
zierung gegenüber. 

Zu Frage 1 8 :  Die Erlöse aus der Selbstver­
brauchsteuer werden im Sinne der im Bundes-

finanzgesetz 1 975 vom Nationalrat beschlos­
senen Ansätze Verwendung finden. 

Hohes Haus ! Ich darf nun noch zu einigen 
nicht in Fragen gekleidete, aber in den Be­
gründungen enthaltenen Feststellungen Stel­
lung nehmen. 

Zunächst einmal zur - das ist auf der ersten . 
Seite im zweiten Absatz - Hinzurechnung 
der Stabilisierungsquote von knapp 5 Mil­
liarden. Das ist nicht richtig. Sie wissen, daß 
von der Stabilisierungsquote 860 Millionen, 
und zwar für Anschaffungen bei der Bundes­
bahn, in Anspruch genommen wurden. Ebenso 
wie die 7 Milliarden bitte nicht gestimmt 
haben, stimmen diese 5 Milliarden hier nicht. 

Zur Mehrwertsteuer möchte ich noch geson­
dert Stellung nehmen. 

Ich darf mich der Behauptung zuwenden, 
daß der § 41 Nationalbankgesetz verletzt wor­
den sei, und zwar b erufen Sie sich auf den 
Generaldirektor, was mir unzulässig erscheint, 
denn daß man seine Ausführungen mißver­
steht und gegenteilig darstellt und er das 
klarstellt, bitte ich zur Kenntnis zu nehmen. 
Das ist das erste. (Abg. Dr. W i t h a l m: 
"Arbeiter-Zeitung"!) Auch die "Arbeiter-Zei­
tung" darf sich irren; das wird ja noch möglich 
sein dürfen. 

Das zweite : Wenn Ihre Ansicht richtig wäre, 
Herr Abgeordneter D r. Mock, dann dürfte es 
keine Refinanzierung geben, weil die Noten­
bank, wenn sie im Rahmen ihrer Geldmengen­
politik refinanziert, ohne Kreditlenkung nicht 
weiß und nicht fragt, was die betreffende 
Bank mit dem Geld macht. Das ist die geltende 
Lage. Wenn Sie also wollen, daß sie das tut, 
dann müssen Sie es klar sagen, dann treten 
Sie nämlich für eine Kreditlenkung seitens 
der Notenbank ein. Es gibt hier keine andere 
Möglichkeit, denn sonst hört sich nämlidl die 
Refinanzierung auf. 

Aber, Hohes Haus, ich muß in diesem Zu­
sammenhang doch auf zwei Umstände auf­
merksam machen. Vor Weihnachten war eine 
Generalratssitzung, die nach Gesetzesauftrag 
vertraulich ist und deren Ergebnis am näch­
sten Tag in der Zeitung stand. Bei der letzten 
Generalratssitzung im Jänner wurde an dem 
Tag, an dem sie stattfand, ein Zeitungsartikel 
geschrieben, in dem die Rede war von oppo­
sitionellen Generalräten und einer oppo­
sitionellen Generalratsfraktion, und mir 
sind - bitte, ich kann es nicht überprütien -
Informationen zugegangen, daß auf Mitglieder 
des Generalrates seitens der Kärntner Straße 
Einfluß genommen wurde. 

Sosehr Sie mit Recht, meine Damen und 
Herren, sagen, es geht um die Hüter . . .  
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(Abg. DI. K 0 h I rn  a i e I: Nicht von der Mini­
sterbank!) Es deckt sieb mit dem Artikel, 
Herr Abgeordneter Dr. Kohlmaierl 

Sosehr, Hohes Haus, die Notenbank im 
Binnenwirtschaftlichen unabhängig sein muß 
von der Regierung, vom Finanzminister, so 
sehr muß sie auch frei sein von Pressionen 
seitens von Parteisekretariaten. (Beifall bei 
der SPO.) 

Ich darf noch I€inmal auf die Uberschrei­
tungen zu sprechen kommen. Herr Abgeord­
neter Dr. Mock, Sie haben mich aufgefordert 
- darf iCh ganz kurz Ihre Aufmerksamkeit 
erbitten -, Sie haben das konkret an mich 
geriChtet, iCh möchte es Ihnen gern sagen. 

Ich soll Ubertreibungen die Basis nehmen. 

7 Milliarden SChilling dem Bundesbudget zu­
zuschreiben, ist eine solche Ubertreibung: es 
sind nämliCh 3,9 Milliarden. Sie können ein­
Wlenden: Das ist genug I Gebe ich Ihnen zu. 
Aber Sie übertreiben um 75 Prozent! (Zustim­

mung bei deI SPO.) 

Sie haben vom 2. Budgetüberschreitungs­
gesetz und von Mehreinnahmen, die dort zur 
Bedeckung herangtezogen wurden, gesproChen. 
Sie haben selbst ausgeführt, daß die Lohn­
steuer und die Kapitalertragsteuer diese Be­
deckung herbeigeführt haben. Sie haben nur 
g'emeint, Sie werden nicht verabsäumen, diese 
Tatsache, daß bei der Lohnsteuer Mehreinnah­
men und bei der Mehrwertsteuer Minderein­
nahmen eingetreten sind, der OffentliChlreit 
und den Betroffenen zur Kenntnis zu bringen. 
Wenn Sie dies bitte - da Sie ja keine Uber­
treibungen machen woll!en - mit dem Hinweis 
tun, daß das dank einer außerordentlich gün­
stigen BesChäftigungslage und dank außer­
ordentliCh günstiger Einkommensteigerungen 
erfolgt ist, bin ich Ihnen dankbar I (Beifall bei 
der SPO.) 

Was die Veröftlentlichungen anbelangt, so 
hat Sie der Umstand, daß es länger als früher 
gedauert hat - was gar nicht zu bestreiten 
ist -, erst im Herbst gestört; im Frühjahr 
noch nicht, da war es nämlich genauso. Das ist 
eine Folge der AbreChnung, weil d�e größte 
Umstellung auf Datenverarbeitung im Bundes­
bereich beziehungsweise im Finanzbereich er­
folgt ist. Ich werde bei der Ubernahme des 
Bundesrechenamtsgebäudes und der dort ent­
haltenen Anlagen bessere Gelegenheit haben, 
in der Offentlichkeit darauf einzugehen. 

Sie haben sChließlich weiter davon ge­
sprochen, daß die Schätzungen falsch sind. 
Nun kann ich dem Ergebnis nach nicht leug­
nen, daß die Schätzungen bei der Mehrwert­
steuer zu hoch waren. Aber bis vor wenigen 
Wochen, bis zu Herbstbeginn, haben Sie zwei-

einhalb Jahre lang behauptet, daß ich bei der 
Mehrwertsteuer ein Körberlgeld hätte. Si,e 
haben mir bei der Budgeterstellung bezie­
hungsweise bei der Beratung des BUdgets 1 974 
dien Vorwurf gemacht, daß ich bewußt unter­
schätzt hätte, um das Körberlgeld zu ver­
schleiern. 

Also einmal war es "Verschleierung" in 
dieser Richtung, und als es nicht mehr in die 
Argumentation gepaßt hat, hat man das ganze 
um 1 80 Grad herumgedreht. 

Wlenn jemand einer Fehleinschätzung unter­
legen ist - Sie wollten die Mehrwertsteuer 
senken, Sie wollten a conto dieser angeblichen 
Mehreinnahmen eine vorgezOglene Lohn­
steuersenkung -, ich kann Ihnen das nicht 
ersparen: dann waren Sie es I Wenn das ge­
macht worden wäre, was Sie verlangt haben, 
dann wäl'1e allerdings die Situation so, wie Sie 
heute behaupten, daß sie gegeben ist, was 
aber nicht stimmt. (Beifall bei der SPO.- Abg. 
Dr. B 1 e n k: Daß sie aufkommensneutral ist, 
behaupten Sie nicht, Herr Finanzminis ter!) 

Ich darf Ihnen auch noch eiIlJe Erklärung 
geben zur Einkommensteuer, zur Gewerbe­
steuer, zur Körperschaftsteuer: drei veranlagte 
Steuern. 

Es ist richtig, daß wir im Zuge der Ein­
führung der Mehrwertsteuer im Ver­
anlagungsrhythmus zurückgefallen sind, weil 
wir hier bei den Fristen angesidlts der Mehr­
arbeiten im Zeitpunkt der Umstellung ent­
gegenkommen wollten. Es ist heute so, daß 
zum Teil aus 1972 und aus 1973 Vieranlagun­
gen noch nicht da sind. Jeder, der das kennt, 
weiß, daß das bedeutet, daß teilweise noch 
keine Nachzahlungen - die Jahre 1972, 1973 
waren ertragsmäßig gute - und dazu auch 
noch keine auf Grund der ,erhöhten Ergebnisse 
sich ergebenden höheren Vorauszahlungen er­
folgt sind, sodaß hier ohne Frage bei den 
veranlagten Steuern eine Veranlagungs­
reserve besteht. Das ist auch der Grund, der 
mich veranlaßt hat, in einer früheren Frage­
beantwortung darauf hinzuweisen, daß ich 
jedenfalls mit dem Erreichen der präliminier­
ten Abgaben heuer rechne. 

Was die Bundlesmineralölsteuer anlangt, so 
habe ich schon darauf hingewiesen: zweck­
gebundene Steuer; sicherlich, dem Straßenbau 
fließt weniger zu. Aber vom energiepolitischen 
und vom zahlungsbilanzpolitischen Stand­
punkt aus kann man nur anerkennend fest­
stellen, daß die österreichische Bevölkerung 
im vergangenen Jahr etwa 10 Prozent weniger 
Treibstoffe verbraucht hat. Für heuer wird 
geschätzt, daß weitere 4 bis 5 Prozent gegen­
über 1974 eingespart werden und damit ins­
gesamt mehr als 15 Prozent Verbrauchsrück-
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gang gegenüber 1973 eintreten wird. Das 
sdleint mir angesidlts des vervierfachten Erd­
ölpIieises. der seinerseits mit den Rohstoff­
und Nahrungsmittelverteuerungen. wie Sie 
wissen. zwei Drittel der Verbraucherpreisstei­
gerungen im vergangenen Jahr verurs acht hat. 
eine erfreuliche Entwicklung zu sein. 

Nun darf im noch zu den Mehrausgaben 
eine Bemerkung machen. Im habe schon 
darauf hingewiesen. daß. was eine Einzelpost 
anlangt. der größte Teil. nämlich über 2 Mil­
liarden der Mehrausgaben dadurch entstanden 
ist. daß Mehreinnahmen beim Familienlasten­
ausgleimsfonds aufgetreten sind. die diesem 
aum zur Verfügung gestellt Wlerden, wobei 
bitte zu berücksichtigen ist. daß der Familien­
lastenausgleichsfonds heuer angesiChts der so 
beträchtlich vermehrten Leistungen an Kinder­
beihilfe. an Geburtenbeihilfe einen Abgang 
aufweisen wird und diese Leistungen eben 
nur möglich sind. Herr Abgeordneter Doktor 
Leitner. weil wir in Geld angelegte ReserVlen 
zur Verfügung haben. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Die wollen Sie alle ausgeben im 
nächsten Jahr?) Ich nehme nicht an, daß das, 
was Sie jetzt erwähnt haben, Ihre Einstellung 
ist. Unsere ist es simerlich nicht. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Sie wollen es horten?) Ja. 
denn ich möchte keine Politik machen. daß 
man alle Reserven zum Fenster hinausschmeißt 
und dann kleine mehr hat. wenn man sie wirk­
lim braumt. Das ist die Politik. die Sie machen 
wollen! (Zustimmung bei der SPO.) 

ICh darf aber zu den Mehrausgaben noch 
ein weiteres anführen. Einige hundert Mil­
lionen Schilling gehen darauf zurück. daß wir 
sie für die Landwirtschaft. für Viehabsatz, 
für Milchpreisstützungen. für Getreidesachen 
zur Verfügung gestellt haben. (Abg. Doktor 
B 1 e n k: Auch KonsumentenpoJitik?) Ja. 
sicherlich. 

Das Problem stellt sich dann so dar : Man 
verhandelt mit dem Bauernbund. macht sich 
diese Mehrbeträge - im vergangenen Jahr 
in der Größenordnung von 600 Millionen 
SChilling - aus. Der Herr Präsident Min­
kowitsch wendet sich in Schreiben an die 
Bauern und sagt. das sei sein Erfolg. Hier. 
wenn es zur Beschlußfassung kommt,  stimmt 
er dagegen. und Sie kritisieren die Mehr­
ausgaben. Diese Art von Doppelbödigkeit 
scheint mir auch nicht gerade richtig zu sein. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich darf zur Bauwirtschaft s agen : In 
den beiden Budgetüberschreitungsgesetzen 
- wenn Sie sich erinnern - sind Mehraus­
gaben für die Bauwirtschaft in einer Größen­
ordnung von 1 ,4 Milliarden Schilling ent­
halten. 

Wir vertraten von allem Anfang an den 
Standpunkt, daß wir versuch.en müssen, die 
Preis steigerungen in der Bauwirtschaft - die 
in den Jahren 1972. 1913 besonders hoch 
waren. sidlerlich. auch hausgemacht. gar nicht 
zu bestreiten - zu vermindern, was inzwi­
schen. wenngleich nicht in völlig befriedigen­
dem Ausmaß. auch gelungen ist. 

Aber gleichzeitig haben wir gesagt, wir 
wollen bei diesen Bemühungen nidlt verab­
säumen, eine Politik zu machen, die die Aus­
lastung der Bauwirtschaft sich.erstellt. Und so 
haben wir dann. WleIln es zur 'Auslastung der 
Kapazitäten notwendig war, auch die ent­
sprechenden Mittel in Form von Ubersch.rei­
tungen zur Verfügung gestellt. Wenn Sie das 
kritisieren. dann heißt das. Ihre Alternative 
wäre gewesen, das nicht zu tun. Das hätte 
Entlassungen in der Bauwirtschaft zur Folge 
gehabt. 

Zwei weitere Punkte. Wir haben im ver­
gangenen Jahr die Exportförderungsmaßnah­
men wesentlich verbessert, und wir haben die 
Fremdenverkehrsförderungsmaßnahmen we­
sentlich verbessert. Wir haben d as zu Jahres­
beginn 1 974 angekündigt und haben es durch­
geführt. 

Das hat seine budgetänen Auswirkungen. 
Zum Teil sind es Mindereinahmen. zum Teil 
sind es Mehrausgaben. Ich. glaube,  daß dile Ent­
wicklung. so schwierig sie ist, sowohl im Ex­
portsektor wie auch im FremdenVlerkehr diesen 
Maßnahmen und diesen Entscheidungen recht 
gibt. 

Was aber die Entwicklung widerlegt hat. 
Herr Abgeordneter Dr. Schleinzer, sind Ihre 
Anregungen von Mitte 1973, als Sie gesagt 
haben, die Schillingaufwertung müsse man 
zurücknehmen, man müsse den Schilling ab­
werten. Die Folge wäre gewesen. daß wir 
eine beträchtlich höhere Preissteigerung ge­
habt hätten, als wir sie tatsächlich gehabt 
haben. (Zustimmung bei der SPO.) 

Und genau aus diesen Gründen. Herr Abge­
ordneter Dr. Mock. sind keine generellen Aus­
gabenrückstellungen nach Artikel II erfolgt. 

Ich kann zwar mit großer Sicherheit heute 
annehmen, daß ich sowohl Veranlagungsver­
schilebungen wie Zahlungsverschiebungen bei 
der Mehrwertsteuer habe, aber ich kann nicht 
abschätzen, in welchem Ausmaß das sein wird. 
und kann daher heute auch nicht sagen. dies 
werde j edenfalls diese oder jlene Konsequenz 
zur Folge haben. Ich habe nur mit aller Deut­
lichkeit und in aller Offentlichkeit gesagt: 
Wenn eine bestimmte Annahme eintritt, dann 
wird eine bestimmte Konsequenz unvermeid­
bar sein, und zwar nicht so. wie Sie das noch 

136. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 63 von 93

www.parlament.gv.at



13312 Nationalrat XIII. GP - 136. Sitzung - 19. Feber 1 975 

Bundesminister Dr. Androsdl 

im Jänner 1910 vor den Wahlen hinsichtlich 
der Steuern getan haben, indem Sie zuerst 
alles erhöht haben und dann das Blaue vom 
Himmel herunter versprochen haben, wohl 
wissend, daß das nicht realisierbar ist. 
(Widerspruch bei der OVP.) Ich weiß schon, 
daß das nicht populär ist. Ich kann Ihnen das 
nachweisen: OVP-PresSiedienst vom 2. Jänner 
19101 (Zwischenrufe des Abg. Dr. Z i t t­
m a y r.) 

Herr Abgeordneter Dr. Zittmayr! Wenn Sie 
mich, was Ihr gutes Recht ist, hier auf der 
Regierungsbank angreifen, dann bitte ich um 
die faire Chance, mich gebührend verteidigen 
zu können. (Beifall bei deI SPO.) 

Vor den Wahlen, Herr Abgeordneter Doktor 
Zittmayr, vor den Wahlen . . . (Abg. K r  a f t :  
Versprochen und nicht gehalten!) Was haben 
wir versprochen? (Anhaltende Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Bitte, Herr Präsident, Hohes Haus, darf ich 
zu dem Vorwurf, daß wir alles versprochen 
haben, folgendes in Erinnerung rufen: 

Herr Abgeordneter! Am 1 .  Dezember 1969 
haben wir gesagt, ein Auslaufen der befri­
steten Steuern ist angesichts der Budget­
situation nicht möglich. Das war nicht sehr 
populär. (Ruf bei der OVP: "Damit das Ein­
kaufen wieder Freude machtI" ) Sile haben im 
OVP-Pressedienst am 2. Jänner gesagt, das 
sei alles möglich. Nur als Sie die Möglichkeit 
hatten, das alles zu beeinflussen, haben Sie 
das Gegenteil gemacht. Warum haben Sie 
nicht die Steuern gesenkt? - Aus guten 
Gründen; ich will das gar nicht kritisieren. 
Aber man kann nicht in der Verantwortung 
das eine tun und dann kurze Zeit später 
das Gegenteil sagen! 

Das ist eben nicht populär. Es sind viele 
Parteifreunde zu mir gekommen und haben 
gesagt: Muß das bei der Mehrwertsteuer sein 
und gesagt werden? - Ja, wenn die Situation 
so ist, so bin ich der Meinung, daß es gesagt 
werden muß und daß die Offentlichkeit ein 
Redlt hat, das zu wissen. Und wer das Gegen­
teil behauptet: ich überlasse es der öffentlich­
keit zu lentscheiden, wem gegenüber mehr 
Glaubwürdigkeit gegeben ist. (Beifall bei der 
SPO.) 

Und lassen Sie mich nun zur Frage der 
Mehrwertsteuer - denn das ist j a  der ganze 
harte Kern der Auseinandersetzungen vom 
vergangenen Herbst und auch der heutigen 
Debatte - folgendes darlegen, da Sie j a  auch 
entsprechende Graphiken als Begründung 
Ih�e dringliche Anfrage aufgenommen haben. 

Ich will Ihnen jetzt gar nicht in der vollen 
Länge die Unterlagen darlegen, um die Zeit 
nicht über Gebühr in Anspruch zu nehmen. 
Ich möchte die Argumente wie folgt zu­
sammenfassen : 

Zunächst einmal: Wenn ich Ihrem Argument, 
die Mehrwertsteuer in Bezug zum . Brutto­
nationalprodukt zu setzen, folge - ich werde 
dann sagen, warum ich glaube, daß man es 
nicht tun kann -, so haben Sie ja in Ihrer Gra­
phik selbst zum Ausdruck gebracht, daß schon 
nach der alten Umsatzsteuer der Anteil der 
Umsatzsteuer am Bruttonationalprodukt ein 
steigender ist. Aus sehr einfachen Gründen. 
Denn mit steigendem Wohlstand, mit stei­
gendem Einkommen erhöht sich die Nachfrage 
nach Gütern des gehobenen Bedarfs, die dem 
vollen Steuersatz und nicht dem ermäßigten 
unterliegen. Dile Folge davon war, daß dank 
eines höherwertigen Konsums auch ein über­
proportionales Steigen der Umsatzsteuer ein­
getreten ist. Nun, diese Tendenz gilt auch 
gleich bei der Mehrwertsteuer. (Abg. Doktor 
Z i t t m  a Y I: Das ist ja lächerlich!) Wenn 
Sie das lächerlich finden, daß die Leute sich 
mehr leisten können, dann überlasse ich das 
gern Ihnen! Wir freuen uns darüber. (Beifall 
bei der SPO.) 

Zum zweiten machen Sie einen unzulässigen 
Vergleich. Sie vergleichen die alte Umsatz­
steuer mit der neuen Umsatzsteuer plus der 
Investitionssteuer. Das ist unzulässig, weil 
die Investitionssteuer mit dem Mehrwert­
steueraufkommen nichts zu tun hat, sondern 
ein eigener, in sich geschlossener Verrech­
nungskreislauf ist, um in der Phase 1 973 bis 
1 911 (Abg. Dr. B 1 e n k: . . .  die Ausfälle zu 
kompensieren!) bitte, Herr Abgeord­
neller -, in der Phase 1 973 bis 1 911 diesen 
Kreislauf zu schließen, was Sie ja daraus 
ersehen mögen, daß die Investitionssteuer fal­
lend ausläuft. 

Und die Frage ist, wenn Sie wollen, ab 
1977 oder 1 978 sicherzustellen, daß die V!er­
bleibende reine Mehrwertsteuer aufkommens­
mäßig dasselbe bringt, wie zu diesem Zeit­
punkt die alte Umsatzsteuer gebracht hätte. 
(Beifall bei der SPO.) 

Und nun das dritte Argument. Sie setzen 
es in Bezug zum Bruttonationalprodukt. Nun 
glaube ich, daß das deswegen für die Berech­
nungen nichts hergibt, denn das Bruttonatio­
nalprodukt entsteht j a  nicht nur aus Leistun­
gen und Käufen im Inland, sondern auch -
und zu einem wesentlichen Teil - aus Leistun­
gen und Käufen, die ins Ausland gehen und die 
mehrwertsteuerfrei sind, sodaß die Bezugs­
größe für die Schätzung der Mehrwertsteuer 
irrelevant ist, denn wesentlich ist nur der in-
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ländische Verbraudl, die inländische Nadl­
frage. Nur zu der kann man es in Beziehung 
setzen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das war aber früher 
auch, Herr . Minister! Sogar mit einem Minus, 
wie Sie wissen! - Abg. K r  a f t: Das war so 
schwach!) Herr Abgeordneter, wenn Sie dem 
nicht folgen können, dann tufs mir leid. Es 
liegt sicherlich an mir, daß ich nicht gut genug 
erklären kann. 

Und was schließlich das Gutachten des In­
stituts für Wirtschafts forschung anlangt, ist 
das im Sommer fertiggestellt worden und be­
zieht sich im wesentlichlen auf die Zahlen bis 
dahin, Zahlen, die Sie veranlaßt haben zu 
sagen, daß meine Schätzungen bewußt zu 
niedrig wären und daß ein riesiges Körberl­
geld entsteht. Das ist also durch die Entwick­
lung überholt, und daher ist auch das Gut­
achten überholt. Soviel dazu. 

Und nun zum Abschluß, Hohes Haus, meine 
Damen und Herren, eine ganz kurze Fest­
stellung zur Budgetpolitik im Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen Entwicklung. Denn 
das Budget und die Einnahmen- und Aus­
gabenerfordernisse werden von der wirtschaft­
lichen Entwicklung ebenso beeinflußt, wie das 
Budget in sehr wesentlichen BereicbJen die 
Wirtschaft beeinflußt. Und daher darf ich fest­
stellen, daß Budgetentwicklung und Steuer­
aufkommen von der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung nicht zu trennen sind. Der ge­
zielte Einsatz der Budgetpolitik zur Erhaltung 
der Gesamtstabilität machte es zu Beginn des 
Jahres 1974 erforderlich, nicht nur die stabili­
tätspolitischen Maßnahmen fortzuführen, son­
dern auch zur Erhaltung der Vollbeschäftigung 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen. Dies war 
jedenfalls die wirtschaftspolitische Ziel­
setzung der Bundesregierung. 

Und das Ergebnis, meine Damen und Herren, 
gibt uns recht. Die österreichische Wirtschaft 
konnte auch 1 974 - trotz ohne Frage wesent­
lich erschwerender Umweltbedingungen: 
Energieschock, Rohstoffprobleme, Nahrungs­
mittelprobleme, weltweite Inflation und W1elt­
weite Rezession - ihre Aufwärtsentwicklung 
fortsetzen. Wir verzeichnen Vollbeschäftigung, 
Wirtschaftswachstum und gehören mit zwei 
anderen zusammen auch hinsichtlim der Preis­
entwicklung zu den stabilsten Ländern der 
westlichen Industriestaaten. 

Zu Beginn des Jahres 1974 wurde unserem 
Lande eine andere Entwicklung prognostiziert. 
Wenn ich von der ständigen Schwarzmalerei 
absehe (Abg. G 1 a s e  r: Schönfärberei/), hatbe 
die im Dezember 1 973 vom Osterreichismen 
Institut für Wirtschaftsforschung aus­
gearbeitete gesamtwirtschaftlime Vorschau für 
1974 ein reales Wirtschaftswachstum von 

lediglim 3 Prozent angenommen. Professor 
Koren erwartete zu dilesem Zeitpunkt ein 
"Nullwachstum", wie der "Kronen-Zeitung" 
vom 15. Dezember 1 973 zu entnehmen ist ;  
ich stelle sie gern zur Verfügung. 

Das reale Wamstum der Industrie war für 
1 974 mit 3 Prozent, das des Bereiches Gewerbe 
mit 2,5 Prozent und das des Bereiches Verkehr 
mit 3,5 Prozent prognostiziert worden. 

Die Annahme der verminderten Absatz­
chancen auf Auslandsmärkten war in der ge­
schätzten Zunahme der Exporte im weitesten 
Sinne um bloß 1 Prozent real zum Ausdruck 
gekommen. Die Devisenbelastung der öster­
reichisdlen Wirtschaft durch die erhöhten Erd­
ölkosten war mit 9 Milliarden Schilling, das 
Leistungsbilanzpassivum mit 18  Milliarden an­
genommen worden. 

Nach den nun vorUegenden Wirtschafts­
daten für das Jahr 1974 steht fest, daß die 
tatsächliche Entwicklung anders verlief. Ich 
konnte dem Ministerrat in seiner gestrigen 
Sitzung folgende Daten - und im möchte 
nur die wichtigsten vorlegen - berichten, die 
ich wegen ihrer besonderen Bedeutung für die 
Einschätzung unserer wirtschaftlichen Situ­
ation und für die Budgetsituation, die davon 
nicht zu trennen ist, bei dieser Gelegenheit 
audl dem Hohen Haus zur Kenntnis bringe : 

Osterreich verzeichnete im Jahr 1974 ein 
I1eales Wirtschaftswachstum von 4,5 Prozent. 

Die Industrieproduktion wuchs um 6 Prozent 
real. 

Das Gewerbe erreichte eine reale Steigerung 
um 5 Prozent. 

Ebenso wie Industrie und Gewerbe konnte 
aum die Verklehrswirtschaft ihre Leistung 
gegenüber der Prognose verdoppeln. Sie 
registrierte eine Zunahme ihrer Leistung um 
7 Prozent real. 

Die Vollbeschäftigung konnte nicht nur auf­
rechterhalten werden, vielmlehr waren im 
Schnitt des Jahres 1974 rund 2,656.000, also 
um 48.600 mehr Personen beschäftigt als im 
Jahre 1 973. Dabei muß beachtet werden, daß 
im Schnitt des Jahres 1974 um 8000 Gast­
arbeiter weniger in Osterreich beschäftigt 
waren als im vorangegangenen Jahr. Im De­
zember 1974 waren in Osterreich um 
35.400 Personen mehr beschäftigt als im De­
zember 1 973, im Jänner 1975 um 30. 100 mehr 
als im Jänner 1 974. 

Mit einer durchschnittlichen Preis-
steigerungsrate von 9,5 Prozent gehören wir 
mit der Bundesrepublik Deutsmland und Hol­
land zu den preisstabilsten Ländern. 

919 
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Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Zu dieser Entwiddung hat das Budget seinen 
Beitrag geleistet. Wir haben erschwerte Um­
weltbedingungenj ich habe dile Bedingungen 
von weltweiter Rezession, steigender Arbeits­
losigkeit, sicherlich schwieriger gewordenen 
Exportmöglichkeiten genannt, um nur die 
wichtigsten neben Rohstoffen, Nahrungs­
mitteln, weltweiter Inflation herauszugreifen. 

Wir wissen sehr gut, daß mit Illusionen oder 
Schönfärberei die Probleme nicht gelöst 
werden können, aber noch weniger mit 
Schwarzmalerei und mit Angstmacherei. Und 
daher werden wir mit aller Entschiedenheit 
und EntschlosSienheit so wie in den letzten 
fünf Jahren - wir hatten fünf Jahre unge­
brochener Hochkonjunktur - diese Politik 
fortsetzen, und das Budget wird dabei die ihm 
zukommende Rolle spielen ! (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Wir gehen nunmehr in 
die Debatte ein. Ich mache aufmerksam, daß 
gemäß den Bestimmungen der Geschäftsord­
nung kein Redner länger als 20 Minuten 
sprechen darf. 

. 

Zu Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. Koren. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich kann 
mir nicht so viel Zeit nehmen, wie sie sich 
der Finanzminister nehmen konnte, um wie­
der einmal - und, Herr Finanzminister, Sie 
bleiben bei Ihrer Technik - hier in einer 
Talk-Show von den Problemen, die wirklich 
gefragt gewesen sind, um die es wirklich 
gegangen ist, abzulenken. Sie haben jetzt von 
allem Möglichen gesprochen, aber wir sind 
nie zu dem Kern dessen gekommen, was wir 
von Ihnen wissen wollten. Ich werde deshalb 
in aller Eile die Dinge nur anschneiden müs­
sen, um die es bei der Geschichte gegangen 
ist. 

Ich möchte Ihnen gleich eines sagen: Sie 
sind gewaltig im Irrtum, wenn Sie vorhin 
meinten, es gehe hier heute ausschließlich 
um die Mehrwertsteuer. Um die geht es hier 
überhaupt nicht, Herr Finanzministerl Hier 
geht es um die Ergebnisse der Budgetpolitik 
des vergangenen Jahres, und hier geht es um 
die weitere Entwicklung der Staats- und 
Finanzpolitik in diesem Jahr. (Beifall bei der 
OVP.) 

Sie haben aber in sehr bewährter Manier 
wieder einmal eine Fülle von Themen auf­
gegriffen, Berühmungsaktionen gesetzt, wie 
den gestrigen Ministerratsvortrag, in dem es 
von Ergebnissen des Jahres · 1 974 nur so wim­
melt, wobei Sie aber leider vergessen haben 
hinzuzufügen, daß diese schönen Ergebnisse 

am Jahresende leider Gottes bei weitem nicht 
mehr so schön gewesen sind. Der Herr Präsi­
dent des Gewerkschaftsbundes hat ja gestern 
nicht umsonst einen Appell an die Offent­
lichkeit gerichtet, weil er die Probleme kom­
men sieht, Sie aber versuchen hier - und das 
ist es, was wir Ihnen ankreiden -, nicht zu 
den Fragen und Problemen Stellung zu neh­
men, sondern darüber wegzuwischen, sie zu 
verschleiern, mit anderen Worten, wie Sie 
selber es im Fernsehen genannt haben, die 
Osterreicher am Schmäh zu führen. (Beiiall 
bei der OVP.) 

Herr Finanzminister! Nur ein paar Punkte, 
wie Sie dabei vorgehen: Sie haben sich mit 
der Transaktion vom Dezember beschäftigt, 
die damals unter dem Titel eines Artikels 
"Der Griff zur Notenpresse" in die Offent­
lichkeit geraten ist. Sie haben jetzt, vor weni­
gen Minuten, die Flucht nach vorne angetre­
ten und haben ' plötzlich erklärt, das sei ein 
Bruch der Vertraulichkeit des Generalrates, 
hier sei womöglich eine Pression auf Mitglie­
der des Generalrates ausgeübt worden. 

Herr Finanzminister, was soll diese Ver­
dächtigung? Die Transaktion, um die es ging 
und die durchgeführt wurde - das wissen 
wir heute, das kann nicht mehr bestritten 
werden -, ist ja niemals dem Generalrat zur 
Kenntnis gebracht worden, sondern diese 
Transaktion ist zwischen Ihnen, der Postspar­
kasse und der Nationalbank abgewickelt wor­
den, das heißt, Sie haben daran mitgewirkt, 
das Direktorium hat mitgewirkt, die Postspar­
kasse hat mitgewirkt. Sie haben uns hier im 
Dezember erklärt, es gibt keinerlei Verein­
barungen, jetzt werden Sie kaum mehr be­
streiten können, daß es die Aktion mit den 
2 Milliarden Schilling gegeben hat. (Bei/all 
bei der OVP.) 

Noch ein Wort dazu: Sie haben hier den 
Eindruck erweckt, das Notenbankgesetz sei 
sozusagen sinnlos, denn wenn dort stünde, 
die indirekte Kreditgewährung an die Noten­
bank sei verboten, dann könnte diese Bestim­
mung ja nicht vollzogen werden, denn sonst 
müßte man zur Kreditlenkung durch die 
Notenbank übergehen. 

Herr Finanzminister!  Das ist eine mehr als 
billige Ausrede, denn in dem Fall, um den 
es geht, um die 2 Milliarden Schilling, ha,t 
jeder der Beteiligten gewußt, daß es um eine 
Transaktion zugunsten des Bundes geht. Kein 
Mensch war im Zweifel darüber, daß hier 
vielleicht auch andere Kreditnehmer in Frage 
kommen könnten. Diese Aktion ist ja bei 
Ihnen erfunden und zugunsten des Bundes 
abgewickelt worden. Das wußte das Direkto­
rium der Nationalbank, das wußte die Post­
sparkassa, das wußten Sie selbstverständlich, 
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nur haben Sie uns hier schlicht und einfach 
am 13. Dezember angeschwindelt. (Zustim­
mung bei der avp.) Und jetzt ergreifen Sie 
die Flucht nach vorne und erklären schlidlt 
und einfach, hier sei die Vertraulidlkeit ge­
brochen worden. Herr Finanzministerl Das 
riecht ganz gefährlich nach: Haltet den Dieb! 
(Der P r ä  s i  d e n t übernimmt wieder den Vor­
sitz.) Eine Verletzung des Notenbankgesetzes 
ist passiert, und Sie beschuldigen jetzt andere, 
weil das ruchba r  geworden ist. (Erneute Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Eine zweite Sache, wie Sie hier operieren, 
Herr Finanzminister: Kollege Mock hat von 
den 7 Milliarden Schilling Mindereinnahmen 
gesprochen, und Sie haben sofort erklärt, das 
sei eine maßlose Uberschätzung, denn den 
Bund hätten j a  nur 3,9 Milliarden Schilling 
betroffen, und d aher wären nur 3,9 Milliarden 
Schilling budgetwirksam geworden. Herr 
Finanzminister!  Wieder einmal nur die halbe 
Wahrheit, denn bis zu diesem Zeitpunkt, wo 
die 3,9 Milliarden Schilling - das ist der 
Bundesanteil, der Nettoausfall an Ihrem 
Steueraufkommen - wirksam geworden sind, 
hatten Sie ja weitere 3,5 Milliarden Schilling 
erhoffte Mehreinnahmen in Budgetüberschrei­
tungsgesetzen s chon ausgegeben. Daher hat 
Sie die Veränderung der Steuereingänge nicht 
mit 3,9, sondern insgesamt mit weit über 
7 Milliarden Schilling getroffen. (Ruf bei der 
OVP: Wieder erwischtI) 

Herr Finanzminister, wenn Sie hier einen 
kleinen Gag abziehen, weil wir Sie nach den 
Steueränderungen für 1976 fragten, dann seien 
Sie ganz unbesorgt, daß das vielleicht Ihrer 
Person und Ihrer Qualität zuzuschreiben sei, 
daß wir Sie näChstes Jahr noch da haben 
möchten. (Beiiall bei der OVP.) Wir müssen 
nach 1976 fragen - das wissen Sie so gut 
wie ich -, denn wenn Sie 1 976 die Mehr­
wertsteuer erhöhen wollen, dann müßte das 
ja bis Juni diese s  Jahres beschlossen werden. 
Und jetzt haben wir Februar 1975! (Zwischen­
rufe bei der OVP.) 

Herr Finanzministerl Seit einem guten hal­
ben Jahr haben Sie diese Ihre bisherige Tak­
tik auf die Spitze getrieben. Seit einem halben 
Jahr, seitdem klargeworden ist, daß Ihre 
Finanz- und Ihre Budgetpolitik Schiffbruch er­
litten hat, seitdem bemühen Sie sich krampf­
haft, die Wahrheit zu verheimlichen und der 
Offentlichkeit und dem Parlament diese Wahr­
heit vorzuenthalten. Seit einem halben Jahr 
kommen Sie mir vor wie ein Schüler, der ein 
Nichtgenügend auf die Schularbeit bekommen 
hat, der dieses Nichtgenügend zu Hause unter­
schreiben lassen soll und dem jeden Tag eine 
neue Ausrede dafür einfällt, warum er es 
nicht unterschreiben lassen kann, warum er 

es noch nicht wieder in der Schule vorzeigen 
kann. (Abg. W i 1 1  e: Der Herr Finanzminister 
ist längst volljährig, Herr Professor!) 

Herr Finanzminister, ich führe dafür Be­
weise an. In dem Augenblick, als Sie in Ihrer 
Budgetrede den Ausdruck gebraucht haben 
"Die Staatsfinanzen sind in Ordnung",  wußten 
Sie bereits seit · Monaten, daß Sie um erheb­
liche Mindereinnahmen im Jahre 1 974 nicht 
herumkommen können und daß deshalb Ihr 
Budgetdefizit  erheblich größer sein mußte, als 
Sie es im Bundesvoranschlag festgesetzt 
hatten. 

Den Widerspruch müssen Sie aufklären, der 
darin liegt. 

Ein zweites : Als wir das 2. Budgetüber­
schreitungsgesetz im November hier im Hause 
in Verhandlung genommen haben, haben Sie 
selbstverständlich längst gewußt, daß Sie nicht 
die in diesem Budgetüberschreitungsgesetz 
vorgesehenen 2,5 Milliarden Schilling Mehr­
einnahmen bei verschiedenen Steuern zur Be­
deckung dieser Budgetüberschreitung haben 
würden, sondern daß Sie Mindereinnahmen 
haben würden. Ihnen lagen ja, Herr Finanz­
minister, die Zahlen für die Einnahmenergeb­
nisse des Oktober damals vor. 

Hier am Rande eine Bemerkung: Halten Sie 
uns doch b itte nicht für so naiv, daß wir 
glauben, daß durch den Ubergang auf eine 
andere Technik der Haushaltsverrechnung nun 
plötzlich die Zahlen für die Steuereinnahmen 
mit drei Monaten Verspätung kommen wür­
den. Selbstverständlich, Herr Finanzminister, 
haben Sie zwei Wochen nach Ablauf des 
Monats dies e  Zahlen in der Hand, Sie geben 
sie nur nicht her, das ist der Grund. 

Ein drittes :  In der dringlichen Anfrage vom 
22. Oktober 1974 haben Sie, obwohl Sie da­
mals selbstverständlich schon wußten, wie die 
tatsächliche Entwiddung der Einnahmen sein 
würde, noch fromm und gottesfürchtig hier 
erklärt, Sie rechnen mit 3 Milliarden Schilling 
Mehreinnahmen. Ich kann das nicht anders 
bezeichnen als ein Irreführen des Parlaments. 

Und in der dringlichen Anfrage vom 1 3. De­
zember 1 974 haben Sie zu den Fragen 6 bis 8 
ausdrücklich erklärt, daß Sie ohne Rücksicht 
auf die Mehrwertsteuer mit Mehreinnahmen 
von 3 bis 3 ,5  Milliarden Schilling rechneten, 
obwohl Sie, Herr Fino.nzminister, damals 
selbstverständlich wissen mußten und auch 
gewußt haben, daß davon überhaupt keine 
Rede sein konnte. Herr Finanzministerl Das 
bezeichne ich als Verschleiern und als Schmäh­
führen. (Beifall bei der OVP.) 

Sie haben nicht nur diese Art von Informa­
tion für das Parlament betrieben, sondern Sie 
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sind dabei auch - und auch das kann ich 
beweisen - an den Rand der Legalität ge­
gangen. Denn weil Sie die Wahrheit hier nicht 
eingestehen wollten, haben Sie nicht so ge­
handelt, wie Sie hätten handeln müssen, näm­
lieh entweder - das hat Kollege Morlt schon 
gesagt - entsprechende Ausgabenkürzungen 
nach Artikel 11 des Finanzgesetzes vorzuneh­
men - aber sagen Sie jetzt nicht gleich wie­
der, ich hätte das vorgeschlagen, ich hätte 
verlangt, daß Sie das tun sollen; das wäre 
Ihre rechtliche Aufgabe gewesen - oder als 
Alternative eine Finanzgesetznovelle dem Par­
lament vorzulegen und darin eine entspre­
-chende zusätzliche Finanzierungsermächtigung 
für den zusätzlichen Budgetabgang zu ver­
langen. 

Sie wußten schon im November, Herr 
Finanzminister, daß das Jahresende mit einem 
zusätzlichen Defizit von 6 bis 1 Milliarden 
Schilling enden würde; Sie haben es ja heute 
endlich sagen müssen. Sie wußten genauso, 
wie wir es heute wissen, daß Sie das ohne 
gesetzliche Grundlage gemacht haben, und Sie 
hätten rechtzeitig die gesetzliche Grundlage 
dafür ansprechen müssen und anspredien kön­
nen. Denn Sie sind von dieser Entwiddung 
nicht überrascht und nicht überfallen worden, 
sondern sie war seit langem vorhersehbar. 
(Beifall bei der OVP.) Und weil Sie die Wahr­
heit nicht eingestehen wollten, sind dann die 
fragwürdigen Aktionen wie etwa diejenige 
mit der Notenbank zustande gekommen, wo­
mit Sie kaum einen Beitrag zur Vertiefung 
des Vertrauens in die österreichische Finanz­
politik, sondern nur einen erheblichen Beitrag 
zu ihrer Verunsicherung geleistet haben. 

Ein weiteres : die hektische Kreditaufnahme, 
die Sie seit dem 1 .  Jänner betrieben haben. 
Sie sprechen jetzt hier von Kassenliquidität. 
Herr Finanzminister, 10 Milliarden Schilling 
in sechs Wochen aufnehmen müssen hat nichts 
mit Liquidität zu tun, sondern ist auf die 
Tatsache zurückzuführen, daß Sie aus dem 
Vorjahr Schulden in das heurige Jahr über­
wälzen mußten, weil Sie sie im Vorjahr recht­
mäßig nicht bezahlen konnten. Das bedeutet, 
daß Sie diese Schulden nun auf Kosten der 
Finanzierungsermächtigung des heurigen Jah­
res bezahlen müssen und daß Ihnen das Geld 
im weiteren Ablauf dieses Jahres fehlen wird. 

Herr Finanzminister! Ich brauche nur ein 
weiteres Element erwähnen: das Prolongieren 
der Schatzwechsel im Zusammenhang mit der 
Mehrwertsteuer in den letzten Tagen. Ich sage 
Ihnen heute schon, ohne auf dieses Thema aus 
Zeitmangel einzugehen: Hier gibt es Gesetze! 
Ich möchte Sie auffordern, auch dort die Ge­
setze eindeutig einzuhalten. 

Wir haben im Mehrwertsteuergesetz eine 
Zweckbindung für die Investitionssteuer. Sie 
ist für die Rürltzahlung der in diesem Zu­
sammenhang aufgenommenen Kredite des 
Bundes zweckgebunden. Das Bundesfinanzge­
setz, auf das Sie hingewiesen haben, entspricht 
diesen Bedingungen nicht. 

Herr Finanzminister, ein letztes : Trotz die­
ser hektischen Kreditaufnahme langen die Mit­
tel noch immer bei weitem nicht, denn schon 
wieder werden diejenigen Rechnungen in 
erster Linie bezahlt, die von Firmen stammen, 
die rechtzeitig ihre Betriebsräte in die Himmel­
pfortgasse schicken und dort die Zahlungen 
urgieren. 

Jetzt sind Sie auf der Flucht nadl vorne 
und reden von der Mehrwertsteuer, jetzt 
neuerdings auch schon davon, daß die Kredite, 
die Sie aufnehmen, der Vollbeschäftigung die­
nen. Herr Finanzminister, die Kredite, die Sie 
derzeit aufnehmen, dienen in gar keiner Weise 
der Vollbeschäftigung, sondern sie dienen da­
zu, Schulden zu zahlen. Damit wird nicht ein 
einziger Arbeitsplatz gesichert (Beifall bei der 
OVP), wohl aber werden im weiteren Ablauf 
Arbeitsplätze gefährdet. 

Ich glaube, es wäre tängst an der Zeit, daß 
Sie hier offen und ehrlich die Dinge nennen, 
so wie sie genannt werden müssen. Der Appell, 
den der Präsident des Gewerkschaftsbundes 
gestern ausgesprochen hat, der heute hier 
schon erwähnt wurde, sollte für Sie überle­
genswert sein. Ansonsten müßte man dem 
Herrn Präsidenten des Gewerkschaftsbundes 
sagen, daß mit dieser Finanzpolitik das, was 
er beabsichtigt, nicht gefördert, sondern un­
möglich gemacht wird. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e I: Gefährdet wird!) Denn durch diese 
Finanzpolitik wird genau das verunsichert und 
unmöglich gemacht, was ihm offenbar vor­
schwebt, nämlich konjunkturstützend im Laufe 
des heurigen Jahres einzugreifen, wenn durch 
Ihre Politik, Herr Finanzminister, Arbeits­
plätze in Gefahr kommen sollten. 

Daher kann ich an den Schluß nur die Uber­
legung stellen, ob Sie, Herr Finanzminister, 
es sich nicht längst überlegen müßten, der 
österreichischen Bevölkerung nicht mehr mit 
der von Ihnen erfundenen I ISchmähführung" 
zu kommen, sondern Ihre Aufgabe ernst zu 
nehmen, so ernst, wie es die gegenwärtige 
Situation beziehungsweise die wirtschaftliche 
Lage erfordert, über die wir uns beide, hoffe 
ich, keine Illusionen machen, so über die 
Frage des Finanzierungsspielraums für allfäl­
lig notwendige konjunkturstützende Operatio­
nen, den Sie abgeschnitten haben, kurzum 
Fragen, wie man die Probleme, vor denen wir 
stehen, lösen kann. 
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Den Weg, den Sie bisher gegangen sind, 
aus reiner politischer Optik heraus die Oster­
reicher im unklaren zu lassen, ihnen nur das 
Schönste zu erzählen, die Opposition mög­
lichst im unklaren und im unsicheren tappen 
zu lassen, mit anderen Worten, das fortzu­
führen, was Sie im Unterhaltungsprogramm 
des Rundfunks schon getan haben, all das, 
Herr Finanzminister, halten wir nicht für rim­
tig. Zu einer solchen Politik können wir bei 
bestem Willen kein Vertrauen mehr haben. 
(Lebhafter langanhaltender Beifal1 bei der 
OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesminister Dr. Andros ch .  Ich erteile es 
ihm. (Ruf bei der OVP: Keiner von der Frak­
tion! ) 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdt: 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Zunächst einmal, 
damit das nicht im Raum stehen bleibt: ICh 
habe alle Fragen, alle Fragen beantwortet, 
alle 1 8, die Sie gestellt haben. (Abg. K e r n: 
Aber wie!) Ich lasse mir nicht unterstellen, 
daß das nicht geschehen ist. Ich habe die 
nackten Zahlen genannt. Ich bin darüber hin­
aus auf Ihre irreführenden Fakten in der Be­
gründung eingegangen und habe dies im Zu­
sammenhang mit der Wirtschaftsentwicklung 
gebracht, weil ja ein solcher Zusammenhang 
- das wird hoffentlich niemand bestreiten -
besteht. 

Sie werfen die Frage der Abdeckung der 
bis 1 977 befristeten Mehrwertsteuerfinanzie­
rung noch einmal auf. Sie wissen so gut wie 
ich, daß die betreffende Ubergangsbestimmung 
dreierlei vorsieht : daß erstens dieser Kredit 
bis zu 10 Milliarden aufgenommen werden 
darf, eine Ermächtigung, daß im Ausmaß von 
4 Milliarden von dieser Ermächtigung Ge­
brauch gemacht wurde, daß dieser Betrag bis 
spätestens 3 1 .  1 2. 1 977 zurückzuzahlen ist, daß 
die Investitionssteuer dafür zweckgebunden 
ist und daß - bitte, das ist die Ziffer 5 -
der Bundesminister für Finanzen ermächtigt 
wird, hier zu prolongieren und zu verlängern, 
bei gleichbleibenden Bedingungen, je nach 
dem Erfordernis. Dieses Erfordernis ist in 
j enem Ausmaß größer, in dem die zweckge­
bundene Einnahmenseite in den ersten beiden 
Jahren mit 5 Milliarden zurückgeblieben ist. 
Ich habe eine eindeutige Ermächtigung vom 
Parlament. Das Parlament hat mir sie nimt 
nur materiell-rechtlich gegeben, sondern hat 
das im Bundesfinanzgesetz sozusagen in dop­
pelter Determiniertheit noch einmal beschlos­
sen. Dies, um schon vorweg die Sache klarzu­
stellen und nkht die Möglichkeit zu geben, 
hier durch Weglassung der Ziffer 5 einen fal­
schen Eindruck in der Offentlichkeit zu er­
wecken. (Beifall bei der SPO.) 

Zum zweiten: Rechnungen. Es hat noch nie 
so wenig offene Rechnungen an die Wirtschaft 
gegeben wie im jetzigen Zeitpunkt. (Abg. 
K i n  z 1: Kein Mensch glaubt das!) Das stimmt, 
ob Sie es glauben oder nicht. Ich kann es ja  
nachweisen. 

Es hat aber nom nie im Verhältnis dazu 
so hohe Steuerschulden der Wirtschaft an den 
Bund gegeben. 

Ich gebe jedoch zu, daß einzelne Bundes­
länder - hier geht es um die Auftragsverwal­
tung des Bundes - Ende Jänner noch nicht 
sagen können, wieviel offene Verpflichtungen 
bei ihnen bestehen. Aber für diese Mängel 
in der Auftragsverwaltung des Bundes bei 
den Ländern können Sie mich nicht verant­
wortlich machen! 

Nun zur Frage des Spielraums. Es ist völlig 
richtig, die Frage aufzuwerfen, wie groß der 
Finanzierungsspielraum ist. (Abg. G I  a s e  r; 
Was ist mi t den Schwierigkeiten bei der Gen­
darmerie?) Das ist unwahr. (Abg. G I  a s e  r; 
Schauen Sie nach! Wie lange muß bei Reise­
kostenrechnungen gewartet werden?) Nein, 
das ist unwahr. 1966 bis 1969 sind von Jahr 
zu Jahr trotz Steuererhöhungen der Anteil 
des Defizits an den G esamtausgaben und der 
Anteil der Finanzschulden am gesamten 
Bruttonationalprodukt gestiegen. Sie können 
das den Unterlagen zum Budget entnehmen. 
(Abg. G 1 a s e  r: Benzingeld für die Streifen­
fahrzeuge bleibt man schuldig!) Seit 1 970 ist 
das trotz dreier Steuersenkungen, einer Reihe 
von Zollsenkungen und der stabilitätspoliti­
schen Zurückhaltung bei der Tarifanpassung 
gesunken, und um das  ist heute der Spiel­
raum größer. 

Durch die Entwicklung der Wirtschaft, vor 
allem der Zahlungsbilanz, ist die Kreditwür­
digkeit größer geworden, zum Unterschied 
vom Jahre 1 967. Herr Vizekanzler Dr. Wit� 
halm! Ich darf Sie daran erinnern. 

Ich darf Ihnen sagen, was wir noch gemacht 
haben: 1966 bis 1 969 wurden von Ihnen Inve­
stitionen im Ausmaß von 3 1  Milliarden getä­
tigt; das sind im Schnitt 1,7 Milliarden pro 
Jahr. Dafür haben Sie 14,2 Milliarden an Kre­
diten aufgenommen, netto, also unter Abzie­
hung der Rückzahlungen, das sind 3,6 Milliar­
den pro Jahr. Das heißt : 50 Prozent haben Sie 
selbst finanziert, 50 durch Fremdfinanzierung. 

Wir haben 1 970 bis 1 974 67,9 oder im Jah­
resschnitt 1 3,6 Milliarden investiert und haben 
dafür in fünf Jahren 1 6, 1  oder im Jahresschnitt 
3,2 Milliarden an Krediten aufgenommen. Ja 
wir haben aber die größere Summe mit weni­
ger Krediten finanziert, weil wir eine solidere 
Finanzpolitik gemacht haben. (Beifall bei der 
SPO.) 
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Das ist der Spielraum, der heute zur Ver­
fügung steht. Was Sie aber tun wollen, ist 
die Ablenkung von dieser Wirtschaftsentwick­
lung, von der Steuersenkung, indem Sie ein 
Bankrott-, ein Konkursgerede entfachen und 
in Wahrheit die Millionen Arbeitnehmer, die 
diese Leistungen erbracht haben, diesem Vor­
wurf aussetzen. Ich glaube, auch das muß zu­
rückgewiesen werden! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Dr. TuB. Ich erteile ihm das Wort. 
(Ruf bei der OVP: Abschiedsrede?) 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Der National­
rat muß siCh in der Tat in den letzten Monaten 
in immer kürzeren Zeitabständen mit finanz­
politischen und Budgetproblemen beschäftigen, 
aber nicht etwa deswegen, weil hiefür sam­
lich fundierte Gründe vorhanden wären (Abg. 
Dr. B I  e n k: Na nett), sondern das ist - der 
Verlauf der bisherigen Debatten, besonders 
der heutigen, hat dies ja sehr eindringlich 
gezeigt - auf den Umstand zurückzuführen, 
daß die Osterreichische Volkspartei einfach 
das Opfer ihrer eigenen verfehlten Haltung, 
des permanenten Krankjammerns unserer 
Wirtschaft, des ständigen Lamentierens, ge­
worden ist. 

Für die Osterreichische Volkspartei, die 
offenbar wirklich in einen Teufelskreis gera­
ten ist, rächt sich nun einmal sehr bitter, daß 
sie in den letzten Jahren zu den wichtigsten 
Vorhaben und Vorschlägen der sozialistischen 
Fraktion nur immer ein eisiges Nein gehabt 
hat. Keine konkreten Alternativen, keine bes­
seren Vorschläge als jene, die die Regierung 
beziehungsweise die sozialistischen Abgeord­
neten aufgezeigt haben. 

Die Osterreichische Volkspartei ist nun 
heute einfach der Getriebene, der Gefangene 
der eigenen Propaganda, die seit Wochen 
immer wieder trommelt, wie schlecht es uns 
ginge, daß der Staat, daß unsere WirtsChaft 
krank sei, daß wir am Ende unseres Lateins 
seien, daß dieser Staat konkursreif wäre, daß 
eine Bankrottstimmung ausgebrochen sei. 

Meine Damen und Herren! ICh glaube, es 
steht eindeutig fest, und der Verlauf und vor 
allem der Inhalt, der Tenor der heutigen 
dringlichen Anfrage beweist, daß die Oster­
reichische Volkspartei wahrliCh außer Rand 
und Band geraten ist. Sie haben einfaCh die 
Selbstbeherrschung verloren, und es ist Ihnen 
auch der Sinn für Ziel und Maß einer wirkliCh 
fundierten politischen Konfrontation über so 
ernste Fragen, wie es die wirtschaftliche Situa­
tion, wie es die finanzielle Entwicklung unse­
res Staates ist, abhanden gekommen. Was Sie 
vielmehr in der letzten Zeit in immer gestei-

gerterem Ausmaß betreiben, was Sie geradezu 
fast bis zur Unverantwortlichkeit steigern, ist 
das Spiel mit dem Feuer, das Sie entfacht 
haben, indem Sie immer wieder versuchen, 
die Verunsicherung, die Angst zu steigern, 
immer wieder eine gewisse Panikmame be­
treiben, indem Sie der von Ihrem Klubobmann 
Dr. Koren schon seit vier Jahren immer wie­
der zur Schau getragenen SChwarzmalerei eif­
rigst nacheifern, ja sie geradezu noch zu über­
bieten versuchen. 

Wenn Sie allerdings glauben, daß wir bank­
rott seien, daß wir am Ende wären, dann 
frage ich Sie heute in aller Offentlichkeit: 
Warum dann das Buhlen, warum das Drängen, 
warum Ihr permanentes Bemühen, zu ver­
sumen, mit uns eine Koalition einzugehen? 
(Beifall bei der SPo.) Wenn diese Regierung 
so schleCht ist, wenn sie niChts kann, warum 
wollen Sie dann unter allen Umständen in 
diese Regierung hinein'? Das ist doch, meine 
Damen und Herren, im Grunde genommen ein 
innerer Widerspruch. (Zwischenrufe bei der 
OVP. - Apg. B r a n d s t ä t t e r: Dabei ist 
Ihr Wunsch der Vater des Gedankens!) 

Und ausgerechnet Herr Dr. Mo<k strapaziert 
sich in den letzten Tagen sehr als Ratgeber. 
Er hat zum Beispiel vor einigen Tagen den 
Rat erteilt, den Vorsmlag unterbreitet, man 
möge doch das WissensChaftsministerium auf­
lösen, das Wissenschaftsrninisterium sei völlig 
überflüssig. 

Promptest kam die Retourkutsche. Nicht von 
uns, sondern vom Rektor der Wiener Univer­
sität und von anderen maßgebenden namhaf­
ten Wissenschaftern, die eingesehen haben, 
wie richtig der Entschluß der sozi"alistischen 
Regierung gewesen ist, ein eigenes Ministe­
rium für Wissenschaft und Forschung einzu­
richten, und daß es erst, seit dieses Ministe­
rium besteht, mit der Wissenschaftsförderung, 
mit der Forschung in Osterreich entsprechend 
bergauf geht. 

Und heute, meine Damen und Herren, hat 
uns Dr. Mock einen zweiten Rat erteilt : Gene­
relle Ausgabenkürzungen hätten im Jahre 1 974 
vorgenommen werden sollen. Im frage nun 
eines: Ist es Aufgabe des OAAB-Obmannes 
Mock, den Wirtschaftsbund-Funktionär Mitte· 
rer mit guten Ratschlägen zu übertreffen, der 
sich beispielsweise ereifert und gesagt hat : 
Na gut, eine gewisse Arbeitslosigkeit schadet 
nicht. Mock sagt : Generelle Ausgabenkürzun­
gen. Heißt das, wenn man schon von generel· 
len Ausgabenkürzungen sp rimt , daß die Ge· 
hälter, daß die Pensionen gekürzt werden sol­
len beziehungsweise im Jahre 1 974 gekürzt 
hätten werden sollen? (Zwischenruf des Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i e r.) Oder wollten Sie damit 
sagen, daß im Jahre 1974 auf dem Gebiet 
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der Bauwirtschaft Einschränkungen hätten vor­
genommen werden sollen? Oder waren Sie 
der Meinung, daß die Preisstützungen für die 
Landwirtschaft gekürzt hätten werden sollen? 
Ist auch Herr Minkowitsm, ist aum Herr Dok­
tor Lanner, sind die Herren des Bauernbundes 
der gleichen Auffassung? 

Sie smreiben, meine Damen und Herren, 
in Ihrer heutigen dringlichen Anfrage nun 
sm on zum dritten Mal - in den letzten Mona­
ten haben Sie das schon zum dritten Mal ge­
tan - vom Verschleiern. Was versteht man 
unter Verschleiern? 

Sie werden mir jetzt nicht ungehalten sein, 
wenn ich das etwas zu analysieren versuche : 
Es besteht offenbar ein Schleier zwismen 
Ihnen und dem Objekt. Aber, meine Damen 
und Herren, das muß doch nicht darauf zu­
rückzuführen sein, daß hier tatsädllidl ein 
Schleier vorhanden ist. Vielleicht ist der 
Schleier nur vor Ihren eigenen Augen. Viel­
leicht haben Sie eine Mattscheibe vor Ihren 
Augen, denn sonst hätten Sie schon längst 
nach den vielen Antworten, die man Ihnen 
erteilt hat, begreifen müssen, worum es geht 
und wie es in Osterreich tatsächlich aussieht. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e 1: Diese matte Scheibe 
heißt Tul1!) 

Herr Dr. Kohlmaierl Wenn ein Kopf mit 
einer Lichtfaßsäule zusammenstößt, so ist das 
nicht unbedingt die Schuld der Lichtfaßsäule, 
es kann auch anders gelagert sein. Das möchte 
ich Ihnen nur im Zusammenhang mit diesem 
Ihrem Zwischenruf gesagt haben. (Bei/all bei 
der SPO. - Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r :  Das 
heißt "Litfaßsäule", nach ihrem Erfinder, und 
hat mit "Licht" nichts zu tun! Ihre Bildung 
ist mangelhaftf) 

Meine Damen und Herrenl Nun möchte ich 
in diesem Zusammenhang noch etwas ande­
res hier sagen. Sie haben heute von einer 
verfehlten Budget- und Steuerpolitik gespro­
chen. Sie haben gesagt, daß die BUdget- und 
Steuerpolitik im Jahre 1974 verfehlt gewesen 
sei. 

Ich möchte doch etwas hier klarstellen: Man 
soll die Budget-, die Steuer- und die Finanz­
politik doch nicht im luftleeren Raum, nicht 
isoliert betrachten, sondern sie in einem Zu­
sammenhang sehen, in einer Verbindung mit 
der gesamten Wirtschaftspolitik. Und wenn 
Sie, Herr Dr. Koren, heute davon reden, daß 
der Herr Finanzminister die österreichische 
Bevölkerung auf den Schmäh führt, daß er 
nur Schmäh reißt, so frage ich Sie: Glauben 
Sie wirklich, daß Sie damit in der Offentlich­
keit bestehen können? Die ganze Welt  weiß 
doch, daß es uns im Jahre 1974 erstaunlich gut 
gegangen ist, daß wir im Spitzenfeld der inter-

nationalen Wirtschaftsentwicklung gestanden 
sind, daß wir hinsichtlich der Wachstumsraten 
unter den besten Ländern der Welt gewesen 
sind. Alle wissen das, nur Koren, Schleinzer 
und Moc:k sind anscheinend anderer Meinung. 
Sie jammern, sie lamentieren, sie stellen sidl 
an die Klagemauer und ergötzen sich einfach 
nur in der Schwarzmalerei, im Schwarzsehen. 

Meine Damen und Herrenl Uberall weiß 
man, in allen Ländern - auch die österrei­
chische Bevölkerung hat es doch erlebt -, wie 
es im Jahre 1 974 in diesem Lande aufwärts­
gegangen ist, wie sich hier die Wirtschaft ent­
wickelt hat. 

Wir wissen doch, meine Damen und Herren, 
daß die Industrieproduktion im vergangenen 
Jahr real um 6 Prozent gewachsen ist. Wir 
freuen uns, daß das Gewerbe eine Zuwachs­
rate von real 5 Prozent zu verzeichnen gehabt 
hat. Und wir alle zusammen haben Ursache, 
zufrieden zu sein - auch Sie von der Indu­
strie, vom Gewerbe -, daß die Bruttoanlage­
investitionen im vergangenen Jahr 1 85 Mil­
liarden Schilling betragen haben. Das waren 
30,3 Prozent des Bruttonationalproduktes. Und 
da glauben Sie, vor die Bevölkerung hintre­
ten und sagen zu können : Euch ist es im 
vergangenen Jahr so schlecht gegangen. Die 
sozialistische Regierung hat ve'rsagt, die 
sozialistische Regierung hat nicht die in sie 
gesetzten Erwartungen erfüllt. (Abg. Doktor 
K 0 h I m a i  e r: Nein, bestimmt nicht! - Zwi­
schenruf des Abg. S u p p  a n.) 

Schauen Sie sich doch die Situation auf dem 
Einkommensektor an, Herr Abgeordneter Sup­
pan, schauen Sie sich doch an, um wieviel 
näher wir der Europareife gekommen sindl 
Die Einkommen - im Jahre 1 970 1 78 Milliar­
den Schilling - sind in drei Jahren auf 
271 Milliarden Schilling gestiegen. Die monat­
lichen Reallöhne der Arbeiter sind in der 
Zeit der OVP-Alleinregierung um 1 4  Prozent 
gestiegen, während sie von 1970 bis 1 973 um 
19,7 Prozent gewachsen sind. 

Meine Damen und Herren I D a  kann man 
wahrlich nicht von Konkurs, von Bankrott 
sprechen, da kann man wahrlich nicht eine 
Weltuntergangsstimmung den Osterreicherin­
nen und Osterreichern vorgaukeln. 

Wenn Sie heute von den Schulden sprechen, 
wenn Sie sagen, daß Osterreich verschuldet 
sei, so möchte ich doch in aller Bescheiden­
heit darauf aufmerksam machen, daß dem doch 
lange nicht so ist. Die Zahlen sprechen doch 
eine ganz andere Sprache. Die können Sie 
doch nicht einfach wegdiskutieren. 

Im Jahre 1969 betrugen die Finanzschulden, 
gemessen am Bruttonationalprodukt, 1 3 , 1  Pro­
zent, im Jahre 1 974 nur mehr 1 0, 1  Prozent. Das 
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heißt, im Verhältnis zum Bruttonationalpro­
dukt ist die Verschuldung nicht gestiegen, 
sondern im Gegenteil gesunken. 

Die Nettokreditaufnahmen der Jahre 1970 
bis 1 974 betrugen, wie wir soeben erfuhren. 
1 6  Milliarden Smilling, und 68 Milliarden 
konnten investiert werden. Ja glauben Sie, 
meine Damen und Herren, daß man da wirk­
lich guten Gewissens den Osterreimerinnen 
und Osterreimern sagen kann, daß diese Re­
gierung sdlledlt gewirtschaftet hätte, daß wir 
keine Erfolge zu verzeichnen hätten? 

Die Tatsachen strafen Sie dom Lügen! Die 
Tatsadlen beweisen doch, worum es Ihnen 
geht! Ihnen geht es doch im Grunde genom­
men um nichts anderes, als eine Vorwahl­
hysterie zu entfachen, einfach im Trüben zu 
fischen und die Leute irrezuführen, um auf 
diese Art und Weise vielleicht für sich eine 

Das sind Tatsamen, über die man nicht hin­
wegkommt. und da nützt es doch nicht zu 
glauben, von Zeit zu Zeit hier herausgehen 
zu sollen, um neuerlich das Klagelied anzu­
stimmen, in der Annahme, daß die Bevölke­
rung sChon das vergessen hat, was man bei 
der letzten Beantwortung einer dringlichen 
Anfrage gesagt hat. 

Noch ein Wort zu der Verschuldung. Natür­
lich wird es Situationen geben, wo man Schul­
den machen wird müssen. Aber glauben Sie 
nicht, daß es gerechtfertigt, daß es volkswirt­
schaftlidl rimtig ist, wenn man große infra­
strukturelle Maßnahmen, von denen vor allem 
künftige Generationen Vorteile haben wer­
den, im Kreditwege finanziert und damit vor­
sorgt, daß aum die kommenden Generationen 
einen entsprechenden Beitrag dazu leisten 
können? Glauben sie nicht, daß das richtig 

bessere politische Wahlausgangsposition zu ist? 
sChaffen. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Noch etwas 
glaube ich im Zusammenhang mit den Smul­
den. Sie jammern so über das Defizit im 
Staatshaushalt. Sie haben heute erfahren, daß 
das Defizit im vergangenen Jahr um ungefähr 
6 Milliarden Schilling höher ist als prälimi­
niert. (Ruf bei der OVP: 18 Milliarden!) Ja, 
auf 1 8  Milliarden ist es gestiegen. - Sie haben 
erfahren, worauf das zurückzuführen ist ! 

So geht es nicht : auf der einen Seite zu 
verlangen, zu lizitieren, vielleicht unter Um­
ständen dann, wenn man erst dagegen gewe­
sen ist, in der Offentlichkeit so zu tun und 
den Eindruck, den Anschein zu erwecken, daß 
man ja im Grunde genommen immer dafür 
gewesen ist und daß man selbst die Initiativ(� 
gesetzt hat, während man sich auf der anderen 
Seite, wenn es heißt, Rechnung zu legen, da · 
von drückt und glaubt, alle Schuld nunmehr 
nur dem Finanzminister zuschieben zu können. 

Und noch etwas : Wir wissen doch ganz ge · 
nau, wie die wirtschaftliche, wie die finan · 
zieUe Situation rings um tJsterreich aussieht. 
Wir können uns glüddich preisen, daß wir vor 
diesen großen Problemen, wie sie heute in 
anderen Ländern tagtäglich zur Diskussion 
stehen, verschont geblieben sindl (Ruf bei der 
OVP: Welche?) Welche? - Herr Kollege!  Dan 
es heute in Europa 4 Millionen Arbeitslose 
gibt, während wir in tJsterreich so gut wie 
überhaupt keine Arbeitslosigkeit haben, das 
ist doch schließlich und endlich nicht vom 
Himmel gefallen, sondern auf den Umstand 
zurückzuführen, daß diese Regierung eine 
Politik der Vollbeschäftigung, des Wirtschafts­
wachstums und der weitestgehenden Stabili­
sierung geführt hat. (Beifall bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie lamentieren 
deswegen, weil das Defizit im vergangenen 
Jahr sadlliCh begründet um 6 Milliarden Schil­
ling angestiegen ist. Zu gleimer Zeit verlan­
gen namhafte Nationalökonomen Schwedens 
(Zwischenrufe bei der OVP), die weit über 
die Grenzen ihres eigenen Landes in der Welt 
Ansehen und einen entsprechenden Ruf ge­
nießen, daß in SChweden das Defizit vergrö­
ßert werde, um dort eben das Wirtschafts­
wachstum zu sichern, um die Wirtschaft voll­
beschäftigt zu erhalten, um damit die Prospe­
rität, den wirtschaftlichen, sozialen und kul­
turellen FortsrnriU dieses Landes sicherzustel­
len. Das ist eine Entscheidung, die auch uns 
nicht erspart bleiben wird. 

Ich glaube daher: Wir müssen diese Dinge 
nüchtern sehen, mit einem realpolitismen 
Maßstab beurteilen und dürfen ni rnt die Wirt­
schaft beziehungsweise diese Probleme ein­
farn leichUiertig zum Gegenstand wahlpoliti­
scher Auseinandersetzungen und einer gren­
zenlosen Demagogie machen, wie dies in den 
letzten Wochen leider gesChehen ist. (Zustim­
mung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! So gesehen ist 
das, was die Regierung bisher getan hat, rich­
tig. Denn wie hätte es ausgesehen, wenn wir 
beispielsweise verschiedenen Ihrer Vorschläge 
nachgekommen wären? Hat nidlt Herr Doktor 
Schleinzer anläßlich der Einführung der Mehr­
wertsteuer davon gesprochen, daß man den 
Mehrwertsteuersatz senken müßte? 16 Prozent 
sei zu hoch, mit 1 5  Prozent müßte das Auslan­
gen gefunden werden! Ja wissen Sie, daß das 
immerhin eine Vergrößerung, eine ganz be­
adltliche Vergrößerung des Defizits bedeutet 
hätte? 
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Wenn es sich jetzt herausstellen sollte, daß 

man mit 16 Prozent nicht das Auslangen fin­
det : wie wären wir dann dagestanden, wenn 
wir wirklich der Empfehlung Ihres Bundes­
parteivorsitzenden gefolgt wären und uns mit 
15 Prozent begnügt hätten? 

Wenn Sie heute hier davon gesprochen 
haben, daß die Arbeitnehmer mehr an Steuern 
entrichtet haben, als im Budget vorgesehen 
war, so ist das richtig. Aber ebenso richtig ist, 
daß die Wirtschaft heute höhere Beträge dem 
Staat schuldig ist denn je zuvor. 

Und darum geht es : hier nüdltern zu über­
prüfen, sachlich und leidensChaftslos zu unter­
suchen, worauf das zurückzuführen ist, und 
wenn man die Gründe bloßgelegt hat vorzu­
sorgen, daß so etwas in Hinkunft nach Tun­
lichkeit vermieden wird. 

Darum geht es : um geordnete Staatsfinan­
zen, an denen letzten Endes nicht nur wir als 
jene Partei, die heute die Alleinverantwortung 
für die Politik in diesem Lande zu tragen hat, 
interessiert sind, sondern dazu sollten sich 
alle staatsbejahenden Kräfte dieses Landes 
bekennen: Es geht hier um mehr als um ein­
fache, plumpe Bauernfängerei, um Stimmen­
fängerei, um demagogische Behauptungen, die 
im G runde genommen keiner sachlichen Uber­
prüfung standzuhalten vermögen ! (BeiJall bei 
der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Peter. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren! Die Debatte steht 
bis j etzt unter dem Leitgedanken: "Aus der 
Fraktion der Osterreichischen Volkspartei zum 
Thema der dringlichen Anfrage nichts Neues !" 

Was heute auf Grund der neuerlichJen dring­
lichen Anfrage der Osterreichischen Volks­
partei abgehandelt wird, ist am 13 .  Dezember 
des vergangenen Jahres bereits einer einge­
henden Diskussion unterzogen worden. Das 
Ergebnis der damaligen dringlichen OVP-An­
frage vom 1 3. Dezember 1974 ist bekannt. 
Ich verstehe daher die Enttäuschung des Herrn 
Klubobmannes Koren nicht, die er vorhin ob 
der dürftigen Beantwortung dieser dringlichen 
Anfrage durch dien Finanzminister zum Aus­
druck. brachte. 

Ich verstehe aber auch die "Nichtgenügend­
Theorie" des Herrn Professor Koren nicht. 
Seit wann, Herr Professor, haben Sie etwas 
gegen ein Nichtgenügend? Die OVP ist doch 
dafür, daß man künftig mit einem Nichtge­
nügend aufsteigen kann! (Heiterkeit.) Warum 
soll nicht Herr Dr. AndrosCh, den Sie für seine 
Budget- und Finanzpolitik mit einem Nicht­
genügend versehen haben, auf Grund der posi-

tiven Haltung, wehne diJe OVP zum Nicht­
genügend einnimmt (Ruf des Abg. M i  n k 0-
w j t s e h), im Rahmen einer großen Koalition 
nach dem 5. Oktober 1 915 wieder als Finanz­
minister auf diese Regierungsbank aufsteigen? 
(Abg. Dr. F i s  e h e  r: Haben Sie jhn gelragtr 
was für Schulden er 1976 machen wird?) Das 
ist wahrscheinlich die Hoffnung, die der 
Finanzminister mit jener Feststellung zum 
Ausdruck brachte, die er vorhin traf. 

Wer hat sich geirrt? - Das ist das Spiel. 
das der Finanzminister im Dienst Dr. Androsch 
und der Finanzminister außer Dienst Doktor 
Koren seit Monaten von Regierungsbank und 
von RednIerpult des Nationalrates aus in Be­
wegung gesetzt haben, und diesen Streit um 
des Kaisers Bart halten beide aufrecht. 

Ich halte mich namens der freiheitlichen 
Fraktion an jene Linie, die ich in der dring­
lichen OVP-Anfrage vom 1 3. DeZlember 1 974 
eingenommen habe und in der ich zum Aus­
druck braChte, daß es sich beim Finanzmini­
ster im Dienst Dr. AndrosCh und beim Finanz­
minister außer Dienst Dr. Koren jeweils um 
den gleich falschen Propheten handelt. 

Ich habe Verständnis für die Kritik, Wlelme 
heute der Klubobmann der Osterreichischen 
Volkspartei an die Adresse des Finanzmini­
sters Dr. Androsen gerichtet hat. Nur: als 
Herr Dr. Koren vor wenigen Jahren auf dem 
gleichen Platz als Finanzminister saß, war 
dieselble Kritik wortwörtlich im Inhalt an die 
Adresse des heutigen Finanzministers außer 
Dienst zu richten. Dr. Koren bekräftigt damit 
nur jene Haltung, die wir Freiheitlichen ihm 
gegenüber zur Zeit der OVP-Alleinregierung 
eingenommen haben. Mich wundert es niCht, 
daß das schlechte Beispiel des Herrn Profes­
sor Koren in seiner Eigenschaft als früherer 
Finanzminister beim Finanzminister Doktor 
Androsch Schule gemacht hat, denn die "Pau­
k enschlagtheorie" hat ja Herr Professor Koren 
unseligen Angedenkens als Finanzminister der 
OVP-Alleinregierung erfunden. 

Meine Damen und Herren! Darf ich Ihnen 
den Korenschen Paukenschlag in bezug auf 
Abgaben- und Steuererhöhungen aus der Zeit 
der OVP-Alleinregirerung in Erinnerung rufen? 

Er umfaßte die Einführung eines zehnpro­
zentigen ZusChlages zur Lohn- und Einkom­
mensteuer sowie zur Körperschaftsteuer, 

die Einführung eines fünfzigprozentigen Zu­
schlages zur Vermögensteuer, 

die Einführung der Zlehnprozentigen Sonder­
abgabe von alkoholischen Getränken, 

die Einführung der zehnprozentigen Sonder-
abgabe von Kraftfahrzeugen, 

. 
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die Erhöhung der Tabaksteuer bei Zigaret­
ten von 62 auf 64 Prozent, bei gewissen Rauch­
tabaksorten von 50 auf 55 Prozent und 

diJe Zweckentfremdung der Uberschüsse des 
Familienlastenausgleiches. 

Das war die Abgaben- und Steuererhöhungs­
politik des Finanzministers der OVP-Allein­
regierung Dr. Stephan Koren, j etzt sind wir 
mit der Abgabenerhöhungspolitik des soziali­
stischen Finanzministers Dr. Androsch kon­
frontiert. 

Wenn. man vom Finanzminister Dr. Koren 
seinerzeit verlangte, er solle die Budgetwahr­
heit gegenüber dem Parlament praktizieren, 
hat er sich ähnlicher und manchmal gleicher 
Methoden bedient, wie sie jetzt der Finanz­
minister der sozialistischen Alleinregierung 
Dr. Androsch anwendet. Das schlechtle Beispiel 
des Fachmannes Koren hat eben beim Finanz­
minister Androsch Schule gemacht. 

Hinsichtlich der Mißachtung des Parlaments 
hat der Herr Bundeskanzler selbst das 
schlechte Beispiel gegeben. Dr. Androsch ist 
somit der Musterschüler von K und K, von 
Kreisky und Koren. (Heiterkeit.) 

Und nun setzt halt Dr. Androsch auch an 
zum Korenschen Pauken schlag in Richtung 
Steuererhöhungen und ist eben der Meinung, 
daß die Mehrwertsteuer angesichts der gege­
benen Lage in absehbarer Zeit von 16 auf 
18 Prozent lerhöht werden soll. Nur, Doktor 
Androsch ist noch nicht so weit, wie Professor 
Koren war, daß er geneigt ist, den gesamten 
Paukenschlag in seinem vollen Inhalt dem 
Parlament darzulegen, obwohl man hinsicht­
lich des roten Paukenschlages in Richtung 
Steuererhöhungen im Finanzministerium schon 
sehr konkrete Vorstellungen haben dürfte. 

Leider - ich muß das im Interesse der 
steuerzahlenden OsterreiCher sagen - hat sich 
Finanzminister Dr. AndrosCh in den letzten 
Monaten zur "Gottesgeißel" der österreichi­
schen Steuerpflichtigen entwickelt. Mich würde 
sehr wundern, Herr Bundesfinanzminister, 
wenn diese Aktion, die Sie jetzt mit Ihren 
1 000 Finanzbeamten gegenüber den Steuer­
pflichtigen setzen, um die letzten Reste an 
Mehrwertsteuer einzutreiben, wirklich von 
jenem Erfolg gekrönt wäre, den Sie sich er­
hoffen. 

Das Fazit der SPO-Herrschaft seit 1970 darf 
man jetzt bereits ziehen: Osterreich ist nicht 
nur der teuerst verwaltete Staat Westeuropas. 
Osterreich ist auch der teuerste Versorgungs­
staat. 

Wundern Sie sich daher nicht, Herr Finanz­
minister , wenn angesichts der wirtschaftlichen 
Schwterigkeiten und angesichts der Vertei-

lungspolitik, die Sie betrieben haben, die Min­
dereingänge an Steuern nunmehr vorliegen. 
In diese Mindererträge ist eingeschlossen die 
Mehrwertsteuer, die · Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer und die Gewerbesteuer, 
während - wie bereits zum Ausdruck ge­
bracht wurde - die Mineralölsteuer stagniert. 
Das Ignorieren der Tatsachen durch dien Bun­
desminister für Finanzen verstehe ich daher 
nicht. Osterreich kann vom Wirtschaftsab­
sChwung nicht abgekoppelt werden, das wird 
die sozialistische Alleinregierung nun doch 
zur Kenntnis nehmen müssen. 

Die Taktik der freiheitlichen Fraktion be­
steht nicht darin, die Situation noch mieser 
zu machen, als sie bereits ist. Wir machen den 
Weg der Osterreichischen Volkspartei des 
Miesmachens nicht mit, deren berechtigte Kri­
tik ich durchaus nicht in Zweifel ziehe, son­
dern bekräftige. Ich glaube nur, daß die Art 
und Weise, wie die OVP diese Kritik übt, 
mit Schlagworten wie Budgetbankrott, wie 
Horrorziffern und wie Schwarzweißmalerei 
der Situation, die meines Erachtens ernst ist, 
nicht geIlecht wird. 

Es ist bedauerliCh genug, daß die Bundes­
regierung nicht willens ist, die Finanzpolitik 
in Ordnung zu bringen. Es ist bedauerlich 
genug, in welchem Ausmaß das tatsäChliche 
Defizit des Haushaltes gegenüber dem vom 
Bundesminister für 1 974 angesetzten Budget 
ausgefallen ist. BedauerliCh ist, daß die sozia­
listische Alleinregierung nicht nur keinen Ge­
sinnungswandel in dieser Frage bis zur Stunde 
bekundet hat, sondern daß ihr auch j egliche 
Ansätze zur EinsiCht fehlen. 

Es ist eigentlich das, was wir heute von 
diesem Rednerpult zum Ausdrudt bringen, im 
Rahmen der letzten Budgetdebatte von A bis Z 
bereits gesagt worden und bedarf daher nur 
der Wiederholung. 

Ein Argument sei daher aus freiheitlicher 
Sicht wiederholt: Herr Bundesminister! Ich 
habe Ihnen damals jenes fragwürdige Jonglie­
ren mit der Verlagerung der Finanzschulden 
in den Bereich der Verwaltungsschulden vor­
geworfen. Wir haben weder während der 
Budgetdebatte noch im Verlauf der beiden 
dringlichen Anfragen der Osterreichischen 
Volkspartei auf dieses offene und leidige 
Thema eine verbindliche und überzeugende 
Antwort erhalten. 

Ich möchte die Vorwürfe der freiheitlichen 
Fraktion anders formulieren und anders arti­
kulieren, als das vom Standpunkt der Oster­
reichischen Volkspartei aus lerfolgt ist. Ich 
erneuere meinen Vorwurf, den ich namens der 
freiheitlichen Abgeordneten während der 
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Budgetdebatte an den Bundesminister für Tatsache, daß Alleinregierungen über ihre 
Finanzen gerichtet habe. Er lautete : Verhältnisse leben. Und jede Alleinregierung 

Der Bundesminister für Finanzen hat sich 
einer Verletzung des Budgetbewilligungs­
rechtes des Nationalrates schuldig gemacht. 

Der Bundesminister tür Finanzen hat sich 
der Mißachtung der Budgethoheit dies Par­
laments schuldig gemacht, 

und zwar durch Ignorierung der Sicherungs­
klausel für den Haushaltsausgleich gemäß 
Art. II des Bundesfinanzgesetzes. 

Auch dieses Thema ist während der Budget­
debatte vom Standpunkt der freiheitlimen Ab­
geordneten eindringlich diskutiert worden. 
Einsicht wurde vom Bundesminister für Finan­
zen nicht bekundet. 

Daher erlaube ich mir, namens der freiheit-
lichen Abgeordneten folgenden Antrag zu stel­
len, und ersuche den Herrn Präsidenten, den­
selben dem zuständ igen Ausschuß zuzuweisen: 

A n  t r a g  der Abgeordneten Peter, 
Dr. Stix und Genossen betreffend auf­

- das bekräftige ich noch einmal - hat ihren 
falschen Propheten. 

Im möchte nom auf die Ausführungen des 
Abgeordneten Tull eingehen, weil er mir das 
Stimwort für das Vertauschen der Rollen 
durch Schwarz und Rot geliefert hat. Herr 
Abgeordneter Tull hat der Osterreichischen 
Volkspartei heute vorgeworfen, daß sie wie­
der einmal, und zwar sehr konsequent, die 
Wirtschaft unseres Landes krankbeten würde. 
Nun, zur Zeit der OVP-Alleinregierung, als 
die Sozialisten in Opposition waren, waren 
die Rollen vertauscht. Damals hat die 
sozialistische S eite sehr lautstark versucht, 
die Wirtschaft krankzubeten, und Dr. Koren, 
der Finanzminister der OVP-Alleinregierung, 
war bestrebt, das Budget gesundzubeten. 

Die Taktik der SPO war damals genauso 
problematisch, wie es heute die der OVP ist. 
Ich zitiere dazu aus meinen Ausführungen 
gegenüber dem Finanzminister Dr. Koren vom 
30. Oktober 1 968: 

klärungsbedürftige Vorgänge im Zu- I "Wir Freiheitlichen" meinen, "daß die 
sammenhang mit dem Budgetdefizit 1974. letzten bei den Jahre auf dem Gebiet der 

Budgetpolitik durch zwei Wesensmerkmale 
gekennzeichnet sind : auf der einen Seite durdl 
das Bemühen der Osterreichischen Volks­
partei, die Budgetsituation gesundzubeten, 
und auf der anderen Seite durdl das Bestreben 
der Sozialisten, die Wirtschaftslage krankzu-

Der Bundesminister für Finanzen hat im 
Zusammenhang mit dem Budgetdefizit 1 974, 
welches - wie mittlerweile zweifelsfrei 
feststeht - fast die doppelte Höhe des 
vorgesehenen B etrages von 1 0,9 Milliarden 
Schilling aufweist, weder gemäß Art. lI des 
Bundesfinanzgesetzes 1 974 generelle Aus­
gabenrück.stellungen verfügt noch im Wege 
einer Bundesfinanzgesetznovelle die Ein­
willigung des Nationalrates zur Finanzie­
rung eines höheren Budgetdefizits einge­
holt. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher den A n  t r a g : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

"Gemäß § 33 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
des Nationalrates wird ein aus 1 0  Mitglie­
dern (5 SPO, 4 OVP, 1 FPO) bestehender 
Untersuchungsausschuß zur Untersuchung 
aufklärungsbedürftiger Vorgänge im Zu­
sammenhang mit dem Budgetdefizit 1 974 
(Mißachtung der Budgethoheit des National­
rates) eingesetzt." 

In formeller Hinsicht wird beantragt, die­
sen Antrag dem Finanz- und Budgetaus­
schuß zuzuweisen. 

Ich möchte nunmehr ganz kurz auf Un­
tugenden eingehen, die jeder Alleinregierung 
eigen sind, ob sie von der Osterreichischen 
Volkspartei oder von der Sozialistischen Par­
tei OsterreiChs gestellt wird, nämlich auf die 

jammern, "  

Die Alleinregierungen haben gewechselt, 
die Vorzeichen sind vertausmt, Prinzip und 
System sind dasselbe. (Abg. Dr. K o r  e n: 
Peter sagt auch das gleiche!) Ich freue mich ja 
über den Gesinnungswandel auf Ihrer Seite, 
Herr Professor Koren. 

Und noch leinmal : Die Bedenken, die Kritik 
der OVP sind im Grundsatz richtig. (Zwischen­
ruf bei der OVP.) - Nur vergibt der Landes­
schulinspektor keine Noten. Das macht der 
Hochschulprofessor Dr. Koren, er ist ja auCh 
der Ranghöhere, und es sei ihm zugestanden. 

Nun zurück zu einer weiteren Auseinander­
setzung mit dem Herrn Finanzminister Doktor 
Koren. In der ersten Lesung zum Budget 1969, 
über jene Staatskassen, die er damals aus­
geräumt hat, führte ich au s :  

"Die Finanzpolitik" der OVP-Alleinregie­
rung "bestand genau in derselben Praxis wie 
die der Koalitionsparteien: den Staatssäckel 
bis auf den letzten Schilling auszuräumen, 
selbst wenn man in Institutionen wie die 
Sozialversicherung greifen muß, um nur halb­
wegs über die budgetären Hürden hinweg­
zukommen." 
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Wäre IeS nicht so gewesen, dann hätte ja 
nicht der Finanzminister Dr. Koren jenen ent­
sCheidenden PaukensChlag setzen müssen, mit 
dem er seinerzeit die Abgaben und Steuern 
so empfindlich erhöht hat. 

Geradezu grotesk ist es, wenn die OVP 
heute kritisiert, daß von Dr. Androsch keine 
mittelfristige Budgetprognose zur Verfügung 
gestellt würde. Dr. Koren hat sich in diesem 
Zusammenhang genauso geweigert, als er 
aktiver Finanzminister war, dem Nationalrat 
d1e mittelfristige Budgetprognose vorzulegen. 
Dazu ist im stenographisChen Protokoll vom 
1 8. Dezember 1 969 folgender Hinweis in 
meiner Rede enthalten: 

"Aber Sie betreiben j a  eine Politik der 
Verwirrung, Herr Professor Koren! Sie wollen 
nicht, daß die Oftientlichkeit Klarheit über die 
Bundesfinanzen erhält. Sie weigern siCh seit 
geraumer Zeit, der Offentlidlkeit reinen Wein 
einzusChenken. Ihre Finanzpolitik und Ihre 
Weigerung, die mittelfristige Budgetprognose 
vorzulegen, Herr Bundesminister für Finanzen, 
kommen mir vor wie ein Kraftfahrer, der bei 
NaCht die SCheinwerfer seines Kraftfahrzeu­
ges ausschaltet und der mit den Insassen in 
der Dunkelheit weiterfährt." 

Genauso sdlalten Sie, Herr Bundesminister 
Dr. Androsdl, heute die Sdleinwerfer Ihres 
Budgetgefährts ab , um damit in der Dunkel­
heit weiterzufahren. Sowohl an die Adresse 
des OVP-Finanzministers außer Dienst Doktor 
Koren als auch an die Adresse des Finanzmini­
sters im Dienst Dr. Androsch sind die gleiChen 
Vorwürfe zu richten. 

Interessant ist vor allem, daß die Weichen­
steIlung, die Professor Koren mit seinem letz­
ten Budget für das Jahr 1 970 vorgenommen 
hat, eine Weichenstellung der Maßlosigkeit 
war. Das OVP-Budgetdefizit Dr. Korens ist ja 
damals in einem Rahmen von 9 Milliarden 
SChilling präliminiert gewesen. 

Mit diesem Beispiel hat der Herr Finanz­
minister von damals, nämliCh Dr. Koren, gera­
dezu "appetitanregend" auf den nachfolgenden 
Finanzminister Dr. Androsch gewirkt. 
AndrosCh setzt die verfehlte Budgetpolitik von 
Koren konsequent zum Nachteil des Steuer­
zahlers fort. 

Ich frage mich nur, warum heute diese 
zweite dringlidle Anfrage der Osterreichischen 
Volkspartei in ein und derselben Sache not­
wendig war. Sie hat nichts Neues gebraCht 
außer der Feststellung, daß eben die Finanz­
politik des derzeitigen Finanzminister Doktor 
Androsch genauso problematisch, genauso 
fragwürdig und genauso falsch ist, wie es 
seinerzeit die Finanzpolitik von Professor 

Koren war. Der Nachlaß, also das Budget-Erbe 
des Finanzministers Dr. Koren, waren eben 
9 Milliarden SChilling Defizit. Herr Dr. An­
drosCh hat seinen Ehrgeiz darein gesetzt, das 
KorensChe Defiziterbe im Budget zu ver­
doppeln. Dieses Ziel hat der sozialistisChe 
Finanzminister erreicht. Der sChledlte Lehrer 
Koren ist mit schlechtem Beispiel vorangegan­
gen, und Androsch war ein gelehriger Schüler 
des schlechten Lehrers Koren. Professor Korens 
schlechte Sitten haben nunmehr den Finanz­
minister Dr. Androsch inspiriert, die Finanz­
und Budgetpolitik Osterreidls ganz zu ver­
derben und das Defizit von 1 0  auf 20 Mil­
liarden Schilling zu verdoppeln. (Beifall bei 
der FPO.j 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab ­
geordnete Dr. Keimel. 

Abgeordneter Dr. Keimel (OVP) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herrenl Mit dem. 
schon bekannten Blick in die Vergangenheit 
beridltet der Finanzminister vor dem Mini­
sterrat wieder über das Jahr 1 974 von einer 
positiven Wirtschaftsentwicklung mit Daten, 
die er nicht zu verantworten hat, die audl 
nicht von ihm kommen, wie etwa über das 
Wirtschaftswachstum, über Exportzuwachs 
und so weiter. 

Das, meine Damen und Herren, bestätigen 
auch wir - und das sage ich gerade Ihnen, 
Herr Abgeordneter TuB -: Die Wirtschaft 
ist nicht krank. Das ist - wenn ich es so nen­
nen darf - der Noch-Erfolg aller in der Wirt­
schaft Tätigen, der Tausenden sehr fleißigen 
Unternehmer, gerade der mittleren und klei­
nen Unternehmer und der Zehntausenden sehr 
fleißigen österreichischen Arbeitnehmer. (Zu­
stimmung bei deI OVP.) 

Meine Damen und Herren! Er berichtet aber 
offensichtlich nicht aus seinem Ressort, näm­
lich über die negative Entwicklung der Staats­
wirtschaft neben dieser noch positiven unse­
rer Wirtschaft, über die negative Entwicklung 
des Staatshaushaltes trotz dieser positiven 
Wirtschaftsentwiddung. Hier kam es in Zei­
ten der Höchstkonjunktur zu einem katastro­
phalen Staatshaushalt: Höchstes Defizit seit 
1945 ! Auch das inlandswirksame Defizit, Herr 
Finanzminister, ist gegenüber 1 969 - 0,2 Pro­
zent - auf über 1 Prozent um 500 bis 600 Pro­
zent gestiegen, und zwar in einer Honkon­
junktur, Herr Finanzministerl 

Sie haben die höchsten Schulden seit 1 945, 
auch wenn Sie sehr raffiniert, wie der Rech­
nungshof feststellt, eine Umstrukturierung in 
den Schulden vornehmen. Gerade bei den 
Schulden und bei dieser Entwicklung verglei­
chen Sie immer ungleiche Perioden: Immer 
vergleichen Sie mit einem hoffnungsfrohen 
Blick in die Vergangenheit die Rezessions-
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jahre 1966 bis 1968, wo eine ganz andere 
Wirtschaftspolitik nötig war, mit den Ihnen 
in den Schoß gefallenen Höchstkonjunkturjah­
ren 1 970 bis 1974. Das ist nicht vergleichbar, 

. meine Damen und Herren! 

Dieser Finanzminister hat die hömste 
Steuerbelastung an Bundessteuern zusammen­
gebramt, es ist ' nicht so, wie die Regierungs­
propaganda behauptet, wir hätten Steuersen­
kungen. - Das sind ja die Unwahrheiten, zu­
mal das Wirtschaftsforschungs institut smreibt: 
1974 wird die Steuerbelastung mit 24,4 Prozent 
den bisher höchsten Wert erreichen. 

Das sind die Tatsachen, meine Damen und 
Herrenl Und die Folgen einer solchen Wirt­
schaftspolitik sind selbstverständlich von die­
sem Budget ausgehend: Inflation. Diese be­
wirkt mit einer Zeitversmiebung sinkendes 
Wachstum und gefährdet damit in langer 
Folge - in langer Folge I - letztlich die 
Arbeitsplätze. Das, meine Damen und Herren, 
wirkt sich nun immer mehr negativ auf die 
gesamte Wirtschaftsentwicklung aus. 

Meine Damen und Herrenl So belügen Sie 
sich selbst, Herr Finanzminister, so täuschen 
Sie die Ministerkollegen mit solchen Berich­
ten und so versuchen Sie auch die gesamte 
österreichisChe Bevölkerung zu täuschen. Zum 
Beispiel haben Sie jahrelang als Finanzmini­
ster eine miserable Exportgesinnung an den 
Tag gelegt. Sie haben eine miserable Frem­
denverkehrsgesinnung an den Tag gelegt. Sie 
selbst haben immer wieder behauptet, beide 
seien ja nur inflationsfördernd. Und jetzt be­
richten Sie dem Ministerrat vom Exporterfolg 
im Jahre 1 974. Es ist wohl frivol, wenn Sie 
glauben, daß das ein Effekt Ihrer Wirtschafts­
politik gewesen wäre. (Zus timmung bei der 
OVP.) 

Nein, meine Damen und Herren: Die Unter­
nehmen haben, als die Inlandskonjunktur ab­
bröckelte, um die Beschäftigung, um die 
Arbeitsplätze zu erhalten, den Export immer 
mehr verstärkt, sind in den Export ausge­
wichen. Ich weiß es aus e igener Erfahrung, 
meine Damen und Herren: Ich war nicht mit 
der Sozialistischen Internationale; aber seit 
zwei Jahren versuche ich Exporte nach Nord­
afrika zum Beispiel. Die Unternehmen haben 
versucht, um Arbeitsplätze zu erhalten, um 
Beschäftigung zu erhalten, Exporte zu schlech­
testen Konditionen, oft zu s chlechtesten Prei­
sen, zu tätigen. Das sind die Tatsachenl 

Meine Damen und Herren I Was hat die 
Wirtschaftspolitik gemacht? - Man hat mit 
einern Preisbildungsgesetz - so, glaube im, 
hat es voriges Jahr geheißen - versucht, 
Spitzeldienste für die ausländische Konkurrenz 
zu leisten, wenn österreichische Unternehmen 

etwa billiger - "dumping" darf ic:h j a  gar 
nicht sagen - im Ausland anbieten würden. 
Das ist Ihre Wirtschaftspolitik gegen die Be­
schäftigungs-, gegen die Arbeitsplatzpolitik 
unserer Unternehmungen. Somit, meine Damen 
und Herren, wirkt sich j ede solche Aktion 
gegen die Wirtschaft als Aktion gegen Ar­
beitsplätze aus. 

Meine Damen und Herren! Die Alternativen 
sozialistischer Wirtsc:haftspolitik, der Ausweg, 
den Sie dann immer wieder sehen, sind offen­
sichtlich nur Erhöhung von Steuern, von Ge­
bühren, von Tarifen, von Abgaben und so 
weiter; auch bei der Mehrwertsteuer. Zur 
Mehrwertsteuer einige Klarstellungen: 

Zum ersten, Herr Finanzminister: Der Mehr­
wertsteuersatz ist nach wie vor um ein halbes 
bis ein dreiviertel Prozent höher, als die alte · 
Umsatzsteuer gebracht hätte. Das stellt eine 
wissenschaftliche Untersuchung des Wirt­
schaftsforschungsinstitutes fest, eine NachkaI­
kulation des Jahres 1 973, die sich damit mit 
der Vorkalkulation aus dem Jahre 1972 deckt. 

Damit haben Sie zweitens, Herr Finanzmini­
ster, seit Einführung der Mehrwertsteuer 
selbstverständlich Milliarden an Mehreinnah­
men gegenüber der alten Umsatzsteuer kas­
siert. Das haben wir Ihnen mit unseren Bei­
lagen graphisch zu illustrieren versumt. (Abg. 
Dr. T u  1 1 : Sind Sie der geistige Urheber?) 
Damit, meine Damen und Herren, kommen 
über diese Mehrwertsteuereinführung mit dem 
überhöhten Satz, über das Budget selbstver­
ständlich starke inflationistische Impulse in 
die ganze Situation des Jahres 1972. 

Unser Vorschlag war, im Jahr der Einfüh­
rung - nur in diesem Jahr, Herr Abgeord­
neter Marsch i Sie haben das offensichtlich 
nient verstanden - mit einem Satz von 1 4  Pro­
zent zu arbeiten, so wie es bei der Einfüh­
rung in der Bundesrepublik Deutschland ge­
macht wurde, in Belgien gemacht wurde, um 
zusammen mit dem Preisbestimmungsgesetz 
die Teuerung abzuwehren. (Bundesminister 
Dr. A n  d r 0 s e h: Das ist nicht wahr! - Abg. 
Dr. T u  1 1 : Das stimmt doch nichtl) 

Es besteht damit, meine Damen und Herren, 
Herr Finanzminister, überhaupt keine Beredl­
tigung für die Erhöhung des Mehrwertsteuer­
satzes. Sie haben nur im Jahre 1 974 die An­
sätze falsch geschätzt. Vom Jahr 1973 auf das 
Jahr 1 974 um 48 Prozent zu erhöhen, wird 
eben zuviel gewesen sein. 

Jetzt kommt etwas betreffend die Zusam­
menarbeit mit dem Parlament. Wenn zum Bei­
spiel die Wirtschaftsentwick.lung eine andere 
Situation zeigt, dann muß man flexibel darauf 
eingehen. Sie können sieh verschätzen. Sie 
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können ja eine Prognose nur im voraus schät­
zend vornehmen, aber dann haben Sie in Zu­
sammenarbeit mit dem Parlament eben flexibel 
zu reagieren und nicht, wie Sie es gemacht 
haben, zu verschleiern, unklare Antworten zu 
geben oder überhaupt keine Daten zu liefern. 

Meine Damen und Herren! Nun versucht der 
Herr Finanzminister mit Ablenkungsaktionen, 
mit Alibiaktionen die Schuld wieder anderen 
- das ist schon eine Ihrer berühmten Metho­
den -, diesmal ist es die Wirtschaft, zuzuschie­
ben : "Aktion scharf" gerade gegen die Klein­
und Mittelbetriebe unserer Wirtschaft. Uber 
800 Betriebsprüfer werden von der normalen 
Betriebsprüfung abgezogen, die doch notwen­
dig ist, Herr Minister. Sie setzen einfach die 
normalen Betriebsprüfungen aus. Niemand -
niemand! - schützt Steuerhinterzieher, nie­
mand wird sie decken, seien sie in der Wirt­
schaft, seien sie Schmuggler oder seien sie 
Pfuscher. Aber Sie ziehen einfach die 
800 Steuerprüfer ab. 

Nun setzen Sie den Höhepunkt an Frivoli­
tät, Herr Minister, mit der "Aktion scharf" 
in der Eintreibung von SteuerTÜck.ständen. In 
einer Zeit, in der unsere Wirtschaft unter den 
Liquiditätsengpässen stöhnt, setzen Sie eine 
" Aktion scharf". Das ist der Höhepunkt der 
öffentlichen Unmoral eines Ministers, der 
gleichzeitig Milliarden der Wirtschaft schuldig 
bleibt. Sie können hier nicht saldieren. Der, 
dem Sie etwas schuldig bleiben, Herr Mini­
ster, hat gar nichts davon, daß Sie offensicht­
lich, wie Sie es heute wieder zu erklären 
versucht haben, bei anderen Guthaben hätten. 
Sie selbst bleiben Milliarden schuldig; Sie 
brechen sogar, wie wir heute schon gehört 
haben, Gesetze, aber eben dann auch Privat­
verträge. Das ist Täuschung, meine Damen 
und Herren, das sind echte Unwahrheiten, die 
man der Bevölkerung weiszumachen versucht. 
(Abg. Vr. T u  1 1 : Vorsicht, Herr Kollege!) 

Herr Minister! Ihre Partei hat 1 968 im öko­
nomischen Programm noch die indirekte 
Steuer, die Umsatzsteuer, als die unsoziale 
Steuer bezeichnet, aber jetzt als Minister, jetzt 
als Regierungspartei wurde sofort die Kurve 
um 180 Prozent gedreht. Jetzt haben wir mit 
dieser Umsatzsteuer, mit der Mehrwertsteuer 
die höchste Belastung. Das haben wir Ihnen 
aum bewiesen: Um 35 Prozent seit 1 970 haben 
Sie die indirekte Steuer erhöht. 

Unsere Frage, Herr Minister - den Opti­
mismus mögen Sie haben, daß Sie das nächste 
Mal nom Finanzminister sind -; Was planen 
Sie? Wenn Sie noch einmal vor die Bevölke-

Sie der Bevölkerung die Wahrheit: Was pla­
nen Sie mit der Mehrwertsteuer1 Wird sie 
erhöht oder wird sie nicht erhöht1 1 968 hatten 
Sie der Bevölkerung diese Steuer als 
unsoziale Steuer hingestellt. 

Die Folge einer solchen Wirtsmaftspolitik 
ist klar. Das wirtschaftspolitische Klima, meine 
Damen und Herren, ist schlecht; schlemter 
denn je; es ist ein Klima der Unsicherheit, 
der Unruhe. Die Wirtschaft, meine Herren der 
linken Reimshälfte, sind nicht nur ein paar 
Unternehmer, wie Sie das ständig der Bevöl­
kerung darstellen wollen. Die Wirtschaft sind 
nicht nur ein paar Unternehmer, nein, das sind 
Zehntausende Arbeitsplätze. Jede Aktion 
gegen die Wirtschaft ist damit eine Aktion 
gegen die Arbeitsplätze. 

Meine Damen und Herren I Diese sozialisti­
sche Regierung betreibt mit ihrer Inflations­
politik auch eine Politik gegen die Vollbeschäf­
tigung. Wenn Sie immer glauben, nur wir 
sagen das, dann lesen Sie bei Kienzl, Klenner, 
Ausm, bei Ihren paar Wirtschaftspolitikern, 
nach! Sie betreiben mit jeder Aktion gegen 
die Wirtschaft eine Aktion gegen sichere 
Arbeitsplätze. 

Daher fordern wir Sie auf, der Klarheit und 
der Wahrheit vor dem Parlament mehr und 
mehr zum Durchbruch zu verhelfen. Wir for­

dern Sie auf zu einer Politik und zu einer 
Strategie der Stabilität, der Stabilität nicht nur 
des Geldwertes, sondern aller Werte, der Sta­
bilität der Zusammenarbeit, wie sie heute Prä­
sident Benya wieder augenscheinlich vor 
Augen gerufen hat, der Stabilität des Staats­
haushaltes durch Sanierung der Staatsfinan­
zen. 

Meine Damen und Herren! Der Finanzmini­
ster aber hat offensichtlidl nicht den Willen 
- oder er kann nicht -, diese Politik und 
diese Strategie der Stabilität zu betreiben. Im 
Gegenteil. Zu den Gründen, die bereits der 
Abgeordnete Peter zum Antrag der FPO vor­
brachte, kommen noch weitere Gründe. Sie, 
Herr Minister, haben dem Parlament wieder­
holt über die Entwicklung der Staatsfinanzen 
falsme Informationen zugeleitet oder über­
haupt Zahlen versChwiegen. Sie, Herr Mini­
ster, haben durch die Kreditaufnahme von 
2 Milliarden Schilling bei der Nationalbank 
- entgegen § 41 Nationalbankgesetz - wider 
das Gesetz gehandelt. Sie lassen aum heute, 
das beweisen uns Ihre Antworten, keine Ko­
operation in dieser schwierigen Situation der 
Staatsfinanzen erkennen. 

rung treten und sagen, im möchte Finanz- Das ist der Grund, meine Damen und Her­
minister werden ab 1976: Was planen Sie? ren, warum ich hiemit einen E n t s c  h I i e­
(Abg. Vr. T u  1 1 : Er wird es werden!) Sagen ß u n g s a n t r a g  einbringe : 
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Der Nationalrat wolle beschließen : 

Dem Bundesminister für Finanzen wird 
gemäß Artikel 74 Abs. 1 Bundes-Verfas­
sungsgesetz durch ausdrüdcliche Entschlie­
ßung des Nationalrates das Vertrauen ent­
zogen. (BeifaIl bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei! Sie werden sagen, das 
sei j a  schließlich meine Aufgabe als Abgeord­
neter der OVP. (Heiterkeit bei der OVP.) 
Der SPOI Sie wollen mich ja nicht, meine 
Damen und Herren I In letzter Zeit habe ich 
mehrfach gelesen, daß Sie mich gar nicht wol-

Präsident: Der Antrag ist genügend unter­
stützt, er steht mit zur Behandlung. 

len. 

Herr Abgeordneter Peter zur Geschäftsord­
nung. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Ich ersuche höf­
lich, die Sitzung des Nationalrates auf eine 
halbe Stunde zu unterbrechen, um den Klubs die 
Möglichkeit zu geben, den Mißtrauensantrag, 
den der Abgeordnete Keimel eben eingebracht 
hat, zu beraten. 

Präsident: Ich gebe dem Antrag statt und 
unterbreche die Sitzung bis 17 Uhr 40 Minu­
ten. 

Die Sitzung wird um 11 Uhr 10 Minuten 
unterbrochen und um 17 Uhr 40 Minuten wie­
deraufgenommen. 

Präsident: Wir nehmen die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. 

Aber ich darf Ihnen vielleicht einen in Ihren 
Augen objektiveren Zeugen zitieren, nämlich 
den Generaldirektor Dr. Taus, den ich per­
sönlich sehr schätze und der den Börsenbericht 
der Girozentrale, Band 1974, unter seiner Ver­
antwortlichkeit herausgebracht hat. Hier 
heißt es: "Für die österreichische Wirt­
schaft . . .  " Das ist jene Wirtschaft. von der 
Sie behaupten, daß sie vor dem Konkurs stehe, 
daß wir ein Debakel haben . . . (Abg. Doktor 

S c  h w i m m e r: Nicht die Wirtschaft, die Re­

gierung! - Abg. Dr. K e i m e 1: Der Staats­

haushalt! Das verstehen Sie einfach nicht!) 

Sie behaupten das ! Herr Dr. Keimei, vielleicht 
können Sie mir nachher ein Privatissimum 
geben über die österreidlische Wirtschaft aus 
Ihrer Sicht, denn wir, die wir die Arbeitneh­
merinteressen in diesem Lande vertreten, ver­
stehen ja nichts von der österreichischen Wirt­
schaft. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dallinger. 

Abgeordneter Dallinger (SPO) : Herr P räsi­
dentl Meine Damen und Herren I Ich darf die 
Herren von der Osterreichischen Volkspartei 
von einer großen Unsicherheit befreien, indem 
ich namens meiner Fraktion zum Mißtrauens­
antrag des Herrn Dr. Keimel erkläre - der 
sich unseres Erachtens selbst dadurch qualifi­
ziert, daß ihn nicht eingebracht hat der Herr 
Dr. Mock, daß ihn nicht eingebracht hat Herr 
Klubobmann Dr. Koren, sondern daß es dem 
Herrn Dr. Keimel vorbehalten blieb, einen sol­
chen Antrag (Zwischenrufe bei der OVP), einen 
Mißtrauensantrag gegen den Finanzminister, 
einzubringen -: Es ist das ein Antrag, der 
unseres Erachtens in Wirklichkeit Mißtrauen 
gegen Vollbeschäftigung, gegen größtes Wirt­
schaftswachstum und gegen relativ beste Geld­
wertstabilität dokumentiert. (BeifaIl bei der 
SPO). Meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei, es wird Sie daher 
sehr "überraschen" , daß wir nein sagen. 

Meine Damen und Herren! Im Gegenteil ! 
Ich möchte hier in aller Eindeutigkeit e rklä­
ren, daß wir dem Herrn Finanzminister für 
seine immerwährenden Bemühungen im Inter­
esse Osterreichs unseren vollen Dank und 
unsere Anerkennung zum Ausdrudc bringen. 
(Anhaltender Beifall bei der SPt]. - Abg. 
M j n k 0 w i t s c h: Haben Sie gehört, daß ln­
ilation Vollbeschäftigung gefährdet?) 

Aber hören Sie sich den Herrn Dr. Taus an. 
Der wird Ihnen gleich antworten. Vielleicht 
wird er vor ein Parteischiedsgericht gestellt. 
Das weiß ich nicht. Aber Sie können es j a  
hören ! Sie können ja  hönen, meine Damen und 
Herren, was er sagt. 

Aus dem Börsenbericht der Girozentrale. 
Band 1974, zitiere ich mit Ihrer Erlaubnis, 
Herr Präsident: 

"Rüdcblick auf 1974. 

Für die österreichische Wirtschaft ist 1974 
eine beispiellos lange Phase raschen Wachs­
tums zu Ende gegangen." (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Zu Ende gegangen!) Hören Sie nur 
weiter zu, bevor Sie einen Einwand machenl 

"Im Durchschnitt der letzten sieben Jahre 
wuchs die österreichische Wirtschaft um 
6 Prozent pro Jahr, gut 1 Prozent rascher als 
im Durchschnitt der Nachkriegszeit und um 
t 1/2-Prozent-Punkte rascher als die anderen 
europäischen Industriestaaten. Im Laufe des 
Jahres begann sich jedoch die Anspannung 
der österreichischen Konjunktur, die für die 
letzten vier" - unter der sozialistischen Re­
gierungspolitik - "Jahre charakteristisch ge­
wesen war, allmählich zu lodcern . . .  Trotzdem 
blieben die AbschwächungstendeJ;lzen in Oster­
reich 1 974 noch bescheiden: Die Wachstums­
rate ging von 51/2 Prozent auf 41/2 Prozent 
zurüdc. Die Nachfrage wuchs damit zum ersten­
mal seit sechs Jahren langsamer als das An-
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gebot, blieb aber nodl hoch genug, um die 
Konjunkturlage als ,Boom im nationalen 
Alleingang' bezeichnen zu können; ,im natio­
nalen Alleingang' deswegen, weil die Kon­
junkturlage im Ausland 1 974 sehr viel schledl­
ter war : In den europäischen Industriestaaten 
erreichte das Wirtsdlaftswachstum gerade 
noch 3 Prozent, in den USA und Japan 
schrumpfte das reale B ruttonationalprodukt 
sogar (um 2 Prozent und 3 Prozent) . 

Die Konjunkturlage im Ausland 

Wachstum 1 974 

USA -2,0 
Japan -3,0 
BRD 1 ,0 
Frankreich 4,5 
Großbritannien -0,5 
Italien 4,5 
Europ. Industriestaaten 3,0" 

Wie Sie alle wissen: In Osterreich 4,5 Pro­
zent ! 

Die Inflationsrate, die Sie immer für Oster­
reich so bedrohend herausstellen, betrug im 
Jahre 1974 : 

"Inflation 

USA 
Japan 
BRD 
Frankreich 
Großbritannien 
Italien 
Europ. Industriestaaten 

1914 

1 1 ,0 
25,0 

1,0 
1 4,0 
1 5,0 
20,0 
1 2,5" 

Vernunft und des Vernünftigen betrieben 
habenl 

"Die österreichische Inflationsrate konnte 
unter diesen Bedingungen 1974" weit unter 
dem internationalen Schnitt gehalten werden. 

Sie werden sagen: Das war j a  1914, was 
sagt denn dieser Bericht als Prognose für 
1 975? Auch da darf ich Ihnen einiges zitieren. 

" �Osterieich hat guten Grund, auch 1915 wie­
der ein überdurchschnittliches Wirtschafts­
wachstum zu erhoffen. Unser Kostenvorsprung 
im Export wird vielleicht vermindert, aber 
nicht ganz abgebaut werden, das Budget wirkt 
relativ expansiv, die Steuersenkung stützt den 
Konsum und die Verkürzung der gesetzlimen 
Arbeitszeit um zwei Stunden wird das Ent­
stehen nennenswerter Arbeitslosigkeit verhin­
dern," 

Und nun, weil es eine so schlechte Steuer­
reform gegeben hat - ich zitiere norn immer-: 
"Die kräftige Alimentierung des privaten Kon­
sums stammt zum geringeren Teil aus der 
Lohnrunde, überwiegend jedoch aus der Sen­
kung der Einkommensteuer und höheren Aus­
schüttungen aus dem Familienlastenausgleich, 
durCh die die verfügbaren Einkommen 1 915 
erheblich rascher steigen werden." 

Meine Damen und Herren! Das ist das Bild, 
das eine objektive Zeitschrift beziehungsweise 
eine objektive, kritische und auch wirtschaft­
lich fundierte Stellungnahme von einem Insti­
tut ergibt, das wahrlich nicht als Stütze der 
Regierungspolitik bezeichnet werden kann. 

Osterreich, wie Sie wissen, 9,5 Prozent. Meine Damen und Herrenl Das ist ein Hin-
Meine Damen und Herren, das sind sehr inter- weis, den wir Sie bitten zu beachten, wenn 
essante Zahlen. Herr Dr. Keimei, vielleiCht wir uns darüber unterhalten. 

unterhalten wir uns auch darüber, wenn Sie Wenn es hier also heißt, daß die Steuer­
mir Ihr Privatissimum geben. (Beifall bei der senkung sehr wesentlich dazu beigetragen hat, 
SPO.) daß die Konjunktur in unserem Lande auch 

Ich zitiere weiter den Berimt: 

"Die überdurdlschnittlich günstige Entwick­
lung der österreichischen Wirtschaft hat eine 
Reihe von Ursachen" - bitte amten Sie, meine 
Herren -: 

1975 erhalten bleibt, daß die Familienmaß­
nahmen dazu geführt haben, daß auch hier 
eine Belebung des Konsums erfolgt, dann 
mutete es mich eigenartig an, meine Damen 
und Herren, als ich gestern im "Neuen Volks­
blatt" las, daß auf Finanzminister Androsch 
und seine Steuerpolitik bezogen folgendes 
zum Ausdruck kommt: 

"Da er wenigstens die Fiktion aufrechterhal­
ten will, daß er mit 1. Jänner 1 915 die Ein­
kommen· und Lohnsteuer senkte, kann dieses 
Geld - will Androsch nicht völlig unglaub­
würdig werden - nirnt durch eine Einkom­
men- und Lohnsteuererhöhung hereinkom­
men." 

"Erstens konnte es sidl unsere Wirt­
schaftspolitik leisten, weniger zu bremsen als 
andere Staaten, weil die Lohnforderungen" 
- Herr Dr. Mussill - "hierzulande in den 
letzten Jahren im Rahmen des Möglichen blie­
ben" - Herr Dr. Mussil, das sagt Ihr Freund 
Dr. Taus -; "zweitens wuchs der österrekhi­
sche Export überaus kräftig, weil unsere Export­
preise neueren Berechnungen zufolge in den 
letzten Jahren nennenswert hinter denen unse­
rer Konkurrenten zurückblieben . . .  " 

Das sagt man am 1 8. Februar zu einer Frage, 
wo, wie ich vorhin zitierte, der Börsenbericht 

Herr Dr. Mussil ! Weil wir eine Wirtsmafts- genau das Gegenteil behauptet und erklärt, 
politik, eine Lohn- und Gehaltspolitik der daß gerade durch die Steuersenkungsmaßnah-
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men, gerade durch die familienpolitischen 
Maßnahmen eben der private Konsum belebt 
wird, und daß, verbunden mit anderen Maß­
nahmen, wie etwa Arbeitszeitverkürzung, wie 
etwa entsprechende Lohnpolitik bezogen auf 
die möglichen Steigerungsraten, das insgesamt 
hier wirkt, das wir eine Wirtschaftsposition 
haben, um die uns fast sämtliChe Länder der 
Welt beneiden. 

Und wenn nun, meine Damen und Herren, 
von der Wirtschaftspolitik gesprochen wird, 
so ist ein ganz wesentlicher Bestandteil der 
Wirtschaftspolitik die Vollbeschäftigungspoli­
tik. Und wenn wir die Millionenzahlen von 
Arbeitslosen aus anderen Teilen Europas und 
der Welt hören und wissen, daß man in 
Deutschland die Millionengrenze bereits über­
schritten hat, daß man in den Vereinigten 
Staaten auf zehn Millionen Arbeitslose hin­
kommt, wenn man weiß, wie überall die Be­
sorgnis vorhanden ist, daß unter Umständen 
die Vollbeschäftigung nicht aufrechterhalten 
werden kann, dann ist es doch für unser Land, 
glaube ich, allgemein anerkennenswert, und 
zwar von allen Teilen dieses Hauses, daß wir 
die Vollbeschäftigung erhalten konnten, daß 
wir im Jänner dieses Jahres trotz geringeren 
Ausländeranteils mehr Beschäftigte hatten als 
ein Jahr zuvor (Beifall bei der SPUj, daß wir, 
meine Damen und Herren in der Lage gewe­
sen sind, seit dem Jahre 1968 kontinuierlich 
die Arbeitslosenrate zu senken. Die Arbeits­
losenrate betrug in OsterreiCh im Jahr 1968 
2,9 Prozent, 1 969 2,8 Prozent, 1970 2,4 Prozent, 
197 1  2 , 1  Prozent, 1972 1 ,9 Prozent, 1 913 
1 ,6 Prozent und 1974 1 ,5 Prozent. Vergleichs­
weise haben im Jahre 1972 die Arbeitslosen­
raten in anderen Ländern, als in Osterreich 
1 ,9 Prozent zu verzeichnen war, die Raten 
betragen: Belgien 3,5 Prozent, Dänemark 
3,6 Prozent, Bundesrepublik Deutschland 
1 , 1  Prozent, Großbritannien 3,7 Prozent, 
Kanada 6,4 Prozent und USA 5,6 Prozent. 

Jetzt werden Sie sagen, das war das Jahr 
1912 ! Dann darf ich Ihnen den Jänner der 
Jahre 1 966 bis 1975 nennen: Wir haben abge­
senkt von 5,5 Prozent der Arbeitslosenrate im 
Jänner 1 966 auf Jänner 1915, wo es schon 
etwas sChwieriger gewesen ist, mit 2,85 Pro­
zent. 

Meine Damen und Herrenl Auch das ist ein 
Ausdruck der Wirtschaftspolitik dieser Bun­
desregierung. Denn wenn wir hier nicht alles 
unternommen hätten und alles an öffent­
lichen Mitteln und auch an Arbeit der Bevöl­
kerung dieses Landes eingesetzt hätten, dann 
wären wir nicht in der Lage gewesen, diese 
stolzen Ziffern hier zu berichten. Und ich tue 
das mit großer Genugtuung. 

Und wenn, meine Damen und Herren, davon 
gesprochen wird, daß wir eine schlemte Steuer­
politik betrieben, daß gegebenenfalls wir dort 
nicht richtig vorgehen, dann darf ich Ihnen 
sagen, daß diese Bundesregierung bereits die 
dritte große Steuerreform mit 1 .  Jänner dieses 
Jahres durchgeführt hat - vorher im Jahre 
1 97 1  und im Jahre 1973 - und daß im Durch· 
schnitt die Netto-Lohn- und Gehaltserhöhun­
gen zwismen drei bis sems Prozent mit Wir­
kung vom 1 .  Jänner 1975 gelegen waren. 

Meine Damen und Herren I Ich habe in einem 
großen Pensionsversicherungsinstitut festge­
stellt, daß die Nettopensionserhöhung der 
Pensionisten, die aus der Steuersenkung 1 975 
resultierte, im großen DUr<hsdmitt zwismen 
vier und fünf Prozent gelegen war. Das ist 
eine Leistung, die unter anderem die Regie­
rung Dr. Kreisky erbracht hat, die von dem 
Finanzminister initiiert wurde, dem Sie heute 
das Mißtrauen aussprechen wollen. Meine 
Damen und Herren! Jeder Finanzminister in 
aller Welt wäre stolz darauf, einen solchen 
Bericht bringen zu können, und würde gerne 
in Kauf nehmen, daß er dafür von der Oppo­
sition das Mißtrauen ausgesprochen bekommt. 
(Beifall bei der Spö.j 

Meine Damen und Herrenl Im glaube, daß 
diese wenigen Fakten genügen, um · Ihnen zu 
beweisen, daß Sie Ihren Mißtrauensantrag aus 
rein politischen Motiven gestellt haben, die 
keine reale Begründung haben, sondern die 
schon getragen und beeinflußt sind von dem 
Wahlkampffieber, in dem Sie sich befinden, 
wo Sie also meinen, der Regierung eines aus­
wischen zu können, während die Bevölkerung 
in den Genuß der Leistungen dieser Regie­
rung kommt, wie Steuersenkung, wie Wirt­
schaftswamstum, wie Vollbeschäftigung und 
anderer Maßnahmen. Im glaube daher mit 
Fug und Remt sagen zu können: Während Sie 
die Wirtschaft dieses Landes krankjammem, 
während Sie versuchen, die Offentlichkeit zu 
verunsichern, arbeiten die Sozialisten im Inter­
esse der österreichiscben Bevölkerung. (Beifall 
bei der Spö.j 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Stix. 

Abgeordneter Dr. Slix (FPO) : Herr Präsi­
dentl Hohes Haus! Im Zuge dieser dringlichen 
Anfrage von seiten der OVP sehen wir uns 
jetzt mit zwei Anträgen konfrontiert. Es ist 
einmal unser freiheitlimer Antrag, einen par­
lamentarischen Untersuchungsausschuß einzu­
setzen, weil es aufklärungsbedürftige Vor­
gänge im Zusammenhang mit dem Budget­
defizit 1974 gibt. Und wir haben vor kurzer 
Zeit einen zweiten Antrag hier gehört: Es ist 
derjenige der OVP, der dem Herrn Bundes­
finanzminister das Mißtrauen ausspricht. 

920 
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Es ist das ein sehr gewichtiger Antrag inso­

fern, als er eine der schärfsten Waffen ent­
hält, die dieses Haus überhaupt gegenüber 
einer amtierenden Regierung besitzt. Es hat 
uns daher im höchsten Maß verwundert, daß 
dieser Mißtrauensantrag keineswegs vom 
Erstredner der Osterreichischen Volkspartei 
gebracht wurde, also nicht vom Klubobmann, 
nicht vom Exfinanzminister, gebracht wurde, 
sondern erst im Verlaufe der Debatte, beinahe 
versteckt, sodaß man sich wirklich fragen muß, 
ob die Osterreichisme Volkspartei, ob vor 
allem ihr Klubobmann, ihr Exfinanzminister 
Koren, wirklich voll und ganz hinter diesem 
Mißtrauensantrag steht. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i e r: Das ist doch kein Kabarett hier, Herr 
SUx!) Herr Kohlmaier, Kabarett überlasse im 
Ihnen. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Das ist ja 
schon nicht mehr ernst!) Es ist sehr ernst für 
uns, Herr Generalsekretär, miterleben zu müs­
sen, wie der Herr Koren ständig Scheinangriffe 
gegen den Herrn Finanzminister führt und vor 
dem letzten entscheidenden Smritt, die Konse­
quenzen aus diesen Angriffen zu ziehen, selbst 
immer zurückscheut .. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Herr Stix! Das ist eine Fraktion hier, die ist 
einheitlich! Nehmen Sie das zur Kenntnis!) 

Der Herr Professor Koren dreht im Sprung 
um. Er selbst hat den Mißtrauensantrag nicht 
eingebracht. Wir glauben auch eine Erklä­
rung dafür zu haben: Er will es sich nicht ver­
derben für den Fall der großen Koalition. Das 
ist doch sonnenklar! (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e r: 
Das ist ein Kabarett, Herr Stix, wirklich!) 

Es liegen also jetzt zwei Anträge vor, und 
es ist ganz selbstverständlich Ihr gutes Recht, 
nun zu erfahren, wie die freiheitliche Fraktion 
zu dem Mißtrauensantrag steht, den Sie einge­
bracht haben. Da wir der Meinung sind, 
daß es untersuchungsbedürftige Vorgänge 
gibt, wären wir äußerst unobjektiv und äußerst 
unfair, wenn wir vor Beginn des Unter­
sudlUngsverfahrens und bevor irgendwelche 
Ergebnisse vorliegen ein Urteil fällen würden. 
(Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Sie wollen es sich 
also mit keiner Koalition verderben!) Es ist 
in jedem Rechtsstaat, in jedem Gerichtsver­
fahren, in jedem Verfahren vor Gerichten ab­
solut unüblich, das Urteil vor dem Verfahren 
zu spreChen. (Zustimmung bei der FPO.) 

Aus diesem Grund sehen wir uns nicht in 
der Lage, heute schon dem Mißtrauensantrag 
beizutreten. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Mir 
scheint, Sie kleben schon am Sessel, Herr 
Stix!) Herr Dr. Kohlmaier! Wir laden Sie ein, 
unseren Antrag auf Einrichtung des Unter­
suChungsausschusses im Ausschuß, wo er . be­
handelt werden wird, zu unterstützen, weil 
wir annehmen, daß sich dieser Untersuchungs­
ausschuß ge!lau mit jenem · Komplex befassen 

und ihn abklären soll, zu dem Sie heute schon 
das Mißtrauen aussprechen. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r:  Der Untersuchungsausschuß 
wird ja von der sozialistischen Fraktion abge­
lehntl) Wir laden Sie also ein, die parlamen­
tarische Untersuchung zu ermöglkhen. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i e r: Der Untersuchungsaus­
schuß wird ja abgelehnt! - Präsident Doktor 
M a l  e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Wir laden aber weiters ebenso die Abge­
ordneten der sozialistischen Fraktion ein, im 
Finanzausschuß den freiheitlichen Antrag auf 
Einrichtung eines Untersumungsausschusses 
wegen möglicher Mißamtung der Budgethoheit 
zu unterstützen. Meine Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion! Es ist näm­
lich der Verdacht aufgetaucht, es ist der Ver­
damt geäußert worden, daß der Herr Finanz­
minister ohne Dedcung und ohne Ermächti­
gung durch das Gesetz das Budget 1974 aus­
geweitet hat. Wenn dem so ist, dann liegt 
ganz klar ein Verstoß gegen die Budgethoheit 
dieses Nationalrates vor. 

Das abzuklären ist eine Frage, die nicht nur 
parteipolitisch ventiliert werden darf, sondern 
die ganz selbstverständlich quer durch alle 
Parteien die Abgeordneten dieses Hohen 
Hauses sehr wohl interessieren muß, denn 
die Budgethoheit des Parlamentes ist eines 
seiner Urrechte, eines seiner Grundrechte, und 
dieses darf nicht verletzt werden. 

Aus diesem Grund, meine Damen und Her­
ren von der Sozialistischen Partei, lade ich 
Sie herzlich ein, den freiheitlichen Antrag auf 
EinriChtung eines parlamentarisChen Unter­
suchungsausschusses gegen den Herrn Bundes­
fin.anzminister zu unterstützen. (Beifall bei der 
FPO.) 

Herr Dr. Kohlmaier hat mir vorhin ein Stich­
wort gegeben, das ich mir sehr gut gemerkt 
habe und auf das ich jetzt eingehen werde. 

Ich habe ihm entgegengehalten, daß die 
Osterreichische Volkspartei, besonders der 
Herr Professor Dr. Koren, immer wieder sehr 
heftige Angriffe gegen den Finanzminister 
inszeniert (Abg. G r a I: Is t Ihnen das unange­
nehm, Herr Doktor?), was ich in der Sache für 
richtig halte. Ahler jetzt kommt es, Herr Kol­
lege Graf: Immer dann, wenn es darauf im­
käme, die Konsequenzen aus diesen Angriffen 
zu ziehen, immer dann wird bei Ihrer Partei 
von Herrn Professor Koren zum Rückzug ge­
blasen ! (Zustimmung bei der FPO. - Abg. 
G r a I: Das ist ein Trugschlußl) 

Ein praktisches Beispiel : Wenn die Situation 
des Staatshaushaltes so katastrophal ist -. 
und sie ist katastrophal -, daß jetzt die Re­
gierung am besten schon im Frühjahr nicht 
mehr die gleiche Regierung sein sollte (Abg. 
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Dr. S c  h w i m  m e r :  Wenn es katastrophal ist: 
Warum stimmen Sie dem Mißtrauensantrag 
nicht zu?), dann hätte das doCh bedeutet, daß 
man alles hätte unternehmen müssen, was 
möglich ist (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Tun wir 
ja!), um bereits im Frühjahr zu Neuwahlen zu 
gelangen. Denn der beste Mißtrauensantrag, 
den es gibt, ist doch immer der durCh den 
Wähler. (Abg . Dr. K 0 h I m  a i e r: Sie sind ja 
dagegen!) Diesen herbeizuführen, wäre eine 
Aufgabe. (Abg. Dr. K o r  e n: Sie sind doch 
dagegen, habe ich geglaubtl) Herr Professor 
Koren! Es hat eine reelle Chance gegeben, 
zu Frühjahrswahlen zu gelangen, nämliCh als 
im Herbst des Jahres 1 974 sogar auf soziali­
stisCher Seite - iCh nenne Namen wie 
Androsch und Gratz, StiChwort Partei rat in 
Innsbruck - die B ereitsChaft gewesen war, 
im Frühjahr neu zu wählen. 

Zweitens hat damals der Herr Dr. Kreisky 
gesagt (Abg. Dr. K 0 h I m  a i e r: Was der 
Kreisky sagt, das gilt ja nicht!) : Wenn die 
OVP einen solChen Antrag stellt, dann gibt es 
eben Neuwahlen. (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: 
Das hat er aber im Jänner noch einmal gesagt! 
Das hat er im Jänner wiederholt!) Herr Doktor 
Schleinzerl ICh komme gleiCh darauf zurück. 

Und ein drittes Moment wäre hinzugekom­
men: Durch einen Auflösungsbeschluß im 
Herbst wäre der Zeitablauf genau richtig und 
tedmisch möglich gewesen, daß wir etwa jetzt 
im März hätten Neuwahlen durchführen kön­
nen. (Zustimmung bei der FPO.) 

Aber Sie haben die Konsequenzen niCht ge­
zogen. Sie haben den realistisch möglichen 
Zeitpunkt für Neuwahlen verstreichen lassen. 
Jetzt, wo es nur m ehr darum geht, ob drei 
Monate früher oder später gewählt wird, jetzt 
bringen Sie im letzten Moment einen Alibi­
antrag ein (Abg. Dr. K o h l m a i e r: Sie, das 
ist sehr emsl gemeint, den können wir sofort 
behandeln!), von dem Sie gen au wissen, daß 
praktisch eine Frühj ahrswahl im März über­
haupt nicht mehr möglich ist. (Abg . Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r : Aber ja, der ist schnell be­
handelt/) 

Ihre Angriffe sind also im wesentlichen An­
griffe aus propagandistischen Gründen, denen 
die letzte Konsequenz fehlt. Und das habe ich 
Ihnen hier nachgewiesen. (Beifall bei der FPO. 
- Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 1m Ausschuß be­
handeln, zustimmen, gemma! - Abg. Doktor 
S c  h w i m m e r: Wieso geht es nicht, Herr 
Dr. S tix? - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Es geht 
doch! Helfen Sie uns!) 

- jawohl, zu der sehr ernsten Sache -, die 
heute am Tapet  steht, unsere Meinung zu 
sagen. (Abg. Dr. B I  e n k: Das schlechte Ge­
wissen!) 

Die dringliche Anfrage hat zwar nichts 
Neues zutage gefördert. Das ändert aber niChts 
daran, daß viele der darin enthaltenen Vor­
würfe zutreffen. 

Es ist richtig, daß sich der Staatshaushalt in 
einer Situation befindet, wo eben seine 
Finanzierbarkeit ihre Grenzen erlebt. ICh darf 
aber in aller Bescheidenheit darauf hinweisen, 
daß wir Freiheitlichen von Anbeginn der Bud­
getdebatte 1974 an darauf hingewiesen haben. 
Ich zitiere aus dem stenographischen Protokoll 
von Anfang Dezember. Da heißt es : Wir sehen 
vor uns kaum mehr finanzierbare Defizite an­
gesichts einer am wirtschaftlichen Horizont 
heranziehenden allgemeinen Wirtschaftsflaute. 

Wir haben das also damals schon gesagt, 
und es ist richtig. In dem Punkt stimmen wir 
überein. Es zeigt sich eben jetzt an den Ein­
zelheiten und an den konkreten Zahlen, daß 
unsere damalige Analyse der Situation zutref­
fend war. 

Wir sind abe r  auch in das Grundsätzliche 
hineingestiegen, wir sind nicht am Tagespoli· 
tischen hängengeblieben. Wir haben uns die 
Frage vorgelegt : Ja woran liegt denn das? 
Ist das nur das Versagen des Finanzministers 
einer Regierung, oder steht mehr dahinter? 

Wir sind zu der Auffassung gekommen, daß 
mehr dahintersteht, daß nämlich hier die Gren­
zen einer sozialistischen Politik überhaupt 
sichtbar werden. Die sozialistische Politik, so 
wie sie propagiert und betrieben wird, ent­
puppt sich eben immer mehr als eine Ver­
schwendungspolitik, und es zeigt sich, daß 
diese sozialistische Politik auf die Dauer niCht 
finanzierbar ist. 

Aber, meine Damen und Herren, dazu 
bräuchten wir nicht die dringliche Anfrage. 
Genau das haben wir am 1 3. Dezember dem 
Herrn Finanzminister ins Gesicht gesagt. Ich 
darf noch einmal mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten zitieren ; damals konnte ich wört­
lich ausführen: " . . .  daß wir uns der Grenze 
nähern, wo dieser Staat mit seiner sozialistisch 
geführten Politik nicht mehr finanzierbar 
würde". 

Wir nähern uns der Grenze - jawohl . -, 
und es kann sehr gut eintreten, daß in diesem 
Jahr die große Finanzkrise kommt. Das wäre 
aber auch ein Grund, um dafür zu sorgen, daß 

Ich möchte mir jetzt, da die Zeit knapp nicht sechs Monate oder drei Monate vor einer 
bemessen ist, nicht im Geplänkel mit Ihnen Wahl gegen den einen oder anderen Herrn 
die Gelegenheit nehmen lassen, auch dem der Bundesregierung Scheinanträge gestellt 
Herrn Finanzminister zu der sehr ernsten Sache werden, von denen man weiß, daß sie sowieso 
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niCht durchkommen, sondern alles daranzu­
setzen, um dem Wähler klarzumachlen, daß die 
Politik einer sozialistisChen Alleinregierung 
zwangsläufig diese finanziellen Folgen für den 
Staatshaushalt hat und immer haben wird, 
gleiChgültig, ob der Finanzminister nun einmal 
Herr Dr. Androsch ist oder ein anderer sozia­
listischer Finanzminister dieses Ressort ver­
walten würde. Diese katastrophale Entwick­
lung der Staatsfinanzen ist eine Konsequenz 
der sozialistisChen VersChwendungspolitik. 
Das muß dem Wähler ununterbroChen gesagt 
werden, das muß ihm klargemacht werden I 
(Zustimmung bei der FPO.) 

Solche taktischen Spielereien um eine Per­
son, die halb ernst gemeint sind, halb mit 
einem Augenzwinkern ja doch nicht von der 
anderen Seite ganz ernst genommen werden 
sollten, lenken in Wahrheit vom Ernst der 
Problematik ab und sind durChaus dazu ge­
eignet, dem Wähler das Bild in einer vernied­
liChenden Form darzustellen beziehungsweise, 
was fast noch schlimmer ist, den Wähler in 
die Situation zu bringen, daß er sich nicht 
mehr auskennt. Und das ist eigentlich eine 
Situation, die man nicht verantworten kann. 

Ich möchte die knapp bemessene Zeit nom 
einmal ganz kurz dazu verwenden, um punk­
tuell einige wenige Argumente des Herrn 
Finanzministers zu zerpflücken. 

Der Herr Finanzminister redet immer davon, 
daß die Situation, die wir heute vor uns haben, 
durch Mindereinnahmen herbeigeführt worden 
sei. Herr Finanzministerl Diese Mindereinnah­
men gibt es nicht. Es gibt lediglidl Mehrein­
nahmen mit zwei Ausnahmen: die eine Aus­
nahme betrifft die Mineralölsteuer, aber auch 
da ist die Mindereinnahme minimal, nämlich 
1 ,5 Milliarden anstatt 1 ,6 Milliarden im Jahre 
1973, und dann gibt es noch die ganz winzige 
Post "Sonstige Verbrauchssteuern", 0,8 statt 
0,9 Milliarden. Abgesehen von diesen beiden 
Mindereinnahmen gibt es nur Mehreinnah­
men, und zwar gewaltige Mehreinnahmen, ins­
gesamt 22 Prozent Steuermehreinnahmen. 

Wo sind also die Mindereinnahmen, Herr 
Finanzminister? Minder sind nur die Sdlät­
zungen, die Sie Ihren Uberlegungen zugrunde 
gelegt haben. Die Zahlen, Herr Finanzmini­
ster - im muß es leider ausspredlen -, die 
Sie in Ihren Budgetvoransdllägen gebradlt 
haben, die Sie im Budgetübersdlreitungsgesetz 
gebracht haben, erweisen sidl eben als 
"Mond" -Schätzungen. Sie haben uns ständig 
mit Hausnummern abgespeist. Insofern gibt es 
eine Minderung. Es gibt Mindereingänge 
gegenüber Ihren viel zu hoch gesetzten Erwar­
tungen. Aber der Steuerzahler soll wissen, 
und es muß ihm immer wieder gesagt werden, 

daß er in" Wahrheit an Sie, Herr Finanzmini­
ster, im Jahre 1 974 um 22 Prozent mehr Steu­
ern abgeführt hat als ein Jahr zuvor. 

Trotzdem waren Sie nicht in der Lage, das 
Defizit einzudämmen, geschweige denn in der 
Lage, Reserven zu bilden, Reserven, die wir 
angesichts einer abflauenden Konjunktur 
sicher brauchen könnten, um dann, wenn es 
wirklich nottut, Konjunkturinjektionen zu ver­
passen. Aber diese Reserven fehlen. Freilich 
mit einer Ausnahme. Es gibt eine Ausnahme 
der Reservenbildung, und das sind die 5 Mil­
liarden im Familienlastenausgleichsfonds. Das, 
Herr Finanzminister, sind die einzigen Reser­
ven, die nicht angebradlt sind, die nkht sein 
sollen, und es hat mich höchst verwundert, 
daß Sie in Ihrer Anfragebeantwortung gesagt 
haben, sie bekennen sich zu diesen 5 Mil­
liarden Schilling Reserven im Familienlasten­
ausgleimsfonds. 

Herr Finanzminister I Sie bekennen sich also 
dazu, daß diese zweckgebundenen Gelder den 
kinderreichen Familien vorenthalten werden. 
Sie bekennen sich dazu, dort, an der einzigen 
Stelle, wo eine Reservebildung an sich nicht 
angebramt ist, eine Reserve zu bilden. 

Es gibt noch eine ganze Reihe von Punk­
ten, im möchte aber nur mehr zwei bedenk­
liche Vorgänge herausgreifen. Das eine ist der 
Fall des § 4 1  des Notenbankgesetzes und das 
zweite ist die Frage eines möglimen Ver­
stoßes gegen die Budgethoheit des National­
rates. 

Der Fall mit der Notenbank ist durchaus 
problematism. Es gäbe eine Menge Pro und 
Kontra zu sagen. Das ist simer eine ganz inter­
essante Aufgabe für eine intensive fachlime 
Befassung mit diesem Problem. Aber ich 
möchte einen anderen Aspekt dieses Problems 
herausgreifen. Sie, Herr Finanzminister, haben 
mim darauf gebracht, indem Sie von der an­
geblidlen Verletzung der Vertraulimkeit im 
Generalrat gesprochen haben. 

Ich erkenne jetzt sehr deutlich, daß nicht 
nur die österreichische Offentlichkeit, sondern 
auch wir Abgeordnete die Kenntnis von die­
sem möglichen Mißbraudl der Notenbank 
durdJ. den Finanzminister der unabhängigen 
Wirtschaftspublizistik zu verdanken haben. Es 
war die unabhängige Tagespresse, die das 
erste Mal den Finger auf diese wunde Stelle 
gelegt hat, die das Thema immer und immer 
wieder beleuchtet hat, sodaß es heute bereits 
im Raum steht, als nicht mehr vom Tisch weg­
zubringen. Es ist das einer jener Fälle, die 
beweisen, wie wichtig es nimt nur in einer 
Demokratie, sondern erst recht in einer Demo­
kratie, wo es die Alleinregierung einer mit 
absoluter Mehrheit ausgestatteten Partei gibt, 
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ist, eine unabhängige Journalistik zu haben. 
Das ist einer jener wichtigen Beweise dafür, 
daß wir ohne die Meinungsvielfalt, ohne un· 
abhängige Presse, ohne unabhängige Publi· 
zistik in einer funktionierenden Demokratie 
nimt das Auslangen finden. 

Ich persönlich bin sidler, daß die Frage des 
§ 41 und des möglichen Mißbrauches der 
Notenbank durdl den Finanzminister noch eine 
ganze Weile die Verantwortlichen beschäfti­
gen wird. 

Damit komme ich zum zweiten und letzten 
Punkt, den iCh noCh aufgreifen möchte. Es ist 
das der mögliche Verstoß gegen die Budget­
hoheit des Nationalrates. Es scheint so zu 
sein, daß der Herr Finanzmini ster das Budget 
1974 ausgeweitet hat, ohne daß es dafür die 
gesetzliche Ermächtigung durch den National­
rat gibt. Das ist ein Anlaß für uns, die Ein­
setzung eines parlamentarisdlen Unter­
suchungsausschusses zu beantragen, und ich 
appelliere abschließend noch einmal an beide 
Seiten des Hauses, diesem Antrag der Frei­
heitliChen auf Errichtung eines parlamentari­
schen UntersuchungsaussChusses im Ausschuß 
dann unterstützend beizutreten. (Bei/all bei 
der FPo.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Glaser. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Glaser (OVP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren ! Mit meinem Vor­
vedner, dem freiheitlichen Abgeordneten Dok­
tor Stix, stimme ich insofern überein, als auch 
er die Finanzpolitik des Herrn Dr. Androsdl 
als katastrophal bezeichnet hat.  Ich muß aber 
seinem Gedächtnis insofern etwas naChhelfen, 
als er bei seinem Angriff auf unseren Klub­
obmann Dr. Koren offensichtlich vergesS'en 
hat, daß der freiheitliche Klubobmann Peter 
erst vor wenigen Tagen von s einer Fraktion 
und von seinem Parteivorstand in der Frage 
Neuwahl geradezu klassisch desavouiert 
wurde. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: So is t es!) 

Meine Damen und Herren ! Eine weitere 
Sache : Der Mißtrauensantrag, den wir heute 
eingebracht haben, ist wohlüberlegt. Er wurde 
bewußt nicht am Beginn gestellt. Wenn Sie 
den Ausführungen des Abgeordneten Dr. Mo<k 
zugehört haben, werden Sie gemerkt haben, 
daß Dr. Mock unter anderem auch zum Aus­
druck brachte, daß wir bereit sind, in dieser 
sehr kritischen Situation, in der sich der Staat 
vor allem in finanzieller Hinsicht befindet, 
unseI1e Kooperationsbereitschaft zu zeigen. 

Wir haben bei unserer VorbespreChung aum 
gesagt : Wir wollen das Einbringen eines Miß­
trauensantrages sehr wesentlich von der Ant­
wort und Haltung des Herrn Dr. Androsch 
abhängig machen. Im übrigen will ich dazu 

sagen : Der Mißtrauensantrag, Herr Doktor 
Stix, ist von Dr. Koren genauso wie von 
Dr. Mock, von mir und von allen anderen 
Rednern der OVP sowie darüber hinaus von 
einer großen Zahl anderer OVP-Abgeordneter 
unterschrieben. 

Aber nun zum eigentlichen Thema :  Meine 
Damen und Herren! Die "Kronen Zeitung" 
vom 8. Februar dileses Jahres sChrieb im Zu­
sammenhang mit den Machinationen bei der 
Festsetzung des Preisindexes unter der Uber­
sChrift "So lügt man in die Säcke" unter 
anderem : 

Im privaten Bereich hat der Volksmund fü�' Methoden, die darauf abzielen, mit Hilfle 
von Zahlenspielereien einen unangenehmen 
Zustand zu beschönigen, eine treffende Redens­
art zur Hand. Man sagt dann, daß sich jemand 
,in den Sack lügt'." 

Das haben wir heute von Dr. Androsch 
wieder so ridltig vorexerziert bekommen. Mit 
einer Zahlenspielerei und Zahlenjongliererei, 
mit Unwahrheiten und halben Wahrheiten 
wird versucht, nicht nur das österreichische 
Parlament, sondern auch die gesamte öster­
reiChisChe OffentlichkJeit hinters Licht zu füh­
ren. (Zustimmung bei der O VP.) 

Denn, meine Damen und Herren, wie sind 
denn die Wahrheiten? Die Wahrheit ist auf 
alle Fälle - das ist von Dr. Androsdl im 
übrigen bestätigt worden -: Mehr als 18 Mil­
liarden Defizit für das J ahr 1 974 ! (Bundes­
minister Dr. A n  d r 0 s c  h: Das s timmt nicht! 
Die halbe Wahrheit!) 8 Milliarden Defizit, 
Herr Dr. Androsch, wurden von Ihrem Partei­
obmann als Wahnsinn bezeiChnet. Fragen Sie 
ihn wie er es bezeichnet, wenn Sie 18 Mil­
liarden Schilling Defizit haben! (Beifall bei deI 
OVP .) 

Herrn Dr. Androsch ist es bei seiner Beant­
wortung und bei Sleinen zum Teil geradezu 
von Hochmut geprägten Erklärungen offen­
sichtlich entgangen, daß sich gerade in den 
letzten Wochen, in den letzten Monaten jene 
Meldungen häufen , wonach der Bund niCht 
in der Lage ist, fällige Rechnungen zu beglei­
ch.en. Herr Dr. Androsch! AuCh wenn Sie von 
der Regierungsbank aus Zwischenrufe maChen, 
etwas, was beispielsweise gegenüber früheren 
Regierungsmitgliedern nicht geduldet wurde, 
so seien Sie trotzdem gefragt : Ist IhnJen ent­
gangen, daß beispielsweis e  die B aufirmen, die 
beim Pfänderautobahntunnelbau arbeiten, bis 
vor kurzem nicht einen nackerten Schilling 
bekommen haben? (Bundesminister Doktor 
A n  d I 0 s c  h: Bei welchem Tunnel?) Passen 
Sie auf, reden Sie nicht immer dazwischen! 
Schauen Sie dann im Protokoll nach! (Beifall 
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bei der OVP.) Ihre Lehrmeistermethoden, Herr 
Dr. Androsch, können Sie bei Ihren Jusos 
anwenden, aber bei mir nicht! (Anhaltende 
Zwischenrufe bei SPO und avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, meine Damen 
und Herren, sich zurückzuhalten ! (Zwischen­
rufe.) Ich bitte sowohl den Redner wie auch 
die Zwischenrufer sich zurückzuhalten. (Wei­
tere Zwischenrufe und Unruhe.) Also bitte, 
ich brauche keine Belehrungen. Im habe auch 
den Redner gerade gebeten, sim zurückzu­
halten, und ersuche die Zwischenrufer, sich 
ebenfalls zurückzuhalten. (Weitere Zwischen­
rufe.) Meine Damen und Herren ! Ich danke 
für Belehrungen. Ich ersudle alle, den Mini­
ster, den Redner und die Zwischlenrufer, sich 
zurückzuhalten. Schluß der Debatte l (Lebhafte 
Heiterkeit.) 

Abgeordneter Glaser (fortsetzend) : Herrn 
Dr. Androsch sind offensichtlich jene Mel­
dungen entgangen, die etwa lauten: "Bund bei 
Baufirmen in der Kreide." 

Oder:  In der "Neuen Kronen Zeitung" 
- meine Damen und Herren, die "Neue 
Kronen Zeitung" ist jene Zeitung, auf die zum 
Beispiel Herr Dr. Broda seinerzeit einen Son­
derstaatsanwalt angesetzt hat und von der die 
sozialistische "Arbeiter-Zeitung" schrieb, sie 
mÜSSle ausgeräuchert werden - steht, Herr 
Dr. Androsch. die Uberschrift : "Staat zahlt 
Schulden nur mit großer Verspätung." 

c) für den Autobahnausbau 102 Millionen 
Schilling, somit insgesamt 222,5 Millionen 
Schilling." 

"Nach dem letzten Stand unserer Erhebun­
gen" - so schreibt Dr. Haslauer weiter -
"erklärte sich aber das Bundesministerium für 
Bauten und Technik wegen der eigenen 
Finanznotlage außerstande, in absehbarer Zeit 
seine Verpflichtung.en zu erfüllen." 

Meine Damen und Herren! 20 Minuten 
Redezeit gestatten es nicht, jetzt eine Liste 
von 1 99 Rechnungen vorzulesen. 199 Rech­
nungen, Herr Dr. Androsch! (Bundesminister 
Dr. A n d r 0 s c h: Bi t te!) Das täte Ihnen jetzt 
passen, dann wäre meine Redezeit um. 
199 Rechnungen, die nicht eingelöst wurden, 
die seit Herbst des vergangenen Jahres offen 
sind. Ein paar Beispiele : "Grundeinlösun­
gen . . . (Bundesminister Dr. A n d r 0 s c h: Das 
ist nicht wahr!) Ich verbitte mir, Herr Minister, 
daß Sie dazwiscblenrufen : "Das ist nicht wahr '"  
(Beifall bei der OVP. - Abg. L i  b a 1 :  Eine 
Frechheit, was Sie sich erlauben! - Weitere 
Rufe bei der SPO: Unerhört!  - Zahlreiche 
Gegenrufe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Bitte zur Sache, meine Damen und 
Herren! (Weitere Zwischenrufe .) Ich bitte : 
Jetzt I1ede einmal ich. Herr Abgeordneter 
Glaser! Ich bitte, zur Sache zu reden. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i e r: Er redet ununterbrochen 
zur Sache!) Bitte, mich ausreden zu lassen! 

In der "Salzburger Wirtschaft" lese ich die Ich bitte, jetzt spreche ich, Herr Abgeordneter l  
Uberschrift: "Bautenministerium zahlt Rech­
nungen nicht." Und in dieser Form geht es 
weiter. 

Sie haben vorhler in einer Zwischenantwort 
auch zum Ausdruck gebracht, die Bundesländer 
würden die Rechnungen nicht zeitgerecht vor­
legen. 

Meine Damen und Herrenl Am 27. Jänner 
dieSies Jahres hat der Landeshauptmann-Stell­
vertreter von Salzburg, Dr. Haslauer - er 
ist auch der Finanzreferent - Herrn Minister 
Dr. Androsch einen Brief geschrieben und 
den wesentlichen Inhalt dieses B r�efes auch 
der Presse zur Veröffentlichung übergeben. 
In diesem Brief heißt es, Herr Dr. Androsch, 
unter anderem: 

"Zum heutigen Tag" - also am 27. Jän­
ner - "liegen bei unserer Landesbuchhaltung 
- Referat Mittelbare BundesverwaItung -
folgende von den sachlich zuständigen Dienst­
-steHen approbierte Rechnungen vor : 

a) für den Bundesstraßenausbau 1 17 Mil­
lionen Schilling, 

b) für die Bundesstraßenerhaltung 3,5 Mil­
lionen Schilling, 

Den Herrn Minister ersuche ich, sim von 
Zwischenrufen zurückzuhalten. Und allen, dem 
Minister, dem Redner und den übrigen Par­
lamentariern, sage ich: Wir sind in einer 
emotionellen Aufschaukelung der Stimmung, 
die ich verhindIern werde. 

Ich bitte weiterzureden. 

Abgeordneter Glaser (Jortsetzend) : Meine 
Damen und Herren! Ich darf also in aller 
Ruhe und Sachlichkeit feststeHen, daß ich mich 
bemühe, Tatsachen aufzuzeigen : vor allem 
durch den Bund nicht beglichene Rechnungen. 
Im habe gesagt: Ich habe vor mir eine Liste 
von 199 Rechnung/en, die seit dem Herbst 
des vergangenen Jahres approbiert sind und 
zumindest bis Ende Jänner nicht beglichen 
wurden. 

Darunter befinden sich Beträge wie "Grund­
einlösung Sonnberg" : 1 ,3 Millionen Schilling, 
"Galerie-Achselgraben" : 2,5 Millionen Schil­
ling, "Salzachbrü<ke Werfen" : 6,5 Millionen 
Schilling, "Baulos 5 - Paß Lueg" : 4,2 Mil­
lionen Schilling, "Neubau Autobahnmeisterei 
Golling" : 6,3 Millionen Schilling, "Fallstein­
graben" : 1 , 1  Millionen Schilling, "Grünwinkel-
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grabenbIÜcke" :  5,4 Millionen Schilling, 
"Deckenbaulos PuCh-Golling" : 14,3 Millionen 
Schilling, "LauterbaChgraben": 1 ,6 Millionen 
Schilling, und so geht das weiter. 

"Umfahrung Anthering" : 1 ,3 Millionen 
Schilling, "Kreuzbergmauth": 3 Millionen 
Schilling, "Baulos Obsturn" : 1 ,3 Millionen 
Schilling, "Baulos Hüttau-Ost B 99" : 1 ,8 Mil­
lionen Schilling, "Badgastein-Böckstein, 
Deckenregenerierung" :  2,2 Millionen Schilling 
und so weiter, und so fort. 

Und dann sagt der Herr Finanzminister: 
"Das ist nicht wahr ! "  Ich muß überhaupt 
sagen:  Eine derartige Form der Belehrung 
- dem einen Abgeordneten ruft er zu : Sie 
kommen offenbar nicht mit ! ,  dann ruft er von 
der MinistJerbank aus : Das ist nicht wahr!  -
hat es in diesem Parlament noch nicht gegeben. 
Das weisen wir schärfstens zurück. (Beifall 
bei der OVP.) 

Aber, meine Damen und Herren, nicht bloß 
bei den Millionenbeträgen ist der Herr Finanz­
minister nicht in der Lage, seinen Verpflich­
tungen nachzukommen. In die Sprechstunde 
des Landtagspräsidenten von Salzburg kamen 
vor kurzem einige biedere Staatsbürger, um 
ihr Leid zu klagen: Dem einen schuldet der 
Herr Finanzminister für eine Grundablösung 
1 4.750 S, dem anderen 22.000 S. Diese kleinen 
Beträge ist der Bund . . . (Zwischenrule bei der 
SPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Ich bitte, den Redner 
nicht immer zu unterbrechen. 

Abgeordneter Glaser (fortsetzend) : . . .  niCht 
in der Lage zu bezahlen. 

Oder wenn ich ein Beispiel, das bei ande rer 
Gelegenheit hier schon erwähnt wurdie, in 
Erinnerung rufe : Für die Bekämpfung der 
Maul- und Klauenseuche haben im Zusammen­
hang mit den Impfaktionen die Bundesländer 
gewaltige Beträge vorgestreckt. Durch den 
Verfassungsgerichtshof mußte der Bund ge­
zwungen werden, diese Beträge überhaupt an­
zuerkennen. Jetzt schreibt die Frau Minister 
Leodolter, sie wird im Juli etwas zahlen, 
aber nur eine erste Rate, nachdem im Jahre 
1973 zum Beispiel das Bundesland Salzburg 
bereits mehr als 4 Millionen Schilling vor­
gestreckt hat. 

Meine Damen und Herren! Eine solche Poli­
tik wird von Gewerkschaftern verteidigt, das 
ist das ganz Traurige dabei. Was würden denn 
Gewerkschafter, was würde der Herr Dallin­
ger beispielsweise, sagen, wenn ein Betrieb 
drei Monate seinen Arbeitern und Ange­
stellten keine Löhne, keine Gehälter auszahlen 
würde? Vielleicht käme der Herr Dallinger 
mit dem Universalrezept und würde saglen : 

Verstaatlichen müssen wir! - Er soll froh 
sein, daß in Osterreich noch lange nicht alles 
verstaatlicht ist, denn sonst könnte der Herr 
Finanzminister überhaupt nichts mehr zahlen. 
(Lebhafte Zustimmung bei der OVP.) 

Meine Damen und Hernenl Ich h abe mir 
die Mühe gemacht, aus den gewerkschaftlichen 
Nachrichtendiensten vergangener Jahre, aus 
der Zeit von 1966 bis 1970, einiges auszu­
heben. Wie unterschiedlich ist jetzt die Hal­
tung dier Mehrheitsfraktion, der sozialistischen 
Gewerkschafter, im Gewerkschaftsbund 
gegenüber damals! Damals wurden Resolutio­
nen gegen die Preisentwicklung bei 2,5 und 
3 Prozent Preissteigerung beschlossen - Ge­
werkschaftlicher Nachrichtendienst 1 346. Oder 
im Gewerkschaftlichen Nachrichtendienst 
1349 : Tiroler Arbeiterkammer: Die Preispoli­
tik der Bundesregierung wird auf das heftigste 
kritisiert. - Gewerkschaftlicher Nachrimten­
dienst 1 35 1 : Die Salzburger Privatangestellten 
beschließen eine Resolution gegen d i e  Teue­
rung. - Ja ich habe sogar eine R e solution 
gefunden, in der gegen die Erhöhung der Post­
und Telephongebühren protestiert wurde. 
Heute machen die sozialistischen Gewerk­
schafter mit Hilfe der Macht des Gewerk­
schaftsbundes der sozialistischen Bund esregie­
rung und vor allem auch dem sozialistischen 
Finanzminister die Mauer und beweisen 
damit, daß es ihnen nicht mehr in 'erster Linie 
um die Vertretung der Interessen der Arbeit­
nehmer dieses Landes, sondern darum geht, 
diese Regierung als Sesselkleber möglichst 
lange im Amt zu halten. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Wo blieben die mahnenden und protestie­
renden Worte sozialistischer Gewerkschafter 
etwa im Zusammenhang mit den Tarif­
erhöhungen in Wien? Ich habe vor mir ein 
Blatt liegen, es nennt sich "Wesbend" , eine 
Bezirkszeitung der Sozialisten für Neubau, 
Josefstadt und so weiter. Darin heißt es unter 
anderem im Zusammenhang mit den Preis­
und Tariferhöhungen, die 50 und 60 Prozent 
ausmachen: So sichert Wien die Grundlagen 
dies städtischen Lebens für die Zukunft. (Hei­
terkeit bei der tJVP. - Rule bei der OVP: 
Bauring!) Mit 50, 60 Prozent Erhöhung !  

Meine Damen und Herren! Der Herr Finanz­
minister hat vorhin, als ich sagte, daß er bei­
spielsweise bei den Reisegebühren und so 
weiter auch in Verzug ist, einen Zwischenruf 
gemacht; wenn er zuhören soll, hört er j a  
nicht zu, und wenn er dasitzt, redet e r  drein 
und versteht dann den Redner nicht. Reise­
gebühren für die Bundesbeamten werden nor­
malerweiSe immer in den ersten acht bis zehn 
Tagen des darauffolgenden Monats ausbezahlt. 
Aber nun müssen kleine Gendarmeriebeamte, 

136. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 87 von 93

www.parlament.gv.at



13336 Nationalrat XIII. GP - 136. Sitzung - 1 9. Feber 1975 

Glaser 

müssen Gehaltsempfänger mit 4000, 5000 S 
Monatseinkommen länger als einen Monat 
warten, Herr Präsident Benya, bis der Bund 
diese Gebühren, diese bereits getätigten Aus­
lagen, ersetzt. Bei der Gendarmerie beispiels­
weise warten die Tankstellen auf dite Bezah­
lung der Benzinrechnungen für die Streifen­
fahrzeuge durchschnittlich vier bis sechs 
Wochen, auf die Bezahlung der Kosten für die 
Beheizung der Unterkünfte der Posten­
kanzleien warten dite Kohlenhändler bezie­
hungsweise die Ollieferanten ebenfalls min­
destens einen Monat. Uberstunden, die im 
November angefallen sind, wurden erst im 
Jänner bezahlt, und in dieser Form geht es 
weiter. 

Wer da nom nicht erkennt, daß diese Poli­
tik Pleite gemacht hat, daß das Ergebnis dieser 
Politik katastrophal ist, von dem muß im 
sagen, daß ihn unser Herrgott mit Blindheit 
geschlagen hat. Wir von der OsterreichisChen 
Volkspartei wollen uns daran nidlt mitschul­
dig machen, sondern klipp und klar zum Aus­
druck bringen, daß wir dieser Politik ein ent­
schiedenes Nein entgegensetzen und daß wir 
daher dem Herrn Finanzminister im beson­
deren unser Mißtrauen ausspreChen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Wille. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Wille (SPO) : Herr Präsident I 
Hohes Haus l Der Herr Abgeordnete Glaser 
hat uns wie die avp das Angebot gemacht, 
in dieser schwierigen Zeit zusammen­
zuarbeiten. Wie diese Leerformel aussieht, 
hat er uns dann in diesen 20 Minuten, die ihm 
zur Verfügung standen, demonstriert. (Abg. 
GI a s e  r: Ich habe sie nicht ausgenützti ich 
habe noch ein paar Reserveminuten!) Ich 
glaube, Kollege Glaser, daß gerade wir Ge­
werkschafter nicht anläßlich irgendeiner ge­
schwollenen Rede von Zusammenarbeit reden 
und diese jemandem anzubieten haben, denn 

Wünsche des OGB einfach außer Streit stehen. 
Wir würden uns als Gewerkschafter sehr billig 
vorkommen, wenn wir irgendeiner Regierung 
zuliebe auf die Kritik von Mißständen ver­
zichten wollten. Auch Wienn irgend jemand 
behauptet, wir wären mit Blindheit ge­
schlagen, werden wir aber zu dieser Regierung 
stehen, weil wir davon überzeugt sind, daß 
es noch niemals eine so gewerksmaftsnahe 
Bundesregilerung und aum nom nie so große 
soziale Erfolge wie in den letzten Jahren 
gegeben hat. (Beifall bei der SPO.) 

Als diese Diskussion hier ablief, habe ich 
mich gefragt : Was bewegt die Menschen drau­
ßen in den Betriteben ? Wenn man heute in ein 
Unternehmen der Stahlindustrie, der Elektro­
industrie, der Fahrzeugindustrie oder sonst 
irgendwo hingeht, dann hört man, daß Hun­
derttausende Autos unverkauft auf den Hal­
den in Europa stehen, daß Hunderttausende 
von Fernsehgeräten gelagert sind und nicht 
verkauft werden können. Dann hören wir, 
daß in der Stahlindustrie nahezu ein Welt­
krieg ausgebrochen ist mit geradezu unvor­
stellbaren Mitteln. Plötzlich werden wieder 
Preise offeriert, die den Preisen von 1960 
und 1965 entsprechen, es erfolgen Preisreduk­
tionen im Umfang von 30 Prozent, von Län­
dern, die ihre Arbeitsplätze nicht ausgelastet 
haben - das sind die wahren Probleme in der 
Wirtsmaftl 

Wleil man die wahren Probleme nicht kennt, 
streitet man über formale Fragen der Budget­
politik. Denn wie budgetiert wird und in wel­
chem Umfang Defizite entstehen, das wird j a  
rechtzeitig ausgewiesen. E s  ist gar nicht mög­
lich, diese Defizite zum Verschwinden zu brin­
gen. Also warum, frage ich mich, diese Ner­
vosität? Weil man einfach an den Tatsachen 
des wirtschaftlichen Lebens vorbeigeht, weil 
man sich auf einen Rechtsstreit über das 
Nationalbankgesetz und ähnliches konzen­
triert, als gäbe es nicht wirklich existenz­
bedrohende Faktoren. 

wir praktizieren Zusammenarbeit seit min- Nun aber, Kollege Keimel, zu Ihren Aus­
destens 30 Jahren, und die wird in Osterreich führungen. Wenn idl mir überlege, daß für das 
respektiert. (Beifall bei der SPO.) Es ist aus Wirtschaftswachstum nicht die Regierungen 
diesem Grunde einfach befremdend, daß ein zuständig sind, sondern der Fleiß der einzel­
Gewerkschaftsfunktionär, noch dazu, wenn er nen, dann möchte ich Sie fragen: Das Wirt­
vom OAAB ist, zwar ein Angebot heuchelt, sdlaftswadlstum in der OECD wird 1975 null 
in Wirklidlkeit aber nicht nur Kampf ansagt Prozent betragen. Also gibt es dort keinen 
in einer klaren Auseinandersetzung, sondern Fleiß mehr? Muß dort nicht staatliche Wirt­
nichts anderes zu bieten hat als eine fixierte schaftspolitik betrieben werden? Dort braucht 
Gegnerschaft, die durch nichts zu begründen man den Menschen nur zu sagen : Arbeitet 
ist. endlich wieder fleißig, die Regierung hat mit 

Ich möchte ganz klar darauf hinweisen, 
Wirtsmaftswachstum nichts zu tun l 

daß der OGB zum wiederholten Male dieser Das ist ein MißVlerständnis über Wirtschafts-
Regierung und jeder Regierung zuvor zu ver- politik, in dem Sie leben, und zwar ein sehr 
stehen gegeben hat, daß die Forderungen und atemberaubendes. (Abg. Dr. K 0 h I m  a j e  r: 
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Wille 

Aber Dallinger hat ja vor kurzem gesagt, 
die schlechten Unternehmensführungen sind 
schuld an den Entlassungen!) 

Wenn ich mir bei allem Respekt für gut 
geführte Unternehmungen - wir stehen nie 
an, Leistungen anzuerkennen - ansehe, was 
sich hier in den letzten Tagen zeigt, so muß 
ich sagen : Das ist j a  wirklich geradezu atem­
beraubend. Wenn Sie daran denken, daß seit 
Jahr und Tag nur mehr herumgefuhrwerkt 
wird in einigen Unternehmungen und dann zu 
den Landesregierungen gepilgert wird, um die 
Aktien zu hinterlegen und wieder 40 Mil­
lionen zu kriegen, obwohl sie in Schulden 
bis über den Mund stecken, dann würde iCh 
Sie fragen, was es hier anerkennend zu ver­
merken gibt. (Abg. Dr. K 0 h I m a i  e I: Und 
daran is t keine Wirtschaftspolitik schuld?) 

Wir sind dabei, klar zu unterscheiden zwi­
schen Unternehmenspolitik und zwischen 
Wirtschaftspolitik des Staates. (Abg. Doktor 
K 0 h I m a i e r: Ja, wenn es gut geht, ist es 
Ihr Verdienst, wenn es schlecht geht, ist es 
die Schuld der anderen!) Und wir denken 
nicht daran, die Wirtschaftspolitik einzelner 
Unternehmungen einfach abzukanzeln, weil 
wir glauben, daß dieSle Leistungen mit den 
Leistungen der Bundesregierung nicht in Ein­
klang zu b ringen wären. 

Es gibt j etzt fünf Jahre sozialistischer Regie­
rung. Schauen wir uns an, wie sich diese 
Wirtschaft entwickelt hat. Gibt es denn über­
haupt jemanden außerhalb der OVP, der diese 
fünf Jahre Aufbauarbeit in Europa nicht als 
einzigartig darstellt? Außerhalb der OVP gibt 
es niemanden! Wo immer man eine Zeit­
schrift, eine Zeitung aufschlägt, ist von der 
Anerkennung dieser österreichischen Entwick­
lung die Riede. (Beifall bei der SPO.) 

Wir waren diese fünf Jahre, was das 
Wachstum betrifft, immer in der Spitzen­
gruppe. Wir waren, was die Teuerung 
betrifft, immer im unteren Drittel. Was könnte 
eine Wirtschaft anderes wollen, als im 
Wachstum führend zu sein und in der TeUle­
rung im unteren Drittel zu bleiben? Wenn man 
das erreicht hat, mit dem Fleiß des Oster­
reichers, mit der Tüchtigkeit auch der Ge­
werbetreibenden und der Bauern - das sind 
wir Slehr gerne bereit anzuerkennen - und 
mit dem Fleiß der österreiChisChen Arbeiter, 
dann ist einfach kein Grund sichtbar, jetzt, 
wo es sehr, sehr ernst wird, weil die Pro­
bleme, die die Welt geboren hat, auf uns 
zukommen, nicht zusammenzustehen, zwar 
von Zusammenarbeit zu faseln, in Wirklich­
keit aber nur zu polemisieren. 

1 975 wird das Wachstum in der OEeD 
null Prozent betragen. Dieses ominöse Null-

wachstum ist rascher erreicht worden, als viele 
von uns angenommen haben. Wir Osterreicher 
rechnen immer nom damit, daß wir 3 oder 
3,5 Prozent Wamstum !erzielen. Das ist einzig­
artig! Wir werden in den OEeD-Staaten eine 
Teuerung von rund 12 Prozent haben, wir 
Osterreicher werden wieder unter 10 Prozent 
liegen. Ich frage mich wirklich, was es da so 
"Großartiges" gibt, diese Regierung herabzu­
setze n  und dem Finanzminister, der zu dieser 
Entwicklung in entscheidender Weise beige­
tragen hat, das Mißtrauen auszuspremen. 
(Beifall bei deI SPO.) Es handelt sim hier 
offensidltlkh um einen politischen Gag für 
die österreichische Offentlichkeit. (Ruf bei der 
OVP: Eine Träne für den Finanzminister!) 

Jetzt würde ich nom bitten, etwas zu be­
denken., Das Bruttonationalprodukt Oster­
reichs wird 1975 rund 700 Milliarden Schilling 
betragen. 700 Milliarden Schilling! Und wenn 
es der Teu�el wirklidl haben will und die 
Probleme, die heute in Europa vorhanden sind, 
von Osterreidl nicht ferngehalten werden kön­
nen, weil wir eben eine Außenhandelsver­
flechtung von 30 Prozent haben und weil wir 
integriJert sind in dieses Europa, dann, muß 
ich sagen, wäre es sehr wohl gerechtfertigt, zu 
prüfen, ob beispielsweise eine Steuerquote von 
37 Prozent der Weisheit letzter Schluß ist, 
wenn andere Länder eine Steuerquote von 
44 oder gar von 46 Prozent haben. Eine Er­
höhung der Steuerquote um ein oder zwei 
Prozent wäre jedenfalls schon 7 oder 1 4  Mil­
liarden Schilling. Man muß nämlich auch 
sehen, wenn man von 7 Milliarden redlet : 
Was bedeutet denn das im Rahmen des 
Bruttonationalproduktes? Man darf das nicht 
nur so hinwerfen für irgendeinen uneinge­
weihten Betrachter. 

Der Anteil des Defizits am Bruttonational­
produkt hat sich in den letzten Jahnen ver­
ringert, er war in der Zeit von 1970 bis 1975 
geringer als von 1966 bis 1969. Ich frage mich 
also, wo diese kritischen Stimmen herkommen. 
Die Staatsausgaben in diesen fünf Jahren 
sind weniger gestiegen als das Bruttonational­
produkt. Was stärker gestiegen ist, und zwar 
wesentlich, sind die Ausgaben der Bundes­
länder. Ich habe aber noch niemanden ge­
hört, der die Ausgabenpolitik der Bundes­
länder kritisiert hat. Audl sie ist aber sehr 
maßgeblich dafür verantwortlich, wie sich 
unsere lJebenshaltungskosten entwickeln. 

Die Ausgabenpolitik des Staates 
(Zwischenrufe bei der OVP.) Regen Sie sich 
nicht auf, hören Sie einmal zu ! Sie müssen 
nicht alles dem Kollegen Glaser nachmachen! 
Jetzt macht er einen ziemlich ,ersdlöpften Ein­
druck, nachdem er sich so aufgeplustert hat. 
(Heiterkeit bei der OVP.) 
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Wille 

Ich bin aber auch im höchsten Maße ver­
wundert, wenn der Kollege Stix plötzlich die 
Behauptung aufstellt, fünf Milliarden Reser­
Vlen im Familienbeihilfenfonds wären einfach 
nicht zu verantworten. Die fünf Milliarden 
müßten ausgegeben werden, die dürften nie­
mandem vorenthalten werden. Als gäbe es 
möglicherweise nicht auch in der Familien­
politik schwierigere ZJeiten und als gäbe es 
dann nicht auch die Notwendigkeit, gerade in 
der Familienpolitik mehr als in normalen Zei­
ten zu tun. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Ich möchte noch kurz darauf hinweisen, 
daß die Staatsverschuldung in Osterreich rund 
40 Prozent, gemessen am Budget, beträgt. In 
anderen europäischen Ländern, in der Bundes­
republik zum Beispiel, liegt sie bei 50 Pro­
zent, in der Schweiz bei rund 60 Prozent, 
in den Vereinigten Staaten bei über 150 Pro­
zent. 

Also wo ist denn hier der Grund für diese 
entsetzliche Aufregung zu finden? - Wahlen 
kommen wieder, und da werden Sie sehr früh 
nervös ! (Abg. Dr. K 0 h 1 m  a i e r: Wieso? "",Vir 
wollen ja Wahlen!) 

Ich habe großes Verständnis dafür, daß Sie 
um die Mehrheit ringen und daß Sie sich 
darum bemühen (neuerlicher Ruf des Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r), aber dann reden Sie nicht 
von Zusammenarbeit, solange Sie sich so auf­
führen, wie Sie das heute getan haben. (Hei­
terkeit und Zwischenrufe bei der OVP.) 

Berücksichtigen Sie zudem neben diesem 
Wirtschaftswachstum, neben dieser relativen 
Stabilität noch, wie sich die Wielt in diesen 
fünf Jahren verändert hat : Die Verträge mit 
den Europäischen Gemeinschaften, die Mehr­
wertsteuer, die Sie nie rechtzeitig einführen 
konnten - wir haben sie eingeführt -, das 
Stahlgesetz, das Buntmetallgesetz, die neue 
Gewerbeordnung, ein n!eues Strafrecht -
Jahrhundertgesetze sind entstanden I -, die 
Lohnfortzahlung für die Arbeiter sind endlich 
WirklichkJeit geworden (Ruf des Abg. S u p­
p a n) ,  und wieder eine sehr beachtliche 
Steuersenkung ! 

Wenn man zudem noch die Lohnpolitik 
einer kritischen Betrachtung unterzieht und 
dabei weiß, daß die Lohnquote am Volksein­
kommen 1975 rund 70 Prozent betragen wird, 
wird niJemand sagen können, lieber Kollege 
Glaser, daß der OGB irgend j emandem gegen­
über da sehr freundlich war, sondern der OGB 
hat seine Aufgabe in vollem Umfange erfüllt. 

Wir haben dabei aber auch die Wirtschaft 
nicht vernachlässigt, sonst wäre es nicht mög­
lich gewesen, daß die Wirtschaft 30 ProZient 
des Bruttonationalprodukts investiert. Wir 
haben versucht, einen vernünftigen Ausgleich 

zu finden, und dieser vernünftige Ausgleich 
soll nicht dazu führen, daß uns eine schwarze 
Opposition vorwirft, Osterreich oder die Bun­
desI1egierung sei konkurs reif. (Ruf des Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r.) 

Dieser Bundesregierung gebührt für ihre 
Arbeit unser herzlicher Dank, und es wäre 
wünschenswert, daß Ihnen etwas anderes ein­
fällt als eine penetrante Schwarzmalerei. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Staudinger. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Staudinger (OVP) : Hohes 
Haus ! Sehr geehrte Damen und Herren! Wer 
sich Sinn für Humor bewahrt hat, wird dem 
Gänsefüßchen-Sozialpartner und potentiellen 
Verstaatlicher der Zuckerindustrie, Abgeord­
neten Dallinger, dafür dankbar sein, daß er 
sich darüber mokiert hat, daß der Mißtrauens­
antrag nicht vom Abgeordneten Koren oder 
vom Abgeordneten Mode eingebracht worden 
war, sondern vom Abgeordneten Keimel. Wol­
len Sie damit sagen, Herr Kollege Dallinger, 
daß Sie dem Mißtrauensantrag zustimmen 
würden, wenn er von Dr. Koren oder von 
Dr. Mock. hier eingebracht worden wäre? 
Wenn ja, geben Sie uns ein Zeichen, wir sind 
verhandlungsbereitl (Heiterkeit und Beifall 
der OVP.) 

Im übrigen hat der Abgeordnete Dallinger 
vom Gegenstand der dringlichien Anfrage weg 
wie alle seine Kollegen sehr schnell die Kurve 
gekratzt und ist auf allgemeine wirtschaftliche 
Fragen zu sprechen gekommen. Er hat dabei 
großzügig unterstellt, wir hätten behauptet, 
die öSl1erreichische Wirtschaft sei pleite, und 
nicht gesagt, was wir behauptet haben, näm­
lich daß diese Regierung und diese Finanz­
politik pleite sind. 

Der Grund, warum wir diese dringliChe An­
frage mit dem Mißtrauensantrag eingebracht 
haben (Zwischenrufe bei der SPO), ist eben 
d�e Pleite der Verschleierungs taktik, die Pleite 
der Vernebelung, hinter der sich noch die viel, 
viel schwerere und sChwerwiegendere Pleite 
der Finanzpolitik dartut. (Zus timmung bei der 
OVP.) 

Herr Finanzminister und sehr geehrte 
Da:mJen und Herren! Diese Verschleierungs­
politik hat nicht erst in der letzten Zeit ange­
fangen, sondern sie rührt von länger her. 
Wenn etwa der Herr Finanzminister bei seinen 
Budgetreden die Ansätze des bevorstehenden 
Budgetjahlles mit dem voraussidltlichen Erfolg 
des vorangegangenen Jahres verglichen hat, 
um den Ansdlein zu erwecken, als seien seine 
Budgets stabilitätskonform, was s�e in Tat 
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Staudinger 

und Wahrheit einfach nicht sind, wie das 
Jahr 1974 schlagend beweist, so zeigt sich 
das. Ich muß noch. einmal, wie bereits ge­
schehen, Professor Horst Knapp zitieren, der 
sagt, es bestehe ech.te Besorgnis darüber, daß 
sich ein Finanzminister , der genau weiß, daß 
die Situation der Staatsfinanzen die denkbar 
prekärste ist, aus G ründen der Parteiräson 
dazu hergibt, das G egenteil zu behaupten. 
Und derselbe Professor Horst Knapp redet 
von der Unverfrorenheit, mit Wlelcher der Herr 
Finanzminister hier vorgeht und nicht nur 
das österreichische Parlament, sondern die ge­
samte Offentlichkeit über die wahre Gegeben­
heit hinwegtäuschen will ! (Neuerliche Zustim­
mung bei der OVP.) 

Weitere Beweise dafür : Der Herr Finanz­
minister hat in der Anfragebeantwortung am 
22. Oktober 1974 gesagt, Mehreinnahmen aus 
öffentlichen Abgaben würden in der Höhe von 
3 MilliardJen Schilling zu erwarten sein. Am 
1 3 . Dezember 1974, zu einem Zeitpunkt, als es 
die Spatzen bereits von den Dächern pfiffen, 
wie es mit dem Staatshaushalt wirklich aus­
schaut, hat der Herr Finanzminister auf die 
Frage 4, die damals gestellt worden war, noch 
einmal ausdrücklich von diesen 3,5 Milliarden 
zu erwartenden Mehreinnahmen geredet. Bei 
der Frage 8 hat er wieder ausdrücklich von 
3,5 Milliarden Schilling Mehreinnahmen ge­
redet. Auf die Frage 10 hat er damals wort­
wörtlich erklärt, "daß die zur Bedeckung von 
Mehrausgaben erwarteten Mehreinnahmen 
hereinkommen werden".  (Abg. Doktor 
S c  h 1 e i n  z e r: So ist es!) 

Heute stellen wir die Antwort gegenüber, 
die der FinanzministJer gegeben hat, und 
fragen Sie, ob die Ziffern und Daten, die 
Zahlen, die von uns genannt worden sind, 
tatsächlich "Horrorzahlen" gewesen sind oder 
nicht. 

Der Herr Finanzminister hat auf die Feststel­
lungen des Abgeordneten Glaser, wir haben 
per 1 974 mit einem Abgang von 18 Mil­
liarden Schilling zu redmen, sichtbar den Kopf 
geschüttelt und einen Zwischenruf gemacht, 
den ich nicht verstanden habe ! Sie haben 
heute gesagt: Die Gesamtausgaben des Bun­
des im Jahre 1974 werden sich auf 167 Mil­
liarden Schilling belaufen und die Gesamtein­
nahmen auf 1 49 Milliarden Schilling, und wenn 
mein "Computer" funktioniert, dann ist die 
Differenz 18 Milliarden Schilling! Stimmt das 
oder stimmt das nicht? I Bei 1 0,9 Milliarden, 
die präliminiert gewesen sind, eine Erhöhung 
von mehr als 70 Prozent! Kann man da von 
einer Pleite reden oder nicht?!  (Lebhafte Zu­
stimmung bei der OVP. - Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

Am 22. Oktober 1 974 hätte vielleicht ein 
Finanzminister - allerdings nur einer, der 
von der sozialistischen Fraktion gestellt 
wird - noch behaupten können, er habe keine 
Ahnung von den voraussichtlichen Mehraus­
gaben oder Mindereinnahmen, aber am 
1 3. Dezember 1 914 war diese Möglichkeit der 
Rechtfertigung tatsächlich nicht mehr gegeben. 
Entweder war der Herr Finanzminister am 
13 .  Dezember 1974 noch ahnungslos, was, 
wenn er das zugibt beziehungsweise wenn er 
das behauptet, mehr oder minder ein poli­
tischer Selbstmord wäre - das wäre nämlich 
Grund genug, dem Herrn Finanzminister das 
Mißtrauen auszusprechen -, oder aber er hat 
ganz genau gewußt, wie die Situation ist, 
und hat dem österreichischen Parlament auf 
eine dringliche Anfrage - das Parlament und 
nicht nur die OVP-Abgeordneten haben ange­
fragt! - nicht die Wahrheit gesagt, hat die 
Wahrheit verschleiert! Das nennen Sie eine 
demokratische Politik ! Zu einer solchen Poli­
tik klatschen Sie noch Beifall! Wann jemals 
ist solches von der Osterreichischlen Volks­
partei geschehen - das frage ich auch die 
Kollegen von der Freiheitlichen Partei -, und 
wann jemals hätten Sie sich so etwas gefallen 
lassen, selbst wenn wir auf die Idee gle­
kommen wären, so  etwas zu tun? ! (Ne.uerliche 
Zustimmung bei der avp.) 

Ein Defizit per 1 974 von 18 Milliarden Schil­
ling : Wem das nicht Grund ist zum ErsChau­
ern, wem das nicht Grund ist, die Situation 
als entsetzlich zu bezeichnen, als eine PleitJe 
oder, um mit dem Herrn Bundeskanzler zu 
reden und das neue Wort zu gebrauchen, als 
"horribel" zu b ezeichnen, wem das nicht 
Grund dazu ist, muß ich sagen, er hält sich 
offenbar mit Gewalt nicht nur die Augen zu, 
sondern auch die Ohren, er will nichts sehen 
und er will nichts hören, nur um die kata­
strophale Situation nicht zugeben zu müssen. 
(Anhaltende Zwischenrufe bei der SPO.) 

Die Aussichten auf das Jahr 1975 sind dem­
entsprechend natürlich noch katastrophaler, 
weil d�e Ausgangsbasis von 1974 durch die 
Entwicklung mittlerweile längst über den Hau­
fen geworden ist. Wenn der Herr Finanz­
minister insgesamt einen Abgang mit Kon­
junkturausgleich und Konjunkturbelebung 
von etwa 22,5 Milliarden Schilling präliminiert 
oder im Normalbudget, im Grundbudget mit 
16,3 Milliarden Schilling, dann erschauern wir 
bei dem Gedanken (Abg. S k r  i t e  k: Schon 
wieder!), welche Entwicklung uns für das Jahr 
1975 noCh bevorsteht I 

Nur Ahnungslose,  nur Kinder, die im Dunk­
len die Augen zumachen, oder nur sozialisti­
sche Abgeordnete können verleugnen, daß die 
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Situation derart ist, daß das Wort "Pleite" gebnisse - mit einer einzigen Zacke, die 
mehr als zutreftiend ist. (Zustimmung bei der nicht darüber hinausgegangen ist - ständig 
OVP.) abgefallen ist. Das ist nämlich auch eine 

Der Herr Finanzminister hat heute die 
Finanzschuld . . .  (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Am 
5. Oktober wird es eine Pleite geben für diese 
Demagogen! Gegenrufe bei der OVP. - Prä­
sident Dr. M a l  e t a  gibt das Glockenzeichen.) 
Herr Abgeordneter Dr. Fischerl Haben wir ein 
Defizit per 1 974 von 1 8  Milliarden Schilling 
oder nicht? Widersprechen Sie dem, was der 
Herr Finanzminister gesagt hat oder nicht? 
Und wenn wir ein solches Defizit haben: Ist 
das nun "horribel", oder ist es das nicht? -
Wenn es das nicht ist, Herr Abgeordneter 
Fischer, dann frage ich mich, mit welchen 
Gründen der Herr Staatssekretär Veselsky im 
Jahre 1 968 sagen konnte: Vor uns tun sich 
Abgründe von strukturellen Budgetdefiziten 
auf! Damals, bei Budgetdefiziten von 8 Mil­
liarden Schilling. Jetzt, bei 1 8  Milliarden Schil­
ling, ist das kein Abgrund? Ist das immer 
nom ein Grund, Beifall zu klatschen und die­
ser Regierung ausdrücklich das Vertrauen aus­
zusprechen? 

Der Herr Finanzminister hat die Finanz­
schuld per Ende des Jahres 1 974 mit 6 1 ,4 Mil­
liarden Schilling in der heutigen Anfrage­
beantwortung angegeben. Von den 10 Mil­
liarden Schilling, die er etwa im Laufe des 
Jänner, in diesen sechs Wochen des neuen 
Jahres, aufgenommen hat, sind natürlich etwa 
6 bis 7 Milliarden Schilling notwendig zur 
Finanzierung des zusätzlichen Abganges 1 974. 
Das heißt also, daß sich allein die Finanz­
schuld - die Finanzschuldl - auf rund 68 Mil­
liarden Schilling beläuft. Zum Vergleich: 
43 Milliarden Schilling Ende des Jahres 1 969. 

Dann macht der Herr Finanzminister wieder­
holt folgende Rechnung:  Gemessen am 
Bruttonationalprodukt ist die Finanzschuld 
nicht höher, als sie etwa 1 968/1969 gewesen 
ist. Er selbst aber, dem ich das bestimmt nicht 
zu erklären brauche, weiß natürlich ganz 
genau, daß 1 967 und 1 968 das Deficitspending 
die einzige vernünftige Politik gewesen ist. 
Und er, Dr. Androsch - ich habe die Proto­
kolle nachgelesen -, hat sich als Abgeord­
neter sehr differenziert ausgedrückt und gegen 
diese Politik nie ausdrücklich Stellung be­
zogen. 

Aber mittlerweile haben wir die längste 
Hochkonjunkturphase, der sich Osterreich 
jemals erfreut hat. (Rufe bei der SPO: Bravo!) 
Ich darf Sile darauf hinweisen, bitte schön, daß 
wir 1970 - ein Jahr, von dem Sie sicher nicht 
sagen, daß Sie es sicll auf den Hut stecken 
können - das höchste Wirtschaftswachstum 
gehabt haben und daß seit 1970 das Wirt­
schaftswachstum trotz aller erfreulichen Er-

Realität. 

Aber in dieser Zeit der Hochkonjunktur, 
in der normalerweise natürlich die Staats­
schulden hätten vermindert werden müssen, 
am Ende dieser längsten Hochkonjunktur, zu 
der sich die Staatseinnahmen um 1 02 Prozent 
erhöht haben, sind wir in einer Situation, in 
der die Staatsschulden am höchsten sind und 
in der die Staatskassen so leer sind wie nie­
mals zuvor. Das ist es, was uns für die Zukunft 
mit Sorge erfüllt. Im Zuge einer Abflachung 
des Wirtsmaftswachstums und bei krisen­
haften Erscheinungen auf den Weltmärkten 
soll nämlich der Staatshaushalt zu einer 
ambitionierten Konjunkturpolitik in der Lage 
sein. Dafür stehen einfaCh. die Mittel nicht 
mehr zur Verfügung, weil ja obskure Ge­
schäfte gemacht werden müssen, um die lau­
fenden Verbindlichkeiten nur einigermaßen 
decken zu können. 

Wer da nicht von einer "Pleite" redet und 
wer da nicht einsieht, daß man in dieser 
Situation einen Mißtrauensantrag stellen muß, 
weil diese Politik gescheitert ist, weil sie uns 
in die Pleite geführt hat, dem kann man nur 
sagen : Selig die Ahnungslosen; gebe Gott, 
daß sie nicht aufgeweckt werden; sie schweben 
immer noch über den Wassern, in die sie 
längst hineingeplumpst sind, und merken es 
nicht einmal. (Zustimmung bei der OVP.) 

Der Herr Finanzminister . , .  (Zwischenruf 
de.s Abg . Dr. F i s  c h e r.) Bitte? (Abg. Doktor 
F i s  c h e r: Ist das Kabarett oder Rede, was 
Sie da produzieren?) Herr ,Abgeordneter Dok­
tor Fischer l Seien Sie nicht neidisch, wenn 
ich mir irgendwo eine nette Formulierung 
angelesen habe und sie gebrauche I Ich klatsche 
Ihnen Beifall, wenn Sie einmal eine nette 
bringen. (Beifall bei der OVP. - Zwischen­
rufe bei der SPO.) 

Der Herr Finanzminister sagt : Die Staats­
finanzen sind in Ordnung, das Budget ist 
konsolidiert. - Das ist nicht nur Ver­
schleierung. Das ist eine massive Beleidigung 
des Parlamentes ! Uns - von Ihnen rede ich 
nicht - für so dumm anzuschauen, daß wir 
ihm das abnehmen, ist eine Beleidigung, zu 
der ich nur sagen kann: Ich fasse sie als per­
sönlich auf. (Zustimmung bei der OVP.) 

Die Verwaltungsschuld : 1969 : 1 5  Milliarden 
Schilling, 1971 : 31 Milliarden Schilling, 1974 : 
31 Milliarden Schilling. Und gar nicht zu reden 
von den außerbudgetären Finanzierungen. 
Glauben Sie, daß Sie wirklich glaubhaft be­
haupten können, wir hätten diesen Miß­
trauensantrag ohne Grund eingebracht? 
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Nun noch ein Wort zu dieser Notenbank­
affäre. Auf unsere dringliche Anfrage vom 
13. Dezember 1974 hat der Herr Finanzminister 
gesagt, es seien seitens des Bundes keine Ver­
einbarungen getroffen worden. Die 
sozialistische Fraktion hat, wie zu jeder 
anderen Erklärung, Beifall geklatscht, obwohl 
der Herr Finanzminister diesen dubiosen, obs­
kuren Vorgang nicht einmal ausdrüddich be­
stritten hat, also an der Tatsache kein Zweifel 
bestand. 2 Milliarden Schilling wurden auf 
obskure Art und Weise finanziert I 

Warum? Weil in den Staatskassen aus­
reichend Geld da ist? Oder ist nicht wenigstens 
das ein Signal dafür, daß wir mitten in der 
Pleite sind und daß keine andere Möglichkeit 
mehr besteht, als in echter Gesetzesübertre­
tung Finanzierungen möglich zu machen? 

Der Herr Finanzminister hat dem Parlament 
mit dieser Beantwortung die Antwort ver­
weigert und hat verschleiert. Mir kommt das 
so vor, als gingen seine Steuerprüfer hinaus 
und fragten die Steuerpflichtigen : Haben Sie 
Schwarzgesthäfte gematht? Und der 
Steuerpflichtige sagt: Schauen Sie nach in mei­
nen Büchern i wenn nichts eingetragen ist, 
habe ich keine Schwarzgeschäfte gemacht. -
Und der Steuerprüfer würde B eifall klatschen 
und sagen: Welch eine intelligente Antwort I 
- Sie haben auf eine Antwort, die genau 
auf derselben Linie liegt, Beifall geklatscht. -
Zu einem solchen Irrsinn sagen wir natürlich 
nicht ja. 

Zurückgenommen oder nicht: Hier ist eine 
reChtswidrige Finanzierung geschehen, die der 
Herr Finanzminister am 1 3 .  Dezember 1974 
nicht damit erklärt hat: Was wollt ihr, es ist 
doch alles in Ordnung, wir haben das zwar 
gemachtl, sondern er hat offenbar ein schlech­
tes Gewissen gehabt, hat das zu verschleiern 

. 

versucht und hat gesagt : Der Bund hat keine 
Vereinbarungen getroffen. 

Das Parlament falsch informiert: In anderen 
Demokratien ist das ein Grund, daß der 
Finanzminister, daß der zuständige Minister 
von sich aus den Hut nimmt und geht. 

Herr Abgeordneter Wille !  Wir sind bereit 
zur Zusammenarbeit, wenn es darum geht, 
aus der Pleite, in die Sie uns hineingeführt 
haben, wieder herauszukommen. Aber wenn 
es darum geht, zu einem Pokerspiel, bei dem 
der Pokerspieler schon keine Karten mehr in 
der Hand hat, noch ja zu sagen und so zu 
tun, als spielten wir mit - da machen wir 
nicht mit. Diesen Irrsinn können Sie nicht 
von uns verlangen! (Anhaltender Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über den Entsmließungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Keimel und Genossen be­
treffend Versagen des Vertrauens gegenüber 
dem Bundesminister für Finanzen gemäß 
Artikel 74 Abs. 1 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes. 

Der Herr Generaldirektor Dr. Kienzl hat in Zu einem solchen Beschluß des National-
der "Arbeiter-Zeitung" vom 3 1 .  Jänner 1975 rates ist gemäß § 61 Abs. 5 Geschäftsordnung 
gesagt : Jawohl, das sei eine Rechtsverletzung, dile Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
sie sei aber früher auch passiert. erforderlich. 

Der Herr Finanzminister sagt, das ist demen­
tiert worden, das ist zurückgenommen worden. 
Ich zitiere : In dem strittigen Punkt der Noten­
bankfinanzierung erklärte Herr Generaldirek­
tor Kienzl, "daß durch diese Transaktion nach 
dem Wortlaut des Notenbankgesetzes zwar 
der Paragraph 41 verletzt worden sei . . .  , daß 
diese Verletzungen aber schon seit Jahren 
vorkommen". 

Halten Sie es wirklich für möglich, daß sich 
ein Journalist das aus den Fingern saugt, weil 
nun der Herr Generaldirektor Kienzl sagt, 
er hat das nie gesagt - und auch das höch­
stens nur einmal oder zweimal? - Emen 
solchen Irrsinn machen wir selbstverständlich 
nicht mit! 

Ich stelle zunächst die Anwesenheit der ver­
fassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der Mit­
glieder fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag Dr. Keimel ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Das ist die Minderheit. A b g e l  e h  n t. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für mor­
gen, Donnerstag, den 20. Februar, um 9 Uhr 
ein. 

Diese Sitzung findet zur Abhaltung einer 
Fragestunde statt. Außerdem erfolgen all­
fällige in der Geschäftsordnung vorgesehene 
Verlautbarungen des Präsidenten. 

Die Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n. 

SchIu6 der Sitzung : 19 Uhr 10 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. L61 10065 
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